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Vorwort

Die Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) hat im Januar 

2023 sieben Sachverständige in die Zehnte Familienberichtskommission zum Thema 

„Unterstützung allein- und getrennterziehender Eltern und ihrer Kinder – Bestands-

aufnahme und Handlungsempfehlungen“ berufen. In der Kommission waren mit Prof. 

Dr. Miriam Beblo, Prof. Dr. Mathias Berg, PD Dr. habil. Christina Boll, Prof. Dr. Raimund 

Geene, Prof. Dr. Michaela Kreyenfeld, Prof. Dr. Anne Lenze, Prof. Dr. Kirsten Scheiwe, 

Prof. Dr. Pia Schober und Prof. Dr. Holger Stichnoth die Disziplinen Volkswirtschafts-

lehre, Soziologie, Rechtswissenschaften, Soziale Arbeit und Gesundheitswissenschaften 

vertreten. Obwohl damit bereits ein disziplinär breites Spektrum abgedeckt war, hat 

sich die Kommission zu verschiedenen Themen zusätzlich von zahlreichen Expertinnen 

und Experten beraten lassen. Neben zahlreichen Anhörungen wurden insgesamt acht 

schriftliche Expertisen vergeben, die ein umfangreiches Spektrum an Themen umfasst 

haben, wie u.a. die Fremd- und Eigenwahrnehmung von Alleinerziehenden, Vermögen 

und Familienform, Jobcenter-Betreuung von Alleinerziehenden, die Erfahrung von 

Alleinerziehenden mit Flucht- und Migrationshintergrund, Alleinerziehende von Kindern 

mit Beeinträchtigung wie auch Alleinerziehende in der Schuldnerberatung. Zu den Auto

rinnen und Autoren der Expertisen zählten: Prof. Dr. Harald Ansen, Prof. Dr. Susanne Dern, 

Prof. Dr. Dorothee Frings, Prof. Dr. Stefan Heilmann, Dr. Sylvia Keim-Klärner, Dr. André 

Knabe, Dr. Christopher Kofahl, Prof. Dr. Philipp Lersch, Dr. Nadja Milewski, Dr. Stefan 

Nickel, Dr. Sally Peters, Dr. Melanie Rühmling, Prof. Dr. Maria Wersig und Marén Wins. 

Mit Bedauern möchten wir den frühen und plötzlichen Tod von Prof. Dr. Harald Ansen 

erwähnen, der im Juli 2024 unerwartet verstorben ist.

Ähnlich wie schon beim Neunten Familienbericht war es uns ein besonderes Anliegen, 

dass nicht nur der Bericht, sondern auch die Expertisen einer breiten Öffentlichkeit zur  

Verfügung gestellt werden. Aus diesem Grund haben wir uns für eine Online-Publikation 

aller Expertisen entschieden, die über den Server des Deutschen Jugendinstituts, an dem  

auch die Geschäftsstelle angesiedelt war, heruntergeladen werden kann. Die Inhalte der 

Expertisen werden ausschließlich von den Autorinnen und Autoren selbst verantwortet.

Die Sachverständigenkommission möchte den Autorinnen und Autoren der Expertisen 

ihren herzlichen Dank aussprechen. Durch die Fülle zusätzlicher Informationen und 

die detaillierte Sachkenntnis wurden entscheidende Abschnitte des Berichts erheblich 

bereichert. Für die zügige, kompetente und engagierte Zusammenarbeit bedanken wir 

uns herzlich.

Berlin im November 2024

Prof. Dr. Michaela Kreyenfeld (Vorsitzende der Sachverständigenkommission des Zehnten Familienberichts)
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Einleitung 
In der Expertise verwenden wir den etablierten, inzwischen aber nicht mehr un­
umstrittenen Begriff  Alleinerziehende. Dahinter verbergen sich unterschiedliche 
Familienkonstellationen und für einen Teil der Betroffenen auch besondere sozial­
ökonomische Belastungen, deren Berücksichtigung für die Analyse des Ver- und 
Überschuldungsrisikos und die Erarbeitung von Empfehlungen für die Weiterent­
wicklung angemessener Unterstützungsformen erforderlich ist. Alleinerziehende 
werden alternativ u. a. als Ein-Eltern-Familien bzw. „Single-Parent-Family“ 
(vgl. Hammer 2022, S. 13) oder als Elternteile ohne Partner mit Kindern (Zartler/
Berghammer 2023, S. 543) bezeichnet. 

Gemeint sind bei allen Begriffen die folgenden Kennzeichen, die auch in der amt­
lichen Statistik zugrunde gelegt werden: Es handelt sich ganz überwiegend um 
Mütter und quantitativ in einem geringen Umfang um Väter, die ohne Partner 
oder Partnerinnen mit minder- oder volljährigen leiblichen, Adoptiv-, Stief- oder 
Pflegekindern in einem Haushalt leben. Sie sind ledig, geschieden, verheiratet-
getrennt-lebend oder verwitwet, etwa ein Fünftel lebt in einer Partnerschaft ohne 
Haushaltsgemeinschaft (vgl. Hammer 2022, S. 13). Der Status „alleinerziehend“ 
umfasst gleichwohl verschiedene Lebensformen, die in den Statistiken nicht an­
nähernd zum Ausdruck kommen. So werden verschiedene Betreuungsmodelle, 
darunter das Wechsel- und Nestmodell, ebenso wenig erfasst wie die Dauer des 
Alleinerziehens, leben doch beispielsweise zwei Jahre nach einer Trennung etwa ein 
Drittel der Betroffenen wieder mit einer Partnerin bzw. einem Partner zusammen 
(vgl. Lenze/Funcke/Menne 2021, S. 4).  Zu berücksichtigen ist überdies, dass 
Alleinerziehende – entgegen stereotyper Vorstellungen – nicht per se alleine für die 
Erziehung und Versorgung der Kinder zuständig sind. Die Varianten reichen von 
faktischem Alleinerziehen bis zur geteilten Betreuung in paritätisch verteilten Auf­
gaben und der gemeinsamen Abstimmung alltäglicher Entscheidungen. Ergänzend 
zu den schon genannten Begriffsvarianten kommen vor diesem Hintergrund Bezeich­
nungen wie Trennungsfamilien oder Getrennterziehende (vgl. BMFSFJ 2021, S. 6f.). 
In den folgenden Ausführungen geht es um eine Teilgruppe Alleinerziehender in 
wirtschaftlich schwierigen Lebenslagen, die mit einer prekären Verschuldung oder 
einer Überschuldung konfrontiert ist. In einer solchen Situation reicht das verfüg­
bare Einkommen oder Vermögen dauerhaft oder über einen längeren Zeitraum 
nicht aus, um notwendige Ausgaben einschließlich Tilgungsverpflichtungen pünkt­
lich tätigen zu können. 

Nach der Analyse der Lebenslage Alleinerziehender unter besonderer Beachtung 
von Schuldenrisiken, die mit einer erhöhten Armutsbetroffenheit verbunden sind (1), 
geht es in der Expertise um Arten von Schulden, die bei Alleinerziehenden ge­
häuft vorkommen (2). Im Anschluss daran werden typische Bewältigungsstrategien 
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Alleinerziehender mit finanziellen Problemen und Schulden portraitiert (3). Sie 
verdeutlichen erhebliche alltägliche Belastungen und Überforderungsrisiken. Die 
Ausführungen in den Abschnitten 1 bis 3 unterstreichen das signifikant erhöhte 
Ver- und Überschuldungsrisiko Alleinerziehender. In welchem Umfang Betroffene 
die Schuldnerberatung erreichen, ist Gegenstand des folgenden Abschnitts, der 
verdeutlicht, dass noch erhebliche Zugangsbarrieren bestehen (4). Um Unterstüt­
zungsangebote zu entwickeln, werden ausgewählte Projekte vorgestellt, aus denen 
Impulse für weiterführende Wege der Unterstützung abgeleitet werden können (5). 
Abschließend werden Empfehlungen formuliert, die möglichst konkret auf  die be­
sonderen Lebensumstände Alleinerziehender eingehen, die von einer prekären Ver- 
und einer Überschuldung bedroht oder schon betroffen sind (6). Die Expertise 
wurde im September 2023 abgeschlossen.        



12

1 Lebenslage Alleinerzie-
hender unter beson-
derer Berücksichtigung 
von Risiken der Ver-  
und Überschuldung 
Seit Mitte der 1990iger Jahre steigt durch die Pluralisierung der Lebensformen 
der Anteil der Alleinerziehenden (vgl. Lenze/Funcke 2016, S. 9). Auch wenn der 
Anteil von Vätern an Alleinerziehenden, die mit einem minderjährigen Kind im 
Haushalt leben, zunimmt, sind noch immer 85 Prozent der Alleinerziehenden Frauen. 
Im Jahr 2022 waren laut dem Statistischen Bundesamt rund 1,33 Millionen Mütter 
und etwa 239.000 Väter alleinerziehend in Deutschland. Das entspricht ungefähr 
jeder fünften Familie (vgl. Statistisches Bundesamt 2023a). 15 Prozent der minder­
jährigen Kinder leben in einem Haushalt Alleinerziehender (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2023a). Unter den Ursachen dominiert bei Frauen mit 52 Prozent 
und bei Männern mit 62 Prozent Scheidung als häufigster Grund, 44 Prozent 
der alleinerziehenden Mütter und 28 Prozent der alleinerziehenden Väter sind 
ledig, in 4 Prozent liegt bei Frauen und in 10 Prozent bei Männern der Grund 
in Verwitwung (vgl. Statistisches Bundesamt 2023c). Die finanziellen Probleme 
vieler Alleinerziehender mit ihren Ausstrahlungen auf  zentrale Lebensbereiche 
belasten potenziell auch die Beziehung zu den Kindern und deren Alltag und ihre 
Bildungschancen.

Zwingend zu berücksichtigen sind auch die Netzwerke Alleinerziehender und 
damit verbundene Formen sozialer Unterstützung. Mit Trennungen und Schei­
dungen gehen vielfach soziale Kontakte verloren, die für die Alltagsorganisation 
bedeutsam sind. Alleinerziehende Mütter sind verglichen mit Müttern in Paar­
beziehungen vermehrten Belastungen und Stressoren ausgeliefert, insbesondere 
dann, wenn sie in Armut leben und prekär erwerbstätig sind. Dann, wenn Unter­
stützung im Alltag besonders erforderlich ist, können Alleinerziehende am we­
nigsten darauf  zurückgreifen (vgl. Keim-Klärner 2020, S. 333f.). Die lückenhafte 
und zuweilen weitgehend fehlende soziale Unterstützung im Alltag, ob in Form 
praktischer Hilfen, der Vermittlung von Informationen und Einsicht oder eines 
emotionalen Beistandes, kann nicht vollständig durch professionelle Angebote 
kompensiert werden. Die Förderung sozialer Netzwerke sollte dennoch in der 
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Schuldnerberatung aufgegriffen werden, um den Beratungsprozess durch die 
Einbeziehung des Umfeldes zu stabilisieren und den Transfer von Beratungs­
inhalten in den Alltag zu flankieren.   

Die häufig prekäre finanzielle Situation Alleinerziehender ist breit belegt. Allein
erziehende und ihre Kinder sind überdurchschnittlich armutsgefährdet. Schon seit 
Jahren liegt ihr Einkommen unterhalb der Armutsgrenze; Alleinerziehende sind 
mit 42,3 Prozent nach dem Armutsbericht des Paritätischen die am stärksten von 
Armut betroffene Gruppe in Bezug auf  die Gesamtzahl der armutsbetroffenen 
Haushalte (vgl. Schneider/Schröder/Stilling 2022, S. 11). Bei diesem Wert ist zu 
berücksichtigen, dass die Armutsrisikoquote Alleinerziehender nicht in Bezug 
auf  die Zahl der Kinder im Haushalt ausgewiesen wird, es handelt sich um einen 
Durchschnittswert (vgl. Funcke/Menne 2023, S. 4f.). Im Jahr 2022 waren rund 
25,5 Prozent und damit mehr als ein Viertel der Alleinerziehenden armutsgefährdet 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2023b). Unter den Alleinerziehenden geraten über­
wiegend Mütter in eine noch schlechtere wirtschaftliche Lage als Väter, sie verlieren 
in vielen Fällen einen deutlich höheren Teil des Haushaltseinkommens. 

Im Vergleich mit anderen Haushaltstypen sind Alleinerziehende mit höheren 
Lebenshaltungskosten konfrontiert. Hinzu kommt, dass Haushalte Alleinerziehen­
der vielfach langfristig in Armut leben (vgl. Zartler/Berghammer 2023, S. 555). Sie 
tragen mithin ein deutlich erhöhtes strukturelles Armutsrisiko, das vielfach mit Ver- 
und Überschuldung einhergeht. Die im Rahmen der Expertise geführten Gesprä­
che mit Expert*innen aus dem Feld der Sozial- und Schuldnerberatung bestätigen, 
dass Alleinerziehende häufig ein geringes Einkommen haben und überproportio­
nal Sozialleistungen beziehen, da eine Erwerbstätigkeit, v.a. in Vollzeit, für sie mit 
vielen Hürden verbunden ist. Die prekäre finanzielle Situation resultiert vor allem 
daraus, dass die Erzielung von Einkommen und alle Themen rund um die Familie 
häufig alleine bewältigt werden müssen. Ihre Einkommenselastizität ist angesichts 
wenig variabler Ausgaben gering, so dass sie allenfalls über spärliche Einsparpo­
tenziale verfügen. Die finanziellen Einschränkungen der Mitglieder von Haushal­
ten Alleinerziehender kommen auch im Pro-Kopf-Haushaltsnettoeinkommen zum 
Ausdruck, das um ca. 25 Prozent unter dem entsprechenden Einkommen aller 
Familien liegt. 32 Prozent der Alleinerziehenden geben in Untersuchungen an, dass 
sie Schulden haben (vgl. Institut für Demoskopie Allensbach 2020, S. 3f.). In der 
Schuldnerberatung wird Armut nicht nur hinsichtlich der statistischen Armutsquote 
zur Kenntnis genommen, sondern auch als Ausgabenarmut. Damit ist das real ver­
fügbare Einkommen beispielsweise nach Abzug von Schuldentilgungen gemeint, 
das auch unter der Pfändungsfreigrenze liegen kann. Zwar gibt es einen gesetzlich 
geregelten Pfändungsschutz, doch dieser wird aufgrund von Wissenslücken oder 
fehlender angemessener Unterstützung längst nicht immer in Anspruch genom­
men (vgl. Bode 2023, S. 239f.). In Gesprächen mit der Praxis wird derzeit immer 
wieder bemängelt, dass Ratsuchende Probleme haben, ihnen zustehende Gelder 
über die Pfändungsschutz-Konto-Bescheinigung zu realisieren. Sie werden von 
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Amtsgerichten oder anderen zuständigen Stellen an die Schuldnerberatung verwie­
sen. Die Schuldnerberatung darf  aber bestimmte Leistungen nicht freigeben, so 
dass Betroffene teilweise ohne einen ausreichenden Pfändungsschutz bleiben. 

Problematisch ist dabei für viele Alleinerziehende die Vereinbarkeit von Erwerbs­
arbeit und Kinderbetreuung. Alleinerziehende Frauen liegen gleichwohl mit einer 
durchschnittlichen Erwerbsquote von 71 Prozent noch oberhalb der Erwerbs­
beteiligung von Müttern in Paarhaushalten. Für Alleinerziehende mit kleinen Kin­
dern bleibt es allerdings schwierig, erwerbstätig zu werden (vgl. BMAS 2021, S. 230). 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Erwerbsquote eng mit dem Alter der Kinder 
korreliert. Rund ein Drittel der Mütter mit Kindern unter drei Jahren ist erwerbs­
tätig, die Quote steigt auf  74 Prozent, wenn das jüngste zu betreuende Kind älter 
als 3 Jahre ist. Sind die Kinder im Alter von 10 bis 14 Jahren, gehen 84 Prozent der 
alleinerziehenden Mütter einer Erwerbstätigkeit nach. Väter hingegen sind durch­
gängig zwischen 90 und 94 Prozent erwerbstätig, was auch daran liegt, dass sie nur 
in 15 Prozent der Fälle sehr junge Kinder versorgen (vgl. Statistisches Bundes­
amt 2023c). Die statistischen Zusammenhänge werden in den durchgeführten 
Experteninterviews umfänglich bestätigt. Danach ist eine Vollzeittätigkeit häufig 
schwer vereinbar mit der Kinderbetreuung, eine Teilzeitbeschäftigung generiert 
wiederum oftmals nicht genug Einkommen, so dass in aufwendigen Antragsver­
fahren auf  ergänzende Sozialleistungen zurückgegriffen werden muss. 

Eine wichtige Rolle spielt die gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung. Die 
Covid-19 Pandemie, die Energiekrise und die wirtschaftliche Lage (insb. die Infla­
tion) haben viele Haushalte belastet und sich insbesondere auf  die Situation von 
Menschen in ohnehin schon prekären Lebenslagen negativ ausgewirkt. Preissteige­
rungen – insbesondere bei Grundnahrungsmitteln, Energie, Bekleidung und Kraft­
stoffen – können Familien in einkommensbenachteiligten Lebenslagen immer 
schwerer bewältigen. Hinzu kommen Probleme wie hohe Wohnkosten (siehe 
dazu auch Peters/Roggemann 2021), die bereits seit langer Zeit für eine anhaltende 
Belastung sorgen. Die Kumulation dieser finanziellen Überforderungssituation 
erhöht das Risiko einer Überschuldung zusätzlich, betroffene Haushalte stehen vor 
enormen Herausforderungen in der Alltagsorganisation. Die skizzierten Auswir­
kungen der sich überlagernden Krisen strahlen, so beispielsweise ein Befund der 
Aktionswoche Schuldnerberatung 2023 der Arbeitsgemeinschaft der Verbände der 
Schuldnerberatung (AG-SBV), auf  alle Lebensbereiche aus. Hierbei ist nach dem 
Expertengespräch mit einer Sozialberaterin zu bedenken, dass viele ratsuchende 
alleinerziehende Frauen weder auf  nennenswerte Rücklagen noch auf  Unterstüt­
zung im familiären und sozialen Umfeld zurückgreifen können. Ohne Schulden 
schaffen Betroffene es teilweise nicht, über die Runden zu kommen.   

In einem Expertengespräch mit einem Schuldnerberater werden die Herausforde­
rungen, vor denen Alleinerziehende stehen, deutlich: 
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„Alleinerziehende haben es besonders schwer, durch die Verantwortung für ein 
Kind die ohnehin schon wichtigen Lebensthemen (Ausbildung, eigenen Platz 
finden, Partnerschaft suchen) bewerkstelligen zu können. Auch die Trennung 
vom Kindesvater kann belasten. Es gibt häufig eine ständige Grundanspannung 
z.B. durch unregelmäßigen Unterhalt und Streit um Sorgerechte mit dem Vater.“

Alleinerziehende hätten es, so der befragte Schuldnerberater, häufig mit einer dop­
pelt finanziell instabilen Situation zu tun, denn ihr eigener Anspruch auf  Unter­
stützungsleistungen hänge in der Regel von der finanziellen Situation des Vaters 
ab. Zahle dieser nur unregelmäßigen Unterhalt, müssten ständig neue Anträge auf  
Sozialleistungen gestellt werden. Viele Alleinerziehende erhalten den ihnen zuste­
henden Unterhalt gar nicht oder unregelmäßig. Nur etwa die Hälfte der Kinder 
erhält regelmäßige und vollständige Unterhaltszahlungen, ein Drittel erhält trotz 
bestehender Ansprüche keinerlei Unterhalt (vgl. Zartler/Berghammer 2023, S. 557). 
Auch eine Studie des DJI geht davon aus, dass nur etwa 47 Prozent der Kinder 
in Familien Alleinerziehender den vollständigen Unterhalt erhalten. Allerdings 
liegt dabei die Hälfte der Ansprüche unterhalb der Mindestzahlbeträge. Das be­
deutet wiederum, dass nur ein knappes Viertel der Kinder Unterhalt in Höhe des 
Mindestunterhalts erhält (vgl. Hubert/Neuberger/Sommer 2020, S. 33ff.). Vielen 
Alleinerziehenden gelingt es also nicht, Unterhaltszahlungen durchzusetzen. Eine 
bessere Unterstützung der Alleinerziehenden bei der Durchsetzung der Ansprüche 
wäre hier sinnvoll und notwendig, denn die dafür aufgewendeten Ressourcen in 
Form von Zeit, Geld und Energie stehen so auch nicht dem Kind zur Verfügung 
(vgl. Hubert/Neuberger/Sommer 2020, S. 36). 

In der Folge müssen immer wieder Anträge auf  ersatzweise Sozialleistungen gestellt 
oder Verfahren zum Erhalt des zustehenden Unterhalts geführt werden. Eine Sozial­
beraterin berichtet im Expertengespräch, es käme nicht selten vor, dass alleinerzie­
hende Frauen aufgrund schwankender Einkünfte, die nicht zuletzt mit unregelmäßi­
gen Unterhaltszahlungen der Väter zusammenhängen, bis zu zehn Anträge parallel 
stellen müssen, um ihren sozialrechtlichen Mitwirkungspflichten zu entsprechen.  

Der Zugang zu Sozialleistungen ist dabei alles andere als einfach, wie die aktuelle 
Diskussion um die Kindergrundsicherung zeigt. Die Kindergrundsicherung zielt 
darauf  ab, die Erreichbarkeit unterschiedlicher Leistungen wie Bürgergeld nach 
dem SGB II, Sozialhilfe nach dem SGB XII, Kindergeld, Kinderzuschlag oder 
Teile des Bildungs- und Teilhabepakets durch mehr Transparenz, den Abbau von 
Bürokratie und einem einfachen Zugang zu verbessern. So ist beispielsweise davon 
auszugehen, dass gegenwärtig nur 35 Prozent der Kinderzuschlagberechtigten diese 
Leistung beantragen. Bei den im Steuer-, Verwaltungs- und Sozialrecht verankerten 
Familienleistungen wird mittlerweile von einem Bermudadreieck gesprochen, das 
teilweise unmittelbar an das Kind anknüpfende Leistungen wie Kindergeld, Eltern­
geld oder Steuerfreibeträge und teilweise auf  einer Bedürftigkeitsprüfung basierende 
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Leistungen, etwa beim Bürgergeld, den Bildungs- und Teilhabeleistungen oder dem 
Kinderzuschlag, umfasst. Mit diesen komplizierten und auch für Expert*innen 
unübersichtlichen Leistungen ist ein Beratungsdefizit zu Lasten derer verbunden, 
die auf  diese Leistungen zur Sicherung ihrer Existenzgrundlagen angewiesen 
sind (vgl. Scheffer 2023, S. 268f.). Ein bedarfsgerechter Zugang zu Familien- und 
Existenzsicherungsleistungen wird durch unterschiedliche behördliche Zuständig­
keiten, nicht systematisch aufeinander abgestimmte Leistungsvoraussetzungen und 
zahlreiche Abgrenzungsprobleme erschwert, der durch eine Beratung aus einer 
Hand oder ein Fallmanagement abgebaut werden könnte. Darauf  besteht allerdings 
derzeit kein Rechtsanspruch (vgl. Becker 2022, S. 570). Die Kindergrundsicherung 
mit den vorgesehenen Familienservicestellen verspricht eine Verbesserung, sie löst 
das Problem des Rechtszugangs allerdings nicht flächendeckend, wie die folgende 
Einschätzung des Leistungsgeflechts unterstreicht: 

„Der Vorteil, dass unsere Rechtsordnung sehr viele ausdifferenzierte Familien­
leistungen, die an ganz unterschiedliche Lebens- bzw. Bedarfslagen anknüpfen, 
vorsieht, ist mit dem großen Nachteil verbunden, dass kaum jemand – und ver­
mutlich die berechtigten Familien am wenigsten – über einen guten Überblick 
über dieses Leistungsspektrum verfügt. Dies gilt etwa für die Fragen, wer für 
welche Leistung anspruchsberechtigt ist, wo Leistungen beantragt werden 
können oder wie das Konkurrenzverhältnis einzelner Familienleistungen unter­
einander ausgestaltet ist. Es besteht mithin dringender Handlungsbedarf.“ 

(Koppenfels-Spiels 2023, S. 400f.)

Die Situation Alleinerziehender im System der sozialen Sicherung wird in dem folgen­
den Beispiel aus dem Sozialatlas deutlich: „Eine 35-jährige Frau, alleinerziehend mit 
zwei Kindern im Alter von fünf  und zehn Jahren, hat in der Pandemie ihre Stelle verlo­
ren. Das Arbeitslosengeld fließt zwar, aber reicht nicht zum Leben. Also muss sie ‘auf­
stocken‘, Arbeitslosengeld II beziehen. Das kommt aber nicht von der Arbeitsagentur, 
sondern vom Jobcenter. Der Kindsvater unterstützt sie nicht, also hatte sie – noch in 
Lohn und Brot – einen Unterhaltsvorschuss beim Jugendamt beantragt. Der wird nun 
vom Jobcenter gegengerechnet, genau wie das Kindergeld von der Familienkasse der 
Bundesagentur für Arbeit. Und so weiter.“ (Heinrich-Böll-Stiftung 2022, S. 14). 

Zu berücksichtigen ist zudem die Ausgestaltung der Kinderbetreuungsangebote. Eine 
interviewte Expertin, die in einer Fachberatungsstelle für Familienprävention arbeitet, 
verweist darauf, dass es im Kontext Kita zunehmende Kosten gebe – dabei gehe es 
sowohl um informelle als auch formelle Angebote. Sie berichtet von Kitas, in denen 
es beispielsweise keine Sensibilität dafür gebe, dass Gebräuche wie das Mitbringen 
von Geburtstagstüten für alle Kinder einer Kitagruppe eine finanzielle Herausforde­
rung seien, die sich auch bei geringen Kosten pro Kind bei einer großen Kitagruppe 
schnell aufsummieren, ganz abgesehen von kostenpflichtigen Angeboten wie zusätz­
liche Englischkurse oder Musikunterricht. Hier stehen soziale Einrichtungen in der 
Verantwortung, ein einkommenssensibles Angebotskonzept zu entwickeln.
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2Schuldenarten und  
Risiken im Alltag 
Laut Creditreform Wirtschaftsforschung waren zum Stichtag 01.10.2022 2,3 Mio. 
Frauen und 3,59 Mio. Männer überschuldet (vgl. Creditreform 2022, S. 58). Das 
entspricht 6,48 Prozent der Frauen über 18 Jahren und 10,56 Prozent der Männer 
(Creditreform 2022). Die durchschnittliche Schuldenhöhe von Frauen lag im Jahr 
2022 laut Überschuldungsstatistik bei 25.467 Euro, die der Männer hingegen bei 
35.650 Euro (vgl. Statistisches Bundesamt 2023c). 

Eine allgemeine Theorie der privaten Ver- und Überschuldung, auf  die zurückge­
griffen werden könnte, um den Prozess umfänglich nachzuvollziehen, liegt noch 
nicht vor. Gleichwohl sind mit Blick auf  die Entstehung und die Risiken von Schul­
den Theoriebausteine vorhanden, die Einordnungen ermöglichen. Grundsätzlich 
sind in der Erklärung von Ver- und Überschuldung Wechselwirkungen zwischen 
individuellen und strukturellen Faktoren zu berücksichtigen, die im Detail folgende 
Bereiche umfassen:

•  Rechtliche Hintergründe: Schulden basieren auf  Rechtsbeziehungen zwischen 
Gläubiger*innen und Schuldner*innen, die teilweise mit einem Machtgefälle ver­
bunden sind, wenn es beispielsweise um die Durchsetzung von Gläubigerinteres­
sen in Form von Mahnbescheiden oder Pfändungen geht, denen überschuldete 
Haushalte wenig entgegensetzen können.

•  Schutz von Konsument*innen: Angesprochen sind damit Aspekte wie Vertrags­
transparenz, die seriöse Prüfung der Zahlungsfähigkeiten vor Vergabe eines 
Kredits oder Vertriebspraktiken für Finanzprodukte. Bei fehlender finanzieller 
Allgemeinbildung oder alltäglichen Notlagen kann es zu Schulden kommen, die 
von Anfang an als prekär einzuschätzen sind.

•  Umfang der sozialen Sicherung: Hierzu zählen insbesondere der Umgang und 
die Erreichbarkeit von Sozialleistungen, Zuzahlungsverpflichtungen wie etwa im 
Gesundheitswesen oder Rückzahlungsverpflichtungen, die Budgets belasten.

•  Soziale Ungleichheit: Einkommensarme und einkommensbenachteiligte Haus­
halte tragen ein erhöhtes Verschuldungsrisiko, um einmalige oder laufende Kosten 
des Alltags zu decken.

•  Lebensereignisse mit wirtschaftlichen Auswirkungen: Der Verlust des Arbeits­
platzes zählt ebenso dazu wie Trennungen und Scheidungen oder die Geburt 
eines Kindes.

•  Individuelle Bewältigungsstrategien: Sind Menschen mit für sie nicht lösbar 
erscheinenden finanziellen Problemen belastet, steigt das Risiko, dass sie die 
Motivation dafür verlieren, sich um einen Ausweg zu bemühen. Auf  diesem Weg 
eskalieren die Probleme zunehmend (vgl. Mattes 2021, S. 75f.).



18

Für eine prekäre Verschuldung und eine Überschuldung Alleinerziehender sind in 
einer weiterführenden Betrachtung ergänzende Einflüsse zu berücksichtigen. 
Zentrale Aspekte werden einer in Großbritannien im Auftrag von Gingerbread1 
im Jahr 2021 veröffentlichten Studie mit dem Titel „The single parent debt trap“ 
entnommen, deren Erkenntnisse auf  die Verhältnisse in Deutschland übertragen 
werden können. Nach den Ergebnissen der Studie sind für die Überschuldung 
Alleinerziehender insbesondere die folgenden Ursachen zu nennen, die je nach 
Fallkonstellation in unterschiedlichen Kombinationen auftreten:

•  Ein Zusammenspiel aus Armut, Einkommensunsicherheit, unerwarteten Aus­
gaben, die angesichts eines wenig flexiblen Budgets zu Überschuldung und einer 
Schuldenspirale führen.

•  Finanzielle Probleme im Zusammenhang mit einer Trennung, beispielsweise 
durch die Gründung eines neuen Haushalts.

•  Schuldenprobleme, die aus ökonomischer Ausbeutung während einer Beziehung 
resultieren, etwa für den Partner übernommene finanzielle Verpflichtungen, die 
nach der Trennung weiterhin bestehen.

•  Kritische Lebensereignisse wie Verlust der Arbeit oder Krankheit, die auf  eine 
finanziell nicht resiliente Situation treffen (vgl. Richardson und Butler 2021, 20f.). 

Deutlich werden die Belastungen der Betroffenen in der folgenden Interviewpassage: 

„No matter how much I try to improve my finances I can’t seem to get ahead. 
There’s always something (like) car problems. I’m getting further and further 
into debt and often have to borrow money off  my 70-year-old mum for essentials 
like food.” 

(Richardson/Butler 2021, S. 26) 

Dieser Hintergrund trägt dazu bei, die nachfolgend für die Situation in Deutschland 
aufbereiteten statistischen Daten besser einordnen zu können. Das Statistische 
Bundesamt hat 2018 eine umfassende Darstellung der Lebenssituation Allein­
erziehender vorgelegt, die auch das Thema Überschuldung differenziert beleuchtet 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2018). Insbesondere Überschuldung ist mit gesund­
heitlichen, sozialen, psychischen und ökonomischen Belastungen verbunden, die 
eine eigenständige Überwindung zusätzlich erschweren und für einen langfristigen 
Verlauf  mit verringerten Chancen auf  einen außergerichtlichen Vergleich mitver­
antwortlich sind (vgl. Ansen/Bieker 2018, S. 16f.). 

Grundsätzlich sind zwei Arten von Schulden zu unterscheiden: Primär- und 
Sekundärschulden. Primärschulden betreffen die Lebensgrundlage und umfassen 
Themen wie Wohnen, Energielieferungen oder die Finanzierung elementarer Gü­
ter des täglichen Lebens. Im Falle von Primärschulden bedarf  es einer erhöhten 
Aufmerksamkeit im Vergleich mit auf  andere Ausgabenpositionen wie Konsum 
oder Freizeitaktivitäten bezogenen Sekundärschulden, denn sie gefährden die 

1 � Gingerbread ist eine seit 1918 bestehende Wohlfahrtsorganisation, deren Ziel darin besteht, Alleinerziehende umfänglich in ihrem Alltag 
dahingehend zu unterstützen, dass sie am Leben der Gesellschaft teilhaben können.
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Existenz der betroffenen Person und der Haushaltsmitglieder. Insbesondere für 
diese Schuldenarten ist eine zeitnahe und niedrigschwellige Beratung zentral, damit 
sich die Situation nicht verfestigt oder weiter zuspitzt. Hierbei ist zu berücksichti­
gen, dass Alleinerziehende nach Erkenntnissen einer umfangreichen empirischen 
Studie aufgrund ihres knappen Einkommens häufiger gezwungen sind, zunächst 
kurzfristige Schulden aufzunehmen, um alltägliche Ausgaben zu bewältigen (vgl. 
Heintz-Martin/Recksiedler/Langmeyer 2022, S. 339).

Bei den Überschuldungsarten zeigen sich geschlechtsspezifische Unterschiede. Da 
85 Prozent der Alleinerziehenden Frauen sind, ist das hier sehr relevant. Schon 
seit Jahren zeigen Studien, dass für Frauen – insbesondere alleinerziehende Frauen 
– Familienprobleme wie Trennungen und Scheidungen, Schwangerschaften, aber 
auch Bürgschaften und Mithaftungen bedeutsamer für die Überschuldung sind als 
für Männer (vgl. z.B. Lechner/Backert 2008; Oesterreich/Schulze 2012; Statisti­
sches Bundesamt 2023c). In einer zusammenfassenden Betrachtung über Schulden 
von Frauen heißt es:

„Frauen übernehmen eine Bürgschaftsverpflichtung, Frauen leisten Mitunter­
schriften bei Kreditaufnahmen, Frauen geben grundstücksbezogene Sicherun­
gen im Grundbuch, Frauen übernehmen das Geschäftsrisikos des Mannes als 
‚Strohfrau‘. Durch ihre Mithaftung verarmen speziell Frauen. Ursachen für 
dieses Phänomen sind einerseits in der Kreditvergabepraxis oder dem bestehen­
den Bürgschaftsrecht zu sehen, andererseits auch in traditionellen geschlechts­
spezifischen Orientierungsmustern.“ 

(Schruth u. a. 2022, S. 187) 

Bei alleinerziehenden Frauen mit einem Kind war Trennung, Scheidung, Tod des 
Partners in 21,1 Prozent der Fälle Hauptauslöser der Überschuldung, der Anteil 
steigt mit zunehmender Kinderzahl. Bei alleinerziehenden Frauen mit zwei Kin­
dern lag der Anteil bereits bei 27,8 Prozent und bei drei und mehr Kindern bei 
30,8 Prozent (vgl. Statistisches Bundesamt 2023c).

Anlass zur Sorge bereitet vor allem, dass mit 57,2 Prozent ein hoher Anteil der 
Ratsuchenden im Jahr 2022 Schulden bei öffentlich-rechtlichen Gläubigern hatte. 
Bei alleinerziehenden Frauen mit einem Kind liegt der Anteil bei 61,1 Prozent, 
bei alleinerziehenden Männern mit einem Kind bei 62 Prozent (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2023b, S. 12). Dazu zählen zum Beispiel die Bundesagentur für Arbeit, 
Jobcenter und Familienkassen. Bemerkenswert ist insbesondere, dass der Anteil mit 
steigender Kinderzahl zunimmt. Rückforderungen öffentlich-rechtlicher Gläubiger 
können die finanzielle Lage Alleinerziehender weiter verschärfen, insbesondere 
wenn die Rückforderungen über Darlehen das ohnehin schon knappe Einkommen 
weiter verringern. 
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3 Bewältigungsstrategien 
Alleinerziehender bei 
prekärer Verschuldung 
und bei Überschuldung 
Zunächst ist festzustellen, dass längst nicht alle Alleinerziehenden in finanzielle, 
soziale, persönliche und gesundheitliche Schwierigkeiten geraten, der größere Teil 
dieser Gruppe bewältigt die Lebensführung selbständig und ohne überproportio­
nale Belastungen in den genannten Lebensbereichen. Es gibt also keinen Mechanis­
mus, der von der alleinigen Erziehungsverantwortung unvermeidlich zu Problemen 
führt. Dennoch, dies zeigen die Ausführungen über Alleinerziehende mit einer ho­
hen Verschuldung und einer Überschuldung, treten u.a. finanzielle Schwierigkeiten 
und Armutsbelastungen gehäuft auf, die das Schuldenrisiko deutlich erhöhen und 
eine besondere Beachtung verdienen.   

Die Bewältigungsstrategien Alleinerziehender bei hoher Verschuldung und bei Über­
schuldung sind facettenreich. Sie umfassen allgemein die Fähigkeit zur Organisation 
eines komplexen Alltags einschließlich des Umgangs mit belastenden Emotionen und 
geringen finanziellen Mitteln, beispielsweise durch Ausgabensenkungen bei persön­
lichen Bedürfnissen, notwendigen Anschaffungen oder der Freizeit (vgl. Zartler/
Berghammer 2023, S. 558). Angesichts häufig kumulierender Belastungen, auf  die im 
Abschnitt über die Lebenslagen bereits aufmerksam gemacht wurde, beziehen sich die 
schuldenbezogenen Bewältigungsstrategien nicht ausschließlich auf  Schulden, häufig 
geht es allgemein um die Bewältigung weitreichender Implikationen von Armut und 
Ressourcenknappheit angesichts des deutlich erhöhten Armutsrisikos für alleinerzie­
hende Mütter und Väter. Detaillierte Forschungen über Bewältigungsstrategien Allein­
erziehender bei Ver- und Überschuldung liegen nicht vor, insofern wird auf  allgemeine 
Bewältigungsstrategien zurückgegriffen, die auch Alleinerziehende praktizieren. 

Die Belastungen der Eltern wirken sich auch auf  die Kinder aus (vgl. dazu z.B. 
Münster/Letzel 2008). Die Gespräche mit den Expert*innen zeigen, dass die 
Eltern vor allem bemüht sind, dass ihre Kinder nicht unter finanziellen Einschrän­
kungen leiden, was sehr herausfordernd und nicht immer möglich sei. Es sei daher 
oft unvermeidlich, dass die finanzielle Lage auch Möglichkeiten der Kinder be­
grenze. Das fängt bereits in der Kita an, wenn bestimmte Zusatzangebote für die 
Kinder von den Eltern extra bezahlt werden müssen. Das stelle auch hohe Anfor­
derungen an die Kommunikation zum Thema Geld. 
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Zu den Belastungen Alleinerziehender zählen finanzielle Sorgen, nach empiri­
schen Daten bei fast 50 Prozent insbesondere darüber, dass das Geld in den 
kommenden Jahren nicht mehr ausreicht, um über die Runden zu kommen oder 
bei ca. 40 Prozent, dass sie ihren Kindern nicht mehr die Dinge kaufen können, 
die im Alltag gebraucht werden. Noch mehr Alleinerziehende befürchten, ihre 
Kinder nicht angemessen fördern zu können. Etwa 40 Prozent glauben auch, 
dass sie den Belastungen in der kommenden Zeit nicht mehr Stand halten kön­
nen. Rund 26 Prozent geben überdies die Sorge an, in Schulden zu geraten, die 
sie nicht zurückzahlen können (vgl. Institut für Demoskopie Allensbach 2020). 
Körperliche und psychische Beeinträchtigungen, die mit den anhaltenden Belastun­
gen einhergehen, forcieren diese negativen Einschätzungen, die zu zusätzlichen 
Bewältigungsaufgaben in einem kumulativen Prozess führen (vgl. BMFSFJ 2021). 
Aus der Perspektive der ressourcenorientierten Stresstheorie resultieren die per­
sönlichen Belastungen Alleinerziehender aus manifesten Ressourcenverlusten 
durch finanzielle Probleme sowie aus befürchteten weiteren Ressourcenverlusten, 
die in den benannten Sorgen zum Ausdruck kommen, und aus ausbleibenden 
Ressourcengewinnen, denn trotz subjektiver Anstrengungen kommt es vielfach 
nicht zu einer Verbesserung der finanziellen Situation (vgl. Hobfoll/Buchwald 
2004, S. 13). 

Diese orientierenden Hinweise auf  das Belastungsspektrum Alleinerziehender 
verdeutlichen, finanzielle Probleme strahlen auf  viele Lebensbereiche aus, die 
vor allem dann, wenn sie länger anhalten, die Bewältigungsmöglichkeiten der Be­
troffenen strapazieren und vielfach auch überfordern. Folgende Bewältigungs­
strategien Alleinerziehender lassen sich beobachten:  

3.1	Bewältigungsstrategie Erwerbstätig-
keit und Bezug von Transferleistungen
Insbesondere alleinerziehende Mütter weisen eine Zunahme der Erwerbsinten­
sität auf, mit ihrem Einkommen tragen sie zu deutlich über 40 Prozent zum 
Haushaltseinkommen bei. Die Verantwortung für die Kinder, dies gilt v.a. für 
Kinder im Vor- und Grundschulalter, ist allerdings wegen der weiterhin unzu­
reichenden Infrastruktur häufig nicht mit einer Vollzeiterwerbstätigkeit zu ver­
einbaren (vgl. BMFSFJ 2023a, S. 43f.). Dieser Umstand erklärt, warum Allein­
erziehende mit 42 Prozent ein signifikant erhöhtes Armutsrisiko tragen und auf  
SGB-II-Leistungen, ob grundständig oder ein Erwerbseinkommen aufstockend, 
angewiesen sind. Nach Berechnungen beziehen 33,5 Prozent der alleinerziehenden 
Familien Leistungen nach dem SGB II, unter den Kindern im SGB-II-Bezug leben 
rund 45 Prozent in Familien Alleinerziehender (vgl. Lenze/Funcke/Menne 2021).  
Studien zeigen, dass die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit zur Überwindung 
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finanzieller Engpässe für alleinerziehende Mütter mit Kindern unter 15 Jahren 
im Haushalt schwierig ist, danach steigt die Erwerbsquote (vgl. BMFSFJ 2021, S. 30). 
Trotz der strukturellen Barrieren sind viele alleinerziehende Mütter erwerbstätig, 
sie reiben sich häufig zwischen den Anforderungen des Arbeitsplatzes und den 
nicht ausreichenden Angeboten der Kinderbetreuung auf  und erleben nicht selten 
überfordernde und erschöpfende Situationen, die auch gesundheitliche Risiken 
bergen (vgl. Zartler/Berghammer 2023, S. 560). 

Die Erwerbsquote und die ausgeprägte Erwerbsmotivation unter erschwerten 
Lebensumständen werden einstweilen nicht ausreichend durch sozialpolitische 
Maßnahmen, die auf  eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf  zielen, 
flankiert. Alleinerziehende sind teilweise auf  sich allein gestellt, um den Spagat 
von Erwerbsarbeit und Kinderbetreuung zu bewältigen, sie zahlen dafür zuweilen 
einen hohen sozialen und gesundheitlichen Preis. Belastungen resultieren auch 
aus teilweise erschwerten Zugängen zu Sozialleistungen, die in vielen Fällen er­
gänzend zum Erwerbseinkommen erforderlich sind. In eigens für die Erstellung 
der Expertise durchgeführten Interviews mit Expert*innen aus dem Arbeitsfeld 
der Sozialen Beratung werden die folgenden Zugangsbarrieren zu Sozialleistun­
gen beschrieben, vor denen Alleinerziehende stehen:

•  Eine Interviewpartnerin aus einer Sozialen Beratungsstelle einer Großstadt, deren 
Angebot sich schwerpunktmäßig an Familien und junge Menschen richtet, äußert 
im Interview, dass der größte Teil der Ratsuchenden auf  Grundsicherungsleis­
tungen sowie angrenzende Sozialleistungen wie Kindergeldzuschlag, Wohngeld, 
Unterhaltsvorschuss oder Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets angewie­
sen sei. Schwierigkeiten, diese Sozialleistungen zu erreichen, würden insbesondere 
in komplexen, die Antragstellenden immer wieder überfordernden Antragsver­
fahren, in teilweise geringer Literalität der Ratsuchenden, in Sprachbarrieren, 
v.a. bei Personen mit einem Migrationshintergrund, einer immer wieder trägen 
Verwaltung und in fehlenden familiären und sozialen Unterstützungen liegen. 
Gleichzeitig seien die Frauen, die die Beratungsstelle aufsuchen, aktuell durch 
die hohe Inflationsrate betroffen, die das ohnehin sehr knappe Budget zusätzlich 
einschränke.

•  Ein weiteres Expert*innengespräch wurde mit der pädagogischen Leitung einer 
Einrichtung der Sozialpädagogischen Familienhilfe einer mittelgroßen Stadt 
durchgeführt, die von vielen alleinerziehenden Frauen frequentiert wird. Die 
Interviewpartnerin weist darauf  hin, dass viele Frauen unter „konstanten Belas­
tungen“ leiden würden, ihre Notlagen könnten sie nicht kurzfristig überwinden. 
Finanzielle Engpässe und Schulden entstünden u.a. aus Leistungslücken im sozia­
len Sicherungssystem und aus Wissenslücken wie beispielsweise die Kostenüber­
nahme für Renovierungsarbeiten oder Ersatzbeschaffungen, die Frauen immer 
wieder aus dem laufenden Einkommen zu finanzieren versuchen. Die Mütter 
würden alles für ihre Kinder tun, so die Interviewpartnerin, und leisteten dabei 
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einen erheblichen Verzicht sich gegenüber. Wie im zuvor zitierten Interview mit 
der Sozialberaterin werden auch hier Sprachbarrieren auf  dem Weg zu Sozialleis­
tungen exponiert benannt. Hinzu kommt Kritik am System der sozialen Siche­
rung, die Antragsbearbeitung dauere in vielen Fällen zu lange, die Zeit hätten die 
Frauen und ihre Kinder aber nicht im Alltag. Eindrücklich wird dies an einem 
Beispiel verdeutlicht: In einem Fall wurde der Antrag auf  Übernahme der Kosten 
für eine Klassenfahrt vor Beginn der Reise nicht beschieden. Damit das Kind an 
der Klassenfahrt teilnehmen konnte, übernahm die Lehrkraft aus privaten Mit­
teln die Kosten zunächst - in der Hoffnung auf  eine spätere Erstattung.

•  In einem weiteren Expertengespräch mit der Leitung einer Abteilung für Existenz­
sicherung bei einem freien Träger hebt die Interviewpartnerin hervor, dass ge­
genwärtig in der Beratung finanzielle Engpässe Alleinerziehender wegen der 
steigenden Energiepreise und der Inflation eine noch größere Rolle als ohnehin 
spielen würden. Im Beratungsalltag falle seit der Pandemie überdies auf, dass Be­
hörden immer schwerer persönlich erreichbar seien und die Beratungsfachkräfte 
mit sozialrechtlich immer komplexeren Situationen befasst seien, vor allem dann, 
wenn unterschiedliche Sozialleistungen parallel in einem Fall in Frage kommen, 
was bei Alleinerziehenden eher die Regel als die Ausnahme sei.

Soweit Alleinerziehende eine Beratungsstelle aufsuchen, handelt es sich um eine 
aktive Bewältigungsstrategie. Nicht bekannt ist, wie viele Betroffene den Weg in 
eine Beratungsstelle nicht finden und ihnen damit Sozialleistungen nicht zugäng­
lich sind. Es ist allerdings davon auszugehen, dass es auch unter Alleinerziehen­
den das Problem der Nichtinanspruchnahme von Sozialleistungen gibt, ob aus 
Unkenntnis, wegen anderer vorherrschender Probleme oder aber der Sorge um 
Stigmatisierung. 

3.2	Bewältigungsstrategie Senkung 
der alltäglichen Ausgaben
Entgegen immer wieder auch medial verbreiteten Annahmen, steigende Familien­
leistungen würden weniger den Kindern als den Eltern zugutekommen, zeigen 
qualitative und quantitative Studien ein gänzlich anderes Bild. Eltern verzichten 
eher auf  die Befriedigung eigener Bedürfnisse und sparen bei sich selbst, um 
ihren Kindern ein möglichst gutes Leben zu ermöglichen (vgl. Albig/Riedel/
Stichnoth 2019, S. 32f.). Sozialtheoretisch gewendet geht es nicht nur um einen 
bewussten Verzicht auf  Bedürfnisse, sondern bei einer länger anhaltenden Notlage 
um eine allmähliche Herausbildung adaptiver Präferenzen. Dies bedeutet, dass 
Menschen in langfristig verlaufenden benachteiligenden Lebenslagen häufiger 
angepasste Präferenzen oder Bedürfnisse entwickeln und sich immer weiter mit 
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bestehenden Einschränkungen arrangieren, sich gewissermaßen im Substandard 
einrichten (vgl. Rösler 2010, S. 341f.). Aufgrund der knappen finanziellen Situa­
tion sind aber auch einem Konsumverzicht enge Grenzen gesetzt, dieser ist nur 
sehr eingeschränkt möglich. 

Eine andere Reaktion von in Armut lebenden Familien und von Alleinerziehen­
den wird in der zunehmenden Nutzung der Tafeln beobachtet, die für die alltäg­
liche Versorgung eine immer wichtigere Rolle spielen und längst an die Grenzen 
ihrer Leistungsfähigkeit geraten sind. Die Auswertung von Daten des Sozioöko­
nomischen Panels zeigen einen überproportionalen Anstieg der Tafelnutzung von 
Kindern mit einem Anteil von 25 Prozent und von Alleinerziehenden mit einem 
relativen Anteil von 27 Prozent (vgl. Grabka/Schupp 2022, S. 501). Offenkundig 
reichen die monatlichen Einnahmen nicht mehr für eine angemessene Versor­
gung aus, der Rückgriff  auf  Spenden und damit auf  freiwillige Leistungen kom­
pensiert Einkommenslücken. Die in der Forschung belegte Verzichtsbereitschaft 
Alleinerziehender zugunsten der Kinder, die auch in einem der oben zitierten 
Expertengespräch unterstrichen wird, und die alltäglichen Folgen der Armut 
kommen in den folgenden Interviewpassagen eindrücklich zum Ausdruck (abge­
druckt in Lenze/Funcke/Menne 2021): 

„Als alleinerziehende Mama von zwei Kleinkindern die auf  das Jobcenter an­
gewiesen ist und das mit einem Bachelor in der Tasche. Ich versuche meinen 
Kindern nichts anmerken zu lassen, zahle für ihre Hobbys, gehe oft mit ihnen 
raus und kürze es von meinem Essen und den alltäglichen Dingen die man als 
erwachsene Frau braucht. Extraleistungen für Bildung und Teilhabe beantrage 
ich nicht, da hierfür beim jeweiligen Verein ein Stempel bzw. Unterschrift ver­
langt wird. Ich habe mich damals immer schlecht gefühlt, zugeben zu müssen 
Hartz 4 zu empfangen. Meinen Kindern soll es nicht genauso gehen. Die 
Angst, was in der Zukunft geschehen wird, ist da. Ich bin jedoch glücklich, 
solange ich ein Strahlen auf  dem Gesicht meiner Kinder erblicke.“ 

„Ich hatte eine gute Kindheit, mit einer liebevollen Mutter, die alles dafür 
getan hat, ihre zwei Mädels groß zu ziehen. Ich sah sie hungern, damit wir 
genug Essen bekommen. Ich sah sie müde und ausgelaugt, durch die Jobs, 
die sie machen musste. Ich sah sie an meinem Geburtstag weinen, als sie mir 
nicht mehr als einen Blumenstrauß geben konnte. Ich habe aufgehört, sie zu 
fragen, ob ich mit Mitschülern ins Kino kann. Kino ist Luxus. Ich habe es 
ertragen, von meinen Freunden ausgeschlossen und gar nicht mehr gefragt 
zu werden, irgendetwas zu machen, weil ich immer gesagt habe, ich hätte 
keine Lust. Wobei ich es in Wahrheit meiner Mutter einfach nicht antun 
wollte, sich rechtfertigen zu müssen, warum das Geld einfach nicht aus­
reicht.“ 
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„Meine Mama hatte zwei Jobs, beide in der Pflege, und doch sollte das Geld 
nicht reichen. Eine Wohnung zu finden ist schwer genug, doch mit einem 
begrenzten Budget umso härter. Die Angst, auf  der Straße zu leben, war zum 
ersten Mal zum Greifen nahe. Wieso wird Alleinerziehenden nicht geholfen? 
Wieso muss meine Mutter sich bis zum Burnout abrackern? Um sich und ihrer 
Tochter eine Unterkunft bieten zu können?“

Einsparungen im Alltag führen dazu, dass Alleinerziehende immer weniger am 
sozialen, gesellschaftlichen und kulturellen Leben teilhaben können, in diesem 
Prozess Kontakte und Netzwerkbeziehungen verlieren, die für die Bewältigung 
prekärer Lebensumstände mit ihren sozialen Unterstützungspotenzialen, ob 
durch praktische Hilfen, emotionalen Beistand, die Vermittlung von Informa­
tionen oder kognitive Varianten der Unterstützung, dringend gebraucht werden. 
Ausgaben- und Konsumeinschränkungen in diesem Umfang entlasten das 
Budget, sie belasten aber in vielen anderen Lebensbereichen.

3.3	Bewältigungsstrategie Umgang mit 
Ver- und Überschuldung im engeren Sinn
Die Erzielung eines Erwerbs- und/oder Transfereinkommens und die Senkung 
der Ausgaben einschließlich der Nutzung von freiwilligen Angeboten, auf  die 
kein Rechtsanspruch besteht und damit keine Versorgungssicherheit, sowie der 
Verzicht auf  die Befriedigung eigener Bedürfnisse tragen bereits zur Vermeidung 
und zur Überwindung von Schulden bei. An dieser Stelle ist es notwendig, Schul­
den nicht per se als negativ zu konnotieren, schließlich lebt das Wirtschaftssystem 
davon, dass auch ein kreditfinanzierter Konsum neben der Schuldenaufnahme 
für Anschaffungen oder Immobilien erfolgt (vgl. Ansen/Bieker 2018, S. 16f.). 
Eine Erhebung der Jugend-Schulden-Beratung Tübingen zeigt beispielsweise, 
dass es alltäglich ist, dass Alleinerziehende aufgrund ihrer knappen finanziellen 
Situation häufig nicht ohne neue Verschuldung auskommen können (vgl. Gutbrod/
Nehmer 2023, S. 6). 

In wirtschaftlich prekären Lebensumständen ist es allerdings ökonomisch-rational 
kontraproduktiv, Schulden bei fehlenden stabilen Tilgungsmöglichkeiten auf­
zunehmen. Aus Sicht der Betroffenen entsteht jedoch ein anderes Bild. Schul­
den können auch als eine Bewältigungsstrategie in finanziell schwierigen Zeiten 
verstanden werden, mit deren Aufnahme die individuelle und soziale Teilhabe 
realisiert und Handlungsspielräume eröffnet werden, beispielsweise durch das 
Mithalten mit Freunden und Bekannten im Alltag oder die Vermeidung einer 
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armutsbedingten Stigmatisierung (vgl. Lanzen/Schweppe 2020, S. 543f.). Für die 
Wahrnehmung Alleinerziehender mit Schulden ist diese Einordnung instruktiv, 
trägt sie doch günstigenfalls dazu bei, negative öffentliche Darstellungen oder 
Vorhaltungen zu vermeiden. Akzeptierende Reaktionen auf  Ver- und Überschul­
dung im öffentlichen Raum und auf  der Mikroebene der Alltagskommunikation 
oder der Beratung erleichtern es den Betroffenen, ihre Probleme eher offenzule­
gen und Hilfen wie die Schuldnerberatung möglichst frühzeitig in Anspruch zu 
nehmen.

Der Rückgriff  auf  angemessene Unterstützungsangebote erfolgt nach alltägli­
chen Beobachtungen der Schuldnerberatung immer noch viel zu selten und zu 
spät, Schuldenprobleme können in dieser Zeit eskalieren und sind dann schwerer 
zu bewältigen. Der typische Überschuldungsverlauf  dokumentiert einen verbrei­
teten Umgang mit Schulden, in dem private Bewältigungsstrategien über einen 
langen Zeitraum dominieren. In der Rekonstruktion von Überschuldungsverläu­
fen fällt auf, dass sich Betroffene zunächst bemühen, neben der Erhöhung ihres 
Einkommens, soweit es die Lebensumstände zulassen, Ausgaben zu reduzieren. 
Hinzu kommen die Vereinbarung von immer neuen Tilgungsregelungen und teil­
weise eine kostenträchtige Umschuldung durch neue Kreditverträge (vgl. Peters 
u. a. 2023). In diesem stressbelasteten Prozess treten vermehrt physische, psychi­
sche und soziale Probleme auf, die den Alltag zusätzlich belasten (vgl. Münster/
Warth/Weckbecker 2022, S. 229f.). Die Schuldnerberatung, dies zeigen Daten, 
wird häufig erst dann in Anspruch genommen, wenn die Probleme so zugespitzt 
sind, dass sie nicht mehr mit eigenen Ressourcen und mit den Ressourcen im 
sozialen Umfeld bewältigt werden können. Die Schuldnerberatung ist insoweit 
viel mehr als eine reine Finanzberatung, sie muss die persönlichen Lebensum­
stände einbeziehen, um tragfähige Lösungen zu entwickeln, die zu einer Linde­
rung der Probleme beitragen und soziale Handlungsspielräume der Betroffenen 
erweitern (vgl. Lanzen/Schweppe 2020, S. 544). 

Eine Schuldnerberatung, die auf  die besonderen Belange Alleinerziehender ein­
geht, verringert Zugangsbarrieren und sorgt für eine frühzeitigere und motivierte 
Inanspruchnahme. In den Anforderungen an die Mitarbeit in der Schuldner­
beratung sollte auf  die soziale Erschöpfung Rücksicht genommen werden, die 
in einem Prozess der Überschuldung und den häufig langjährigen Bemühungen, 
das Problem in Eigenregie zu lösen, zu verzeichnen ist. Alleinerziehende sorgen 
in ihrem Alltag überwiegend allein für ihre Kinder, sie tragen Verantwortung, 
sind vielfach erwerbstätig, soweit es die konkreten Umstände zulassen, führen 
den Haushalt und lösen Probleme, dabei gehen sie nicht selten über ihre Kräfte 
hinaus (vgl. Lenze/Funcke/Menne 2021). Mit dem Hinweis auf  die soziale Er­
schöpfung wird ein pathologisierender oder versagensorientierter Blick auf  Al­
leinerziehende vermieden, die Ursachen liegen in prekären Lebensumständen, 
wie sie u.a. mit hohen Schulden einhergehen. Soziale Erschöpfung ist mit unglei­
chen Teilhabechancen in verschiedenen Lebensbereichen verbunden, sie macht 
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die Betroffenen verwundbar, wirkt sich negativ auf  ihre Lebensführung und 
auf  ihre Alltagsbewältigung aus und führt zu Resignation und Aussichtslosigkeit. 
Familien mit einer hohen Verschuldung sind davon verstärkt betroffen (vgl. Lutz 
2014, S. 114f.). Geraten Betroffene in eine von ihnen als aussichtslos erlebte 
finanzielle und Schuldensituation, werden nach dem transaktionalen Stressmodell 
Belastungen häufiger als Überforderung erlebt und Bewältigungsmöglichkeiten 
mit eigenen und äußeren Ressourcen nicht gesehen, eine krisenhafte Entwicklung 
nimmt dann ihren Lauf  (vgl. Balz 2018, S. 648f.). 

Aus der Analyse der zentralen Belastungen Alleinerziehender mit finanziellen 
Problemen einschließlich Schulden und ihrer Bewältigungsstrategien können Ab­
leitungen für eine konzeptionelle Weiterentwicklung der Sozialen Schuldnerbera­
tung abgeleitet werden. 
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Repräsentanz Allein-
erziehender in der 
Schuldnerberatung

4

Die Darstellung eines typischen Überschuldungsverlaufs knüpft an die vorherigen 
Ausführungen zu den Überschuldungsauslösern und den Bewältigungsstrategien 
an und zeigt auf, wie aus einer finanziell unsicheren Lage ein finanzielles Problem 
mit Bedarf  einer Schuldnerberatung werden kann. 

Abbildung 1: Typischer Überschuldungsverlauf 

Überschuldungsauslöser (Überschuldungsgefährdung)

Arbeitslosigkeit, reduzierte Arbeit, Beginn des Bezugs von ALG I und ALG II, Scheidung, Trennung, Auszug aus der

Trennungswohnung, Anmietung neuer Wohnung, Krankheit, Unfall, Tod des Partners, Haushaltsgründung/Geburt

eines Kindes, gescheiterte Selbständigkeit, gescheiterte Immobilienfinanzierung, Zahlungsverpflichtung, Bürgschaft/

Mithaftung, Konsumverhalten, Haushaltsgründung

Copingstrategien des Haushalts

Einsparungen bei privaten Konsumausgaben, Einsparungen bei anderen Konsumausgaben, Liquidierung von

Vermögensgegenständen, Kreditneuaufnahme/Krediterstinanspruchnahme, Umschuldung von Krediten,

Ratenzahlungsvereinbarungen/Stundungen, Maßnahmen zur Einkommenserhöhung

Relative Überschuldung

Einkommen reicht trotz Einsatz vorhandenen Vermögens mittelfristig nicht zur fristgerechten Erfüllung  

der laufenden Verbindlichkeiten des Haushalts aus

„Harte“ Überschuldungszeichen (absolute Überschuldung)

Zahlungsverzug, Kündigung, Abgabe der eidesstattlichen Versicherung, Kontenpfändung, Zwangsversteigerung,

Pfändungsversuche für weitere Vermögensgegenstände, Kontokündigung, Eintragung in öffentliche

Schuldnerverzeichnisse, Verschlechterung der Scorewerte bei Auskunfteien wie Schufa oder Creditreform

Subjektive Belastungszeichen

Familiäre Störung wie Scheidung/Trennung, psychische Erkrankungen (Depression), psychosomatische Erkrankungen, Suizid

Schuldnerberatung

Erstkontakt, Beratungsbeginn, außergerichtliche Einigungsversuche, weitere Beratungsangebote

Verbraucherinsolvenzverfahren

Eröffnungsantrag, Eröffnungsbeschluss, Wohlverhaltensperiode, Erteilung der Restschuldbefreiung

Zeit der Rehabilitation

Löschung der Negativmerkmale aus Schuldnerregistern und bei Auskunfteien, Wiedererlangung der Kreditwürdigkeit,  

wirtschaftlicher „Fresh Start“

Quelle: Peters u. a. (2023, S. 9)
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Das Schaubild verdeutlicht den bereits aufgezeigten Prozess, wonach von Über­
schuldung betroffene Personen häufig erst spät in der Schuldnerberatung mit dann 
schon verhärteten Problemen ankommen. Für Varianten der frauenspezifischen 
Überschuldung gilt dies ganz besonders. Um diese Zielgruppe so früh wie möglich 
zu erreichen, ist ein niedrigschwelliger Zugang erforderlich, der unterschiedliche 
Voraussetzungen wie eine angemessene Schuldnerberatungsinfrastruktur und mit 
der spezifischen Thematik vertraute Fachkräfte umfasst. Je später die Schuldner
beratung einsetzt, desto langfristiger, zeit- und kostenaufwändiger sind die Ent­
schuldungsbemühungen (vgl. Schruth u. a. 2022, S. 202). 

Alleinerziehende machen laut iff-Überschuldungsreport mit 16,71 Prozent die pro­
zentual kleinste Gruppe in der Beratung aus. Im Jahr 2022 verteilt sich die Gruppe 
der Alleinerziehenden in der Schuldnerberatung auf  alleinerziehende Mütter zu 
84,01 Prozent und alleinerziehende Väter zu 15,99 Prozent. Alleinerziehende müssen 
einen ungleich höheren Anteil des eigenen Haushaltseinkommens verwenden, um 
steigende Kosten z. B. durch die Energiekrise und die Inflation auszugleichen. Die 
Bewältigung finanzieller Belastungen ist daher, wie oben bereits erwähnt, für sie 
mit einem höheren Überschuldungsrisiko verbunden (vgl. BMFSFJ 2023b, S. 36f.). 
Alleinerziehende, darunter ganz überwiegend Frauen, sind daher – verglichen mit 
ihrem Anteil an der Bevölkerung – in der Schuldnerberatung überrepräsentiert. Der 
Anteil der Alleinerziehenden in der Schuldnerberatung liegt laut den Erhebungen der 
Überschuldungsstatistik bei durchschnittlich rund 14 Prozent, ihr Anteil an der 
Bevölkerung beträgt dagegen rund 5 Prozent (vgl. Statistisches Bundesamt 2022; 
Peters u. a. 2023, S. 34f.). 

Dies zeigt auch der Betroffenheitsindex (siehe Abbildung 2: Betroffenheitsindizes 
nach Haushaltsform 2021 und 2022), der darstellt, wie sich der Anteil von Haus­
haltsformen in der Gesamtbevölkerung und in der Schuldnerberatung darstellt.  
Ein Wert, der größer als eins ist, zeigt ein häufigeres Vorkommen der jeweiligen 
Gruppe bei den Ratsuchenden als in der Gesamtbevölkerung. Der Bereich, in dem 
der Index einen Wert größer als 1 aufweist, ist farblich hervorgehoben. Der Anteil 
dieser Haushaltsformen an den ratsuchenden Überschuldeten ist größer als ihr 
Anteil an der Gesamtbevölkerung. 

Alleinlebende Personen sind zum Beispiel mit einem Wert von 1,47 leicht überpro­
portional von Überschuldung betroffen. Das trifft aber deutlich stärker auf  Männer 
zu (Wert: 1,99) als auf  Frauen (Wert 1,07). Paarhaushalte ohne und mit höchstens 
zwei Kindern sind hingegen unterrepräsentiert; erst ab dem dritten Kind steigt der 
Betroffenheitsindex auf  1,61 (2022) bzw. 1,76 (2021). 

Alleinerziehende Elternteile sind mit einem Wert über 2,70 (2021) bzw. 2,57 (2022) 
am stärksten von Überschuldung bedroht. Das verdeutlicht die erhöhte finanzielle 
Belastung sowie die fehlenden Sicherungssysteme für diese Personengruppe. Das 
Risiko der Überschuldung steigt mit der Anzahl minderjähriger Kinder im Haushalt. 
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Durch die Versorgung mehrerer Familienmitglieder ergeben sich höhere monatli­
che Ausgaben, die Inflation belastet sie zusätzlich. Steht nur ein Einkommen zur 
Verfügung und ist selbst dieses nicht verlässlich vorhanden (z.B. aufgrund unzuver­
lässiger Unterhaltszahlungen), lassen sich solche Schwankungen nur schwer aus­
gleichen. Das Versorgungsproblem einer zuverlässigen Kinderbetreuung verhin­
dert zudem die Möglichkeit, durch eine Erhöhung der Arbeitswochenstunden das 
Einkommen zu steigern. Insbesondere Frauen sind zudem oftmals in schlechter 
bezahlten Berufen tätig, überdies kommt es durch Erziehungs- und Pflegezeiten 
immer wieder zu Verdienstausfällen (vgl. BMFSFJ 2023a). 

Abbildung 2: Betroffenheitsindizes nach Haushaltsform 2021 und 2022
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Die Beratungsvoraussetzungen von Schuldnerberatungsstellen harmonieren hier 
nicht immer mit dem Alltag der Ratsuchenden, beispielsweise in Bezug auf  in­
stitutionelle Verbindlichkeiten, zeitliche Erreichbarkeit oder die Qualität der Zu­
sammenarbeit und Beteiligung (vgl. Herzog 2022, S. 56). Bei der Betrachtung von 
Alleinerziehenden in der Schuldnerberatung sind abgesehen von teilweise fehlen­
den Beratungsangeboten vor Ort weitere Zugangsbarrieren wie beispielsweise eine 
fehlende Kinderbetreuung während der Beratungszeit, mit den Lebensumständen 
der Betroffenen zu vereinbarende Öffnungszeiten oder nicht vorhandene mobile 
Angebote, die in Familienzentren etc. eher niedrigschwellig erreichbar wären, zu 
berücksichtigen. Diese allgemeinen Aussagen werden durch ausgewählte Stimmen 
der befragten Fachkräfte differenziert:

•  Die pädagogische Leitung einer Einrichtung mit dem Schwerpunkt der Beratung 
und der Sozialpädagogischen Familienhilfe beobachtet in der Praxis, dass in der 
Schuldnerberatung insbesondere in einer frühen Phase mehr Zeit für sondierende 
Gespräche erforderlich sei, als vielfach eingeräumt würde oder werden kann, 
um ratsuchende alleinerziehende Frauen zunächst mit ihren vielfältigen Belas­
tungen zu Wort kommen zulassen, sie könnten sich teilweise nicht unmittelbar 
auf  die formalen Anforderungen einer konzentrierten Schuldnerberatung ein­
stellen, wüssten auch gar nicht, was darunter im Detail zu verstehen sei. So seien 
beispielsweise Hilfen im Umgang mit diversen Schriftstücken erforderlich, viele 
alleinerziehende Frauen würden es nicht - wie häufig gefordert - schaffen, die 
Unterlagen zu sortieren und für die Beratung angemessen aufzubereiten. Gleich­
zeitig hält die interviewte Fachkraft wohnortnahe Angebote der Schuldnerbera­
tung für unverzichtbar, um einen niedrigschwelligen und zeitnahen Zugang zu 
ermöglichen.

•  In eine ähnliche Richtung weist die Rückmeldung einer Fachberaterin für fami­
lienorientierte Schuldenprävention, die im Expertengespräch unterstreicht, dass 
in der Schuldnerberatung die Arbeits- und Zeitdichte Alleinerziehender bei der 
Übertragung von Aufgaben im Beratungsprozess unbedingt im Blick behalten 
werden müsse. Die Verantwortung gerade für sehr junge Kinder nähme Allein­
erziehende vollständig in Beschlag, dies sei eine Barriere, Schuldnerberatung 
überhaupt aufzusuchen. Die Expertin hält ein Spielzimmer in einer Beratungs­
stelle für wenig realistisch, zumal dann offen sei, wer sich um die Kinder küm­
mert, ganz abgesehen davon, dass solche Personen für die Kinder fremd wären 
und eine Betreuung in der Regel nicht auf  Anhieb funktioniert. Aus ihrer Sicht 
sind Schuldnerberatungsangebote in anderen Settings wie einem Familienzentrum 
mit Kinderbetreuung ebenso in Erwägung zu ziehen wie Abendtermine und 
Onlineangebote.   

•  Die Leiterin eines Referats für Existenzsicherung bei einem freien Träger hält 
neben der kurzfristigen Erreichbarkeit eines Beratungsangebots insbesondere im 
ländlichen Raum einen Ausbau der mobilen Beratung für geboten, um Alleiner­
ziehende dort zu erreichen, wo sie leben. Ein Problem sei überdies auch hier die 
Kinderbetreuung während der Beratungszeit, die dringend zu berücksichtigen sei.
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Eine konzeptionelle Weiterentwicklung der Schuldnerberatung, verbunden mit 
einer ausreichenden Finanzierung, ist angesichts des über die Jahre anhaltenden 
hohen Problemdrucks zumindest als ein Teil der Lösung anzusehen. Wie wichtig 
ein Zugang für alle von einer Überschuldung betroffenen Personen und Haushalte 
ist, wird u.a. deutlich, wenn man berücksichtigt, dass erwerbstätige Menschen ohne 
Leistungsansprüche nach dem SGB II und XII grundsätzlich keinen Anspruch auf  
einen kostenfreien Zugang zur Schuldnerberatung haben. Das folgende Beispiel 
aus dem Positionspapier der Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände 
(AG SBV) aus dem Jahr 2018 über „Rechtsanspruch auf  Schuldnerberatung“ 
unterstreicht den Bedarf  an einer gesetzlichen Regelung: 

„Martina O. (alleinerziehende Mutter einer zwölfjährigen Tochter) arbeitet als 
Krankenschwester in Teilzeit. Sie hat keine Ansprüche auf  ergänzende Sozial­
leistungen. Die Gesamtschulden belaufen sich auf  25.000 €. Mangels Deckung 
auf  dem Konto konnte sie den Strom nicht zahlen. Die Stromsperre drohte. 
Einen Termin bei der Schuldnerberatung bekommt sie nicht, da sie erwerbstätig 
ist. In einer Kommune, in der der Zugang zur Schuldnerberatung nicht auf  den 
Personenkreis der ALG-II-Beziehenden begrenzt ist, hätte sie einen unproble­
matischen Zugang zur Schuldnerberatung bekommen.“  

Wenig Beachtung findet zudem die knappe Ressource Zeit, die Alleinerziehende 
für ein breites Spektrum von Tätigkeiten nutzen müssen. Während in einem Paar­
haushalt zumindest zwei Personen verfügbar sind, die auch eine entsprechend flexi­
blere Zeitgestaltung ermöglichen, müssen Alleinerziehende ihre Ressourcen gut 
einteilen. Das kann bei begrenzten Ressourcen dazu führen, dass keine Möglichkeit 
vorhanden ist, Beratungs- und Bildungsangebote zu nutzen (vgl. Größl/Happel/
Peters 2020, S. 76f.).  Abläufe in den Schuldnerberatungsstellen wie Erreichbarkeit 
oder erwartete Verbindlichkeiten kollidieren teilweise mit den pragmatischen Alltags­
anforderungen, vor denen Alleinerziehende stehen (vgl. Herzog 2022, S. 56). 

Ein zeitnaher und der Zielgruppe Alleinerziehender gerecht werdender Zugang zur 
Schuldnerberatung ist aktuell bei bundesweit ca. 1.400 spezialisierten Schuldnerbe­
ratungsstellen, die regional ungleich verteilt sind und unterschiedlichen Finanzie­
rungsregeln unterliegen, nicht flächendeckend gewährleistet. 
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Best Practice Ansätze 
zur Erreichung von  
Alleinerziehenden mit 
finanziellen Problemen

5

Auf  die Verwobenheit von Struktur- und Handlungsebene machen Größl, Happel 
und Peters (2020) aufmerksam. Sie haben in ihrer Studie auch Bildungs- und Be­
ratungsangebote für Alleinerziehende analysiert und kommen dabei zum Schluss, 
dass Beratungs- und Bildungsangebote im Kontext der Lebenslage gesehen werden 
müssen. Das beste Beratungsangebot hilft nichts, wenn die strukturellen Rahmen­
bedingungen nicht unterstützend wirken. 

Ein stetes Problem vieler Alleinerziehender ist die schon wiederholt aufgegriffene 
Ressourcenknappheit – das betrifft sowohl die verfügbare Zeit als auch finanzielle 
Limitierungen. Die Wahrnehmung von Beratungs- und Bildungsangeboten erfordert 
einen zeitlichen und organisatorischen Aufwand, der zwischen Erwerbsarbeit, Kinder­
betreuung und sonstigen Alltagspflichten erbracht werden muss. Zum Teil kommen 
dann noch aus psychischen Belastungen und geringen finanziellen Ressourcen resul­
tierende Barrieren dazu, zum Beispiel für die Fahrtkosten, Kinderbetreuung oder gar 
für das Beratungsangebot (vgl. Größl/Happel/Peters 2020, S. 72f.). 

Bisher gibt es keine spezifischen Angebote für überschuldete Alleinerziehende. 
Allerdings zeigen diverse Ansätze, welche Aspekte hilfreich sind und eher von den 
Betroffenen angenommen werden. Die Expert*innengespräche haben eine Viel­
zahl an Hinweisen gegeben. Diese erstrecken sich über Ideen zur leichteren Bewäl­
tigung des Alltags mit knappen Mitteln bis zu konkreten Vorschlägen der besseren 
Unterstützung in Überschuldungssituationen. 

5.1	Telefon- und Onlineangebote 
Die durch die Digitalisierung neu entstandenen Möglichkeiten können dabei 
unterstützen, weitere Zielgruppen zu erreichen, adressatengerechte Dienste an­
zubieten und durch die effizientere Gestaltung der eigenen Organisation mehr 
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Ratsuchende zu versorgen. Möchte Schuldnerberatung möglichst viele Menschen 
erreichen, gilt es andere Wege als die klassischen Zugangswege wie Telefon oder 
Sprechstunde zu nutzen. Während für einige Menschen die Anmeldung über ein 
elektronisches System undenkbar ist, scheuen andere einen ersten Kontakt via 
Telefon oder Sprechstunde. Digitale Möglichkeiten erweitern und diversifizieren 
die Möglichkeiten eines niedrigschwelligen Zugangs (vgl. Wenzel 2019, S. 221f.; 
Peters 2020, S. 9f.). 

Aus den Gesprächen mit Praxisvertreter*innen wird deutlich, dass Onlineangebote 
von einem Teil der alleinerziehenden Mütter besonders gut angenommen wer­
den, da sie besser mit der Kinderbetreuung und sonstigen Alltagspflichten ver­
einbar sind. In Angeboten der Sozialen Arbeit dominiert allerdings weiterhin eine 
„Komm-Struktur“, wobei es pandemiebedingt mittlerweile zu Veränderungen 
des Beratungsangebots gekommen ist. Es wäre wünschenswert, wenn diese Ver­
änderungen ausgebaut würden. Hierbei ist, um digitale Spaltungen zu vermeiden, 
auf  ausreichende Zugangsmöglichkeiten und auf  Fähigkeiten des Umgangs mit 
Informations- und Kommunikationstechnologien zu achten. Etwa ein Drittel der 
Menschen in Armut, dies zeigt eine aktuelle Auswertung der Daten des sozio­
ökonomischen Panels, verfügt aus Kostengründen nicht über einen Internet­
anschluss (vgl. Schabram/Schulze/Stilling 2023, S. 5). Online-Beratung oder 
Elemente einer Online-Beratung können synchron und asynchron insbesondere 
über Mail, Chat, Messenger oder Video-Telefonie umgesetzt werden, wobei eine 
textbasierte Onlineberatung als besonders anspruchsvoll gilt (vgl. Rosenkranz 
2022, S. 101f.).  

5.2	Armutssensible Ansprache
Die Inanspruchnahme von Beratungs- und Bildungsangeboten ist für viele Men­
schen schambehaftet, für Alleinerziehende kommen noch gesellschaftliche Norm­
vorstellungen zu Familienbildern hinzu, die zu Belastungen in Verbindung mit dem 
Gefühl führen, Anforderungen nicht entsprechen zu können (vgl. Größl/Happel/
Peters 2020, S. 73). Die Nutzung unterstützender Angebote wird womöglich als 
Kompetenzlücke im Bereich Finanzen gedeutet und bestätige damit das vorurteils­
beladene Bild gegenüber alleinerziehenden Müttern (vgl. Größl/Happel/Peters 2020). 
Somit ist bereits in der Ansprache eine Sensibilität zu bedenken. Um in der Schuldner­
beratung ein Gefühl der Scham bei Ratsuchenden zu vermeiden, das per se mit dem 
Gefühl verbunden ist, einem Ideal nicht zu entsprechen (vgl. Nussbaum 2016, S. 541), 
ist eine Haltung geboten, die folgende Komponenten aufweist: Fachkräfte neh­
men Rücksicht auf  die potenzielle Beschämung ihrer Zielgruppe, sie zeichnen sich 
durch Feingefühl, Zurückhaltung, auch die Vermeidung symbolischer Botschaften 
wie die Unterstellung einer Anspruchshaltung oder die Zuweisung einer unterlege­
nen Rolle aus (vgl. Gröning 2016, S. 149). 
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5.3	Familienzentren
Alleinerziehende mit finanziellen Problemen sind außerhalb der Schuldnerberatung 
u.a. gut in aus Mütterzentren hervorgegangenen Familienzentren zu erreichen, die in 
ihren unterschiedlichen niedrigschwelligen Varianten der Umsetzung auf  die Bedürf­
nisse der Kinder und ihrer Familien zugeschnitten sind. Familienzentren bestehen 
gegenwärtig u.a. in Form einzelner Träger oder in verschiedenen Koordinations­
verbünden. Gerade in sozioökonomisch prekären Lebensumständen zeichnen sie 
sich durch eine Kombination aus der Erschließung materieller Hilfen und der Be­
reitstellung persönlicher auf  alltägliche Belange bezogener Unterstützung aus. In den 
Empfehlungen des Deutschen Vereins für die Stärkung von Familienzentren vom 
17. Juni 2020 heißt es mit Blick auf  belastende Lebensumstände von Familien: 

„In sozioökonomisch benachteiligenden Lebenslagen kann es zu Mehrfach­
belastungen kommen, welche kaum noch zu handhaben sind, aber auch weniger 
benachteiligte Familien machen Erfahrungen von ‚Erschöpfung‘. In solchen 
Situationen sind neben materiellen Hilfen auch intensive Unterstützungs­
angebote im Alltag von großem Nutzen, um insbesondere ein gutes Aufwachsen 
der Kinder zu ermöglichen und ihnen Teilhabechancen zu eröffnen bzw. diese 
zu wahren. In diesem Sinne geht es bei der Arbeit von Familienzentren auch um 
Chancengerechtigkeit, um den Zugang zu und die Stärkung von sozialen und 
kulturellen Ressourcen für Familien.“ (S. 3)

5.4	Familienbüros
Von finanziellen Problemen einschließlich Überschuldung betroffene Alleinerziehen­
de finden auch in Familienbüros eine niedrigschwellige und wirksame Unterstützung, 
die nicht zuletzt eine Brücke in die Schuldnerberatung darstellen kann. Beispielhaft 
wird hier auf  das Modellprojekt der Familienbüros der Caritas hingewiesen, das von 
August 2020 bis Juli 2022 an unterschiedlichen Standorten in Rheinland-Pfalz und im 
Saarland erprobt wurde. Das zentrale Ziel der Familienbüros besteht darin, die In­
anspruchnahme monetärer Familienleistungen zu unterstützen. Angesichts des sehr 
komplexen und unübersichtlichen Leistungssystems ist ein solches Angebot über­
fällig. Das niedrigschwellige Beratungsangebot enthält auch aufsuchende Elemente, 
um den Zugang zu erleichtern. Die Fachkräfte in den Familienbüros unterstützen 
Familien mit Informationen über in Frage kommende Leistungen sowie bei Erst- 
und Folgeanträgen, darüber hinaus geht es in den Beratungsgesprächen thematisch 
um finanzielle Probleme, familiäre Schwierigkeiten, Umgang mit Behörden, Wohnen, 
Krankheit und Migration. Insbesondere Sprachprobleme, eine qualifizierte Weiter­
vermittlung und die Unterstützung beim Verständnis komplizierter Leistungsanträge 
spielen im Beratungsalltag eine zentrale Rolle. Die Umsetzung der ambitionierten 
Ziele, dies zeigt die Auswertung der wissenschaftlichen Begleitung, wird durch die 
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Bearbeitung unterschiedlicher Themen an einem Ort und damit kurze Wege der Um­
setzung von Beratungsinhalten begünstigt (vgl. Ehmann/Mund/Nasri 2023, S. 62f.). 
Zusammenfassend wird festgehalten: 

„Die Ergebnisse zeigen, dass eine bedarfsorientierte Arbeit mit Familien zur Ver­
besserung von prekären (finanziellen) Lebenslagen und zur Vermeidung von Armut 
insgesamt beitragen. Die Beratungspraxis nimmt dabei eine wichtige Funktion zur 
Entbürokratisierung von sozialpolitisch administrativen Maßnahmen ein, da sie die 
Anforderungen, die an die Antragstellungen geknüpft sind, vereinfachen.“ 

(Ehmann/Mund/Nasri 2023, S. 67) 

5.5	Schuldnerberatung vor Ort 
In Hamburg findet sich mit dem Projekt „SchuB vor Ort“2 mit der mobilen Schuldner- 
und Budgetberatung ein niedrigschwelliges Angebot, bei dem einmal im Monat eine 
bzw. ein Schuldnerberater*in eine Sprechstunde in sozialen Einrichtungen abhält, in 
deren Stadtteil es keine Schuldnerberatung gibt. Das Projekt ist in seiner Ausgestaltung 
in Hamburg einzigartig. Das Angebot stellt eine sinnvolle Ergänzung zu den regulären 
Schuldnerberatungsstellen dar. Angesichts knapper Kapazitäten ist eine Ausweitung von 
Schuldnerberatung bzw. die Installation von alternativen Beratungsangeboten sinnvoll, 
um so z.B. den Beginn der Beratung zu überbrücken. Für Notfälle steht Klient*innen 
zwar bis zu Beginn der Beratung die Notfallsprechstunde offen, aber es gibt durchaus 
alltägliche Problemstellungen, die die Ratsuchenden schon während der Wartezeit zu 
lösen haben. Dies kann im Rahmen des Projekts geleistet werden. Eine Verortung in 
Stadtteilen, die bisher im näheren Umfeld keine Schuldnerberatungseinrichtung haben, 
kann Ratsuchende bei ihrem Weg in die Schuldnerberatung unterstützen. Die Erfah­
rung zeigt, dass vielen Ratsuchenden der Gang in eine Schuldnerberatungsstelle leichter 
fällt, wenn sie über ein anderes Angebot geleitet werden. Ein niedrigschwelliges Ange­
bot wie „SchuB vor Ort“ kann dazu beitragen, aufgezeigte Zugangshürden zu über­
winden, indem z.B. im Rahmen der dortigen Beratung Hinweise für Probleme bzgl. 
der Existenzsicherung gegeben werden und anschließend in der Beratung an tieferlie­
genden Problemen gearbeitet werden kann. Des Weiteren kann in der Beratung bereits 
die Angst vor der Schuldnerberatung genommen werden, indem das weitere Vorge­
hen einer Beratungsstelle erklärt wird. Die Beratungsstellen setzen zum Erstgespräch 
vielfach voraus, dass die Unterlagen bereits sortiert sind. Der schematische Ablauf  der 
Schuldnerberatung kann nicht immer die volle Einbeziehung von Lebensweisen der 
Klient*innen berücksichtigen. Für zukünftige Überlegungen bezüglich der Schuldner­
beratung wäre es wünschenswert, die Lebensweltorientierung als Handlungskonzept 
mehr in den Mittelpunkt zu stellen und so eine Methodik auszuarbeiten, die den Be­
dürfnissen der Ratsuchenden besser entspricht. Durch solche Maßnahmen können 
passgenauere und nachhaltigere Lösungswege für Betroffene aufgezeigt und zugleich 
durch eine frühzeitige Beratung möglicherweise sogar die Kosten verringert werden.

2 � https://afg-schuldnerberatung.de/die-mobile-schuldner-und-budgetberatung (Aufruf 25.09.2023) sowie https://buergerhaus-bornheide.de/
angebot/schuldenberatung/ (Aufruf 25.09.2023). 

https://afg-schuldnerberatung.de/die-mobile-schuldner-und-budgetberatung
https://buergerhaus-bornheide.de/angebot/schuldenberatung/
https://buergerhaus-bornheide.de/angebot/schuldenberatung/
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Empfehlungen 6
6.1	Sensible Konzeptentwicklung 
Die Bedarfe von Alleinerziehenden sollten bei der Konzeptentwicklung mitgedacht 
werden, hierauf  verweist insbesondere die Fachberaterin der Familienprävention. 
Das Thema Geld sei ein alltägliches Thema, das den gesamten Alltag herausfordert, 
das werde aber nicht in allen Konzepten entsprechend mitgedacht. Themen wie 
stetige Kosten für neue Kleidung oder Spielzeug seien zum Beispiel Themen, die 
auch andere Eltern betreffen. Hier könne man Angebote für alle schaffen, ohne 
explizit bestimmte Gruppen herauszugreifen.

Es bedarf  dabei nicht unbedingt eines separaten Angebots für Alleinerziehende, 
stattdessen könnten zum Beispiel sich überschneidende Themen wie das Leben mit 
Kindern oder Auskommen mit wenig Geld die Ansatzpunkte sein (vgl. hierzu auch 
Größl/Happel/Peters 2020, S. 78). 

Ausgehend von den aufgezeigten deutlich erhöhten Risiken – insbesondere allein­
erziehender Frauen – in eine prekäre Verschuldung und Überschuldung zu geraten, 
sind spezifische Varianten der Unterstützung gefordert, die in den folgenden ins­
besondere auf  schuldenrelevante Risikofaktoren bezogenen Empfehlungen zum 
Ausdruck kommen. Übergreifend ist es allerdings bedeutsam, durch die flächen
deckende Verbesserung einer kostenfreien Kinderbetreuung die Vereinbarkeit 
einer den Lebensunterhalt sichernden Erwerbstätigkeit mit der Erziehungsver­
antwortung zu fördern. Überdies ist darauf  zu achten, von Alleinerziehenden in 
den Unterstützungsangeboten kein schuldenfreies Leben zu fordern. Sie greifen 
in finanziell schwierigen Situationen vielfach mangels Alternativen auf  Schulden 
zurück, um Engpässe im Alltag zu überwinden. 

6.2	Förderung der Finanzkompetenz
Grundsätzlich werden angesichts bestehender Bildungslücken Investitionen in die 
gezielte Förderung von Finanzkompetenz für die gesamte Bevölkerung zur Vermei­
dung finanzieller Probleme einschließlich einer prekären Ver- und einer Überschul­
dung für notwendig erachtet (vgl. Creditreform 2022, S. 53). Die flächendeckende 
Verbesserung finanzieller Bildung, beginnend in der Schule und weitergeführt in 
allen Formen der Erwachsenenbildung als generalpräventiver Ansatz setzt an den 
Personen an, die damit befähigt werden, Finanzentscheidungen zu treffen, die ihren 
Interessen dienen und die es ihnen ermöglichen, in schwierigen Situationen, bei­
spielsweise als Alleinerziehende, besser über die Runden zu kommen und finanzielle 
Risiken zu vermeiden. Strukturelle Probleme wie die anhaltend hohe Armut oder 
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die Benachteiligung von Frauen auf  dem Arbeitsmarkt können damit allerdings 
nicht kompensiert werden. Dennoch ist es sinnvoll, diesen Weg neben anderen 
Maßnahmen zu beschreiten und idealerweise nicht erst dann entsprechende Pro­
gramme aufzulegen, wenn finanzielle Probleme Betroffene bereits in ihrem Alltag 
belasten und ihnen die Energie, die Motivation und die Zeit für die Wahrnehmung 
von Bildungsangeboten rauben.

Über die allgemeine Förderung der Finanzkompetenz hinaus sind spezielle Maßnah­
men für Alleinerziehende empfehlenswert, die, so befragte Expert*innen in einer 
Studie, dazu beitragen, die persönlichen Lebensumstände alleinerziehender Frauen 
und ihrer Kinder konkret zu verbessern. In Abgrenzung zur allgemeinen Finanzbil­
dung mit ihren grundlegenden präventiven Zielen stehen in den hier angesprochenen 
Programmen Themen wie der Erwerb und die Verwendung des verfügbaren Ein­
kommens unter besonderer Beachtung der Kontrolle der Ausgaben und damit der 
Vermeidung einer Überschuldung im Mittelpunkt. Die Verbesserung der Finanzkom­
petenz Alleinerziehender trägt dazu bei, informierte Entscheidungen zu treffen und 
riskante Verschuldungen mit weitreichenden Folgen auch für die Interaktionen mit den 
Kindern zu vermeiden (vgl. Heintz-Martin/Recksiedler/Langmeyer 2022, S. 350). Die 
Inhalte können in unterschiedlichen Formaten vermittelt werden, in Frage kommen 
Kurse in Familienzentren, in Mutter-Kind-Einrichtungen, aber auch an der Volks­
hochschule, um nur einige Institutionen zu nennen.

Die Förderung der Finanzkompetenz muss allerdings über allgemeine und ziel­
gruppenspezifische Maßnahmen hinausgehen, um langfristige Wirkungen entfalten 
zu können. In der internationalen Diskussion wird zwischen financial capability, 
financial literacy, financial access und financial behavior differenziert. Die Anwen­
dung von Finanzkompetenz setzt danach nicht nur ein entsprechendes Wissen voraus, 
sondern vor allem den Zugang zu geeigneten Finanzinstitutionen und Finanzpro­
dukten, auf  die besonders einkommensbenachteiligte Familien im Vergleich mit 
finanziell gut ausgestatteten Haushalten deutlich seltener zurückgreifen können 
(vgl. Sun u. a. 2022, S. 717f.). Diese Dimension der Finanzkompetenz verweist auf  
gesetzliche, institutionelle und finanzmarktbezogene Einflussfaktoren, die Gegen­
stand des Konsumentenschutzes und der Verbraucherpolitik sind. Will man riskante 
Verschuldungen von in finanzielle Not geratenen Alleinerziehenden vermeiden, 
müssen u.a. die Benachteiligungen auf  dem Finanzmarkt durch undurchsichtige 
Scoringverfahren und damit verbundene höhere Zinsen und Kosten für Kredite 
etc. vermieden werden. Der Ausschluss aus seriösen Finanzdienstleistungen er­
höht überdies das Risiko, auf  teure und fragwürdige Angebote zurückzugreifen, 
um alltägliche finanzielle Engpässe zu überbrücken. Das sollte auch stets in den 
Angeboten der Sozialen Arbeit mitgedacht werden. Ein schuldenfreies Leben ist 
nicht durchgängig möglich, stattdessen sollte es eher darum gehen, die Menschen 
dazu zu befähigen, dass sie für sich geeignete Finanzprodukte auswählen können 
oder wissen, wo sie hierbei Unterstützung finden (z.B. in der Verbraucherzentrale). 
Werden Schulden nicht als alltägliche Herausforderung gesehen, sondern per se 
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abgelehnt, führt dies dazu, dass Betroffene sich womöglich aus Scham nicht an eine 
unterstützende Institution wenden. Eine politische Flankierung der Förderung der 
Finanzkompetenz ist dabei unerlässlich.

6.3	Verbesserung der Zugänge zu  
Sozialleistungen 
Sozialleistungen umfassen nach §§ 11 SGB I Dienst-, Sach- und Geldleistungen. In 
der Analyse der Lebensumstände Alleinerziehender wurde an verschiedenen Stel­
len darauf  hingewiesen, dass der Zugang zum System der sozialen Sicherung, bei­
spielsweise zum Wohngeld, zum Kinderzuschlag oder zu Geld- und Sachleistungen 
des Bildungs- und Teilhabepakets, Leistungsberechtigten teilweise sehr schwerfällt 
und vielen auch nicht gelingt. Dieses Phänomen ist nicht neu. Seit Jahren werden 
Zugangsbarrieren zum sozialen Sicherungssystem diskutiert, wie u.a. die aktuelle 
Debatte um die Kindergrundsicherung zeigt. Unterschieden werden üblicherweise 
subjektive Hindernisse in Verbindung mit allgemeiner Unsicherheit, gesellschaftliche 
Faktoren wie die Angst vor sozialer Ausgrenzung, informationelle Aspekte in Form 
von Wissenslücken, institutionelle und bürokratische Hürden, die auf  eine Über­
forderung mit komplexen Antragsverfahren verweisen, und kulturelle Hintergründe 
einschließlich sprachlicher Überforderungen mit dem System (vgl. Papenheim u. a. 
2023, S. 190). 

Die Überwindung von Zugangsbarrieren zu Sozialleistungen erfordert zunächst 
grundlegende und verständliche Informationen über das Leistungsspektrum. Eine 
befragte Expertin aus dem Feld der Sozialen Beratung regt in diesem Zusammen­
hang eine mehrsprachige, das Grundverständnis von Sozialleistungen fördernde 
Aufklärung an, viele wüssten nicht, welche Leistungen für sie überhaupt in Frage 
kämen. Diese aus der Praxis kommende Forderung entspricht § 13 SGB I, in dem 
den Leistungsträgern des Systems der sozialen Sicherung die Aufgabe zugewiesen 
wird, die Bevölkerung über ihre Rechte und Pflichten nach dem Sozialgesetzbuch 
mit seinen insgesamt 12 Büchern in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich aufzu­
klären. Über das bisherige Niveau hinausgehend ist eine Öffentlichkeitskampagne 
im Sinne einer Sozialstaatsoffensive gefragt, die auf  die Lebenswelten und das 
Vorwissen der Menschen in der Ausgestaltung der Aufklärungsmaterialien eingeht 
und unmittelbar handlungsbefähigende Informationen in den Mittelpunkt rückt. 
Zielgruppenspezifische Differenzierungen wie eine Bündelung der Leistungen für 
Alleinerziehende sollten hervorgehoben werden. 

Über die allgemeine Aufklärung hinausgehend sind einzelne Leistungsträger wie 
Jobcenter, Arbeitsagenturen, Wohngeldbehörden oder Jugendämter aufgerufen, 
ihrem Beratungs- und Auskunftsauftrag nach den §§ 14 und 15 SGB I umfänglich 
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nachzukommen. Dieser beginnt schon mit der zeitnahen und in jeder Hinsicht bar­
rierefreien Erreichbarkeit, über die in der Praxis beispielsweise in Bezug auf  Jobcen­
ter insbesondere nach der Pandemie vermehrt geklagt wird. An dieser Stelle soll der 
Vorschlag der Bundesregierung aus dem sechsten Armuts- und Reichtumsbericht 
aufgegriffen werden, zur besseren Orientierung der Bürger*innen über Leistungen 
des Sozialstaats u.a. zu prüfen, wie Versicherungsämter zu Erstanlaufstellen mit 
einer Lotsenfunktion für möglichst alle sozialen Angelegenheiten weiterentwickelt 
werden können (vgl. BMAS 2021, S. XXX). 

Aufklärung und gezielte Informationen zum Abbau von Zugangsbarrieren zu So­
zialleistungen sollten in begründeten Fällen um eine sozialanwaltliche Begleitung 
ergänzt werden, auf  die Personen angewiesen sind, die ihre Angelegenheiten vor­
übergehend, längerfristig oder dauerhaft nicht alleine regeln können. Ohne beglei­
tende und zuweilen stellvertretende Formen der Unterstützung bleiben in diesen 
Fällen Rechtsansprüche rein formal, sie kommen im Alltag der Betroffenen nicht 
an. Eine sozialanwaltliche Unterstützung durch Fachkräfte der Sozialen Arbeit, ob 
bei öffentlichen oder freien Trägern angesiedelt, sollte je nach den Besonderheiten 
des Einzelfalls eine umfassende Beratung, begleitende Unterstützung, Antragsbe­
gründungen und Stellungnahmen bei Ermessensentscheidungen und die Vermitt­
lung eines handlungsbefähigenden Wissens umfassen (vgl. Ansen 2023, S. 126f.). 
Die Gespräche mit Expert*innen im Rahmen der Erstellung der Expertise haben 
besonders deutlich gemacht, dass Beratungsfragen v.a. in Bezug auf  Fragen der 
sozialen Sicherung immer komplexer würden und den vorhandenen Rahmen auf­
grund begrenzter personeller und zeitlicher Ressourcen überstiegen. Eine flächen­
deckende Vorhaltung von Sozialen Beratungsstellen mit einem sozialanwaltlichen 
Selbstverständnis könnte dazu beitragen, den Weg zu Sozialleistungen für Allein­
erziehende, die durch ihren Alltag umfänglich absorbiert sind, weiter zu ebnen. 

6.4	Armuts- und Schuldensensibilität 
in Angeboten für Alleinerziehende
Alleinerziehende mit Finanz- und Schuldenproblemen sind auf  gezielte Angebote 
angewiesen, die möglichst frühzeitig Probleme identifizieren und die Weichen für 
angemessene Formen der Unterstützung stellen. Ein geeignetes Instrument dafür 
ist eine armuts- und schuldensensible Budgetanalyse, die in der Familienberatung 
oder der Familienhilfe realisiert werden könnte. Die Beobachtung der Praxis zeigt 
allerdings, dass finanzielle Probleme in diesen Arbeitsfeldern eher selten systema­
tisch aufgegriffen werden, obgleich in vielen Fällen ein Zusammenhang mit sozialen 
und psychischen Problemen besteht, etwa bei einer drohenden Stromsperre, einer 
Gefährdung der Wohnung oder fehlenden Mitteln für eine gesunde Ernährung 
(vgl. Jonas 2021, S. 77). Soweit eine Budgetanalyse nicht ausreicht, um angemes­
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sene Hilfe zu leisten, sollten „Familienpaten“ erwogen werden, die insbesondere 
bei stark und dauerhaft überschuldeten Familien als lebensweltbegleitende Unter­
stützung in Frage kommen (vgl. Creditreform 2022, S. 53). Ob in unterschied­
lichen Formen der Familienberatung, in der Familienhilfe oder in Gestalt eines 
Familienpaten, Fachkräfte sollten sich für das Thema Budgetanalyse und Budget­
beratung öffnen und dieses Thema nicht von vornherein an die Schuldnerbera­
tung delegieren. Berührungsängste mit Budgetfragen oder eine Überhöhung der 
inhaltlich-methodischen Anforderungen sollten vermieden werden. Gut anwend­
bare Arbeitshilfen für Budgetanalysen und Budgetberatung werden u.a. von den 
Verbraucherzentralen zur Verfügung gestellt. 

Die Budgetberatung zählt zu den methodischen Ansätzen der Existenzsicherung. 
In Haushaltsplänen werden regelmäßige Einnahmen und Ausgaben erfasst und 
über einen längeren Zeitraum hinsichtlich möglicher Risiken gemeinsam mit den 
Ratsuchenden beobachtet und ausgewertet. Die Vorteile der Budgetberatung liegen 
mit Blick auf  eine prekäre Ver- und eine Überschuldung darin, dass damit eine breitere 
Gruppe angesprochen wird, als dies durch die Schuldnerberatung möglich ist. Diese 
Form der Beratung kann kurzfristig und niedrigschwellig angeboten werden, bei Be­
darf  wird der Übergang in eine Schuldnerberatung initiiert (vgl. Mattes 2021, S. 48). 
Die Budgetanalyse geht weit über eine reine Erfassung der Finanzen hinaus, in den 
Gesprächen geht es auch um Fragen des Umgangs mit Konsum(wünschen), um 
Bedürfnisse und Entbehrungen Alleinerziehender und ihrer Kinder, um Zugänge 
zu Sozialleistungen und informelle Hilfen oder um Perspektiven, Hoffnungen und 
Ängste bei finanziellen Problemen. Die fallbezogen angemessene Berücksichtigung 
finanzieller, sozialer, psychischer und physischer Dimensionen der Lebenswelt wird 
durch die Budgetanalyse und Budgetberatung methodisch und inhaltlich bereichert, 
das Thema sollte einen festen Bestandteil im Unterstützungsrepertoire erhalten.

In den Angeboten der Familienberatung, der Familienhilfe und der Familienpaten 
dominiert die Berufsgruppe der Sozialarbeiter*innen. Die Stärkung von Budget- 
und Finanzthemen sollte durch eine inhaltliche Weiterentwicklung der Sozialen 
Arbeit in den grundständigen Studiengängen und in der Fort- und Weiterbildung 
erfolgen. Impulse können der internationalen Diskussion über „Financial Social 
Work“ entnommen werden. Ihr Anliegen besteht darin, individuelle und familiäre 
Finanzkompetenzen durch Bildungsangebote sowie die Verbesserung des Zugangs 
zu probaten Finanzdienstleistungen zu ermöglichen und damit verbunden das 
Wohlbefinden und die Lebensqualität zu verbessern. Ratsuchende werden in alltäg­
lichen Finanzentscheidungen ebenso wie im Umgang mit langfristigen Obligationen 
und der Bewältigung von (finanziellen) Krisen mit dem Ziel der Sicherheit und 
Stabilität begleitet. „Financial Social Work“ wird mit dem Capability Approach in 
Verbindung gebracht, geht es doch darum, Bedingungen zu fördern, die es Men­
schen ermöglichen, ihre Fähigkeiten und Potenziale zu entfalten (vgl. Sherraden/
Huang 2019, S. 7f.). Die Einordnung der Budgetanalyse und der Budgetberatung 
in den Horizont der „Financial Social Work“ trägt dazu bei, eine mechanische 
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Anwendung von Haushaltsbögen zu vermeiden und die Entwicklungsmöglich­
keiten Alleinerziehender durch einen angemessenen Umgang mit Finanzfragen in 
den Mittelpunkt zu rücken. Soweit die bisherigen Empfehlungen nicht ausreichend 
greifen, um finanziellen und Schuldenproblemen Alleinerziehender zu begegnen, 
ist die Überleitung in eine integrierte oder spezialisierte Schuldner- bzw.  Schuld­
ner- und Insolvenzberatung angezeigt. Wenn in den weiteren Ausführungen von 
Schuldnerberatung die Rede ist, sind spezialisierte und integrierte Ansätze ebenso 
wie die kombinierte Schuldner- und Insolvenzberatung gemeint. 

6.5	Weiterentwicklung der  
Schuldnerberatung
Bevor Hinweise auf  die Weiterentwicklung der Schuldnerberatung gegeben wer­
den, die insbesondere auf  die Belange Alleinerziehender bezogen sind, ist die aktu­
elle Situation zu würdigen, die erkennbar macht, dass die Möglichkeiten schon jetzt 
mehr als ausgeschöpft sind. Veränderungen der Angebotsstruktur erfordern einen 
Ausbau der Kapazitäten. Nach den Ergebnissen der vierten Erhebung der AG SBV 
über die Situation der gemeinnützigen Schuldnerberatungsstellen im Frühjahr 2023 
ist bei 68 Prozent der befragten Beratungsstellen (n = 456) eine zunehmende Nach­
frage zu verzeichnen. Inhaltlich nehmen gegenwärtig Energie- und Mietschulden 
sowie die Budgetberatung und die Beratung über Sozialleistungen angesichts immer 
längerer Wartezeiten auf  Behördenentscheidungen wie beim Wohngeld einen deut­
lich größeren Raum als in der Vergangenheit ein. Die Rückmeldungen zeigen auch, 
dass Fälle durch die Überlagerung finanzieller, sozialer und gesundheitlicher Prob­
leme immer komplexer werden (vgl. AG SBV 2023, S. 4f.).      

In ihrem Selbstverständnis entspricht die Schuldnerberatung den facettenreichen 
Problemen der Ratsuchenden. 

„Die Schwerpunkte des Beratungsangebots der Schuldnerberatung in der Sozia­
len Arbeit liegen – neben finanziellen, rechtlichen, hauswirtschaftlichen Fragen 
– vornehmlich in der erforderlichen psycho-sozialen Betreuung, in der persön­
lichen Beratung und in evtl. notwendigen pädagogisch-präventiven Hilfen. Damit 
ist Schuldnerberatung einem mehrdimensionalen Beratungsansatz verpflichtet – 
zugleich versucht sie, methodisch von einem ganzheitlichen Ansatz auszugehen.“ 

(Schruth/Loerbroks 2022, S. 22) 

Auf  diese konzeptionelle Themenbreite der Schuldnerberatung sind Alleinerzie­
hende je nach Fallkonstellation angewiesen. Entscheidend sind insoweit keine in­
haltlichen Anpassungen an die Beratungsthemen Alleinerziehender, sondern eine 
bessere Erreichbarkeit. Die folgenden Empfehlungen zielen unter Berücksichtigung 
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der systematischen Hinweise über die Schuldnerberatung und der empirischen 
Einblicke in Herausforderungen für Alleinerziehende darauf, die Passung von 
Schuldnerberatung mit den Lebensumständen Alleinerziehender zu verbessern.

Um den Zugang zu erleichtern, sollte offensiv über die Schuldnerberatung ein­
schließlich ihrer Arbeitsweisen und ihrer Erreichbarkeit informiert werden. Das 
Wissen über dieses wichtige Beratungsangebot ist längst nicht so verbreitet, dass 
Personen, die von einer prekären Ver- und einer Überschuldung betroffen sind, 
unmittelbar den Weg in die Beratungsangebote finden. 

Ein möglichst kurzfristiger Zugang zu einer Schuldnerberatung, die auf  die Belange 
Alleinerziehender eingeht, erfordert auch eine entsprechende inhaltliche Ausrichtung. 
„Wird der präventive, soziale und die Fachkräfte fortbildende Anteil der Beratungs­
angebote nicht ausreichend öffentlich finanziert…, werden nicht nur auf  Beratung 
angewiesene Frauen schon auf  dem Weg in den Schuldturm alleine gelassen, was 
fataler wirkt, sie kommen – soweit das dann überhaupt noch gelingt – erst dann und 
viel zu spät zur Schuldnerberatung, wenn nur noch langfristige, zeit- und kosteninten­
sive Beratung Entschuldung möglich macht.“ (Schruth u. a. 2022, S. 202)

Der Zugang zur Schuldnerberatung wird Alleinerziehenden schon dadurch er­
leichtert, wenn Angebote vor Ort und im Gemeinwesen, beispielsweise in einem 
Familienbüro, einem Familienzentrum oder einem Allgemeinen Sozialen Dienst 
vernetzt vorgehalten werden. Damit werden zusätzliche Wegezeiten und organisa­
torische Aufwendungen vermieden. Eine befragte Sozialberaterin schlägt im Inter­
view vor, über Sozialleistungshäuser nachzudenken, die unterschiedliche Angebote 
unter einem Dach vereinen und damit nicht nur Wegezeiten verkürzen, sondern 
auch zu einer besseren Zusammenarbeit unterschiedlicher Fachkräfte beitragen. 
Über die Verbesserung der Zusammenarbeit hinausgehend ist eine Vernetzung für 
eine fachliche Verbreiterung des Schuldnerberatungswissens für Alleinerziehende 
mit begrenzter Zeit für die Wahrnehmung von Beratungsangeboten unterstützend. 

Die Vernetzungseffekte erfordern ebenso wie die Gewährleistung eines niedrig­
schwelligen, kurzfristigen und inhaltlich angemessenen Zugangs zur Schuldner­
beratung, ob vor Ort oder digital, Zeit und Ressourcen. An pragmatischen Vor­
schlägen mangelt es nicht. Erforderlich ist ein bedarfsdeckendes und kostenloses 
Angebot für alle, die von einer prekären Ver- und einer Überschuldung betroffen 
sind, darunter überproportional viele Alleinerziehende. Aus Sicht der Fachverbände 
ist ein gesetzlicher Rechtsanspruch auf  eine kostenlose Schuldner- und Insolvenz­
beratung das Mittel der Wahl. Über die aktuellen Regelungen des kostenlosen Zu­
gangs zur Schuldnerberatung für Leistungsberechtige in den Rechtskreisen des 
SGB II und XII (dort auch zur Abwendung einer ansonsten drohenden Sozialhilfe­
bedürftigkeit schon vor einem Leistungsbezug) hinaus sollte dieser Anspruch auch 
für Erwerbstätige eingeführt werden, um ihre Teilhabe am Leben der Gesellschaft 
zu sichern. Erwerbstätige können sich, auch wenn ihre Einkommen oberhalb der 
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Grundsicherungsansprüche liegen, aufgrund ihrer Zahlungsverpflichtungen in der 
Regel keine Schuldnerberatung leisten. Die Heranziehung zu den Kosten stellt eine 
zusätzliche Barriere dar, die auch viele erwerbstätige Alleinerziehende besonders 
trifft. 

Stellvertretend wird hier die Forderung der AG SBV zum Rechtsanspruch auf  
Schuldnerberatung aufgegriffen, die in einem Positionspapier um 14.02.2018 
festgehalten ist. Dort wird eine Gesetzesänderung im 8. Kapitel des SGB XII 
(Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten bei Überschuldung) mit dem 
folgenden Wortlaut vorgeschlagen: 

„(1) Überschuldeten und von Überschuldung bedrohten Personen ist ungeachtet 
einer sonstigen Leistungsberechtigung nach diesem Gesetzbuch weitere per­
sönliche Hilfe zu gewähren. (2) Zur Hilfe gehören insbesondere Maßnahmen 
des Schuldnerschutzes und der Entschuldung sowie Beratung zur Vermeidung 
weiterer Überschuldung.‘ Die Einführung eines § 68a SGB XII (neu) öffnet den 
Zugang zu einer Beratung in einer anerkannten Schuldnerberatungsstelle für alle 
Personenkreise, ungeachtet einer Leistungsberechtigung nach dem SGB XII. 
Das ermöglicht überschuldeten Personen einen unbürokratischen Zugang zu 
einer qualifizierten Schuldnerberatung.“ 

(AG SBV 2018) 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung, die zivilgesellschaftliche 
Organisation Finanzwende und das Forschungsinstitut institut für finanzdienst­
leistungen haben zudem im Dezember 2023 in einem Positionspapier erneut 
auf  die Notwendigkeit eines Rechts auf  Schuldnerberatung verwiesen.3 Die am 
12.09.2023 veröffentlichte überarbeitete Verbraucherkreditrichtlinie4 enthält in 
Artikel 36 die Verpflichtung, dass die Mitgliedsstaaten kostenlose Schuldnerberatung 
bereithalten. Es bleibt abzuwarten, ob und wie das in Deutschland Umsetzung 
findet.  

3 � https://www.finanzwende.de/themen/verbraucherschutz/schulden-und-ueberschuldung/schuldnerberatung/ (Abruf am 19.09.2023)
4 � https://www.europarl.europa.eu/RegData/seance_pleniere/textes_adoptes/definitif/2023/09-12/0304/P9_TA(2023)0304_DE.pdf  

(Abruf am 19.09.2023)

https://www.finanzwende.de/themen/verbraucherschutz/schulden-und-ueberschuldung/schuldnerberatung/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/seance_pleniere/textes_adoptes/definitif/2023/09-12/0304/P9_TA(2023)0304_DE.pdf
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Einleitung 
Die Gestaltung des gerichtlichen Verfahrens hat insbesondere in Kindschafts­
sachen eine besondere Bedeutung. Denn die Familiengerichte entscheiden häufig in 
wesentlichen Fragen, die das Schicksal von Kindern maßgeblich beeinflussen. Hier 
geht es etwa im Bereich der elterlichen Sorge darum, wo ein Kind künftig seinen 
Lebensmittelpunkt haben wird, bei der Mutter, beim Vater oder gar – im Fall des 
Kinderschutzes – außerhalb der Herkunftsfamilie. Auch mehren sich die Streitig­
keiten über Zeit, Art und Ort des elterlichen Umgangs mit dem Kind bei oder 
nach Trennung der Eltern bis hin zu den Konflikten in Bezug auf  das dem Wohl 
des Kindes am besten entsprechende Betreuungsmodell, wie etwa die paritätische 
Betreuung in Form des sog. Wechselmodells.

All diesen Konstellationen ist es gemein, dass es den Eltern nicht gelungen ist, 
gegebenenfalls mit Hilfe des Jugendamtes oder der Beratungsstelle eines freien 
Trägers, eine einvernehmliche Konfliktlösung zu finden oder sie zur Abwehr einer 
Kindeswohlgefährdung nicht bereit bzw. in der Lage gewesen sind. Maßgeblich 
wird es dann sein, dass der Staat ein familiengerichtliches Verfahren zur Verfügung 
stellt, welches einen Schutz der maßgeblichen Grundrechtsposition, insbesondere 
der Eltern und des Kindes, zu gewährleisten vermag und dafür Sorge trägt, dass die 
Familiengerichte im Rahmen eines rechtsstaatlichen Verfahrens eine hinreichende 
Grundlage für eine am Kindeswohl orientierte Entscheidung erhalten. Die Be­
lastungen der Verfahrensbeteiligten sollen dabei so gering wie möglich gehalten 
werden. Diese Erwägungen manifestiert das Bundesverfassungsgericht auch unter 
dem Gesichtspunkt des Grundrechtsschutzes durch Verfahren.1

Dem Gesetzgeber ist die besondere Bedeutung des Verfahrensrechts in diesem 
Bereich sehr wohl bewusst. Dies offenbart sich nicht zuletzt in großen gesetz­
geberischen Aktivitäten. So unterlagen die Vorschriften des kindschaftsrechtlichen 
Verfahrens in den letzten Jahren erheblichen Änderungen. Unlängst wurden insbe­
sondere die Regelungen zur Verfahrensbeistandschaft (§§ 158f. FamFG) und zur 
Kindesanhörung (§ 159 FamFG) ebenso reformiert, wie die Qualifikations
anforderungen an den Familienrichter (§ 23b GVG) und das Beschwerde­
verfahren (§ 68 Abs. 5 FamFG). Daneben gibt es vielfältige Bemühungen, dem 
Anspruch an eine „kindgerechte Justiz“2 zu genügen, etwa durch den nun erarbei­
teten „Praxisleitfaden zur Anwendung kindgerechter Kriterien für das familien­
gerichtliche Verfahren“.3 Dem liegt die Erkenntnis zu Grunde, dass insoweit in 
der Vergangenheit Umsetzungsdefizite festgestellt werden mussten.4 Dramatisches 
Beispiel war der sog. Missbrauchsfall von Staufen. Dieser hatte zwar zu einem fami­
liengerichtlichen Kinderschutzverfahren geführt, in welchem das betroffene Kind 
jedoch in beiden Instanzen weder persönlich angehört wurde, noch wurde diesem 
ein Verfahrensbeistand zur Seite gestellt.5

1 �  	 Siehe nur BVerfGE 55, 171, 182.
2 �  	� Ausgehend von Art. 3 (Vorrang des Kindeswohls) und Art. 12 (Recht des Kindes auf Gehör und Berücksichtigung seiner Meinung)  

der UN-Kinderrechtskonvention formulierte das Ministerkomitee des Europarats im Jahr 2010 Leitlinien für eine kindgerechte Justiz.
3 �  	 Abrufbar auf der Internetseite des Nationalen Rats unter www.nationaler-rat.de. Hierzu insbesondere Kannegießer 2023 
4 �  	 Siehe etwa Schumann 2022.
5 �  	 Heilmann 2018a, 1797ff.
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Die zu erstellende Expertise soll die aktuelle Gesetzeslage und ihre Umsetzung in 
der gerichtlichen Praxis analysieren. Hierzu sollen unter Auswertung der Gesetzes­
materialien zunächst die Hintergründe der obigen Gesetzesänderungen dargestellt 
und die bisherige Umsetzung unter Berücksichtigung von gerichtlichen Entschei­
dungen und Veröffentlichungen einer kritischen Betrachtung unterzogen werden. 
Im Anschluss soll Bilanz gezogen werden, ob und inwieweit der Gesetzgeber mit 
den jüngsten Reformen seinem Anliegen gerecht geworden ist, soweit dies nach 
der kurzen Geltungsdauer der Vorschriften möglich ist. Diese Expertise wurde im 
November 2023 abgeschlossen.
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1 Qualifikation der  
professionell am Ver
fahren Beteiligten als 
Basis kindgerechter  
Justiz 

1.1	Ausgangslage
Qualifizierte Entscheidungen brauchen qualifizierte Akteure. Im kindschafts­
rechtlichen Verfahren wirken Beteiligte unterschiedlichster Professionen auf  die 
am Kindeswohl zu orientierende Lösungsfindung ein. Dies sind insbesondere:

•  Familienrichter6,
•  Jugendamt,
•  Verfahrensbeistand,
•  Rechtsanwalt und ggf.
•  Sachverständige.

Familienrichter (hierzu B. II.) und Verfahrensbeistände (hierzu C. II.) werden noch 
einer gesonderten Betrachtung unterzogen.

Die Jugendämter klagen über unzureichende Ressourcen, um ihren komplexen 
Aufgaben Rechnung zu tragen.7 Insbesondere der Bereich des Kinderschutzes (§§ 
8a, 42 SGB VIII) stellt die Exekutive in diesem Bereich vor große fachliche und 
persönliche Herausforderungen, so dass es einer angemessenen Ausstattung hier 
dringend bedarf. Unbeschadet dessen hat auch der Aufgabenbereich der Mitwir­
kung im familiengerichtlichen Verfahren (vgl. § 50 SGB VIII, § 162 FamFG) ein 
großes Gewicht, sollen dem Familiengericht doch hierdurch die notwendigen au­
ßerjuristischen, insbesondere sozialarbeiterischen Kenntnisse durch das Einbringen 
entsprechender Fachkunde vermittelt werden. Es ist vor diesem Hintergrund drin­
gend geboten, dass die zuständigen MitarbeiterInnen die notwendigen (Grund-) 
Kenntnisse auch des formellen und materiellen Kindschaftsrechts erwerben, damit 
etwa argumentativ die korrekten Kindeswohlmaßstäbe zur Anwendung kommen 

6 � Zur besseren Lesbarkeit wird das generische Maskulinum verwendet. Die in dieser Expertise verwendeten Personenbezeichnungen 
beziehen sich – sofern nicht anders kenntlich gemacht – auf alle Geschlechter.

7 � Siehe neben vielen etwa ARD Mediathek vom 26.01.2023 „Personalmangel im Jugendamt“.
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und im gerichtlichen Verfahren, nicht zuletzt bei der Beschwerdeeinlegung, keine 
vermeidbaren Fehler dazu führen, dass ein aus Sicht des Jugendamtes fachlich 
gebotenes Handeln keine familiengerichtliche Unterstützung erfahren (kann). Vor 
diesem Hintergrund verwundert es, dass den vielfachen Rufen nach einer Verbesse­
rung der Ausbildungsstrukturen an den Hochschulen bislang noch kein Gehör 
geschenkt worden ist.8

Denn noch immer werden die insoweit notwendigen Kenntnisse nicht an allen 
Hochschulen bzw. Universitäten in den einschlägigen Studiengängen zum verbind­
lichen Unterrichtsgegenstand erhoben.9

Ein Anwaltszwang besteht in Kindschaftssachen nicht. Obwohl Eltern(teile) ver­
einzelt auch ohne anwaltliche Vertretung agieren, bilden die Verfahren, in denen 
anwaltlicher Rat eingeholt wird, die Mehrzahl. Gegenüber der Familiengerichts­
barkeit besteht der bemerkenswerte Unterschied, dass immerhin eine gesonderte 
Qualifizierung erforderlich ist, um als „Fachanwalt für Familienrecht“10 tätig zu 
sein. Der Erwerb dieser Zusatzqualifikation ist aber keine Voraussetzung für die 
Übernahme entsprechender Mandate. Hier stellt sich die Frage, ob der Gesetzgeber 
nicht eine (eingeschränkte) „Postulationsfähigkeit“ kodifizieren sollte, die etwa die 
Übernahme eines Mandats in einer kindschaftsrechtlichen Angelegenheit von dem 
Erwerb dieser Fachanwaltsbezeichnung abhängig macht.

Nachzuweisen sind (bevor der Fachanwaltstitel geführt werden darf!) besondere 
Kenntnisse – auch des Kindschaftsrechts (§ 12 Nr. 1 FAO) – sowie besondere 
praktische Erfahrungen; jene durch den Nachweis der Bearbeitung von 120 Fällen, 
von denen mindestens die Hälfte gerichtliche Verfahren sein müssen. In den ent­
sprechenden Curricula hat das Kindschaftsrecht jedoch nur eine untergeordnete 
Bedeutung. Den Schwerpunkt bilden hier die Vermögensauseinandersetzungen 
bzw. das Unterhaltsrecht.11

Nachdem die erhebliche Kritik an der Qualität von Sachverständigengutachten 
nicht mehr zu überhören war, hat der Gesetzgeber mit einer Reform reagiert. 
Am 15. Oktober 2016 trat das „Gesetz zur Änderung des Sachverständigenrechts 
und zur weiteren Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit“ in Kraft. Die Neu­
regelung des § 163 FamFG verlangt nun einen „geeigneten Sachverständigen“ 
mit einer näher bezeichneten Grundqualifikation bzw. bei pädagogischer oder sozial
pädagogischer Grundqualifikation darüber hinaus nach einer Zusatzqualifikation. 
Daneben hat eine Arbeitsgruppe nunmehr in 2. Auflage „Mindestanforderungen 
an die Qualität von Sachverständigengutachten im Kindschaftsrecht“ erarbeitet, 
die ebenfalls einen wichtigen Beitrag zur Qualitätssicherung zu leisten vermögen. 
Wesentliche Probleme der Praxis bleiben hiervon jedoch unberührt. Diese bezie­
hen sich zum einen auf  die noch immer bestehenden Schwierigkeiten, qualifizierte 

	 8 � Etwa Zitelmann, Kinderschutz in Ausbildung und Studium, abrufbar unter: www.nationaler-rat.de.
	 9 � Siehe auch Berneiser/Baz Bartels 2016, 2017.
10 � Vgl. § 12 der Fachanwaltsordnung (FAO).
11 � Vgl. Salgo 2016.

https://www.nationaler-rat.de/de/
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Sachverständige zu finden, die auch zeitnah ein Gutachten zu erstatten in der Lage 
sind. Ein Problem, welches insbesondere vor dem Hintergrund des Vorrang- und 
Beschleunigungsgebots (§ 155 FamFG) die Familiengerichte vor große Heraus­
forderungen stellt. Zum anderen sind die Kosten für die Erstattung von Sach­
verständigengutachten teilweise exorbitant gestiegen, sodass Beträge von um die 
20.000,- Euro für ein Gutachten nicht mehr als Besonderheit bezeichnet werden 
können, und in jüngerer Vergangenheit vermehrt zum Gegenstand nachfolgen­
der gerichtlicher Auseinandersetzungen werden.12 Nach alledem wäre eine rechts­
tatsächliche Untersuchung zu den Wirkungen dieser Reform des § 163 FamFG 
dringend angezeigt.

1.2	Insbesondere: FamilienrichterInnen
Die FamilienrichterInnen haben in Kindschaftssachen eine herausragende Position, 
denn Sie gestalten den Verfahrensablauf  in entscheidender Weise. Zwar sind mit der 
gesetzlichen Regelung zur Bestellung eines Verfahrensbeistandes, der persönlichen 
Anhörung von Eltern und Kind sowie der Einbeziehung des Jugendamtes grund­
legende Schritte vorgegeben. Die nähere Ausgestaltung des Verfahrens obliegt 
jedoch in wesentlichen Punkten dem Ermessen des Familiengerichts, nicht zuletzt 
bei der abschließenden Beantwortung der Frage, ob eine hinreichende Grundlage 
für eine am Kindeswohl orientierte Entscheidung vorhanden ist.13 Zuvor zeigen 
sich die besonderen fachlichen und persönlichen Anforderungen an die RichterIn 
im Verfahren unter anderem bei

•  der Auswahl des Verfahrensbeistandes,
•  der Gestaltung des Erörterungstermins (§§ 155, 157 FamFG)  

auch im Hinblick auf  das Hinwirken auf  Einvernehmen (§ 156 FamFG),
•  der persönlichen Anhörung des Kindes (§ 159 FamFG)  

und der Eltern (§ 160 FamFG),
•  der Berücksichtigung der Stellungnahme des Jugendamtes  

(§ 162 FamFG, § 50 SGB VIII),
•  der Entscheidung über die Einholung eines Sachverständigengutachtens sowie 

bei der Auswahl des Sachverständigen und der Gestaltung des Beweisbeschlusses 
(§ 163 FamFG) sowie

•  dem Verständnis vom Vorrang- und Beschleunigungsgebot (§ 155 FamFG).

Unabhängig hiervon wird Ihm/Ihr die Verantwortung für Entscheidungen in 
komplexen Kinderschutzverfahren und hochkonflikthaften Sorge- und Umgangs­
streitigkeiten auferlegt. 

12  Siehe nur OLG Frankfurt, NJW-RR 2022, 1447ff.
13  Siehe nur BVerfGE 55, 171, 182 (st. Rspr.).
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Nachdem viele Jahre eindringlich gefordert worden war, die Eingangsvoraus­
setzungen für eine Tätigkeit an den Familiengerichten zu erhöhen, hat der 
Gesetzgeber mit Wirkung vom 01.01.2022 reagiert. Es genügt nun nach der Vor­
stellung des Gesetzgebers nicht mehr, wenn ein Richter – wie es nach § 23b GVG 
alter Fassung zuließ – sich nicht mehr im ersten Jahr der Ernennung befindet, damit 
ihm die Aufgabe eines Familienrichters übertragen werden kann.14 § 23b GVG ver­
langt nun darüber hinaus, dass 

„Richter in Familiensachen … über belegbare Kenntnisse auf  den Gebieten des 
Familienrechts, insbesondere des Kindschaftsrechts, des Familienverfahrensrechts 
und der für das Verfahren in Familiensachen notwendigen Teile des Kinder- 
und Jugendhilferechts sowie über belegbare Grundkenntnisse der Psychologie, 
insbesondere der Entwicklungspsychologie des Kindes, und der Kommunikation 
mit Kindern verfügen (sollen). Einem Richter, dessen Kenntnisse auf  diesem 
Gebiet nicht belegt sind, dürfen die Aufgaben eines Familienrichters nur zuge­
wiesen werden, wenn der Erwerb der Kenntnisse alsbald zu erwarten ist“. 

Ein großer Schritt, welcher anerkennt, dass an den Familiengerichten in einem 
grundrechtlich hochsensiblen Bereich agiert wird, in welchem häufig Emotionen 
vorherrschen und der anfällig ist für ideologische Betrachtungsweisen, denen ein 
qualifizierter Familienrichter eher zu begegnen in der Lage ist.15

Dass der Gesetzgeber es vor diesem Hintergrund zulässt, dass ein „learning by 
doing“ bzw. ein „training on the job“ möglich ist, stimmt nachdenklich. Im Ge­
setzgebungsverfahren sah der Gesetzentwurf  der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD vom 27.10.2020 noch vor, dass die Aufgaben nur zugewiesen werden dürfen, 
wenn der „Erwerb der Kenntnisse innerhalb von sechs Monaten zu erwarten ist“, 
da „ein zeitnaher Erwerb dieser Kenntnisse sichergestellt sein“ müsse, aber noch 
ein notwendiger Spielraum gegeben sei, wobei sicherzustellen sei, dass „neben den 
zeitlichen Möglichkeiten auch die entsprechenden Angebote zum Erwerb noch 
fehlender Qualifikationen bestehen“, wobei der zeitliche Rahmen auch die dienstli­
chen Rahmenbedingungen und die verfügbaren richterlichen Fortbildungsangebote 
berücksichtige.16 Vorgeschlagen wurde auch, dass Richtern auf  Probe das Amt nicht 
übertragen werden dürfe und der „Nachweis von Kenntnissen des Familienrechts, 
darunter insbesondere Kenntnisse auf  den Gebieten des Kindschaftsrechts sowie 
des Kinder- und Jugendhilferechts, der Psychologie, Pädagogik und sozialen Arbeit“ 
vorausgesetzt sei.17 Die Gesetzesänderung beruht jedoch auf  dem Gesetzentwurf  
der Bundesregierung vom 02.12.2020 wonach es genügt, wenn die Kenntnisse 
„alsbald“ erworben werden, da damit ermöglicht werde, Fortbildungsveranstaltungen 
unter Berücksichtigung von dienstlichen Belangen auch in größeren Abständen 
zu absolvieren.18 Durch eine solche flexible Regelung werde insbesondere die Ge­
staltungsfreiheit des Präsidiums gewahrt. Eine starre Frist trage den Belangen der 
Praxis nicht hinreichend Rechnung. Der Rechtsausschuss stellt insoweit ergänzend 

14  Näher hierzu Kinderrechtekommission des Deutschen Familiengerichtstages e.V., ZKJ 2018, S. 179.
15  Siehe auch Heilmann 2018b.
16  BT-Drucks 19/23707, S. 11, 47f.
17  Gesetzentwurf Bündnis 90/Grünen, BT-Drucks 19/20540.
18  BT-Drucks 19/24901, S. 21.
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klar, dass die Formulierung „alsbald“ sich an die Regelung für den Insolvenzrichter 
in § 22 Abs. 6 Satz 3 GVG anlehne und deutlich flexibler sei, sie sei ausreichend, 
um einen „zeitnahen Kenntniserwerb zu gewährleisten, der in deutlich weniger als 
einem Jahr abgeschlossen sein soll“.19 

Die Zukunft wird zeigen, ob und welche Auswirkungen die Norm in der Praxis ha­
ben wird. In der Vergangenheit waren jedenfalls nicht alle FamilienrichterInnen in 
der gebotenen Weise fortgebildet.20 Nun dürfte nicht mehr diskutabel sein, dass die 
Landesjustizverwaltungen entsprechende Fortbildungsangebote zur Verfügung 
zu stellen haben und diese von den FamilienrichterInnen auch anzunehmen sind, 
wenn sie im familiengerichtlichen Bereich tätig sind bzw. künftig sein wollen. Gleich­
wohl bleibt unübersichtlich, ob und in welchem Umfang die Richterschaft von den 
Fortbildungsangeboten erreicht werden, die von der Deutschen Richterakademie 
und den Landesjustizverwaltungen der Länder nunmehr in der Regel vermehrt und 
vertieft angeboten werden. Auch werden inzwischen hervorragende Angebote zur 
Online-Fortbildung zur Verfügung gestellt.21 Die bisherigen Versuche, von den 
Landesjustizverwaltungen entsprechende Rückmeldungen, etwa über eine Anfrage 
der Kinderrechtekommission des Deutschen Familiengerichtstages, informative 
Rückmeldungen hinsichtlich des Prozentsatzes der RichterInnen zu erhalten, die 
regelmäßig Fortbildungsangebote gerade zum Kindschaftsrecht in Anspruch nehmen, 
führten nur zu wenig aufschlussreichen Rückmeldungen.

Auch müssen die Präsidien der Gerichte bei Erstellen der jährlichen Geschäfts­
verteilung ein Auge darauf  haben, ob die (weitere) Zuteilung der entsprechenden 
Aufgaben den gesetzlichen Anforderungen genügt. Allerdings ist leider auch damit 
zu rechnen, dass eine Umsetzung in der Praxis nicht in einer vom Gesetzgeber 
gewünschten Weise erfolgen wird. Zum einen lässt das Gesetz durch die Formu­
lierung des „alsbald“ selbst eine „Hintertür“ offen. Damit darf  das Amt in einer 
Übergangszeit – der Gesetzgeber geht hier von ca. 6 Monaten aus – auch bei feh­
lender Qualifizierung ausgeübt werden. Dies ist ganz sicher nicht im Interesse der 
betroffenen Familien. Zum anderen fehlt es an Sanktionsmöglichkeiten bei Nicht­
beachtung der Norm. So können im konkreten Verfahren keine Eingaben eines Be­
teiligten gemacht werden, aufgrund derer mit Erfolgsaussicht die Einsetzung eines 
Richters mit der gesetzlich vorgesehenen Qualifikation erreicht werden kann. Auch 
kann keine Ablehnung wegen Befangenheit erfolgen, da fachliche Unwissenheit 
keinen Befangenheitsgrund darstellt. Die FamilienrichterInnen selbst benennen die 
oftmals unzureichenden Kompetenzen als großes Defizit, welches „zu Lasten der 
Kinder“ gehe.22 Auch hier fehlt es jedoch bislang an hinreichenden und aufschluss­
reichen Informationen darüber, welche Qualifikation die Richterschaft in der 
Familiengerichtsbarkeit derzeit bzw. bei Übernahme des Amtes hat.

19  BT-Drucks 19/27928, S. 26.
20 � Vgl. Abschlussbericht des Pilotprojekts „Kindgerechte Justiz“ (siehe Fn. 2; Kannegießer/Höppner 2022, 29f.); siehe auch Kannegießer/

Höppner 2022, S. 22: nur 2 von 15 FamilienrichterInnen waren im Bereich „Kindesanhörung“ weitergebildet, obwohl es sich bei den 
TeilnehmerInnen ganz überwiegend um „erfahrenere“ und eher engagiertere RichterInnen handelte (S. 62f.).

21 � Siehe etwa https://guteverfahren.elearning-kinderschutz.de oder der Interdisziplinäre Online-Kurs „Schutz und Hilfe bei häuslicher Gewalt“. 
22 � Abschlussbericht Pilotprojekt „Kindgerechte Justiz“, (Kannegießer/Höppner 2022, S. 30, 54).
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2Ausgewählte Aspekte 
des kindschaftsrecht
lichen Verfahrens 

2.1	Kompetenzkonflikte
Dass der Gesetzgeber mit dem FamFG zum 01.09.2009 das „große Familiengericht“ 
eingeführt hat, war von dem Gedanken geprägt, dass „tatsächlich zusammen­
hängende Verfahren auch zusammen entschieden werden können“, wobei maß­
gebliches Ordnungskriterium die Sachnähe des Familiengerichts war“; vermieden 
würden hierdurch

•  alle Beteiligten belastende Verfahrensverzögerungen,
•  Aussetzungen und 
•  Mehrfachbefassung von Gerichten.23 

So übernahm das Familiengericht nunmehr nicht nur solche Verfahren, die vormals 
den Zivilgerichten zugewiesen waren, wie etwa zivilrechtliche Ansprüche, die aus 
familiengerichtlichen Rechtsverhältnissen wie Ehe, Familie und Umgangsrecht her­
rühren, sondern mit dem FamFG wurden auch die Verfahren nach dem Gewalt­
schutzgesetz zu Familiensachen und das Vormundschaftsgericht aufgelöst. Ein 
wesentliches Problem blieb hierdurch jedoch unangetastet, nämlich die teilweise 
unzureichenden, weil nicht allumfassenden Kompetenzen des Familiengerichts 
zur (abschließenden) Entscheidung zum Wohl des Kindes. Dies zeigt sich etwa 
im Nebeneinander von Familiengericht und Verwaltungsgericht, welches im vorlie­
genden Kontext insbesondere mit Blick auf  die Überprüfbarkeit jugendamtlichen 
Verwaltungshandelns bestehen kann. Es stellt sich hier nicht nur die Frage nach der 
sogenannten Anordnungskompetenz des Familiengerichts gegenüber dem 
Jugendamt, wenn ersteres etwa in einem Kinderschutzverfahren mit Blick auf  
§§ 1666, 1666a BGB die Auffassung vertritt, dass es einer Fremdunterbringung 
des Kindes nicht (mehr) bedarf, weil etwa eine sozialpädagogische Familien­
hilfe (§ 31 SGB VIII) das geeignete, erforderliche, zumutbare und daher zugleich 
mildere Mittel zur Abwehr einer Kindeswohlgefährdung sei, das Jugendamt aber 
fachlich anderer Ansicht ist.24 Aber auch das Verhältnis zwischen Familien­
gerichtsbarkeit und Verwaltungsgerichtsbarkeit ist ungeklärt und kann zu auch 
verfassungsrechtlich problematischen Kompetenzkonflikten führen.25 Hier sollten 
im Interesse der betroffenen Kinder sowie der weiteren Beteiligten, insbesondere 

23  Siehe den Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drucks. 16/6308, S. 365
24  Zur Problematik etwa Sommer 2012, sowie Heilmann u. a. 2020, § 36a SGB VIII Rn. 3f. sowie aktuelle Kannegießer u. a. 2023.
25  Hierzu etwa DER SPIEGEL,  52/2022: „So kämpfte eine Mutter in Haft darum, ihr Baby behalten zu dürfen“ (Hipp/Piltz 2022).
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der Eltern, rechtspolitische Lösungen gefunden werden, die etwa in der Übertragung 
zusammengehörender Kompetenzen, wie etwa auf  ein im Familiengericht einge­
gliedertes Kinderschutzgericht, welches für alle justiziellen Entscheidungen im 
unmittelbaren und mittelbaren Zusammenhang mit Kindern im Rahmen der Aus­
übung des staatlichen Wächteramtes (Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG) zuständig wäre, 
bestehen könnten.26

2.2	Verfahrensgrundsätze
Das Verfahren in Kindschaftssachen ist im Vergleich zu anderen gerichtlichen 
Verfahren von einem besonders großen richterlichen Gestaltungsspielraum 
geprägt. Zwar sieht das Gesetz die Durchführung bestimmter Verfahrensschritte 
(Verfahrensbeistandsbestellung, persönliche Anhörungen von Kind und Eltern, 
Einholung einer Stellungnahme des Jugendamtes) vor. Gleichwohl eröffnet dies 
einerseits noch das Potential einer flexiblen und angemessenen Handhabung nach 
den besonderen Bedürfnissen des Einzelfalls bei Wahrung der verfahrensrechtlichen 
und rechtstaatlichen Grundprinzipien. Andererseits bestimmen die individuelle 
Qualifizierung und auch Haltung der einzelnen Richterpersönlichkeit die konkrete 
Ausgestaltung, sodass damit in den genannten Grenzen auch eine gewisse Unberechen­
barkeit der Abläufe einhergeht. 

Diese offenbaren sich insbesondere im Verständnis bzw. der Umsetzung maßgeb­
licher Verfahrensgrundsätze: des Amtsermittlungsgrundsatzes (§ 26 FamFG) 
und des Vorrang- und Beschleunigungsgebots (§ 155 FamFG), denn die Ent­
scheidung über das ob und wie weiterer Ermittlungen zur Erlangung einer hinrei­
chenden Grundlage für eine am Kindeswohl orientierte Entscheidung kann ebenso 
maßgeblichen Einfluss auf  die Art und Weise des Verfahrensabschlusses  nehmen 
wie die Dauer des Verfahrens unter den Gesichtspunkten der Gefahren einer fak­
tischen Praejudizierung sowie der Belastungen durch das gerichtliche Verfahren. 
Gleichwohl sind die gesetzlichen Regelungen insoweit alternativlos. Zwar wurden 
etwa im Bereich der Amtsermittlung auch in jüngerer Vergangenheit Vorschläge zur 
näheren Konkretisierung gemacht, so sah etwa der Regierungsentwurf  der Bundes­
regierung eine Änderung von § 163 FamFG dahingehend vor, dass ein Sachver­
ständiger nicht nur zur Begutachtung, sondern auch als Berater und Unterstützer 
vorgesehen wird, wovon die Praxis bislang nur zurückhaltend Gebrauch mache.27 
Ein in der gebotenen Weise fortgebildeter Familienrichter wird aber in der entspre­
chenden Weise in geeigneten Fällen ohnehin tätig werden (können). Gleiches gilt 
für die Einbeziehung Dritter in das Verfahren. Zwar wird in der Forschung teilweise 
auch beklagt, dass das Vorrang- und Beschleunigungsgebot in der Vergangenheit 
noch nicht in der gebotenen Weise umgesetzt werde.28 Der Gesetzgeber hat aber auch 

26 � Reformbedarf sieht auch der Arbeitskreis 6 des 24. Deutschen Familiengerichtstages (siehe www.dfgt.de). Nach Kannegießer u. a. 
2023 müssten etwaige gesetzliche Änderungen „im Fachdiskurs entwickelt“ werden.

27 � BT-Drucks. 19/24901, S. 24
28 � Münder 2017, S. 164f.
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hier mit den Möglichkeiten der Beschleunigungsrüge (§ 155b FamFG) bzw. der 
Beschleunigungsbeschwerde (§ 155c FamFG) ein angemessenes Instrumentarium 
zur Verwirklichung eines am Kindeswohl orientierten effektiven Rechtsschutzes zur 
Verfügung gestellt. Es ist bedauerlich, dass hiervon, soweit über die Veröffentlichung 
von entsprechenden Gerichtsentscheidungen und eigenen Praxiserfahrungen 
ersichtlich29, eher zurückhaltend Gebrauch gemacht wird. Insbesondere Jugendämter, 
im Falle ihrer Beteiligung (vgl. § 162 FamFG), sowie Verfahrensbeistände rügen die 
Verfahrensdauer nur äußerst selten, obwohl mit Blick auf  das Grundsicherheits­
bedürfnis des Kindes gerade dessen Interessen eine andere Vorgehensweise häufig 
nahelegen könnte. 

Dass einvernehmliche Regelungen dem Wohl des Kindes in der Regel zuträg­
licher sind als eine familiengerichtliche Entscheidung gehört schon seit langem zum 
einhelligen Forschungsbefund, denn insbesondere können hierdurch die Belastun­
gen des Kindes durch das Gerichtsverfahren verringert werden und es besteht die 
begründete Erwartung, dass eigenverantwortlich getroffene Regelungen aufgrund 
höherer Akzeptanz nachhaltiger eingehalten werden als gerichtliche Entschei­
dungen.30 Dem trägt in Kindschaftssachen § 156 FamFG Rechnung, denn auch 
in einem Rechtsstaat ist eine einvernehmliche Konfliktlösung diesen gegenüber 
vorzugswürdig.31 Hiernach soll das Familiengericht in Verfahren betreffend die el­
terliche Sorge bei Trennung und Scheidung, des Umgangsrechts und der Heraus­
gabe des Kindes in jeder Lage des Verfahrens auf  eine einvernehmliche Lösung 
hinwirken, „wenn dies dem Wohl des Kindes nicht widerspricht“. Insbesondere in 
Kinderschutzverfahren und in Fällen häuslicher Gewalt unterliegt dieser Verfah­
rensgrundsatz Einschränkungen32, in letztgenannten Fällen vor allen Dingen auch 
vor dem Hintergrund der Maßgaben des Übereinkommens des Europarates zur 
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (sog. 
Istanbul-Konvention). Aber auch hier sieht das Gesetz bereits wichtige Instrumenta­
rien vor, wie etwa die Möglichkeit der getrennten Anhörung (vgl. § 33 Abs. 1 Satz 2 
FamFG), von der die Familiengerichte in der Praxis konsequent Gebrauch machen 
müssen.

Das Gericht kann gemäß § 156 Abs. 1 Satz 3 und 4 FamFG auch die Teilnahme an 
einem Informationsgespräch über eine außergerichtliche Konfliktbeilegung sowie einer 
Beratung anordnen. Ersteres, wenn das Familiengericht den Fall für eine Media­
tion geeignet hält33, letzteres in den Fällen, in denen es sich hiervon eine positive 
Einwirkung auf  die Konfliktbearbeitung oder eine Hilfestellung bei der Erziehung 
und der elterlichen Verantwortung verspricht.34 Gleichwohl wird hiervon in der 
familiengerichtlichen Praxis erfahrungsgemäß eher selten Gebrauch gemacht, 
obwohl auch eine angeordnete Beratung einen positiven Einfluss auf  den Fami­
lienkonflikt haben kann.35 Teilweise unternehmen die Familiengerichte hier den 
Versuch, steuernd dahingehend Einfluss zu nehmen, dass Verfahrenskostenhilfe 

29  Bei einer Recherche in der juristischen Datenbank juris ergaben sich im Jahr 2022 lediglich 4 veröffentlichte Entscheidungen.
30  Siehe hierzu bereits Krabbe, FPR 1995, 98 sowie Heilmann u. a. 2020, § 156 FamFG Rn. 1ff.
31  Vgl. BVerfG NJW-RR 2007, 1073.
32  Vgl. auch § 36 Abs. 1 Satz 2 FamFG.
33  Näher hierzu Heilmann u. a. 2020, § 156 FamFG Rn. 50.
34  Vgl. die Empfehlung des Vorstandes des DFGT, FamRZ 2005, 1962, 1964.
35  Hierzu etwa Fichtner 2018, 257ff..
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für das entsprechende Verfahren wegen Mutwilligkeit der Rechtsverfolgung versagt 
wird (vgl. § 76 Abs. 1 FamFG i.V:m. § 114 ZPO).36 

Zwar hat der Gesetzgeber bislang darauf  verzichtet, dass eine entsprechende An­
ordnung des Familiengerichts mit Zwangsmitteln durchsetzbar ist (vgl. § 156 Abs. 1 
Satz 5 FamFG). Es sollte jedoch erwogen werden, die Einleitung eines kindschafts­
rechtlichen Verfahrens, in dem es um die Beilegung von Konflikten der Eltern 
untereinander geht, von der vorangegangenen Teilnahme an einem Informations­
gespräch zu außergerichtlicher Konfliktbeteiligung oder einem Beratungsgespräch 
abhängig zu machen. Dies könnte unnötige sowie zeit- und kostenaufwändige 
Verfahren zumindest teilweise entbehrlich machen, was auch zu einer erheblichen 
Entlastung der betroffenen Kinder und Familien führen würde. Zumal dem Ver­
fahrensrecht ein solches Instrumentarium keineswegs fremd ist, wie sich etwa in 
der Regelung des § 15a EGZPO zeigt, wonach in bestimmten zivilrechtlichen 
Streitigkeiten die Anrufung des Gerichts erst dann zulässig ist, wenn zuvor eine 
einvernehmliche Konfliktbeilegung versucht worden ist.

2.3	Die Verfahrensbeistandschaft

2.3.1	Grundsätzliches

Durch die Bestellung eines Verfahrensbeistandes in Kindschaftssachen soll, nicht 
zuletzt zur Verwirklichung einer kindgerechten Justiz und zur Wahrung seines 
Anspruchs auf  Grundrechtsschutz durch Verfahren, das Kind eine eigenständige 
Interessenvertretung im Gerichtsverfahren erhalten, um so seine Interessen auch 
unabhängig von denen der Eltern in das Verfahren einbringen zu können und seine 
Subjektstellung zu wahren.37  

Nachdem die Einführung des gesetzlichen Instituts der Verfahrensbeistandschaft 
bei dessen gesetzlicher Einführung im Jahre 1998 insbesondere bei den Gerich­
ten und den Jugendämtern sehr umstritten gewesen ist, handelt es sich heute um 
einen deutlich akzeptierten Beteiligten des Verfahrens in Kindschaftssachen.38 
Die Anzahl der Bestellungen nimmt seit Jahren stetig zu und hat sich in einem 
Zeitraum von zehn Jahren seit Inkrafttreten des FamFG verdoppelt.39 Aktuell 
wurden die gesetzlichen Regelungen zur Verfahrensbeistandschaft im Verfah­
ren für Kindschaftssachen umfassend reformiert. Mit Wirkung vom 1. Juli 2021 
sind in §§ 158, 158b und 158c FamFG (teilweise umfangreiche) Änderungen in 
Kraft getreten, insbesondere hinsichtlich der Erforderlichkeit und Beendigung 
der Bestellung, der Aufgaben und Rechtsstellung des Verfahrensbeistandes so­
wie der Vergütungsansprüche; erst zum 01.01.2022 trat mit § 158a FamFG die 

36  Etwa OLG Karlsruhe NZFam 2019, 459; ausführlich hierzu Heilmann u. a. 2020, § 76 FamFG Rn. 32 m.w.Nachw.
37  Näher hierzu insbesondere Salgo 1996.
38  Vgl. nur Münder 2017, S. 440.
39  Vgl. nur Salgo/Lack 2020, Rn. 4.
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gesetzliche Neuregelung zur persönlichen und fachlichen Eignung des Verfah­
rensbeistandes in Kraft.40 Zurück gehen diese Änderungen vor allem auf  den 
Gesetzentwurf  der Fraktionen der CDU/CSU und SPD vom 17.10.2020, welcher 
anstelle von § 158 FamFG a.F. die Einführung der §§ 158-158c FamFG vorsah und 
damit insbesondere die im Koalitionsvertrag vorgesehene Einführung konkreter 
Qualitätsanforderungen an Verfahrensbeistände umsetzte.41 Im Wesentlichen bleibt 
abzuwarten, wie sich die noch junge Gesetzesänderung bewähren wird.42 Die nach­
folgenden Überlegungen konzentrieren sich dabei auf  die Themenfelder, die von 
besonderer Relevanz sind.43 

2.3.2	Voraussetzungen der Bestellung

Die gesetzliche Neuregelung belässt es nicht mehr nur bei Regelbeispielen für Fälle, 
in denen die Bestellung eines Verfahrensbeistandes erforderlich ist, sondern ver­
langt die Bestellung eines Verfahrensbeistandes („stets erforderlich“) in Fällen des 
Sorgerechtsentzugs, Umgangsausschlusses und bei der Verbleibensanordnung. Ob 
die Bestellung eines Verfahrensbeistandes erforderlich ist, hat das Familiengericht 
zu Beginn des Verfahrens („so früh wie möglich“, § 158 Abs. 1 Satz 2 FamFG) zu 
entscheiden. Sieht es von einer Bestellung ab, obwohl eine solche in der Regel zu 
erfolgen hätte, etwa, weil das Interesse des Kindes zu dem seiner sorgeberechtigten 
Eltern in einem erheblichen Gegensatz steht, hat das Gericht dies in der End­
entscheidung zu begründen (§ 158 Abs. 3 Satz 2 FamFG).

Die gesetzliche Neuregelung trägt dem Umstand Rechnung, dass im Rahmen der 
Evaluierung der FGG-Reform im Jahre 2018 festgestellt worden ist, dass etwa in 
einem Drittel der Fälle kein Verfahrensbeistand bestellt wurde, obwohl nach damals 
noch geltendem Recht ein Regelbeispiel vorlag.44 Aktuellere Daten liegen insoweit 
nicht vor. Mit der nun vorgesehenen zwingend erforderlichen Bestellung eines Ver­
fahrensbeistandes in besonders grundrechtsintensiven Fallkonstellationen dürfte 
jedenfalls das Risiko weiter minimiert worden sein, dass dem Kind eine eigenstän­
dige Interessenvertretung in den gebotenen Fällen vorenthalten bleibt.

2.3.3	Auswahlentscheidung

Mit der Auswahl des Verfahrensbeistandes nimmt das Familiengericht besonderen 
Einfluss auf  das Verfahren und die betroffenen Familien. Denn die Person des 
Verfahrensbeistandes ist nicht nur Beteiligte des Verfahrens mit allen sich daraus 
ergebenden Rechten und Pflichten, sondern nimmt mit Blick auf  die weit über­
wiegende Erteilung des erweiterten Auftrages (vgl. § 158b Abs. 2 Satz 1 FamFG) 

40  BGBl I, 1810.
41  BT-Drucks. 19/2307.
42 � Eine Übersicht zur Neuregelung geben insbesondere Menne, Verfahrensbeistand international: Die Verfahrensbeistandschaft nach §§ 

158ff. FamFG im Rechtsvergleich mit dem Kinderbeistand des österreichischen Rechts, ZKJ 2023, 357ff.; Langer 2023, Lack 2023. 
43 � In der Literatur wird von Menne überdies angeregt, eine Regelung nach dem österreichischen Vorbild von § 79 AußStrG einzuführen, 

um destruktivem Verhalten der Eltern in Bezug auf die Arbeit des Verfahrensbeistandes zu begegnen, so dass etwa die Eltern gesetzlich 
verpflichtet wären, dem Verfahrensbeistand die Erfüllung seiner Aufgaben zu ermöglichen und ihm Zugang zum Kind zu gewähren 
(Menne, Verfahrensbeistand international, ZKJ 2023, 357, 367).

44  Ekert/Heiderhoff 2018, S. 101f.
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regelmäßig persönlichen Kontakt mit den Eltern und dem Kind auf, nimmt an den 
Gerichtsterminen teil, insbesondere als einzige Beteiligte auch an der persönlichen 
Anhörung des Kindes, und nimmt nicht zuletzt durch ihre (schriftliche) Stellung­
nahme Einfluss auf  den Ablauf  und das Ergebnis des gerichtlichen Verfahrens 
(vgl. § 158 FamFG).45

2.3.3.1	Wer wählt den Verfahrensbeistand aus?

Nach geltendem Recht wählt der für das Verfahren zuständige Familienrichter den 
Verfahrensbeistand aus, bestimmt also Zeitpunkt und Person. Die Praxis offen­
bart, dass sich hierdurch Probleme ergeben können. So kann diese Handhabung zu 
kritikwürdigen Allianzen führen. So schildern etwa JugendamtsmitarbeiterInnen, 
vom Familiengericht weniger Anerkennung zu erhalten als der Verfahrensbeistand.46 
Auch muss sich ein wirklich im Sinne von § 158a Abs. 2 Satz 1 FamFG unabhängi­
ger Verfahrensbeistand von dem Gedanken lösen, dass sein Agieren im Verfahren, 
sei es auch fachlich geboten, dazu führen könnte, dass seine Bestellung in künftigen 
Verfahren nicht mehr erfolgt. Solche Gedanken dürfen nicht dazu führen, dass 
etwa gebotene Befangenheitsgesuche, Verzögerungsrügen oder Rechtsmittel unter­
bleiben.47 Unzweifelhaft kann im Rechtsstaat unterstellt werden, dass unabhängige 
Richter solche sachfremden Erwägungen nicht anstellen werden, aber reicht diese 
Annahme aus, den Verfahrensbeistand auch wirklich unabhängig agieren zu lassen, 
wenn auch er – wie jeder selbständig Berufstätige – wirtschaftlichen Zwängen 
unterliegt? Vieles spricht dafür, die Auswahl der Person des Verfahrensbeistandes 
einem anderen Familienrichter zu überlassen als demjenigen, der für das betreffende 
kindschaftsrechtliche Verfahren zuständig ist. Zu denken wäre etwa daran, dass 
innerhalb des zuständigen Familiengerichts hierfür die besondere Zuständigkeit eines 
Familienrichters geschaffen wird, wofür es wohl einer Gesetzesänderung bedarf.

Mit einer solchen Regelung würde auch dem Umstand Rechnung getragen, dass 
rechtstatsächliche Untersuchungen eine zu große (persönliche) Nähe zwischen 
Richtern und Verfahrensbeiständen beanstanden und voraussichtlich noch besser 
gewährleistet, dass in der Bestellungspraxis ein größerer Personenkreis berück­
sichtigt wird als bislang. Zugleich würde der Kritik begegnet, dass bei der Aus­
wahl (unterbewusst) auch persönliche Sympathien oder Pragmatismus dominieren 
könnten, was auch die Gefahr in sich birgt, dass sich Verfahrens- und Entschei­
dungsprioritäten unabhängig von den jeweiligen Fallbesonderheiten habitualisieren 
und „einschleifen“.48

Auch eine zentrale Liste geeigneter Verfahrensbeistände könnte dem entgegen­
wirken.49 In der Umsetzung aufwändig, aber ebenfalls bedenkenswert ist hier die 

45  Näher zur den Aufgaben und zur Rechtsstellung des Verfahrensbeistandes siehe insbesondere Salgo/Lack 2020.
46  Münder 2017, S. 431f.
47 � Umfragen unter Verfahrensbeiständen offenbaren, dass dies problematisch ist, vgl. Münder 2017, S. 273, 279 („mentale Hürde“), 288 

(„Gefahr es dem Richter recht zu machen“). Zumal für FamilienrichterInnen teilweise der Aspekt der „bewährten Zusammenarbeit“ ein 
Bestellkriterium ist ( Münder 2017, S. 286f.).

48 � Hierzu Münder 2017, S. 288, 444; krit. auch Salgo/Lack 2020, VII. Rn. 49.
49 � Letzteres schlagen Salgo und Lack (2020, IV. Rn. 48 vor). Eine Liste von Verfahrensbeiständen stellt bspw. auch der Berufsverband der 

Verfahrensbeistände, Ergänzungspfleger und Berufsvormünder für Kinder und Jugendliche – BVEB – e.V. auf seiner Internetseite 
www.verfahrensbeistand-bag.de zur Verfügung.

https://www.bveb-ev.de/
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Lösung des österreichischen Rechts, denn dieses bestimmt, dass sich das Gericht an 
die Justizbetreuungsagentur wendet und um Vorschläge bittet. Hier sind geeignete 
„Kinderbeistände“ registriert und von dort werden geeignete Personen benannt, 
aus denen das Gericht dann wiederum den „Kinderbeistand“ für das Verfahren 
auswählt.50

2.3.3.2	Wer kann ausgewählt werden?

Bei der Einführung des Rechtsinstituts einer eigenständigen Interessenvertretung 
im Jahre 1998 war der Gesetzgeber noch der Auffassung, dass auch Laien zur Über­
nahme dieses Amtes geeignet sein könnten.51 Einzige gesetzlich vorgesehene 
Voraussetzung für die Tätigkeit als Verfahrensbeistand war es, dass dieser vom 
Familienrichter als „geeignet“ erachtet worden ist. Mangels gesetzlicher Vorgaben 
konnte es dazu kommen, dass Personen bestellt worden sind, die „für die verant­
wortungsvolle Aufgabe nicht hinreichend qualifiziert“ waren.52 Nicht einmal die 
Hälfte der Verfahrensbeistände hatte vor der Gesetzesänderung eine Weiterbildung 
absolviert und nachgewiesen.53 

Es überzeugt daher, dass § 158a Abs. 1 FamFG für die Annahme einer fachlichen 
Eignung nun Grundkenntnisse auf  dem Gebiet des Familienrechts sowie Kennt­
nisse der Entwicklungspsychologie des Kindes und die Fähigkeit zu kindgerechten 
Gesprächstechniken verlangt, welche auf  Verlangen des Gerichts auch nachzuweisen 
sind. Der Nachweis kann durch näher bezeichnete Berufsqualifikationen sowie eine 
spezifische Zusatzqualifikation erbracht werden. Überdies hat sich der Verfahrens­
beistand regelmäßig, mindestens alle zwei Jahre, fortzubilden und auch dies dem 
Gericht nachzuweisen. 

Mit der Einführung von § 158a FamFG wurde nun sichergestellt, dass ein Verfahrens­
beistand in der Lage ist „in einer dem Alter des Kindes entsprechenden Weise 
die persönliche Sicht des Kindes, seine Wünsche, Bindungen, Neigungen, Ängste 
zu erkennen, zu werten und entsprechend in das Verfahren einzubringen“.54 Die 
neuen Regelungen „beruhen auf  der Erkenntnis der Praxis, dass die Erfüllung 
der Aufgaben des Verfahrensbeistands von einer Kombination aus juristischen, 
pädagogischen und psychologischen Kenntnissen und Fähigkeiten abhängig ist“, 
wobei allein aus einer langjährigen Tätigkeit als Verfahrensbeistand nicht zwingend 
auf  das Vorhandensein der Qualifikationsanforderungen geschlossen werden 
kann.55 

Neben dieser besonderen fachlichen Eignung hatte der Rechtsausschuss des 
Deutschen Bundestages am 24. März 2021 die Annahme des nun auch ver­
abschiedeten Gesetzesentwurfs der Koalition empfohlen, welcher neben der 

50 � Näher Menne, Verfahrensbeistand international: Die Verfahrensbeistandschaft nach §§ 158ff. FamFG im Rechtsvergleich mit dem 
Kinderbeistand des österreichischen Rechts, ZKJ 2023, 357, 362.

51 � BT-Drucks. 13/4899, S. 130.
52 � BT-Drucks. 19/2307, S. 54.
53 � Vgl. Dahm, Die Geeignetheit von Verfahrensbeiständen, ZKJ 2017, 341ff.
54 � BT-Drucks. 19/2307, S. 54.
55 � BT-Drucks. 19/2307, S. 54.
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fachlichen Eignung auch die persönliche Eignung kodifiziert, denn eine solche 
sei geeignet, das Vertrauen der Beteiligten und insbesondere auch des Kindes in die 
Person und Arbeit des Verfahrensbeistandes zu erhöhen und den präventiven Kinder­
schutz zu verbessern. Geboten sei daher Gewissenhaftigkeit, Unvoreingenommen­
heit und Unabhängigkeit (vgl. § 158 a Abs. 2 Satz 1 FamFG).56 Das Gericht soll sich 
insoweit ein erweitertes Führungszeugnis vorlegen lassen bzw. ein solches einsehen, 
was auch aktenkundig zu machen ist (§ 158a Abs. 2 Satz 5 FamFG).

In der Praxis offenbaren sich in diesem Zusammenhang jedoch zwei Problemfelder: 
Zum einen stellt sich die Frage nach der Gewährung rechtlichen Gehörs hinsicht­
lich der Auswahlentscheidung. Dieses ist zwar im Hinblick auf  die Überprüfung 
der persönlichen Eignung durch das Gericht gewährleistet, denn die Einsichtnahme 
in das erweiterte Führungszeugnis ist vom Familiengericht nach § 158a Abs. 2 
Satz 5 FamFG aktenkundig zu machen. Eine entsprechende Regelung zur Über­
prüfung der fachlichen Eignung besteht hingegen nicht. Es stellt sich daher die 
Frage, wie für die Beteiligten der verfassungsrechtlich garantierte Anspruch auf  
Gewährung rechtlichen Gehörs (Art. 103 Abs. 1 GG) gewährleistet werden kann. 
In der Praxis ist hier eine noch nicht flächendeckend angemessene Handhabung zu 
erkennen. Eine solche würde nämlich verlangen, dass gegebenenfalls nicht nur die 
Grundqualifikation der betreffenden Person bekanntgemacht wird, sondern auch 
die spezifische Zusatzqualifikation sowie die regelmäßige Fortbildung. Da der Gesetz­
geber dem Familiengericht hier ein weites Ermessen einräumt und sich etwa die 
angebotenen „spezifischen Zusatzqualifikationen“ in Umfang und Qualität sehr 
unterscheiden, sollte die Handhabung in der Gerichtspraxis hier künftighin einer 
näheren Betrachtung unterzogen werden.57 Dies gilt umso mehr, weil die Auswahl­
entscheidung selbst durch die Beteiligten nicht selbständig angefochten werden 
kann (§ 158 Abs. 5 FamFG). Soweit diese mit der Endentscheidung angefochten 
werden kann, hat dies in der Praxis soweit ersichtlich keine nennenswerten Aus­
wirkungen, da den Gerichtsentscheidungen Ausführungen zur Geeignetheit eines 
Verfahrensbeistandes in der Vergangenheit regelmäßig nicht zu entnehmen waren. 
Es kann allenfalls erwogen werden, die fehlende Eignung des Verfahrensbeistandes 
als Grund für eine Aufhebung der Bestellung anzusehen, weil „die Fortführung 
des Amtes die Interessen des Kindes gefährden würde“ (§ 158 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 
FamFG).58

2.3.4	Vergütung

Die Höhe der Vergütung für die berufsmäßige Führung einer Verfahrensbeistand­
schaft hat denknotwendig erhebliche Auswirkung darauf, ob qualifizierte Verfahrens­
beistände sich zur Verfügung stellen und damit auf  die Unabhängigkeit und Qualität 
der Interessenvertretung des Kindes. Gleichwohl blieb die gesetzliche Regelung 
zur Vergütung von der nunmehrigen Reform des Rechts der Verfahrensbeistand­

56  BT-Drucks. 19/27928, S. 10, 29. 
57  Zur Kritik siehe Menne, Verfahrensbeistand international, ZKJ 2023, 257, 264.
58 � Vgl. etwa Hammer, in: Prütting/Helms 2023, § 158 Rn. 47; Menne, FamRB 2022, 182, 184; Lack, in: Dutta/Jacoby/Schwab 2022,  

§ 158 Rn. 51.
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schaft unberührt. In den letzten 14 Jahren hat sich die im Jahre 2009 eingeführte 
Fallpauschale von 350,- Euro bzw. 550,- Euro (bei Übertragung eines erweiterten 
Aufgabenkreises i.S.v. § 158b Abs. 2 Satz 1 FamFG) nicht erhöht, obwohl eine 
ganz erhebliche Inflationsrate zu verzeichnen ist und in anderen Bereichen merk­
liche Anhebungen stattgefunden haben.59 Dies ist umso bedenklicher, weil die 
Vergütung nach dem ausdrücklichen Willen des Gesetzgebers auch Ansprüche 
auf  Ersatz anlässlich der Verfahrensbeistandschaft entstandener Aufwendungen 
abdeckt (§ 158c Abs. 1 Satz 3 FamFG). So können beispielsweise ganz erhebliche 
Reisekosten entstehen, die dann aus der Pauschale abgegolten werden müssen. Dies 
gilt nach Auffassung einiger Obergerichte auch für Dolmetscherkosten, die in 
erheblicher Höhe anfallen könnten, wenngleich andere hier versuchen, korrigierend 
einzugreifen.60

Insbesondere der letztgenannte Aspekt verdeutlicht die Gefahr, dass ein wirtschaft­
lich denkender Verfahrensbeistand dazu geneigt sein kann, von der Übernahme 
einer Verfahrensbeistandschaft Abstand zu nehmen, die voraussichtlich erhebliche 
Dolmetscherkosten verursachen könnte. Es wird von den einzelnen Gerichten 
abhängen, ob dem etwa dadurch begegnet wird, dass die Beauftragung eines 
Dolmetschers für die Gespräche des Verfahrensbeistandes mit dem Kind bzw. den 
Eltern dann unmittelbar durch das Gericht erfolgt, was eine Übernahme der Kosten 
durch die Staatskasse dann wohl gewährleistet.

Im Ergebnis bleibt aber festzuhalten, dass vor allem die bislang unberücksichtigt 
gebliebene Inflation, die Kosten nach sich ziehenden gesteigerten Anforderungen 
an die Qualifizierung eines Verfahrensbeistandes sowie die zusätzlichen Aufgaben 
durch Gesetzesreformen, wie etwa die mit der Reform des § 68 Abs. 5 FamFG 
einhergehende Pflicht des Verfahrensbeistandes zur häufigeren Wahrnehmung von 
Terminen im Beschwerdeverfahren, nach einer merklichen Erhöhung der Fallpau­
schalen verlangt.61 Nur so wird eine effektive Interessenvertretung gewährleistet, 
denn es wird auch verhindert, dass Verfahrensbeistände mangels Fallobergrenze 
„zu viele“ Verfahrensbeistandschaften übernehmen und gewährleistet, dass qualifi­
zierte Verfahrensbeistände den Kindern erhalten bleiben.

2.3.5	Übersicht von Gerichtsentscheidungen nach der 
Reform der §§ 158ff. FamFG (Jahre 2022 und 2023)

•  OLG München v. 18.10.2023, 11 WF 892/23: Vergütung für einen nicht eindeutig 
bestellten Verfahrensbeistand.

•  OLG Bamberg v. 7.8.2023, 7 WF 153/23: Zurückverweisung wegen unterlassener 
Bestellung, da ein notwendig zu Beteiligender nicht beteiligt worden ist.

•  BVerfG v. 5.9.2023: Aufhebung der Bestellung eines Verfahrensbeistandes  
(erfolglose Verfassungsbeschwerde).

59 � Siehe hierzu nur Lack 2023, S. 1249, 1257 m.w. Nachw. 
60 � Vgl. etwa OLG Hamm, Beschluss vom 14.4.2023, Az. 6 WF 15/23 einerseits und OLG Braunschweig, Beschluss vom 26.6.2023, 

Az. 1 WF 61/23 andererseits.
61 � Siehe ausführlich auch Lack 2023, 1249, 1257.



72

•  OLG Frankfurt v. 22.12.2022, 6 WF 154/22:  
Absehen von Gerichtskosten für Verfahrensbeistand.

•  OLG Brandenburg v. 21.12.2022, 13 UF 116/22:  
Absehen von Bestellung wegen jungen Alters des Kindes unter keinem  
erdenklichen Gesichtspunkt gerechtfertigt.

•  OLG Brandenburg v. 19.10.2022, 13 UF 148/22: Pflicht zur Bestellung eines 
Verfahrensbeistandes und Anforderung an die Begründung bei Absehen.

•  OLG Bamberg v. 13.9.2022, 7 UF 85/22:  
Voraussetzungen für eine Entlassung auf  Antrag.

•  OLG München v. 8.8.2022, 11 WF 780/22:  
Keine Vergütung bei völlig unbedeutender Tätigkeit.

•  OLG Brandenburg v. 1.6.2022, 13 WF 85/22:  
Niederschlagung der Kosten des Verfahrensbeistandes, wenn die Bestellungs­
voraussetzungen ersichtlich nicht vorgelegen haben.

•  KG v. 1.3.2022, 19 WF 9/22:  
Konkludente Verfahrensbeistandsbestellung, Vergütung für jeden Gegenstand 
(hier: Aufenthaltsbestimmungsrecht und Herausgabe).

2.4	Die Kindesanhörung 

2.4.1	Grundsätzliches

Das Kind hat grundsätzlich ein Recht darauf, vor der gerichtlichen Entscheidung 
in Kindschaftssachen gehört zu werden (vgl. § 159 FamFG).62 Sie stellt die zentrale 
Beteiligungsform des Kindes im Verfahren dar, wie sich auch Art. 12 UN-Kinder­
rechtskonvention entnehmen lässt.63 Denn das Kind ist erst im Alter von 14 Jahren 
und dann in der Regel nur eingeschränkt verfahrensfähig.64

Für das Kind kann die Durchführung der Anhörung ambivalent sein: Einerseits 
könnte dem Kind die Tragweite des gerichtlichen Verfahrens besonders bewusst 
werden und diese Erkenntnis das Kind belasten.65 Andererseits erhält das Kind aber 
Gelegenheit, die Person kennen zu lernen, die wichtige – seine Person betreffende –  
Entscheidungen zu treffen hat, sodass es eine Entlastung bedeuten kann, wenn es 
sich „in guten Händen“ weiß. Vor allem hat es aber die Gelegenheit, seinem eige­
nen Willen unmittelbaren Nachdruck zu verleihen, denn ihm ist „Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben“ (§ 159 Abs. 4 Satz 2 FamFG). Eine Vernehmung des Kindes 
als Zeuge findet in Kindschaftssachen nicht statt (vgl. § 163a FamFG). Schließlich 
dient die Anhörung der Verwirklichung des Anspruchs auf  Gewährung rechtlichen 
Gehörs und der Sachaufklärung, da sie dem Richter ermöglicht, das Kind und seine 

62 � Zur Kindesanhörung siehe insbesondere Carl/Clauß/Karle 2015; Heilmann u. a. 2020, § 159 FamFG; Schweppe/Bussian 2021, S. 13ff.; 
Carl/Eschweiler 2005, S. 1681ff.; Zitelmann 2001, S. 172ff.

63 � Abschlussbericht Pilotprojekt „Kindgerechte Justiz“ (Fn. 2; Kannegießer/Höppner 2022, S. 26ff.); siehe auch Kannegießer 2023 
Kannegießer, 175ff.

64 � Vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 3 FamFG, hierzu BGH ZKJ 2021, 417 ff. In Verfahren betreffend die geschlossene Unterbringung und freiheitsentziehen-
den Maßnahmen bei Minderjährigen besteht die Verfahrensfähigkeit ab dem 14. Lebensjahr ohne Einschränkungen (§ 167 Abs. 3 FamFG).

65 � Siehe auch Münder 2017, S. 370f.
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Lebensverhältnisse kennenzulernen.66 Es ist vor allem die Aufgabe des Gerichts 
und des Verfahrensbeistands, das Kind über Ablauf  und Bedeutung der Anhörung 
zu informieren sowie im Sinne einer kindgerechten Justiz zu einer Gestaltung 
der Kindesanhörung beizutragen, bei der diese überwiegenden Vorteile dem Kind 
auch sichtbar gemacht werden. Mit Wirkung zum 01.07.2021 hat der Gesetzgeber 
die Regelung zur Kindesanhörung umfassend reformiert. Er bezweckt damit, die 
bestehende Pflicht zur persönlichen Anhörung noch stärker zu betonen und zu 
erweitern, damit der Rechts- und Subjektstellung des Kindes im Verfahren besser 
Rechnung getragen werde.67

Insbesondere vor Inkrafttreten der gesetzlichen Neuregelung des § 159 FamFG 
wurden Kinder nicht in der gebotenen Weise persönlich angehört.68 Dies wurde 
bereits als „Schwachstelle im Kinderschutz“ erkannt69 und erklärt das Bemühen 
um die Implementierung einer kindgerechten Justiz in der jüngeren Vergangenheit.

Eingeführt wurde eine grundsätzliche, altersunabhängige Pflicht zur persönlichen 
Kindesanhörung und Verschaffung eines persönlichen Eindrucks. In Kinderschutz­
verfahren sind die Anforderungen insoweit besonders streng. Zugleich führt der Gesetz­
geber den Begriff  des „Eindrucks“ wieder ein. Zwar spricht er nun nicht mehr – 
wie vor dem Inkrafttreten des FamFG im Jahre 2009 noch in § 50b FGG a.F. – von 
einem „unmittelbaren Eindruck“, sondern von einem „persönlichen Eindruck“. 
Gemeint ist aber auch hier wieder eine „Anschauung“ des Kindes und seines Ver­
haltens.70 Denn nicht nur die Angaben des Kindes in seiner persönlichen Anhörung, 
sondern auch der persönliche Eindruck von dem Kind, einschließlich der Beo­
bachtung seines Verhaltens, seien ein wichtiger Teil der Sachverhaltsermittlung in 
Kindschaftssachen und könnten für die gerichtliche Entscheidung erheblich sein.71 

2.4.2	Voraussetzungen und Absehen

Nach § 159 Abs. 1 FamFG gilt der Grundsatz, dass das Gericht das Kind persön­
lich anzuhören und sich von ihm einen persönlichen Eindruck zu verschaffen hat. 
Hiervon kann es nach § 159 Abs. 2 FamFG nur absehen, wenn 

•  ein schwerwiegender Grund dafür vorliegt,
•  das Kind offensichtlich nicht in der Lage ist, seine Neigungen und seinen Willen 

kundzutun, außer es handelt sich um ein Kinderschutzverfahren,
•  die Neigungen, Bindungen und der Wille des Kindes für die Entscheidung nicht 

von Bedeutung sind und eine persönliche Anhörung auch nicht aus anderen 
Gründen angezeigt ist, außer es handelt sich um ein Kinderschutzverfahren oder 

66 � Vgl. Heilmann 1998, S. 229 f. m.w.N.
67 � BT-Drucks. 19/2307, S. 25f.
68 � Vgl. etwa Abschlussbericht des Pilotprojekts „Kindgerechte Justiz“ (Fn. 2, Kannegießer/Höppner 2022, S. 39): Eine Kindesanhörung fand in 

62,2 % der kindschaftsrechtlichen Verfahren statt. In der Studie von Münder 2017 fand eine Kindesanhörung nur in 39,6 % der Fälle 
statt (S. 169), wobei sich aus den geführten Interviews Hinweis darauf ergaben, dass von dieser teilweise abgesehen wurde, „um das 
betroffene Kind zu schonen“ (S. 168, 278) oder weil bereits eine ausführliche Anhörung durch den Verfahrensbeistand erfolgt sei 
(S. 448 „nicht akzeptabel“).

69 � Münder 2017, S. 447ff..
70 � Vgl. zu § 50b FGG bereits Fehmel, in: Baumeister u. a. 1992, S. 1618 und so nun auch RegE, S. 67.
71 � BT-Drucks. 19/2307, S. 57.
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•  es sich um ein Verfahren betreffend das Vermögen des Kindes handelt und eine 
persönliche Anhörung nicht angezeigt

Damit hat das Kind insbesondere dann ein Recht darauf, gehört zu werden, wenn 
seine Neigungen, Bindungen und sein Wille für die Entscheidung von Bedeutung sind. 
Aber selbst, wenn dies nicht der Fall ist, darf  das Gericht in Verfahren des Kinder­
schutzes von einer persönlichen Anhörung und der Verschaffung eines persön­
lichen Eindrucks nicht absehen (§ 159 Abs. 2 Satz 2 FamFG). Gleiches gilt im 
Übrigen auch dann, wenn das Kind offensichtlich nicht in der Lage ist, seine Nei­
gungen und seinen Willen kundzutun. Nach Ansicht des Gesetzgebers trägt dies 
dem Gebot der umfassenden Amtsermittlung und der Subjektstellung des Kindes 
Rechnung. Durch den persönlichen Eindruck könnten sich für das Gericht etwa 
bei einem Säugling oder Kleinkind auch Anhaltspunkte für eine Verwahrlosung, 
Entwicklungsverzögerungen oder Verängstigung des Kindes ergeben und entspre­
chende Angaben im Verfahren besser beurteilt werden.72

Offensichtlich hat der Gesetzgeber hier schon den nach § 23b GVG qualifizierten 
Richter vor Auge.

Das Gericht kann in allen Kindschaftssachen aus schwerwiegenden Gründen von 
der Anhörung absehen (vgl. § 159 Abs. 2 Nr. 1 FamFG). Schwerwiegende Gründe 
liegen etwa bei Gefahr im Verzug sowie dann vor, wenn das Kind durch die 
Anhörung psychisch geschädigt werden könnte oder in sonstiger Weise eine Beein­
trächtigung seines Gesundheitszustandes zu besorgen ist.73 Damit muss es sich um 
triftige, das Kindeswohl nachhaltig berührende Gründe handeln.74 Dies ist dann 
der Fall, wenn die Anhörung des Kindes zu einer erheblichen Beeinträchtigung 
seiner körperlichen oder seelischen Gesundheit führen würde.75 Nach Ansicht 
des BGH ist insoweit eine Abwägung zwischen den möglichen Belastungen des 
Kindes durch die Anhörung und den Vorteilen dieser Art der Sachaufklärung vor­
zunehmen und dabei auch einzubeziehen, inwieweit es möglich ist, durch die Aus­
kunft anderer Beteiligter, wie etwa des Verfahrensbeistandes, zu erfahren, was dem 
Wohl des Kindes entspricht.76 Maßgeblich sind jedoch immer nur Belastungen des 
Kindes, die durch die richterliche Anhörung selbst hervorgerufen werden.77 Ordnet 
das Gericht gleichwohl die Anhörung des Kindes an, dann ist diese Zwischen­
entscheidung nicht anfechtbar, sondern kann nur mit der Hauptsacheentscheidung 
überprüft werden. Werden aufgrund der Weigerung hingegen durch einen gericht­
lichen Beschluss Zwangsmittel verhängt, kann eine Überprüfung dieses Beschlusses 
durch das Oberlandesgericht herbeigeführt werden.

Sieht das Gericht von der persönlichen Anhörung oder der Verschaffung des persön­
lichen Eindrucks aus den genannten Erwägungen ab, ist dies in der das Verfahren ab­
schließenden Entscheidung zu begründen (§ 158 Abs. 3 Satz 1 FamFG). In den Fällen 
der Gefahr im Verzug ist sie unverzüglich nachzuholen (§ 158 Abs. 3 Satz 2 FamFG).

72  So RegE, S. 68.
73  Vgl. BGH NJW-RR 1986, 1130.
74  BayObLG FamRZ 1988, 871.
75  BGH FamRZ 2019, 115.
76  BGH, a.a.O., ähnlich die Formulierung im RegE, S. 67.
77  So zutreffend Köhler, FamRZ 2019, 118 f.
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Unterbleibt die Anhörung, obwohl sie geboten ist, stellt dies einen schwerwiegen­
den Verfahrensfehler dar. Dieser kann nur mit dem Rechtsmittel gegen die End­
entscheidung geltend gemacht werden. Die Anhörung ist dann im Beschwerde­
verfahren nachzuholen. 

2.4.3	Gestaltung

Im Hinblick auf  die äußeren Umstände und die Gestaltung der Anhörung ist das 
Gericht im Wesentlichen frei (vgl. § 159 Abs. 4 Satz 4 FamFG).78 „Anhörung“ ist 
im vorliegenden Zusammenhang der notwendige persönliche Kontakt des zustän­
digen Richters mit dem Kind. Das Verschaffen eines persönlichen Eindrucks ver­
langt nach einer expliziten Wahrnehmung des Kindes als eigenständige Persön­
lichkeit durch das Gericht, was auch damit einhergeht, dass das Kind zumindest 
kurz in seinem Verhalten beobachtet wird, um so auch Rückschlüsse auf  seine 
Befindlichkeit ziehen zu können.79 Wie die Gerichte diesen neuen Aspekt konkret 
ausgestalten wird die weitere Praxis zeigen und sollte auch Gegenstand künftiger 
Untersuchungen sein.

Welche der vorhandenen verfahrensmäßigen Möglichkeiten der Richter für 
diese äußerst schwierige Aufgabe wählt, ob er das „Kind einmal oder mehr­
mals, Geschwister einzeln oder zusammen, im Gericht oder in der vertrau­
ten familiären Umgebung, in An- oder Abwesenheit der Eltern und deren 
Prozessbevollmächtigten persönlich anhört und (…) einen Psychologen als 
Sachverständigen hinzuzieht“, muss ihm überlassen bleiben.80 Nach der Vor­
stellung des Gesetzgebers soll die persönliche Anhörung des Kindes und die 
Verschaffung eines persönlichen Eindrucks jedoch in Anwesenheit des Ver­
fahrensbeistandes erfolgen (§ 159 Abs. 4 Satz 3 FamFG). Die Anwesenheits­
quote des Verfahrenbeistandes bei der Kindesanhörung war in der Vergan­
genheit hingegen nicht so hoch, wie es zu erwarten gewesen wäre.81 Auch das 
Bundesverfassungsgericht hat inzwischen klar gestellt, dass es sich hierbei um 
ein Anwesenheitsrecht des Verfahrensbeistandes handelt, nicht hingegen um 
eine Anwesenheitspflicht.82

Auch in welchem Stadium des Verfahrens und an welchem Ort das Kind per­
sönlich anzuhören ist, liegt im Ermessen des Gerichts. Es kann dabei entschei­
den, ob das Kind etwa im Gericht oder im häuslichen Umfeld persönlich ange­
hört wird. Mit Blick auf  die knappen zeitlichen Ressourcen in der Richterschaft 
wird ein Aufsuchen des Kindes am Ort seines Aufenthalts häufig jedoch nicht 
in Betracht kommen können. Soweit ersichtlich werden die Kinder in familien­
gerichtlichen Verfahren vorwiegend im Gericht angehört. Vielfach wurden hier 
zum Zwecke der Kindesanhörung auch spezielle Räumlichkeiten eingerichtet, 
die eine Anhörung in altersentsprechenden Kinderspielzimmern ermöglichen. 

78  Hierzu etwa Bublath/Kannegießer/Salzgeber 2021, 477ff.
79  OLG Frankfurt ZKJ 2023, 65f.
80  Vgl. BVerfGE 55, 171, 181.
81  Münder 2017, S. 170: Obwohl in 84,6 % der Kinderschutzverfahren bestellt lag die Anwesenheitsquote bei lediglich 58,5 %
82  BVerfG FamRZ 2020, 1579ff.
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Immer noch fehlt es jedoch an einer flächendeckenden angemessenen räumli­
chen Ausstattung bei den Gerichten, um eine Kindesanhörung in kindgerechter 
Atmosphäre zu gestalten, was auch im Rahmen des Pilotprojekts „kindgerechte 
Justiz“ kritisiert worden ist.83 Dies problematisiert ebenfalls das Ergebnis einer 
Mitgliederbefragung der AG Familienrecht des Deutschen Anwaltvereins zu 
dem Thema „Das Kind im Verfahren“.84 Es stellt sich daher die Frage, ob und 
in welcher Weise Einfluss auf  die Länder genommen werden kann, um hier 
Abhilfe zu schaffen.

2.4.4	Besonderheiten im Rechtsmittelverfahren

Mit dem Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder vom 
16.06.2021 trat mit Wirkung vom 01.07.2021 auch eine Änderung des Be­
schwerdeverfahrens in Kindschaftssachen in Kraft. § 68 Abs. 5 FamFG sieht 
seitdem vor, dass das Beschwerdegericht in Kinderschutzverfahren, bei denen 
ein (teilweiser) Entzug der Personensorge, ein Ausschluss des Umgangsrechts 
oder eine Verbleibensanordung in Betracht kommt, von der erneuten Durch­
führung einzelner Verfahrenshandlungen wie etwa der persönlichen Anhörung 
der Eltern und des Kindes nicht (mehr) absehen darf. Dies gilt zwar nicht in 
Verfahren der einstweiligen Anordnung oder wenn eine Zurückverweisungs­
entscheidung durch das Beschwerdegericht erfolgt. 85 Zu wiederholen sind im 
Übrigen diese Verfahrenshandlungen aber auch dann, wenn diese im ersten 
Rechtszug bereits vorgenommen wurden und von einer erneuten Vornahme keine 
zusätzlichen Erkenntnisse zu erwarten sind (vgl. § 68 Abs. 3 Satz 2 FamFG). 
Diese Gesetzesänderung hat, nachdem sie erst nach Anhörung der Sachverstän­
digen im Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages in das Gesetzgebungs­
verfahren eingebracht worden ist, deutliche Kritik erfahren.86 Auch aus der 
Gerichtspraxis sind in bemerkenswerter Deutlichkeit Stimmen zu entnehmen, 
die diese Neuregelung ablehnen.87 Die Justizministerinnen und Justizminister 
der Länder haben am 25./26.05.2023 beschlossen, den Bundesjustizminister 
um einen zeitnahen Reformvorschlag zu bitten, damit in geeigneten Ausnahme­
fällen von der obligatorischen Wiederholung von Verfahrenshandlungen abge­
sehen werden kann.

Unzweifelhaft hat die persönliche Anhörung des Kindes insbesondere in den von 
der Reform betroffenen Verfahrensgestaltungen eine große Bedeutung. Offen­
sichtlich war der Gesetzgeber beeindruckt vom sogenannten Missbrauchsfall von 
Staufen, bei welchem die Familiengerichtsbarkeit versagt hat und daher besonders 
in die öffentliche Kritik geriet, da unter anderem eine persönliche Anhörung des 
Kindes weder in der ersten noch in der Rechtsmittelinstanz stattgefunden hat.88 

83  Abschlussbericht des Pilotprojekts (Fn. 2; Kannegießer/Höppner 2022, S. 13, 57).
84  Grabow, FF 2023, 3.
85  Vgl. BT-Drucks. 19/23707, S. 52.
86  Siehe nur Götz, NJW-Editorial vom 13.10.2022.
87  Vgl. etwa die Gemeinsame Stellungnahme der Familiensenate des Oberlandesgerichts Stuttgart, FamRZ 2023, 1352.
88  Hierzu etwa Der Spiegel 2020 sowie Heilmann 2018a, 1767ff.
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Es kann dabei aber nicht außer Betracht bleiben, dass auch nach damals geltender 
Gesetzeslage das Kind im Beschwerdeverfahren persönlich hätte angehört werden 
müssen, weil dies vor dem Amtsgericht unterblieben ist.

Unbeschadet dessen muss auch an dieser Stelle die große Bedeutung der per­
sönlichen Anhörung des Kindes in Kinderschutzverfahren zur Gewährleistung 
einer kindgerechten Justiz deutlich betont werden. Die Ausnahmslosigkeit der 
nunmehrigen gesetzlichen Regelung hat jedoch wesentliche Nachteile, denn 
sie verzögert - entgegen der Intention des Vorrang - und Beschleunigungsge­
botes den Abschluss des Kinderschutzverfahrens und konterkariert damit das 
Grundsicherheitsbedürfnis des Kindes und verzögert Planungen für eine Ver­
stetigung seiner Lebensverhältnisse bzw. die Umsetzung nachhaltiger kinder­
schutzrechtlicher Maßnahmen. Ohnehin müssen Kinder häufig viel zu lange in 
Inobhutnahmeeinrichtungen oder Bereitschaftspflegefamilien verbleiben. Dies 
führt zu erheblichen und vermeidbaren Belastungen für ohnehin psychisch in 
der Regel schon schwer belastete Kinder. Zudem bindet diese überflüssige Re­
gelung die dringend an anderer Stelle benötigten Ressourcen, insbesondere der 
Familiensenate und der Jugendämter. § 68 Abs. 5 FamFG sollte vor diesem 
Hintergrund dahin reformiert werden, dass es künftig eingangs lautet: „Absatz 
4 Satz 1 findet keine Anwendung, wenn die Beschwerde …“, sodass damit 
lediglich die Übertragung von Verfahren auf  den Einzelrichter des Senats zur 
Entscheidung ausgeschlossen bleibt. Die Familiensenate der Oberlandesgerich­
te könnten dann nach pflichtgemäßem Ermessen entscheiden, ob es im Ein­
zelfall zur Erlangung einer hinreichenden Grundlage für eine am Kindeswohl 
orientierten Entscheidung einer erneuten persönlichen Anhörung des Kindes 
und/oder der Eltern bedarf.

Soweit § 68 Abs. 4 Satz 2, 3 FamFG nun ausdrücklich vorsieht, dass die persön­
liche Anhörung des Kindes und die Verschaffung des persönlichen Eindrucks 
vom Beschwerdegericht einem seiner Mitglieder als beauftragtem Richter über­
tragen werden kann, entspricht dies als im Rahmen des pflichtgemäßen Er­
messens eröffneter Gestaltungsmöglichkeit auch der vor der Reform geübten 
Praxis und bietet eine zusätzliche Option auf  dem Weg zu einer kindgerechten 
Gestaltung des Verfahrens im Einzelfall. Auch insoweit wird die Handhabung 
durch die Obergerichte zu beobachten sein, die einerseits zu berücksichtigen 
haben werden, welche Bedeutung die unmittelbare Wahrnehmung der kind­
lichen Äußerung durch alle entscheidenden Richter haben kann, und diesem 
Umstand mit den durch die Anhörungssituation vor dem Kollegialorgan er­
höhten Belastungen und der sich daraus ableitenden Gefahr abzuwägen haben, 
dass das Kind nicht in der Lage ist, sich zu öffnen und zu dem Anhörungsge­
genstand zu äußern.89

89  BT-Drucks. 19/2307, S. 51.
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2.4.5	Übersicht von Gerichtsentscheidungen nach der 
Reform des § 159 FamFG (Jahre 2022 und 2023)

•  OLG Frankfurt v. 27.07.2022:  
Verschaffen eines persönlichen Eindrucks  
(1 UF 240/21) m.Anm. Clausius, FamRB 2023, 22.

•  BVerfG v. 03.04.2023:  
Keine Verletzung des Elternrechts bei Absehen von der Kindesanhörung.

•  BVerfG v. 13.07.2022:  
§ 68 Abs. 5 FamFG auch in Abänderungsverfahren.

•  BVerfG v. 07.02.2022:  
Bedenklich, ein Telefongespräch als persönliche Anhörung i.S.d. § 159 FamFG 
hinreichen zu lassen.

•  Hans. OLG v. 07.06.2023:  
Ablehnung eines Rechtshilfeersuchens und Verschaffung eines persönlichen 
Eindrucks.

•  OLG Hamm v. 30.05.2023,  
Verfahrensrechtliche Durchsetzung der Kindesanhörung mittels Zwangsmitteln 
sowie OLG Karlsruhe v. 11.01.2023 hierzu (auch Cirullies, FamRZ 2023,  
489 sowie Jokisch, FamRZ 2023, 544

•  OLG Frankfurt v. 07.03.2023:  
Notwendigkeit der persönlichen Anhörung.

•  OLG Celle v. 08.02.2023:  
Anerkennung von Sorgerechtsentscheidung trotz unterbliebener Anhörung.

•  OLG Frankfurt v. 22.12.2022 m.Anm. Menne (FamRB 2023, 322),  
Nichterhebung von Auslagen bei unzureichender Anfangsermittlung.

•  AmtsG Offenburg v.23.02.2023:  
Persönliche Anhörung im Wege der Videokonferenz
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Fazit 3
1.	 Der Gesetzgeber hat insbesondere in der jüngeren Vergangenheit erhebliche 

Anstrengungen zur Weiterentwicklung des Verfahrens in Kindschaftssachen 
unternommen. In wesentlichen Teilen muss daher die weitere Entwicklung hin­
sichtlich der Effektivität der Reformen beobachtet und diese in angemessener 
Zeit evaluiert werden.

2.	 Insbesondere die Reform zur Qualifizierung von Familienrichtern (§ 23b GVG) 
und die fachliche und persönliche Geeignetheit von Verfahrensbeiständen 
(§ 158a FamFG) ist nachhaltig zu begrüßen. Einer kritischen Überprüfung bedarf  
es jedoch hinsichtlich der Umsetzung durch die Landesjustizverwaltungen und 
zuständigen Präsidien in Bezug auf  die Familiengerichtsbarkeit einerseits und 
im Hinblick auf  die fachliche Eignung von Verfahrensbeiständen, auch hin­
sichtlich der Transparenz der Auswahlentscheidung für die am Verfahren 
beteiligten Familien andererseits.

3.	 Es erweist sich als problematisch, dass es dem Familiengericht an allumfassen­
den Kompetenzen zur (abschließenden) Entscheidung zum Wohl des Kindes 
fehlt. Dies bezieht sich unter anderem auf  die faktisch teilweise parallele Zu­
ständigkeit der Verwaltungsgerichte sowie auf  das nicht in Gänze hinreichend 
geklärte Verhältnis zwischen Familiengericht und Jugendamt.

4.	 Es könnte erwogen werden, eine vorangegangene Beratung oder den Versuch 
einer außergerichtlichen Beilegung des familiären Konflikts zur Voraussetzung 
der Durchführung eines Verfahrens in Kindschaftssachen nach Trennung und 
Scheidung zu machen.

5.	 Die Auswahlentscheidung hinsichtlich des Verfahrensbeistandes sollte entwe­
der von einem anderen Familienrichter als demjenigen getroffen werden, der 
zur Sachentscheidung berufen ist. Oder es sollte das Auswahlverfahren nach 
österreichischem Vorbild (Einrichtung einer zentralen Registrierungsstelle für 
geeignete Verfahrensbeistände und Übermittlung von Vorschlägen an das 
Familiengericht) gestaltet werden.

6.	 Die Vergütung für die Führung einer berufsmäßigen Verfahrensbeistandschaft 
sollte merklich angehoben werden.

7.	 Die Reform der Vorschrift des § 159 FamFG über die Kindesanhörung trägt der 
Bedeutung dieser Verfahrenshandlung für eine kindgerechte Justiz Rechnung. 
Unbeschadet dessen sollte die Regelung zur zwingenden Wiederholung von 
Verfahrenshandlungen in der Beschwerdeinstanz in bestimmten Verfahren 
(§ 68 Abs. 5 FamFG), insbesondere was die persönliche Anhörung der Eltern 
und des Kindes angeht, dahingehend zurückgenommen werden, dass eine noch­
malige Anhörung nur nach pflichtgemäßem Ermessen des Oberlandesgerichts 
zu erfolgen hat, wie es im Ergebnis auch die Justizministerkonferenz empfiehlt. 
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Einleitung 
Was ist eine Familie und wer gehört dazu? In Deutschland hat das Bild der bürger­
lichen Kleinfamilie bestehend aus Mutter, Vater und ihren biologischen Kindern 
ein erstaunliches Beharrungsvermögen (Schlinzig 2020). Oft wird dieser Familien­
typ als Ideal angesehen, dem Stabilität und Funktionalität zugeschrieben wird 
(Wernberger 2020; Schneider/Diabaté/Ruckdeschel 2015), während alternativen 
Familienarrangements mit Skepsis begegnet wird (Zartler 2012). Diese Tatsache ist 
bemerkenswert, da dieses Familienmodell historisch gesehen vergleichsweise jung ist 
und es schon seit Jahrzehnten als im Wandel begriffen diskutiert wird (Peuckert 2012).

Das Bild der bürgerlichen Kleinfamilie ist eng verbunden mit einer geschlechts­
spezifischen Aufteilung von Sorgearbeit und Erwerbsarbeit gemäß traditioneller 
Geschlechterrollen. In diesem Modell ist der Vater der Hauptverdiener der Familie, 
während die Mutter vor allem für den Haushalt und die Sorgearbeit verantwortlich 
ist. Dies geht einher mit heteronormativen Vorstellungen von Partnerschaft, der 
Institutionalisierung und rechtlichen Absicherung von Partnerschaften durch die 
Ehe und der Vorstellung von einer monolokalen Haushaltsgemeinschaft, die eng 
verknüpft sind mit Annahmen darüber, was Kinder für ein gelingendes Aufwachsen 
brauchen (Schlinzig 2020).

Obwohl die heterosexuelle, eheliche, biologische Zweielternschaft in Deutschland 
immer noch weit verbreitet ist, haben sich in den letzten Jahrzehnten bedeutende 
Veränderungen ergeben: Die Scheidungsraten und die Geburten außerhalb von 
Ehen sind gestiegen, Ehen können auch unter gleichgeschlechtlichen Paaren 
geschlossen werden, Mütter sind vermehrt berufstätig (wenn auch in Teilzeit), 
„aktive“ Väter übernehmen Sorgearbeiten, und eine „soziale“ Elternschaft 
erfordert nicht zwangsläufig eine biologische Verbindung. Familien sind vielfälti­
ger geworden. Einelternfamilien, nichteheliche Partnerschaften mit Kindern und 
Patchworkfamilien, in denen ein oder beide Partner Kinder aus früheren Beziehun­
gen mitbringen, sind keine Seltenheit mehr. Nachscheidungsfamilien organisieren 
die Betreuung ihrer Kinder im Residenz-, Nest- oder Wechselmodell, die Lebens­
führung von Eltern und Kindern wird multilokal. Regenbogenfamilien und Solo­
mutterschaft, bei der Frauen ohne Partner eine Familie gründen, werden immer 
präsenter in der Gesellschaft, in den Medien wie auch in der wissenschaftlichen 
Forschung (Mayer-Lewis 2020; Golombok u. a. 2016).

Entgegen dieses Bildes sich diversifizierender Möglichkeiten der Elternschaft wird 
die Lage von so genannten „Einelternfamilien“, wie das Familienmodell von Allein­
erziehenden auch genannt wird, oft kritisch diskutiert, beginnend bei der Frage, ob 
sie in Deutschland als eine „normale“ Familienform unter vielen gelten. Einerseits 
scheint die Akzeptanz dieser Lebensform gewachsen (Zagel 2018; Hammer 2011; 
Krüger/Micus 1999), andererseits sehen Alleinerziehende selbst noch deutlichen 
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„Optimierungsbedarf“ (BMFSFJ 2011, S. 70). Sie berichten von vielfältigen und oft 
schmerzhaften Erfahrungen mangelnder sozialer Anerkennung (Wernberger 2020; 
Jochim 2020; Niepel 1994). Zudem gelten Alleinerziehende als eine der gesellschaft­
lichen Gruppen mit dem höchsten Armutsrisiko (BMAS 2021).

Alleinerziehen, Einelternfamilie – Begriffe zur Bezeichnung einer Lebensform, die 
nicht unumstritten sind, da sie eine Defizitperspektive einnehmen, indem sie nahe­
legen, dass in diesen Familien Personen fehlen. Und doch sind sie sowohl im Alltag, 
als auch in anderen Kontexten (Wissenschaft, Recht, Behörden etc.) gebräuchlich. 
Dabei ist es gar nicht so leicht, „alleinerziehend“ zu definieren. In einem Alltags­
verständnis handelt es sich bei Alleinerziehenden um eine Elternperson, die mit 
mindestens einem Kind zusammenlebt – eine Definition, die sich zu großen Teilen 
mit rechtlichen und wissenschaftlichen Definitionen deckt (Zagel 2018). Dennoch 
fallen die Abgrenzungen dieser Familienform von anderen im Detail recht unter­
schiedlich aus: In der amtlichen Statistik beispielsweise werden objektive Kriterien 
wie das Zusammenleben mit ledigen Kindern unter 18 Jahren im Haushalt ohne 
weitere erwachsene Person herangezogen, die z.B. ein Wechselmodell unberück­
sichtigt lassen, dafür aber Eltern, die sich zwar als Paar betrachten, aber in unter­
schiedlichen Haushalten leben, einbeziehen. Studien, die sich damit beschäftigen, 
was alleinerziehen bedeutet, setzen oft auf  subjektive Definitionen und betrachten 
Personen, die sich selbst als alleinerziehend bezeichnen – unabhängig davon, ob 
sie in eine Partnerschaft eingebunden sind, mit wem sie zusammenleben, welche 
Sorgerechtsvereinbarungen es gibt oder ob sie von anderen Personen Unterstüt­
zung erhalten. Auch wir lassen uns in der empirischen Erhebung für diese Expertise 
nicht von einer spezifischen Definition für Alleinerziehende leiten, sondern suchen 
nach Personen, die sich selbst als alleinerziehend bezeichnen. 

Wir wollen deren Lebensrealitäten im Rahmen einer explorativen Untersuchung 
genauer betrachten und fragen:

•  Was bedeutet es, in Deutschland alleinerziehend zu sein? 
•  Wie sehen Alleinerziehende sich selbst und ihre Familie?  

Welche Selbstbilder entwerfen sie?
•  Welche Erfahrungen machen sie in ihrem sozialen Umfeld?  

Mit welchen Fremdbildern sehen sie sich konfrontiert?

Selbst- und Fremdbilder sind Wahrnehmungsformen von sich selbst und anderen, 
die sich in sozialen Kontexten in Interaktion mit anderen Menschen entwickeln 
(Mead 1934). Menschen erlernen im Laufe ihrer Sozialisation sich selbst aus den 
Augen anderer zu betrachten und haben eine allgemeine Vorstellung davon, wie 
andere sie sehen („generalized other“ bei Mead). Sie nehmen wahr, wie andere den­
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ken, fühlen und handeln, und vergleichen sich mit anderen. Sie machen Erfahrungen 
damit, was andere von ihnen erwarten und erleben, wie Menschen, die ihnen ähnlich 
sind, behandelt und bewertet werden. Dabei können sie Vorurteilen und Stereotypen 
begegnen und Stigmatisierungserfahrungen machen, wenn andere sie aufgrund 
bestimmter Eigenschaften als anders wahrnehmen (Goffman 1975). Dies trägt 
dazu bei, dass Menschen Vorstellungen darüber entwickeln, was in bestimmten 
Kontexten als „normal“ oder selbstverständlich betrachtet wird. Selbst- und Fremd­
bilder sind daher soziale Konstrukte, die unter anderem von Gruppenzugehörig­
keiten, Rollenbeziehungen, situativen Erfahrungen, der räumlichen Einbettung 
und gesellschaftlichen Status- und Machtverhältnissen geprägt sind (Oyserman/
Elmore/Smith 2012). Medial vermittelte Ideale und gesellschaftliche Prozesse wie 
Individualisierung und Wertewandel spielen ebenfalls eine Rolle (Pfab 2020). 

Selbst- und Fremdbilder sind eng miteinander verknüpft: Selbstbilder beeinflussen, 
wie Fremdbilder wahrgenommen und bewertet werden; Fremdbilder wiederum 
können in Selbstbilder integriert werden. Die damit verbundenen Prozesse sind 
hochkomplex, mal werden Bewertungen durch andere gar nicht wahrgenommen 
oder ignoriert und bleiben für das Selbstbild folgenlos, mal werden sie abgelehnt, 
beeinflussen aber dennoch das Selbstbild oder werden akzeptiert und ins Selbstbild 
integriert. Beide Wahrnehmungsformen sind handlungsrelevant: Handlungen 
können dem Ausdruck verleihen, wie man sich selbst sieht und von anderen gesehen 
werden möchte. Selbstbild und wahrgenommenes Fremdbild haben Auswirkungen 
darauf, wie Menschen auf  andere zugehen, mit ihn kommunizieren, wie sie sich 
verhalten und handeln. 

In diesem Beitrag fassen wir zunächst zusammen, wie die wissenschaftliche For­
schung der letzten Jahrzehnte auf  Alleinerziehende blickt. Danach arbeiten wir 
den aktuellen Forschungsstand zu Selbst- und Fremdwahrnehmungsprozessen 
von Alleinerziehenden in Deutschland heraus. Es zeigt sich, dass sich nur wenige 
Studien detaillierter mit diesem Thema befassen und viele Fragen offenbleiben. Im 
Folgenden stellen wir das Forschungsdesign unserer Studie vor, beschreiben das 
methodische Vorgehen und die Auswahl der Befragten. Unsere Forschungsergebnisse 
präsentieren wir anschließend in zwei Kapiteln über die Wege ins Alleinerziehen und 
das Selbstverständnis als Alleinerziehende, in denen wir die Selbst- und Fremd­
bilder der Befragten rekonstruieren. Wir schließen den Beitrag, indem wir unsere 
Ergebnisse zusammenfassen, in den aktuellen Forschungsstand einordnen und 
einen Ausblick geben. Die Expertise wurde im November 2023 abgeschlossen.
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1Alleinerziehende im 
Blick der Forschung
Auch die wissenschaftliche Forschung zeichnet Bilder von Alleinerziehenden, be­
schreibt sie mittels unterschiedlicher Definitionen (Zagel 2018) und Dimensionen, 
interpretiert die vorhandenen statistischen Daten und ihre Entwicklung im Zeit­
verlauf. Dabei reflektieren wissenschaftliche Arbeiten auch, wie sich die Allein­
erziehendenforschung in den letzten Jahrzehnten entwickelt hat und wie sich die 
Perspektiven auf  Alleinerziehende mit der Zeit verändert haben (Peuckert 2012; 
Schneider 2001; Niepel 1994). Jochim (2020) unterscheidet vor allem mit Bezug auf  
Niepel (1994) drei Phasen in der Forschung über Alleinerziehende: 

1.	 In der ersten Phase, die bis in die 1970er Jahre reicht, wurden Einelternfamilien 
vor allem aus einer Defizitperspektive beschrieben, als „zerbrochene“ oder 
„unvollständige“ Familien, krisenhaft und dysfunktional. Die Studien in dieser 
Zeit beschäftigten sich vor allem mit Themen wie Entwicklungsstörungen bei 
Kindern, Armut, Belastungslagen, Stress und gesundheitliche Einschränkungen. 

2.	 Mit der wachsenden Zahl von Eltern, die ihre Kinder alleine erziehen, und mit 
Diskussionen um Individualisierungsprozesse und eine „Pluralisierung von 
Lebensformen“ (Beck 1968; Nave-Herz 1988; Peuckert 1991), wurde die Ein­
seitigkeit der ersten Forschungsphase mit ihrer Defizitperspektive zunehmend 
kritisiert. In den Folgejahren betrachteten die Studien der zweiten Phase ver­
stärkt den Prozess der Neuorganisation des Familiensystems, die positiven As­
pekte des Alleinerziehens und die Bewältigungsstrategien Alleinerziehender. In 
dieser Phase wurden beispielsweise alleinerziehende Väter stärker berücksich­
tigt, die ökonomischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen von Einel­
ternschaft thematisiert und Fragen der Vereinbarkeit von Beruf  und Familie für 
Mütter untersucht.

3.	 Die dritte Phase begann in den 1990er Jahren, mit Arbeiten zu den subjektiven 
Perspektiven auf  die Lebensformen Alleinerziehender, die beispielsweise den 
Umgang mit Alleinelternschaft und Identitätsveränderungen in den Blick nahmen. 
Auch individuelle Lebensverläufe wurden stärker betrachtet und Längsschnitt­
studien dieser Phase widerlegen viele zuvor getroffenen Annahmen über die 
negativen Auswirkungen des Alleinerziehens (Peuckert 2012). Zunehmend steht 
die Diversität von Einelternfamilien und die Komplexität ihrer Lebensverhältnisse 
(Buschmeyer/Zerle-Elsäßer 2020) im Fokus, neue Familienformen, wie Solo­
eltern, rücken ins Licht der Aufmerksamkeit (Mayer-Lewis 2020). Zudem wird 
die individuelle Gestaltungsmacht Alleinerziehender, die Unterschiedlichkeit 
der Wege ins Alleinerziehen und in der Ausgestaltung der Einelternschaft sowie 
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in den sozial-strukturellen Bedingungen des Alleinerziehens vermehrt untersucht 
(Schneider/Eichenberg 2022; Hübgen 2020; Keim 2018; Zagel 2018; Zartler 2014). 

Eine Defizitperspektive wurde, so Hammer (2002), in dieser dritten Phase merk­
lich korrigiert und durch eine differenzierte Sichtweise ersetzt. Studien machen 
deutlich, dass Alleinerziehende nicht per se als sozio-ökonomisch deprivierte 
Gruppe betrachtet werden können. Ihre finanzielle Ausstattung weist eine große 
Spannbreite auf, ihre Lebenssituation verbessert sich mit längerer Dauer des 
Alleinerziehens, sowohl finanziell als auch hinsichtlich ihrer Lebenszufriedenheit, 
insbesondere wenn sie von ausreichenden Transferzahlungen und ausgebauter 
öffentlicher Kinderbetreuung profitieren, sind sie ähnlich zufrieden, wie kinderlose 
geschiedene Frauen (Peuckert 2012).

Räumliche Differenzierungen in den Blick nehmen:  
Ost-/Westdeutschland, ländliche und urbane Räume

Vergleichsstudien von der deutschen Wiedervereinigung bis heute zeigen erhebliche 
Unterschiede in der Verbreitung der Familienform und in der Lebenssituation von 
Alleinerziehenden in Ost- und Westdeutschland. So lag der Anteil der Alleinerzie­
henden an allen Familienformen im Jahr 2018 in den neuen Bundesländern bei 
27% gegenüber 16% in den alten Bundesländern (bezogen auf  Frauen mit Kindern 
im Alter von 18–54 Jahren). Männer sind dagegen eher selten alleinerziehend – 
sowohl in Ost- (3%) als auch in Westdeutschland (2%, BMFSFJ 2021, S. 51). 

Ein Teil dieser Unterschiede kann auf  die unterschiedliche Situation von Allein­
erziehenden in der DDR und BRD vor 1990 zurückgeführt werden. In der 
DDR wurden Alleinerziehende im Vergleich zur Bundesrepublik Deutschland 
in besonderem Maße staatlich unterstützt, um ihnen die Erwerbstätigkeit zu 
erleichtern. Es gab ein gut ausgebautes Netz öffentlicher Kinderbetreuung, das es 
Alleinerziehenden ermöglichte Erwerbs- und Familienarbeit zu vereinbaren und ein 
Einkommen zu erzielen, mit dem sie gut auskommen konnten. Sie waren seltener 
von Armut betroffen und genossen eine höhere gesellschaftliche Akzeptanz als 
Alleinerziehende in der BRD (Kraus 2014; Niepel 1994). Dennoch bedeuteten diese 
günstigen sozialstrukturellen Bedingungen in der DDR nicht, dass Alleinerziehen 
als gleichwertige Familienform neben der Zweielternfamilie betrachtet wurde. Ein­
elternfamilien galten auch in der DDR als unvollständig und defizitär. Auch die 
Vorstellungen von den Geschlechterrollen waren in DDR und BRD gar nicht so 
unterschiedlich (Drauschke 2002).

Manche Ost-West-Unterschiede scheinen auch nach der Wende noch nachzuwirken. 
Dazu zählt die höhere Inanspruchnahme von Kinderbetreuung und die höhere 
Frauenerwerbstätigkeit im Osten. So waren im Jahr 2018 52% der 0-3-Jährigen in 
den ostdeutschen Bundesländern in Betreuung, gegenüber 29% in den west­
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deutschen Bundesländern (BMFSFJ 2021, S. 332). Im selben Jahr arbeiteten 
nur 48% der ostdeutschen Mütter in Teilzeit gegenüber 71% der westdeutschen 
Mütter (BMFSFJ 2021, S. 377). Die geringere Erwerbsbeteiligung der westdeut­
schen Mütter führt dazu, dass sie ihr Erwerbsverhalten nach einer Trennung oder 
Scheidung häufiger verändern müssen als die ostdeutschen Mütter. Ostdeutsche 
Mütter waren in der Regel bereits vor einer Scheidung oder Trennung erwerbs­
tätig und behalten die Erwerbstätigkeit bei, wenn sie alleinerziehend werden. Viele 
westdeutsche Mütter waren während ihrer Beziehung nicht oder nur in geringem 
Umfang erwerbstätig und müssen nach der Trennung eine Arbeit suchen, um finan­
ziell über die Runden zu kommen (BMFSFJ 2021). Ost-West-Unterschiede zeigten 
sich auch in der Studie von Rinken (2010) vor allem mit Blick auf  die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, die sich für die befragten westdeutschen Alleinerziehenden 
erheblich komplizierter darstellt als für die Befragten aus Ostdeutschland. Über­
dies zeigt die Autorin, dass die ostdeutschen Befragten in stärkerem Maße von 
privater Unterstützung und Hilfeleistungen profitieren als die westdeutschen, was 
eventuell für „eine größere soziale Akzeptanz dieser Lebensform und ein breiteres 
Bewusstsein für die Notwendigkeit von Unterstützung“ (Rinken 2010, S. 225) in 
Ostdeutschland spricht.

Mit der Wende hat sich allerdings die Lebenssituation für viele ostdeutsche Allein­
erziehende auch grundlegend verändert, sie mussten mit Arbeitsplatzverlusten und 
Schließungen von Kinderbetreuungseinrichtungen umgehen, was ihre Möglichkeiten, 
Sorgearbeit und Berufstätigkeit zu vereinbaren, stark eingeschränkt hat. Nicht nur 
die Anzahl der Alleinerziehenden, die Sozialhilfe empfangen, ist nach dem Zusam­
menbruch der DDR deutlich angestiegen, auch die gesellschaftliche Akzeptanz ge­
genüber Alleinerziehenden hat sich im Zuge dessen verringert (Krüger/Micus 1999). 

Räumliche Unterschiede in der Lebenssituation und in der sozialen Akzeptanz von 
Alleinerziehenden werden auch für ländliche und urbane Regionen vorgetragen: 
„Im städtischen Umfeld sind sie offenbar kaum direkten Vorurteilen ausgesetzt. 
Dagegen äußern alleinerziehende Frauen in ländlichen Gebieten häufiger als in der 
Stadt, dass es insbesondere zu Beginn der Lebensphase Akzeptanzprobleme gebe. 
Auch die schwierigere Betreuungssituation auf  dem Land wird thematisiert“ 
(BMFSFJ 2011, S. 34). Zwar leben besonders viele Alleinerziehende in Großstädten 
mit über einer halben Million Einwohnerinnen und Einwohner (28%) und doch ist ihr 
Anteil auch in Gemeindegrößen von unter 10.000 mit etwa 20% noch beträchtlich 
(BMFSFJ 2017, S. 18). Es finden sich jedoch nur wenige Studien, die sich genauer mit 
der Lebenssituation von Alleinerziehenden in ländlichen Regionen auseinandersetzen.

Diese Befunde machen deutlich, dass wir, wenn wir über die Selbst- und Fremd­
wahrnehmung von Alleinerziehenden in Deutschland sprechen wollen, auch räum­
liche Unterschiede in den Blick nehmen sollten. Möglicherweise unterscheiden sich 
Selbst- und Fremdbilder in Ost- und Westdeutschland, in ländlichen und städtischen 
Räumen. 
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Selbst- und Fremd-
wahrnehmung von 
Alleinerziehenden in 
Deutschland – ein  
Forschungsstand
Nur wenige Arbeiten in Deutschland beschäftigen sich im Detail mit Selbst- und 
Fremdwahrnehmungsprozessen von Alleinerziehenden, wenngleich Selbst- und 
Fremdbilder oft am Rande thematisiert werden. Dieser Forschungsstand stützt sich 
daher vor allem auf  die Studie von Jochim (2020), die sich mit dem konstruktiven 
Charakter der Familienform Alleinerziehend und den damit verbundenen Selbst­
bildern von Alleinerziehenden in München beschäftigt. Des Weiteren werden 
einige qualitative Studien für diesen Forschungsstand rezipiert, deren Analysen 
Einblicke in Selbst- und Fremdwahrnehmungsprozesse geben können, auch wenn 
diese Thematik nicht im Mittelpunkt der Studien lag. Die meisten dieser Arbeiten 
sind als Fallstudien in bestimmten Städten oder Landkreisen durchgeführt worden. 
In Westdeutschland sind das die Studien von Niepel (1994) in Bielefeld, von Jochim 
(2020) in München, von Wernberger (2014) im bayrischen Landkreis Rosenheim, 
von Lohmeier (2003) im bayrischen Landkreis Traunstein und von Wieland (2012) 
in der Stadt Pforzheim und im Landkreis Enzkreis in Baden-Württemberg. In 
Ostdeutschland ist die Studie von Schlinzig (2020) in Dresden lokalisiert. Größere 
räumliche Bezugsrahmen haben die Studien von Nestmann und Stiehler (1998) in 
Sachsen und von Schneider (2001) und Rinken (2010), die Befragte aus Ost- und 
Westdeutschland einbeziehen. Bei Eckert u.a. (2019) finden sich zu den Wohnorten 
der Befragten keine Angaben. 

2.1	Selbst- und Fremdwahrnehmung 
der Wege ins Alleinerziehen
Die Entstehungszusammenhänge der Lebensform alleinerziehend sind komplex 
und es ist anzunehmen, dass mit den unterschiedlichen Wegen ins Alleinerziehen 
zum Teil auch sehr unterschiedliche Selbst- und Fremdbilder verknüpft sein können. 

2
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Im Folgenden soll daher herausgearbeitet werden, welche Einsichten in Selbst- und 
Fremdbilder die oben vorgestellten qualitativen Studien bieten.

Eckert u.a. (2019) machen deutlich, dass Trennungen für die Betroffenen selbst meist 
weder normale noch unproblematische Lebensereignisse sind. Nicht nur alltagsprak­
tisch müsse das Leben durch einen Trennungsprozess neu sortiert werden, die Tren­
nung müsse auch kognitiv und emotional verarbeitet werden. In den Erzählungen 
über Trennungen falle auf, dass in diesen verhandelt wird, wie das Verhalten der Be­
teiligten moralisch einzuordnen ist (der „gute“ Befragte, der „böse“ Partner oder die 
„böse“ Partnerin). Zudem folgten sie, um die moralische Integrität der Beteiligten 
wieder herzustellen, häufig zwei Mustern: Die „survivor stories“ berichten davon, wie 
sich die Befragten ihr Leben danach wieder neu aufbauen und an Stärke gewinnen; 
andere Trennungserzählungen beginnen mit der Reue über eigene Fehler und berichten 
weiter, dass man aus diesen Fehlern gelernt habe. Durch eine Trennung beschädigte 
Selbstbilder können so wieder gekittet oder durch neue ersetzt werden. 

Auch in den weiteren für diesen Forschungsstand rezipierten Studien über Allein­
erziehende, die Trennungen erlebt haben, wird deutlich, dass erzwungene Tren­
nungen als besonders schmerzhaft erlebt werden, sei es durch Tod oder verlassen 
werden. Trauer, Einsamkeit, Schuldgefühle, Scham, Wertlosigkeit sind damit ver­
bundene Gefühle und die Bewertung der neuen Familiensituation ist hauptsächlich 
negativ. Die Identität wird beschädigt, das bisherige Selbstverständnis erschüttert. 
Trennungen können aber auch als Befreiung von einer konflikthaften oder auf  
Dauer belastenden Beziehung erlebt werden, dennoch können auch damit nicht 
nur positive Gefühle verbunden sein, sondern der Prozess kann als Belastung er­
lebt werden, verbunden mit dem Eindruck des Scheiterns, der Scham über den 
Verlust der Partnerschaft und Schuldgefühlen gegenüber den Kindern. Die Aus­
führungen in allen Studien vermitteln den Eindruck, dass Trennungen das Selbstbild 
belasten, welche Selbst- und Fremdbilder aber genau damit einhergehen, wurde nicht 
untersucht. Es deutet sich jedoch an, dass in diesem Zusammenhang gesellschaft­
liche Normen und Werte und ggf. auch (antizipierte) Reaktionen und Bewertungen 
durch das eigene soziale Umfeld eine wichtige Rolle für die Selbstwahrnehmung 
spielen. So schildern in den Arbeiten von Jochim (2020) und Wernberger (2014), die 
sich beide mit Alleinerziehenden in Bayern befassen, die Befragten ganz ähnliche 
Erlebnisse mit Vertreterinnen und Vertretern von Behörden, die uns einen Blick 
auf  ihre Selbst- und die wahrgenommenen Fremdbilder werfen lassen. Beispielhaft 
sollen hier zwei Erzählungen vorgestellt werden. Als eine Befragte in der Studie von 
Jochim (2020) gegenüber einer kommunalen Behördenvertreterin, bei der sie sich 
nach einem Kinderbetreuungsplatz erkundigte, ihr alleinerziehen offenlegte, um 
damit zu unterstreichen, dass sie diesen Platz dringend braucht, bekam sie zur Ant­
wort, das seien „hausgemachte Probleme“ (Jochim 2020, S. 233). Damit weist die 
Sprecherin jegliche Verantwortung für die Vergabe von Betreuungsplätzen im Falle 
eines solchen Bedarfes von sich und vermittelt, dass eine Trennung, ein Abweichen 
von der Norm der ehelichen oder zumindest partnerschaftlichen Kernfamilie, 



96

eine Privatangelegenheit sei, selbst – geradezu schuldhaft – herbeigeführt. Die 
daraus entstehenden Probleme müssten daher auch selbst gelöst werden und es 
könne keine Unterstützung durch Dritte erwartet werden. Dieser Argumentation 
scheint ein Bild von Alleinerziehenden als problembelastete, inkompetente, bezie­
hungsunfähige Personen zu Grunde zu liegen. Mit der Unterstellung, die Befragte 
würde ihr eigenes familiäres Versagen zu Lasten der Allgemeinheit kompensieren 
wollen, wird sie mit einem Fremdbild von Alleinerziehenden als unreif, selbstsüchtig 
und unsozial konfrontiert. Eine ähnliche Situation wird auch bei Wernberger (2014) 
von einer Befragten geschildert, die wiedergibt, dass sie in Gesprächen, in denen es 
um ihren Hartz-IV-Antrag ging, „erst einmal das Gefühl vermittelt [bekam], man 
ist nichts wert. […] Also, den besten Satz, den er [der Behördenvertreter] einmal zu mir 
gesagt hat, war, »aja was kann denn ich dafür, dass ihr Mann so ein Arschloch ist, dass 
er keinen Unterhalt zahlt« Dann sag ich, »sie nichts, aber ich auch nichts«. Dann sagt er, 
»ja sie haben sich den ja ausgesucht nicht ich« […] Also, klar habe ich ihn mir damals 
ausgesucht, aber das habe ich ja revidiert.“ (Wernberger 2014, S. 113). Die Befragte lacht 
im Anschluss und macht so deutlich, dass sie sich von dem hier vermittelten Fremdbild 
distanziert und es nicht in ihr Selbstbild integriert. Ganz im Gegenteil vermittelt ihre 
Aussage ein Selbstbild als selbstbewusste und handlungsfähige Frau, die ihren Fehler bei 
der Partnerwahl erfolgreich „revidiert“ hat und die nicht dafür verantwortlich gemacht 
werden kann, dass sich der Kindsvater seiner Verantwortung entzieht.

Diese Beispiele zeigen, dass sich aus Erzählungen über den Weg ins Alleinerziehen 
oder Erlebnisse als Alleinerziehende gut Selbst- und Fremdbilder rekonstruieren 
lassen. Differenzierte Einblicke in die Frage, welche Wege ins Alleinerziehen mit 
welchen Selbst- und Fremdbildern verknüpft sind, oder ob es hier räumliche Unter­
schiede zwischen Ost und West, ländlichen und städtischen Regionen gibt, bieten 
diese Studien jedoch nicht. Unterscheiden sich beispielsweise die Selbst- und Fremd­
bilder von Trennungseltern von Eltern, deren Elternschaft außerhalb einer Bezie­
hung entstanden ist? Offen bleibt auch, ob Alleinerziehende in Ostdeutschland 
weniger negative Fremdbilder wahrnehmen als in Westdeutschland, oder Allein­
erziehende in Großstädten weniger als jene, die in ländlichen Regionen leben.

2.2	Das eigene Selbstverständnis  
als Alleinerziehende
Die vorhandenen Studien beschreiben ein differenziertes Bild unterschiedlicher 
Selbstverständnisse von Alleinerziehenden, die positive, negative und ambivalente 
Bewertungen beinhalten.

Manche Befragte betrachten ihre Familienform als tragfähig und für sie passend, sie 
machen deutlich, dass sie damit sehr zufrieden sind. Ein positives Selbstverständnis 
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formulieren sowohl Alleinerziehende, die Alleinerziehen als Lebensform akzeptieren 
oder gar als gesellschaftlich zukunftsweisend bewerten, die der Meinung sind, dass 
Alleinerziehen für sie und ihre Kinder besser ist als der Verbleib in der Partner­
schaft oder, die Alleinerziehen „normal“ finden und in einem Umfeld leben, das 
sie darin bestärkt. Sie schätzen ihre Unabhängigkeit und betonen positive Aspekte 
des kindlichen Aufwachsens in einer Einelternfamilie und wenden sich gegen eine 
Idealisierung der Zweielternfamilie (Jochim 2020; Schneider 2001; Niepel 1994). 
Sie kritisieren, dass das Alleinerziehen zu wenig Anerkennung findet und dass diese 
Lebensform strukturell benachteiligt wird (Rinken 2010). In einigen Studien wird 
beschrieben, dass sich die Haltung der Alleinerziehenden zu ihrer Familienform mit 
der Zeit und mit einer erfolgreichen Auseinandersetzung mit der Einelternsituation 
verbessert (Niepel 1994), wenn sie sich beispielsweise wie Wernberger (2014) es 
beschreibt, von negativen Bewertungsmustern lösen und sich weder schämen noch 
verstecken wollen.

Andere Alleinerziehende beschreiben ein negatives Selbstverständnis. Sie sind un­
glücklich, dass sie alleinerziehend sind und möchten es nicht bleiben. Sie beschreiben 
Gefühle der Scham und der Unvollständigkeit, Überlastung und Stresserlebnisse 
im Alltagsleben. Sie sind der Meinung, dass Kinder in Zweielternfamilien besser 
aufwachsen können. Auch ein Mangel an gesellschaftlicher Wahrnehmung und 
Anerkennung werden benannt, was jedoch weniger zu einer gesellschaftskritischen 
Haltung führt, als zu einem Unwohlsein mit der eigenen Familiensituation 
(Jochim 2020; Wieland 2012; Rinken 2010; Schneider 2001). 

Ambivalente Selbstverständnisse beinhalten positive wie negative Aspekte des Allein­
erziehens. Befragte, die ein ambivalentes Selbstverständnis äußern, stellen beispiels­
weise ihrer neu gewonnenen Unabhängigkeit durch das Alleinerziehen, die sie als 
Vorteil bewerten, Benachteiligungen auf  dem Arbeitsmarkt als Nachteil gegenüber. 
Auch Unsicherheiten werden genannt, beispielsweise darüber, ob und inwiefern der 
andere Elternteil wichtig für die gelingende Entwicklung des Kindes sei. Manche der 
Befragten fordern eine stärkere Anerkennung ihrer Lebensform (Jochim 2020; 
Rinken 2010; Schneider 2001). Eine ausgeprägte Ambivalenz, gespeist aus einerseits 
einer Verinnerlichung traditioneller Familien- und Geschlechterbilder und anderer­
seits einer Rezeption und Konstruktion moderner bis postmoderner Bilder von 
Geschlecht und Familie, ist ein wesentliches Ergebnis der Arbeit von Rinken (2010).

Der Begriff  „alleinerziehend“ wird von Alleinerziehenden selbst oft als Zuschreibung 
von außen durch Institutionen und Behörden akzeptiert, sie kritisieren ihn jedoch 
auch als negativ konnotiert („Hartz-IV“, „beziehungsunfähig“) oder als unzutreffend 
für ihre tatsächliche Lebenssituation, in der sie von anderen unterstützt werden 
(BMFSFJ 2011, S. 30-32).

Um das Selbstverständnis der alleinerziehenden Befragten zu rekonstruieren, untersucht 
Jochim (2020) unter anderem, wie sich die Befragten mit anderen Alleinerziehenden 
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und mit Personen in anderen Lebenssituationen vergleichen, zu welchen Gruppen 
sie sich zuordnen und von welchen sie sich abgrenzen. Sie zeigt auf, dass einige Befragte 
in der Beschreibung ihres Selbstbilds darauf  verweisen, dass sie keine „klassische“ 
oder „eigentliche“ Alleinerziehende seien, und dies damit begründen, dass sie keine 
staatlichen Leistungen, wie Hartz-IV beziehen, dass sie finanziell gut gestellt sind 
oder dass sie Personen haben, die ihre Kinder regelmäßig mitbetreuen, sei es das 
andere Elternteil oder die Großeltern. Damit wenden sie sich gegen wahrgenom­
mene Fremdbilder von Alleinerziehenden als finanziell oder sozial benachteiligt. 
Andere Befragte machen hingegen deutlich, dass die Gruppe der Alleinerziehenden 
so heterogen ist, dass Verallgemeinerungen nicht möglich sind. Wieland (2012) 
beschäftigt sich in ihrer Studie damit, wie Alleinerziehende und Zweielternfamilien die 
jeweils andere Lebensform betrachten. Sie zeigt, dass beide im direkten Vergleich 
viele Vorzüge im Zweielternmodell sehen, z.B. benennen die befragten Frauen die 
Fürsorge durch einen Partner als vorteilhaft, obwohl die männlichen Partner in den 
Zweielternfamilien kaum in die praktische Care-Arbeit einbezogen sind. Schneider 
(2001) merkt an, dass Alleinerziehende, die dem Zweielternmodell kritischer gegen­
über stehen, ein positiveres Bild von ihrer eigenen Familienform zeichnen.

Darüber, welches Bild Alleinerziehende von ihren Familien haben, gibt es nur 
wenige Befunde. Schneider u.a. (2015) zeigen in ihrer Familienleitbilder-Studie mit 
Daten von 2012, dass in Deutschland unter den alleinerziehenden Befragten mehr 
Personen Lebensformen wie heterosexuelle Ehepaare oder nichteheliche Lebens­
gemeinschaften mit Kind(ern) als Familie bezeichnen, als das vorgegebene Ein-
Elternmodell einer Frau mit Kind. Auch in den drei hier vorgestellten bayrischen 
Fallstudien wird deutlich, dass die eheliche Zweielternfamilie ein Familienmodell 
mit hoher Wirkmächtigkeit ist. Viele Befragte sehen ihre Familie im Vergleich 
dazu als unvollständig oder unüblich (Lohmeier 2003; Wernberger 2014). Selbst 
wenn die Befragten davon ausgehen, dass es die eheliche Zweielternfamilie immer 
weniger gibt, nutzen sie dieses Bild in ihren Erzählungen als positive Referenzgröße 
(Jochim 2020). Präsent sind solche Vergleiche beispielsweise, wenn weibliche Be­
fragte sagen, sie hätten „keine Familie“, da sie nur mit ihren Kindern leben oder, sie 
hätten „gerne eine Familie“ und damit meinen, dass sie sich zu ihren Kindern noch 
einen Partner wünschen, der Geborgenheit, Vertrauen und Zusammengehörigkeit 
gibt (Wernberger 2014, S. 193). 

2.3	Stigmatisierungs- und  
Diskriminierungserfahrungen
In fast allen betrachteten qualitativen Studien werden Stigmatisierungs- und Dis­
kriminierungserfahrungen von Alleinerziehenden thematisiert, sie stehen jedoch 
selten im Mittelpunkt und werden kaum systematisch analysiert.
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Viele der befragten Alleinerziehenden berichten, dass sie den Eindruck haben, dass 
andere ihre Familienform als „komisch“ betrachten (Niepel 1994, S. 101) oder kri­
tisch beäugen (Wieland 2012; Lohmeier 2003). Sie erzählen von vielfältigen Stigma­
tisierungserfahrungen, dass sie von anderen als ungebildet, schlechte Eltern oder 
faul wahrgenommen werden, verbunden mit dem Vorwurf, sie würden Sozialhilfe 
beziehen, um keiner Arbeit nachgehen zu müssen (Jochim 2020; Wieland 2012). 
Trennungsfamilien, die ihre Kinder im Wechselmodell betreuen, erleben kritische 
Reaktionen auf  ihr Familienmodell und setzen sich mit Vorwürfen auseinander, 
dass ihre Kinder unter diesen Umständen nicht „gut“ aufwachsen könnten. Diese 
Erfahrungen führen dazu, dass die Befragten fortwährend ihre Selbstidentifikation 
als Familie reflektieren und ambivalente Selbstbilder aufweisen: Mal stellen sie 
in Frage, ob ihr Beziehungsgeflecht als „Familie“ bezeichnet werden kann, mal 
machen sie deutlich, dass monolokale Zweielternfamilien nicht die einzig legitime 
Familienform sind (Schlinzig 2020). Ein Weg, um Stigmatisierungserfahrungen zu 
minimieren, scheint in der Studie von Niepel auf, wenn eine Befragte erzählt, dass 
sie sich seit der Trennung ganz bewusst mit Menschen umgibt, die Trennungen 
und Einelternschaft als „normal“ ansehen, um sich „nicht ständig mit negativen 
Zuschreibungen auseinandersetzen zu müssen“ (Niepel 1994, S. 298). 

Vergleichsweise viele negative Reaktionen auf  ihre Familienform werden von 
Personen aus ländlichen Regionen geschildert (BMFSFJ 2011). Stigmatisierungs­
erfahrungen werden entsprechend auch besonders in den ländlichen Fallstudien 
thematisiert. Bei Wernberger (2014) werden von den Befragten in einer bayrischen 
ländlichen Region Stigmatisierungsprozesse mit großer Selbstverständlichkeit 
berichtet. Es sei „klar“, dass in einem kleinen Dorf  Menschen schlecht über 
Alleinerziehende redeten und sie vielfach gespiegelt bekämen, sie seien gescheitert 
und schlechte Mütter (Wernberger 2014, S. 145). Sie erzählen von Reaktionen auf  
ihr Alleinerziehen wie Mitleid oder Ablehnung und davon, dass sie aus sozialen 
Kontakten ausgeschlossen wurden, oder einen solchen Ausschluss fürchten. Einige 
weibliche Befragte thematisieren, dass sie darauf  achten, sich keinen schlechten 
Ruf  einzufangen, sonst würden sie als Frau und Mutter schnell diskreditiert. So 
erzählt eine Befragte, dass sie sich davor hütet, sich und ihren Sohn von einem 
verheirateten Vater zu Fußballspielen mitnehmen zu lassen, damit die Ehefrau 
nicht eifersüchtig wird. Auch berichten Befragte, dass sie auf  Unterstützung 
durch andere verzichten, damit ihnen nicht vorgeworfen wird, sie auszunutzen 
(Wernberger 2014; Lohmeier 2003). 

Erzählungen von Stigmatisierungs- und Diskriminierungserfahrungen erstrecken 
sich vom Berufsleben über die Wohnungssuche bis hin zum Kontakt mit Behörden 
und Institutionen. Im beruflichen Bereich berichten die Befragten von mangelndem 
Verständnis und negativen Erfahrungen, die sie auf  ihren Status als Alleinerziehende 
beziehen, z.B. wenn sie auf  ihre Bewerbungen nur Absagen erhielten, oder wenn 
ihr Chef  sich darüber mokiert, dass sie jeden Tag pünktlich Feierabend machen 
(Wieland 2012). Bei Wernberger (2014) schildern Befragte negative Erfahrungen 
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bei der Wohnungssuche, berichten von offener und verdeckter Ablehnung seitens 
Wohnungseigentümer und Makler. In der Münchener Studie von Jochim (2020) 
werden Stigmatisierungserlebnisse durch Behörden oder Betreuungseinrichtun­
gen thematisiert: Die Befragten berichten, dass sie wegen ihres Alleinerziehens 
von Kinderbetreuungseinrichtungen abgelehnt wurden, mal ohne Begründung, 
mal mit Verweis darauf, dass Alleinerziehende ihre Kinder nicht pünktlich abholen 
könnten oder, dass viele behaupten alleinerziehend zu sein, nur um einen Platz zu 
bekommen. Einer Befragten wurde eine besondere Bedürftigkeit für einen Betreu­
ungsplatz abgesprochen und nahegelegt, dass sie doch besser Hartz-IV beantragen 
und ihre Kinder selbst betreuen sollte. Auch institutionelle Rahmenbedingungen 
wie Kitaöffnungszeiten, die es schwer machen, Berufstätigkeit und Sorgearbeit zu 
vereinbaren, oder Schulen, die Unterrichtszeiten kurzfristig verschieben oder Stun­
den ausfallen lassen, verdeutlichen den Befragten, dass diese Institutionen nicht 
an ihrem Familienmodell ausgerichtet sind. Bei Wernberger (2014) betrachten die 
Befragten dies eher als ihr individuelles Problem und nicht als strukturellen Mangel: 
Eine Befragte schildert beispielsweise, dass sie, als ihr Kind noch im Kindergarten 
war, immer zu spät in die Kinderbetreuungseinrichtung zum Abholen kam und 
die Erzieherinnen mit ihr schimpften. In den hier rezipierten Studien finden sich 
nur selten Aussagen, die solche Erlebnisse auf  eine strukturelle Benachteiligung 
zurückführen. Nur bei Nestmann und Stiehler (1998) in Sachsen wird eine Befragte 
zitiert, die findet, dass ihr Familienmodell systematisch nicht berücksichtigt wird 
und sie als Alleinerziehende dadurch benachteiligt wird. Als Beispiel nennt sie 
reduzierte Tarife bei Eintrittskarten oder Fahrkarten, die so gestaltet sind, dass sie 
nur eine Vergünstigung für zwei Erwachsene und ihre Kinder bieten, nicht aber für 
eine erwachsene Person mit Kindern. 

In den meisten Studien stehen alleinerziehende Mütter im Vordergrund, nur wenige 
Väter wurden einbezogen. Geschlechterunterschiede finden sich besonders ausge­
prägt mit Blick auf  Stigmatisierungserfahrungen. Anders als viele Mütter sprechen 
die befragten Väter nur selten davon, ganz im Gegenteil erzählen sie von positiven 
Reaktionen, wenn sie sich als alleinerziehend vorstellen (Jochim 2020; Nestmann/
Stiehler 1998; Wernberger 2014). Sie haben den Eindruck, dass man sie als „Exoten“ 
wahrnimmt (Wieland 2012; Nestmann/Stiehler 1998) und erzählen davon, dass sie 
viel Zuwendung, Empathie und Unterstützung erhalten, wenn sie ihr Alleinerziehen 
thematisieren. Negative Erlebnisse werden selten berichtet, nur ein Vater bei Jochim 
(2020) hat den Eindruck, dass er unter Beobachtung steht und sich als „guter“ Vater 
beweisen muss. Ähnlich empfindet ein Vater bei Nestmann und Stiehler (1998) die 
Unterstützungsangebote als übertrieben und unangenehm und hat den Eindruck, 
dass ihm damit Hilflosigkeit und Unfähigkeit unterstellt wird. Jochim (2020) arbeitet 
in ihren Interviews mit alleinerziehenden Müttern und Vätern eine hegemoniale 
Männlichkeit trotz aktiver Vaterschaft  heraus. Auch im Alleinerziehen zeige sich 
eine Überlegenheit von Männern über Frauen. Anders als die weiblichen Befragten 
waren die männlichen Gesprächspartner auch nach dem Übergang ins Alleinerziehen 
unverändert Vollzeit erwerbstätig und konnten dies sein, da sie von vielen Seiten bei 
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der Vereinbarung von Familie und Beruf  unterstützt wurden. Ihnen wurde nicht 
zur Aufgabe ihrer Tätigkeit und zum Bezug von Sozialleistungen geraten, ihr 
Betreuungsbedarf  am Nachmittag wurde akzeptiert. Damit verweist Jochim auch 
auf  die Wirkmacht von traditionellen Geschlechterrollen und die damit verbundenen 
Bilder von Mutter- und Vaterschaft. 

Diese Ausführungen machen deutlich, dass Stigmatisierungserfahrungen keine 
Seltenheit sind. Darüber, was sie für die Selbst- und Fremdwahrnehmung von 
Alleinerziehenden bedeuten, wie die Befragten mit diesen Erfahrungen umgehen 
und Benachteiligungserfahrungen in ihr Selbstbild integrieren, wissen wir wenig. 
Kontexte in denen vermutet wird, dass es Alleinerziehende besonders schwer 
haben (eine westdeutsche Stadt mit einem Mangel an Wohnungen und Kinder­
betreuungseinrichtungen; ländliche Räume in denen traditionelle Geschlechterrollen 
und Familienbilder angenommen werden) sind besser untersucht als Kontexte in 
denen die Alleinerziehendenzahlen schon seit Jahrzehnten hoch sind und sowohl 
Müttererwerbstätigkeit als auch Ganztagskinderbetreuung verbreitet ist. Auch die 
Rolle der unterschiedlichen Einkommensverhältnisse und Sorgearrangements wurde 
bisher kaum in den Blick genommen, Väter und Soloeltern wurden in den vorlie­
genden Studien seltener oder gar nicht befragt. 

In dieser Expertise können wir nicht all diese Lücken füllen und doch wollen wir 
schlaglichtartig den Fokus auf  Aspekte richten, die bisher zu kurz kamen: Unser 
Schwerpunkt liegt auf  der subjektiven Perspektive unterschiedlicher Allein­
erziehendengruppen. Die meist südwestdeutschen Fallstudien aus der Literatur 
ergänzen wir durch Befragte aus dem Nordosten Deutschlands, den Blick auf  
Alleinerziehende in Armutslagen durch einkommensstarke Alleinerziehende. Wir 
beziehen explizit einen alleinerziehenden Mann und eine Solomutter ein und 
arbeiten heraus, wie diese ihren Weg ins Alleinerziehen erlebt haben und wie sie ihr 
Selbstverständnis als Alleinerziehende beschreiben.
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Forschungsdesign und 
Auswahl der Befragten
Im Mittelpunkt dieser Studie stehen die Selbst- und Fremdwahrnehmungen von 
Alleinerziehenden: Welches Selbstbild zeichnen sie von sich und ihrer Familie, mit 
welchen Fremdbildern sehen sie sich konfrontiert und wie integrieren sie diese in ihr 
Selbstverständnis, im Folgenden stellen wir das Forschungsdesign unserer Studie vor.

Um Selbst- und Fremdwahrnehmungsprozesse rekonstruieren zu können, haben wir 
lebensgeschichtliche Leitfadeninterviews durchgeführt. Sie orientieren sich am Ver­
fahren des problemzentrierten Interviews (Reiter/Witzel 2022) und wurden so kon­
zipiert, dass sie ausführliche Erzählungen über den Weg ins Alleinerziehen anregen, 
sich aber auch auf  bestimmte mit Selbst- und Fremdbildern verbundene Themenfel­
der („Probleme“) fokussieren, die wir im Literaturüberblick herausgearbeitet haben.

Der Leitfaden ist wie folgt gegliedert: 

•  Familienbild
•  Wege ins Alleinerziehen
•  Alltagsleben
•  Die gute Mutter/der gute Vater
•  Öffnung nach außen und Reaktionen auf  den Alleinerziehendenstatus
•  Allgemeine Einschätzung der eigenen Lebenssituation

Die Interviews dauerten zwischen 65 und 156 Minuten, sie wurden face-to-face 
oder online geführt. Die Interviews wurden wortwörtlich transkribiert und für die 
Veröffentlichung pseudonymisiert. 

Für die Rekonstruktion von Selbst- und Fremdbildern im Zeitverlauf  haben wir 
nachvollzogen, wie die Befragten ihren Weg ins Alleinerziehen darstellen und wie 
sie ihr Selbstverständnis als Alleinerziehende beschreiben. Insbesondere schauten 
wir darauf, was sie als „normal“ und selbstverständlich erachten, v.a. mit Blick auf  
(1) Familienmodelle, (2) Geschlechterrollen, (3) Bilder von „guter“ Elternschaft, (4) 
Stigmatisierungserfahrungen und (5) Erfahrungen von Benachteiligung und Aus­
grenzung. Die in diesen Erzählungen enthaltenen Fremd- und Selbstbilder wurden 
zunächst identifiziert. Dann wurde betrachtet, wie die Befragten mit diesen Bildern 
umgehen und inwieweit sie Eingang in ihr Selbstverständnis finden. Zudem wur­
den Vergleichserzählungen analysiert: Mit welchen Gruppen vergleichen sich die 
Befragten, welchen fühlen sie sich zugehörig, von welchen grenzen sie sich ab und 
was wird anhand dieser Positionierungen über ihre Selbst- und Fremdbilder deut­
lich? Die Ergebnisse dieser Fallanalysen wurden in Fallportraits festgehalten. 

3
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Die Befragten haben wir über verschiedene Social Media Kanäle und Gate-Keeper 
aus den Bereichen Kultur und Soziales angesprochen. Ausgewählt wurden Alleinerzie­
hende, die eine möglichst große Spannbreite unterschiedlicher Lebensverhältnisse 
abdecken. Die Befragten sollten mehrheitlich weiblich und durch eine Trennung 
alleinerziehend geworden sein (wie der Großteil der Alleinerziehenden in Deutsch­
land). Als Kontrastfälle wurden eine Solomutter und ein alleinerziehender Vater be­
fragt. Eine möglichst große Unterschiedlichkeit der Befragten wurde hinsichtlich ihres 
Einkommens und ihres Betreuungsarrangements angestrebt. Alle Befragten wohnen 
im Nordosten Deutschlands, in kleineren oder größeren Städten. Das jüngste Kind der 
Befragten sollte nicht älter als 12 Jahre sein, damit wir nicht nur nach der Vergangen­
heit, sondern auch nach Zukunftsvorstellungen mit dem Kind fragen konnten. Die 
folgende Tabelle gibt einige Charakteristika der Befragten wieder.

Tabelle 1: Charakteristika der Befragten

Pseudonym
Weg ins  

Alleinerziehen
Geschlecht Alter

Einkommen 
und  

Arbeitszeit 

Kinderzahl (Alter), 
Betreuungs- 
arrangement

Nadine Berger Trennung (2019) Weiblich 45
2360 €  

Teilzeit 28h 
1 (13 Jahre) Wechsel
modell: wöchentlich

Stefanie Hendrich
Trennung (2022)  
Scheidung (2023)

Weiblich 53
2700 €  

Teilzeit 30h 
1 (9 Jahre)  

Residenzmodell

Mirko Voss Trennung (2019) Männlich 36
1200 €  

erwerbslos
1 (5 Jahre)  

Residenzmodell

Eva Lohmann
Mutterschaft außerhalb 
einer Beziehung

Weiblich 25
1150 €  

erwerbslos
1 (5 Jahre)  

Residenzmodell

Annika Feldkamp
Trennung und  
Mutterschaft außerhalb 
einer Beziehung 

Weiblich 31
1200 €  

Elternzeit

3 (7 Jahre, 2 Jahre,  
9 Monate)  

Residenzmodell

Tina Bremer Solo Weiblich 41
2500 €  

Elternzeit
1 (3 Monate)

Quelle: eigene Darstellung

Realisieren konnten wir je zwei Interviews mit Befragten, die erwerbstätig, erwerbslos 
oder in Elternzeit sind. Zwei Befragte haben Erfahrung mit Vollzeiterwerbstätigkeit 
während ihrer Elternschaft, zum Zeitpunkt des Interviews sind jedoch alle erwerbstäti­
gen Befragten in Teilzeit beschäftigt. Ihre Haushaltseinkommen bewegen sich zwischen 
rund 1200 Euro und 2700 Euro. Auch die Betreuungsmodelle sind sehr heterogen: 
Mal besteht kein oder nur unregelmäßiger Kontakt zum anderen Elternteil, mal findet 
eine regelmäßige Betreuung an Wochenenden und in den Ferien statt. In einem Fall 
wurde ein wöchentliches Wechselmodell vereinbart. Unterschiedlich ist auch die Ein­
bettung der Befragten in soziale Kontakte: Manche unterhalten enge Kontakte zu ihrer 
Herkunftsfamilie und können sich auf  deren Unterstützung verlassen, andere beschrei­
ben die Beziehungen zu ihrer Herkunftsfamilie als konfliktbelastet oder beklagen den 
Tod enger Bezugspersonen. Auch freundschaftliche, kollegiale oder nachbarschaftliche 
Kontakte werden in unterschiedlichem Ausmaß gepflegt und als unterschiedlich unter­
stützend erlebt. Kurzbiografien zu allen sechs Befragten finden sich im Anhang.
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4 Wege ins Alleinerziehen: 
„Schön ist anders!“
Die Befragten beschreiben sehr unterschiedliche Wege ins Alleinerziehen. Nadine 
Berger, Stefanie Hendrich und Mirko Voss wurden alleinerziehend, nachdem es zu 
einer Trennung einer längeren Beziehung (zwei nichteheliche Lebensgemeinschaften 
und eine Ehe) zum Kindsvater oder zur Kindsmutter kam. Eva Lohmann hatte sich 
ein Kind gewünscht, erfuhr aber erst von der Schwangerschaft als sie ihre Partner­
schaft bereits beendet hatte. Annika Feldkamp, die drei Kinder hat, beendete die 
Beziehung zum ersten Kindsvater wegen häuslicher Gewalt, indem sie mit ihrem 
Kind Schutz in einem Frauenhaus suchte; ihr zweites Kind entstand aus einer kurzen 
Beziehung, die zum Zeitpunkt der Schwangerschaft nicht mehr intakt war, und mit 
dem Vater ihres dritten Kindes führt sie zwar eine Beziehung, sie leben aber nicht 
zusammen. Tina Bremer entschied sich für eine Solomutterschaft.

Mit dem Thema Alleinerziehen wurden sie entsprechend zu ganz unterschiedlichen 
Zeitpunkten konfrontiert. Die Solomutter überlegte vor ihrer Entscheidung zur 
Mutterschaft ausgiebig, ob sie eine Alleinelternschaft möchte. Die beiden Befragten, 
die ungeplant schwanger wurden, stellten sich dem Thema mit Kenntnis über die 
Schwangerschaft, während die anderen Befragten eine Zeit lang davon ausgingen, ihre 
Kinder als Zweielternfamilie großzuziehen und das Thema Alleinerziehen für sie erst 
mit den Konflikten in der Partnerschaft, ihren Versuchen eine Trennung zu vermei­
den oder dem Verlassen werden aufkam. Bei allen wird deutlich, dass alleinerziehend 
sein nicht ihre erste Wahl war, sondern die sich bietende Alternative. Insbesondere 
fällt auf, dass der Weg ins Alleinerziehen keine ad hoc Entscheidung war, sondern ein 
langwieriger Abwägungsprozess mit einer Vielzahl von Teilentscheidungen. 

Auch der Grad an Konflikthaftigkeit, mit dem der Übergang ins Alleinerziehen 
ablief, wie nach der Trennung der Kontakt mit dem anderen Elternteil geregelt 
wurde, wie die Sorgearbeit sowohl vor als auch nach der Trennung aufgeteilt und 
organisiert wurde und wie die Kinder auf  die Trennung reagiert haben, war sehr 
unterschiedlich. Nadine Berger hat sich einvernehmlich von ihrem Partner getrennt 
und die Kinderbetreuung danach im Wechselmodell organisiert. Stefanie Hendrich 
und Mirko Voss wurden verlassen und brauchten Zeit sich mit der neuen Situation 
zu arrangieren. Annika Feldkamp hat die Trennung von ihrem ersten gewalttätigen 
Partner selbst initiiert. Sie leben mit ihren Kindern im Residenzmodell und 
die Kinder haben zum Zeitpunkt des Interviews mal regelmäßigen Kontakt mit 
dem anderen Elternteil, mal ist der Kontakt nur sporadisch. Ihre Erzählungen sind 
davon geprägt, wie schwierig es ist, Treffen zu organisieren. Annika Feldkamp hat 
zu zwei der drei Kindsväter keinen Kontakt. Eva Lohmann, die ihr Kind außerhalb 
einer Beziehung bekommen hat, berichtet, wie sie zunächst versuchte, einen Kontakt 
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zu etablieren, diesen dann aber wegen mangelndem Interesse des Vaters wieder 
abgebrochen hat. Manche Befragte schildern, wie traurig ihre Kinder über die Tren­
nung waren und wie hilflos und sorgenvoll sie dem gegenüberstanden. Bei allen 
wird deutlich, wie intensiv sie sich mit der Frage auseinandersetzen, ob es ihren Kin­
dern gut geht. Das ist eine wesentliche Instanz auch für ihr eigenes Selbstbild. Ihre 
Selbsteinschätzung als gute Mutter oder guter Vater ist eng damit verknüpft, ob sich 
ihre Kinder wohlfühlen, ob sie glücklich sind, guten Kontakt mit anderen Kindern 
pflegen und ob in der Schule oder im Kindergarten keine Probleme auftreten. In 
Situationen, die ihnen diese Eindrücke vermitteln, fühlen die Befragten, dass sie 
ihre Sache als Eltern gut gemacht haben.

4.1	Die Legitimität der Einelternschaft
Die Befragten, die sich getrennt haben, berichten, dass ihr Umfeld ihnen ganz klar 
vermittelt hat, dass es besser sei, sich zu trennen, als unglücklich zusammen zu 
bleiben. Diese normative Vorstellung steht in einem gewissen Gegensatz zur Vor­
stellung, dass man Partnerschaften mit Kind nicht leichtfertig beenden sollte. Auch 
von solchen Reaktionen erzählen einzelne Befragte. Beide Fremdbilder finden Ein­
gang in ihre Selbstdarstellung. Wenn sie erzählen, wie sie alleinerziehend wurden, 
sprechen alle Befragten, die eine Trennung erlebt haben, die Frage an, wann es 
legitim ist, sich als Eltern zu trennen: Mal berichten sie von ihren Versuchen eine 
Trennung zu vermeiden, mal erläutern sie, aus welchen Gründen eine Trennung 
unausweichlich wurde, mal rechtfertigen sie die Trennung als nicht nur besser für 
sich selbst, sondern vor allem besser für ihre Kinder. Sie berichten von ihren Ge­
danken darüber, ob sie in der Partnerschaft, aber auch als Eltern versagt haben, 
dass sie ihren Kindern eine „zerbrochene“ Familie (Nadine Berger, S. 6) zumuten. 
An diesen Stellen wird deutlich, wie stark die Trennung und ihre Folgen auch ihr 
Selbstwertgefühl belasten. 

Sowohl die befragten Alleinerziehenden, die sich getrennt haben, als auch jene, die ihre 
Kinder außerhalb einer Partnerschaft bekommen haben, hinterfragen immer wieder 
ihre Einelternschaft und messen sie am Bild einer Zweielternfamilie. Sie finden ihr 
eigenes Modell (zumindest während des Interviews) erklärungsbedürftig und keines­
wegs selbstverständlich. Selbst die Befragte, bei der die Trennung einvernehmlich 
war und die ihr Familienmodell (Wechselmodell) als besonders vorteilhaft beschreibt, 
findet es nicht einfach, sich vom Bild der zusammenlebenden Zweielternfamilie zu 
lösen, das in ihrem Wertekanon lange fest als Selbstverständlichkeit verankert war:

„Zum anderen war es natürlich auch für mich sehr schwierig, dass ich diese 
romantische Vorstellung der intakten Familie, die für mich einfach auch eine 
Wichtigkeit hatte, nicht realisieren konnte.“ 

(Nadine Berger, 45, 1 Kind (13), Wechselmodell, S. 6)
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Sie beschreibt die „intakte“ Familie hier keineswegs als funktional oder preist 
spezifische Vorzüge an. Vielmehr geht ihre Präferenz auf  eine „romantische“ 
Vorstellung zurück. Mit dieser Wortwahl drückt sie aus, dass es sich hierbei um 
eine idealisierte Vorstellung handelt, die vielleicht wünschenswert ist, generell aber 
schwer realisiert werden kann. Dennoch hat es sie anfänglich stark belastet, dass sie 
dieses Modell nicht verwirklichen konnte: 

„Aber trotzdem hat man so dieses tiefe, im Bauch liegende Gefühl, wo man 
denkt, vielleicht mache ich das alles schlecht. So dann eher aus dem eigenen 
Bauchgefühl heraus, sich deswegen schlecht zu fühlen, weil man, wie gesagt, 
diese romantische Vorstellung einer Familie nicht realisieren konnte.“ 

(Nadine Berger, 45, 1 Kind (13), Wechselmodell, S. 18)

Das neue Familienmodell nach der Trennung, das wird nicht nur in diesem Zitat 
deutlich, stellt das Selbstbild als „gute Mutter“ oder „guter Vater“ in Frage. An vielen 
Stellen der Interviews wird deutlich, dass sich unsere Gesprächspartnerinnen und 
Gesprächspartner darüber Gedanken machen, ob sie ihren Kindern ein „gutes“ Auf­
wachsen ermöglichen können. Eine Frage, die dabei auch immer wieder aufkommt, 
ist, inwieweit den Kindern der andere Elternteil fehlt. Die Befragten richten nicht 
nur ihr eigenes Augenmerk darauf, ob es ihren Kindern gut geht, sondern legen auch 
großen Wert auf  Rückmeldungen vom Kindergarten oder aus der Schule.

Diese Verknüpfung des Familienmodells Einelternschaft mit moralischen Wertungen 
über „gute“ Familienmodelle wird auch in den Erzählungen der Mütter, die ihre 
Kinder außerhalb einer Partnerschaft bekommen haben, deutlich. Eine Mutter 
sieht sich beispielsweise immer wieder mit negativen Aussagen konfrontiert. Diese 
Äußerungen ärgern und verletzen sie:

„Manchmal hörst du ja schon: ‚ja, wo ist der Vater dazu hin?‘ [...] schwer, ne? 
[…] So, weil die sich ja dann auch dann mal denken, wo sind denn die Väter 
zu den Kindern hin, ne? […] So. Das ärgert mich, ne? Aber was soll ich daran 
ändern? Ich kann ja nix dafür, dass die kein Interesse an ihre Kinder haben...“ 

(Annika Feldkamp, 31, 3 Kinder (7,2<1), Residenzmodell, S. 19)

Dieses Zitat macht deutlich, dass sie auch ohne direkte Fragen antizipiert, dass andere 
darüber nachdenken, was mit den Vätern ihrer Kinder ist und sie hört darin einen 
Vorwurf  der Unvollständigkeit, weil die Väter nicht mehr da sind. Sie weist diesen 
Vorwurf  zurück und beschreibt eine Machtlosigkeit, schließlich sieht sie sich den 
Schuldzuschreibungen ausgesetzt, obwohl die Verantwortlichkeit bei den Vätern liegt.

Auch die Solomutter beschreibt, dass sie lange mit sich gerungen hat, sich von dem 
Zweielternmodell, das sie bisher nicht realisieren konnte, zu lösen. Der Anstoß 
für sie, sich mit dem Thema Solomutterschaft zu befassen, kam von ihrer besten 
Freundin:
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„[Meine Freundin] hat das richtig auch forciert. Die hat vor ein paar Jahren ge­
sagt, […] du musst dich da jetzt drum kümmern. Du willst eigentlich ein Kind. 
Mach doch mal jetzt. […] Und sie hat diesen Wunsch in mir auch nochmal, dass 
ich den auch so ein bisschen aus der Grube geholt habe…“ 

(Tina Bremer, 41, 1 Kind (<1), Solomutter, S. 7)

Die Befragte hingegen dachte lange, eine Solomutterschaft sei „egoistisch, dann 
kreiert man ein Kind, was automatisch Probleme hat, weil es keinen Vater hat“ 
(Tina Bremer, S. 3). Zudem begleiteten Gefühle von Scham und Versagen den Prozess:

„Dass das bedeuten würde in den Augen aller, was weiß ich, meiner Verwandt­
schaft und so, ich kriege es nicht gebacken, mir mal ein Mann an Land zu ziehen, 
mit dem eine Familie zu gründen. Und dass das irgendwie mit einem Mangel 
meinerseits zu tun hat. So, das gab es schon viel am Anfang. Auch was mich 
davon abgehalten hat, glaube ich, überhaupt in diese Richtung zu denken.“ 

(Tina Bremer, 41, 1 Kind (<1), Solomutter, S. 6–7) 

Diese Befürchtungen arbeitete sie, bevor sie sich zur Solomutterschaft entschließen 
konnte, mit einer Therapeutin auf. Als sie in ihrem Umfeld von ihren Überlegungen 
erzählte, waren die Reaktionen weitgehend positiv: 

„Und meine Mutter hat auf  meinen Zweifel gesagt, also wenn ich gesagt hab: 
‚naja, es hat aber dann keinen Vater.‘ Dann hat sie gesagt: ‚naja, aber es hat doch 
dann so viele Menschen, die es lieben.‘“ 

(Tina Bremer, 41, 1 Kind (<1), Solomutter, S. 7) 

Nur von ihrem Vater berichtet sie, dass es ihm am Anfang sehr schwerfiel, dieses 
Familienmodell positiv zu sehen. Ihre Freundinnen und Freunde haben fast alle 
positiv reagiert und sie damit in ihrem Entschluss bestärkt: 

„Allein gefühlt habe ich mich nicht so sehr, einfach weil ich durch Freundinnen 
und Freunde sehr viel, also alle, denen ich das nach und nach erzählt habe, haben 
sehr positiv reagiert. […] Das hat mich dann total ermutigt.“ 

(Tina Bremer, 41, 1 Kind (<1), Solomutter, S. 7) 

Die spontane Reaktion einer Freundin hingegen, die sie sofort auf  das Fehlen eines 
zweiten Elternteils ansprach und ein extremes Negativszenario entwarf, hat sie stark 
belastet: 

„Es gab eine Freundin, da war ich ziemlich fertig, weil’s eigentlich auch eine 
sehr lange, enge Freundin eigentlich ist von mir, die […]als erstes gesagt hat: 
‚Mensch, wenn dir was passiert, dann hat das Kind ja keinen mehr.‘ So, da könnte 
ich auch gleich losheulen.“ 

(Tina Bremer, 41, 1 Kind (<1), Solomutter, S. 8) 
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Von ihren teilweise streng gläubigen Verwandten, deren Reaktionen sie etwas 
beklommen entgegensah, erzählt sie, dass sie ihrer Mutterschaft ganz offen gegen­
überstehen:

„Irgendwie empfinde ich mich schon auch als glücklich, dass so meine Ver­
wandten, die teilweise sogar sehr katholisch sind, sich wirklich bemühen, mir ein 
gutes Gefühl zu geben. Und der Kleinen. Und da sehr lieb alle reagiert haben.“ 

(Tina Bremer, 41, 1 Kind (<1), Solomutter, S. 18) 

Ihre Sorge vor Ablehnung äußert sie gelegentlich auf  sich selbst bezogen, vor 
allem aber mit Blick auf  ihre Tochter. Sie fragt sich, ob diese als Kind einer 
Solomutter negative Erfahrungen machen wird und wie sie das verhindern kann. 
Sie antizipiert, dass es belastende Momente geben wird, wenn beispielsweise in 
der Kita Aktivitäten mit Bezug zur traditionellen Zweielternfamilie durchgeführt 
werden, wie z.B. Basteln für den Vatertag. Bisher hat sie aber noch keine nega­
tiven Erfahrungen gemacht. Da sie in einer Großstadt lebt und inzwischen dort 
auch andere Solomütter kennt, geht sie davon aus, dass ihr näheres Lebensumfeld 
ihrem Familienmodell mit Toleranz gegenübersteht. Ihre Eltern leben in einer 
ländlichen Region. Würde sie dort leben, hätte sie mehr Sorge vor Ablehnung, 
oder dass Leute darüber reden, es komisch oder moralisch verwerflich finden 
könnten. 

Insgesamt betrachtet ist auffällig, was die Solomutter hier schon andeutet. Die 
befragten Personen berichten davon, dass Alleinerziehende mittlerweile eine 
gesellschaftliche Legitimation erhalten haben, sie kommen vor, sind sichtbar, 
zumindest nicht mehr ungewöhnlich. Dennoch sehen sie sich, insbesondere 
wenn es um das nähere soziale Umfeld geht, weiterhin mit hartnäckigen Stereo­
typen konfrontiert und hinterfragen immer wieder, ob sie als Alleinerziehende 
„gute“ Eltern sind.

4.2	Veränderungen in der  
Sorge- und Erwerbsarbeit
Der Weg ins Alleinerziehen war für alle Befragten mit Gedanken darüber verbunden, 
wie sie Sorge- und Erwerbsarbeit vereinbaren können. Sie erleben diese Frage als 
klassisches Dilemma: Mit einer Vollzeiterwerbstätigkeit gelingt zwar eine finanzielle Ver­
sorgung, aber die Befragten halten sie für unvereinbar mit ihren Sorge-Aufgaben 
sowie dem eigenen Anspruch an eine „gute“ Erziehung. Diese Frage, so wird 
deutlich, betrifft auch stark ihr Selbstbild. Können sie als Alleinerziehende noch 
eine gute Mitarbeiterin und Kollegin sein? Können sie mit ihrer bisherigen 
Erwerbsarbeit weiterhin eine gute Mutter oder ein guter Vater sein?
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Stefanie Hendrich hat nach der Trennung zunächst weiter in Vollzeit in einer Führungs­
position gearbeitet. Nach einer Weile hat sie diese Stelle aber gekündigt, weil sie 
erlebte, dass sie immer wieder mit der allein verantwortlichen Kinderbetreuung 
nicht vereinbar war. Als Beispiel berichtet sie von einem Notfall bei der Arbeit, bei 
dem sie nachts ihr Kind alleine lassen musste, um zur Arbeit zu gehen. Außerdem 
erlebte sie die alleinige Kinderbetreuung neben der Vollzeittätigkeit als alltägliche 
Dauerbelastung: 

„Aber die Hausaufgaben, morgens fertig machen, alles organisieren, die Schul­
sachen organisieren, Klamotten kaufen mit ihr. Das liegt alles bei mir. Das war 
eine Herausforderung. Ich bin auch nicht mehr die Jüngste. Ich bin auch spät 
Mama geworden. Ich habe gesagt, es geht nicht mehr. Ich habe mir einen anderen 
Job gesucht, seit April. Ich arbeite nur noch 30 Stunden. Jetzt ist alles gut.“ 

(Stefanie Hendrich, 53, 1 Kind (9), Residenzmodell, S. 3)

Eva Lohmann ist zum Zeitpunkt des Interviews erwerbslos. Sie hat nach der 
Geburt ihres Kindes ihren Schulabschluss nachgeholt und war danach eineinhalb 
Jahre berufstätig, teilweise auch in zwei Jobs. Diesen konnte sie jedoch nicht auf  
Dauer nachgehen (vgl. ihre Aussagen dazu im nächsten Abschnitt). Sie empfindet 
ihre aktuelle finanzielle Lage als belastend:

„Weil mit Arbeitslosengeld kann man ihr [der Tochter] nicht so viel bieten find 
ich. (…) Obwohl ich auch finde, dass Eltern, die nicht ihre Ausbildung fertig 
haben und nicht so viel Geld verdienen, Kindern Werte auch anders beibringen 
können und da nicht alles aufs Geld bezogen ist oder sie kriegen, was sie wollen. 
(…) Manchmal ist es ein bisschen peinlich, wenn sie [die Tochter] dann so sagt: 
‚na gut, so viel Geld haben wir nicht, deswegen kann Mama mir das nicht kaufen.‘ 
Es ist schon, also ich finde das ein bisschen peinlich in dem Moment. Aber jeder 
zweite, dritte kann das auch verstehen.“ 

(Eva Lohmann, 25, 1 Kind (5), Residenzmodell, S. 21–22)

Die Befragte berichtet von finanziellen Einschränkungen einmal mit Blick auf  ihre 
Tochter, der sie etwas bieten möchte und zum anderen mit Blick auf  Menschen in 
ihrem sozialen Umfeld, vor denen es ihr peinlich ist, dass sie sich nicht alles leisten 
kann, was ihre Tochter möchte. In diesem Zusammenhang fügt sie an, dass auch 
Personen, die nicht erwerbstätig sind, ihren Kindern die richtigen Werte beibringen 
können – und wendet sich mit ihren Aussagen gegen ein Fremdbild von Allein­
erziehenden als schlechte Eltern.

Während die weiblichen Befragten schon vor der Trennung einen großen Teil 
der Sorgearbeit übernahmen, sah sich der männliche Befragte während seiner 
Partnerschaft zur Kindsmutter vor allem in der Rolle des Familienernährers. Die 
Übernahme der kompletten Sorgearbeit war für ihn zunächst neu und er fühlte 
sich überfordert: 
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„Jedenfalls hat sie mich dann allein gelassen und dann stand ich auch, ich sage 
mal, das erste halbe Jahr vorm Nichts. Weil ich hatte zwar meine Tochter, aber 
man musste dann erst mal die ganzen Zahlen drauf  haben, so Kleidergröße 
und so. Man kann zwar die Kleider sich durchlesen, aber man weiß ja auch, die 
Schnitte von dem Hersteller sind ja anders als von dem. Und jetzt hat sie die 
Größe, welche Größe brauchst du als nächstes oder wo kauft man am besten 
ein? Das musste ich mir halt nach und nach holen, ne? So, dann Arzttermine 
(…) so Augenarzt, Ohrenarzt oder so, musste ich dann alles machen (…) Was 
mir das Genick gebrochen hat, war halt dieses, plötzlich mit den Klamottenkauf, 
diese Sachen, das Organisieren, sage ich mal, das war plötzlich da.“ 

(Mirko Voss, 36, 1 Kind (5), Residenzmodell, S. 4)

Auch seine Berufstätigkeit konnte er nicht weiter wie gewohnt aufrechterhalten. Auf­
grund von Corona wurde er schon vor der Trennung erwerbslos. Die Kündigung kam 
ihm zugute, „weil hätte ich die Arbeit behalten, wäre ich niemals als Alleinerziehender 
mit meiner Tochter klargekommen. Dann hätte ich sowieso mit meinem Chef  reden 
müssen“ (S. 4). Er hat seitdem unstetige, kleinere Jobs. Zum Zeitpunkt des Interviews 
hat er eine Tätigkeit auf  Minijobbasis in Aussicht. Sein Einkommen hat sich dadurch 
deutlich verringert, dennoch findet er diese Jobs besser „als zu Hause rumzusitzen“ 
(S. 4). Lieber hätte er eine Berufstätigkeit, in der er mehr arbeiten und verdienen kann, 
betrachtet aber die angebotenen Jobmöglichkeiten und die Öffnungszeiten der Kita 
als unvereinbar (S. 4, 20). Er empfindet es als Dilemma, dass er zwar gern arbeiten und 
mehr Geld verdienen möchte, dann aber weniger Zeit mit seiner Tochter verbringen 
kann. Dafür wünscht er sich Unterstützung. Er kritisiert, dass es – wenn man erstmal 
im Sozialhilfesystem drin ist – leicht ist, dabei zu bleiben, aber schwer, es wieder 
zu verlassen: „Es wird einem zu einfach gemacht, in diesem Hartz-IV zu bleiben, aber 
schwer gemacht, rauszukommen oder erstmal reinzukommen“ (S. 21). Gemeint ist, 
die Anfangsanträge sind zu komplex und die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und 
Sorgearbeit (nach Hartz-IV) ist zu schwer. Hat man die Hürde der Beantragung erst 
einmal genommen, liegt es näher den Hartz-IV-Status aufrecht zu erhalten, als ihn für 
eine unstete prekäre Beschäftigung wieder zu verlieren. 

4.3	Alleinerziehen als Prozess
Die Erzählungen über die Wege ins Alleinerziehen machen deutlich, dass sie 
sehr vielfältig sind und es sich immer um einen längeren Prozess handelt, der oft 
schon während der Partnerschaft begann und unterschiedlich lange dauert. Manche 
erzählen die Geschichte ihres Weges als positive Entwicklung, als Erfahrung an der 
sie gewachsen sind: von der Trennung oder ungeplanten Schwangerschaft, von den 
Schwierigkeiten, denen sie begegnet sind und wie sie diese bewältigt und ihr Leben 
stabilisiert haben. Oft wird gerade die erste Phase nach der Trennung als besonders 
schwierig beschrieben – nicht nur für die Eltern, sondern gerade auch für die Kinder:
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„Man hat gemerkt, dass [meine Tochter] am liebsten beide zusammen hätte, 
aber so ist es eben nicht mehr. Sie vermisst den einen, wenn sie bei dem anderen ist. 
Das ist normal. Wir reden viel darüber. Ich glaube, es wird mit der Zeit leichter. 
Aber schön ist anders! Sie hätte es sich anders gewünscht.“ 

(Stefanie Hendrich, 53, 1 Kind (9), Residenzmodell, getrennt seit einem Jahr, S. 5).

Der alleinerziehende Vater berichtet von einer besonders radikalen Entwicklung, 
vom erwerbstätigen Familienernährer, der nach der Trennung zunächst völlig 
überfordert war, hin zu einem Vater, der souverän von Körperpflege bis zur 
Erziehung zur Selbständigkeit alle anfallenden Aufgaben, auch die oft weiblich 
konnotierten (Intimhygiene, Verdauungsbeschwerden, Schminken, Basteln) im 
Griff  hat:

„Also, das ist wirklich so. Ich habe viele Aufgaben von Mutteraufgaben äh 
Mutterarbeiten übernommen. (…) Wenn sie zum Beispiel, sie ist halt ein 
Mädchen, wenn sie pullern geht, muss sie natürlich auch abwischen und so. 
Und Kinder lassen es halt gerne mal schleifen. Und wenn es dann wund 
ist, früher hat das die Kindsmutter gemacht und das muss ich dann auch. 
Und dann auch immer dieses Aufklären: ‚du musst das machen, weil das tut 
sonst weh.‘ (…) und wenn sie Verstopfung hat oder so, dann ist es nicht 
schön für Kinder. Dann setze ich mich dann auf  die Badewanne, sie sitzt 
auf  dem Klo und dann halte ich ihr die Hand (…)  Und so beim Schminken, 
gut, ich bin jetzt nicht der große Künstler beim Schminken, aber wenn sie 
jetzt, sag ich mal, eine Fee sein will oder eine Prinzessin, das kriege ich 
auch noch irgendwie hin. Das mit Zöpfen binden zum Beispiel musste ich 
damals auch lernen. (…) Und dann habe ich irgendwann mal angefangen 
beim Pferdeschwanz zum Beispiel erstmal Staubsauger, zack, Gummi rüber, 
das war das Beste.“ 

(Mirko Voss, 36, 1 Kind (5), Residenzmodell, S. 11)

Aus diesem Zitat wird auch sein Stolz darüber deutlich, wieviel Neues er in der 
letzten Zeit gelernt und gemeistert hat. Seine engeren Freunde und Verwandte 
finden, dass er seine Sache als alleinerziehender Vater sehr gut macht. Einige 
Bekannte hingegen beanstanden seinen rauen Ton und seine Strenge (zum Bei­
spiel, dass er sein Kind mit einem Tracker ausgestattet hat, mit dem er es auf  dem 
Spielplatz durch einen Piepton zu sich rufen kann). Solche Kritik lässt er an sich 
abprallen und verweist darauf, wie gut es seiner Tochter geht, wie viel sie schon 
kann und gelernt hat und wie gut ihr Zusammenleben klappt. 

Es belustigt ihn, dass Fremde überrascht sind, wenn sie hören, dass er alleinerzie­
hend ist. Auch das bestätigt ihn darin, dass er seine Sache gut macht, vermittelt ihm 
aber auch den Eindruck, dass diese Personen dachten, Männer wären nicht in der 
Lage eine Einelternschaft so gut zu bewältigen: „Die sind eigentlich überrascht, 
dass man als Mann so etwas kann“ (S. 11). 
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Seine Aussagen machen deutlich, wie die Erfolgserzählung, zu einem tollen allein­
erziehenden Vater geworden zu sein, durch die Reaktionen anderer gestützt wird. 
Sein positives Selbstbild wird von außen bestärkt und die wenige Kritik, die er 
erhält, wiegt nicht mehr so schwer. Wer diese Anerkennung der eigenen Situation 
und Leistungen im persönlichen und institutionellen Umfeld nicht findet, hat es 
deutlich schwerer.

Stolz und Zufriedenheit darüber, wie es ihnen gelungen ist, ihr Leben als Allein­
erziehende zu organisieren, äußern auch die befragten Mütter. So macht Eva 
Lohmann, die Mutter einer 5-jährigen Tochter deutlich, dass sie an der Entwick­
lung und dem Verhalten ihrer Tochter ablesen kann, dass sie eine „gute“ Mutter 
ist: „wie sie [ihre Tochter] mit der Gesamtsituation umgeht, mit dem Verständnis 
und wie sie mit anderen umgeht und spricht und handelt“ (S. 16), das löst in der 
Befragten ein „gutes“ und „beruhigendes Gefühl“ aus (S. 16). Dass sie eine gute 
Mutter ist, bekommt sie auch von ihren Freundinnen und Bekannten gespiegelt 
„du bist eine starke Frau und du machst das richtig so“ (S. 17). Diese Bestätigungen 
geben ihr Mut und Motivation, denn oftmals erlebt sie das Alleinerziehen auch 
als Belastung:

„Und manchmal wäre mein Leben jetzt auch gerne anders. Aber wenn man sowas 
hört oder man sieht halt durch die Kinder, dass es richtig ist, was du machst, 
dann kämpft man halt weiter, muss man ja.“ 

(Eva Lohmann, 25, 1 Kind (5), Residenzmodell, S. 17) 

Sie hat immer wieder verschiedene Möglichkeiten ausprobiert, wie sie ihr Allein­
erziehen besser gestalten kann, insbesondere versucht sie dem Dilemma zwischen 
zu geringem Einkommen und zu wenig Zeit für ihr Kind zu entkommen. Sie berichtet, 
dass sie zeitweise in zwei Jobs gearbeitet hat, um ihr Einkommen zu verbessern:

„Ich möchte ja auch meiner Tochter etwas ermöglichen und nicht nur mal Eis 
essen gehen oder nur mal in den Zoo, sondern auch mal weiter wegfahren und 
schönere Sachen machen. Deswegen hatte ich auch einen Zweitjob noch zusätzlich 
und noch weniger Zeit für mich. (…) Ich hatte, wie gesagt, zwei Jobs, aber die 
haben halt an meinen Kräften gezehrt und das hat Mausi gemerkt. Und das 
wollte ich dann irgendwie auch nicht.“ 

(Eva Lohmann, 25, 1 Kind (5), Residenzmodell, S. 15) 

Während der Berufstätigkeit war es für sie sehr schwer den Haushalt zu pflegen, 
auf  die Wünsche des Kindes einzugehen und Zeit für sich selbst zu haben, sie 
fühlte sich überlastet. Zum Zeitpunkt des Interviews hat sie beide Jobs aufgegeben 
und ist erwerbssuchend. Auch sucht sie nach einer Möglichkeit, eine Berufsausbildung 
machen zu können, um nicht längerfristig in wechselnden Jobs beschäftigt sein zu 
müssen. Dabei bemängelt sie insgesamt die beruflichen Möglichkeiten für Allein
erziehende und wünscht sich mehr Unterstützung: 
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„Die Berufe, die man machen möchte als Alleinerziehende, wenn du vorher 
nicht schon was hattest, dann ist das schwer. Ich finde, dafür sollte es auch viel 
mehr Möglichkeiten geben. (…) und dass vielleicht eventuell was beruf- und 
vielleicht auch geldmäßig uns vielleicht geholfen werden kann. Klar muss das 
geprüft werden, weil viele sind da ja auch ein bisschen anders oder haben doch 
mehr Kontakt zum anderen Elternteil. Aber einfach, dass uns da mehr Wege 
offenstehen, weil es doch schon ziemlich schwierig ist.“ 

(Eva Lohmann, 25, 1 Kind (5), Residenzmodell, S. 21, 22)

Eva Lohmann beschreibt ihren Weg ins Alleinerziehen weniger als Erfolgs­
geschichte denn als einen Prozess, in dem sie sich fortwährend weiterkämpft, auf  
der Suche nach einer Lösung für das Dilemma zwischen zu wenig Zeit für ihr Kind 
und zu wenig Einkommen. 

Mit Blick auf  ihre Zukunft äußert nur Annika Feldkamp die konkrete Hoffnung, 
mit ihrem aktuellen Partner zusammen zu ziehen – allerdings erst, wenn sie einer 
Erwerbstätigkeit nachgeht, denn finanziell möchte sie nicht von ihm abhängig werden. 
Nadine Berg, die auch einen neuen Partner hat, möchte hingegen nichts an ihrem 
Wechselmodell ändern. Die anderen Befragten sind zum Zeitpunkt des Interviews 
nicht in einer Beziehung und dieses Thema hat für sie auch keine Priorität.
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5 Das Selbstverständnis 
als Alleinerziehende: 
„Ich möchte, dass das 
passt.“ 

5.1	Wer gehört zur Familie?
Die Interviews beginnen mit der Bitte, die eigene Familie auf  einem leeren 
Blatt Papier zu skizzieren. Während manche Befragte hier eine genealogische 
Darstellung wählen und mit ihrer Herkunftsfamilie in der Eltern-, Groß- oder 
Urgroßelterngeneration beginnen, starten andere mit sich und ihrem Kind und 
platzieren und gruppieren noch weitere Personen hinzu.

Ein Familienbild, das ein alternatives Modell einer Kernfamilie entwirft, zeichnet 
Nadine Berger, die ihr Kind im vierzehntägigen Wechselmodell mit dem Kinds­
vater betreut. Zu ihrer Familie zählt sie ihr Kind, den Kindsvater und ihren neuen 
Partner, wobei sie extra vermerkt, dass er ihrem Kind gegenüber keine Vaterrolle 
einnimmt, sondern eher ein „Kumpel“ (S. 1) ist.

Auch die geschiedene Mutter Stefanie Hendrich beginnt mit ihrem Kind und sich 
selbst und fügt ihre Eltern, ihre Geschwister und deren Familien hinzu, bevor sie 
den Kindsvater und sein Kind aus einer früheren Beziehung etwas schräg dazu 
platziert. Sie verweist darauf, dass es für ihre Tochter noch „einen anderen Part der 
Familie“ (S. 1) gibt, den sie bis zur Trennung auch als ihre Familie bezeichnete 
(die Eltern und Verwandten des Kindsvaters). Hier ist sie sich unsicher, ob sie diesen in 
ihr eigenes Familienbild aufnehmen soll.

Bilder ohne die Kindsväter oder Kindsmutter entwerfen sowohl die beiden Befragten, 
die außerhalb einer Beziehung Mutter wurden, als auch der Vater, der nach der 
Trennung nur unregelmäßigen Kontakt zur Kindsmutter hat. Alle drei wählen einen 
genealogischen Aufbau. Eva Lohmann zeichnet neben sich und ihrem Kind viele 
Verwandte und eine selbstgesuchte „Ziehfamilie“ (S. 1) ein. Der alleinerziehende 
Vater Mirko Voss trägt seine Eltern und Brüder ein. Die Solomutter Tina Bremer 
fügt neben sich und ihrem Kind noch den Samenspender, ihre Eltern, ihren Bruder, 
ihren Cousin und ihre beste Freundin ein. Danach markiert sie die Einheit zwischen 
sich und ihrem Kind durch einen Kreis und merkt später an: 
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„Ich muss mich schon noch bemühen, mich und [meine Tochter] überhaupt 
als Familie wahrzunehmen. Weil das möchte ich schon. Weil, Familie irgendwie 
fühlt sich schon eigentlich, wenn man das ausspricht, nach mehr Personen an als 
nach Zweien. […] weil ich aus so einer Eltern-Mutter-Vater-und-zwei-Kinder­
familie komme. Das ist für mich vielleicht auch noch eine Gewöhnungssache. 
Aber, also es ist noch nicht ganz normal. Oder ich, dieser Begriff  Familie passt 
für mich da noch nicht ganz. Aber ich möchte, dass das passt.“ 

(Tina Bremer, 41, 1 Kind (<1), Solomutter, S. 30)

Um ihre Familie größer aufzustellen, möchte sie ihren Cousin und ihre beste Freundin, 
die sie einzeichnet, zu Paten für ihr Kind machen: 

„Und für mich, da wir jetzt einfach so eine kleine Familie sind, hab es mir 
gewünscht, und das bin ich auch dabei so umzusetzen, dass [meine Tochter] 
mehrere Paten hat. Ich glaube, wie so eine Art Familienvergrößerung.“ 

(Tina Bremer, 41, 1 Kind (<1), Solomutter, S. 2) 

Verwandte und Freundinnen integriert auch die dreifache Mutter Annika Feldkamp 
in ihr Familienbild. Sie beginnt mit ihren Kindern und fügt am Rand noch den 
Vater des dritten Kindes hinzu. Des Weiteren fügt sie einen Block mit Verwandten 
und einen mit Freundinnen und deren Kindern an. 

Ausschließlich die Einheit Mutter-Kind oder Vater-Kind zeichnet keiner der 
Befragten – sie präsentieren sich ganz anders als der Begriff  „alleinerziehend“ 
suggeriert nicht alleine, sondern eingebunden in vielfältige Beziehungen. Manche 
Befragte sind unsicher, wen sie eintragen sollen, vor allem steht die Frage im Raum, 
welchen Platz die Schwiegerfamilie nach der Scheidung oder Trennung einnimmt.

5.2	Zwischen Ausgrenzung  
und Mitgefühl
Die von uns befragten Mütter berichten nicht von solch massiven Stigmatisierungs­
erfahrungen, wie sie im Literaturüberblick geschildert wurden (bspw. offene Ableh­
nung, Vorwürfe, eine schlechte Mutter zu sein, oder Ausschluss aus sozialen Kontakten). 
Und doch treten in ihren Erzählungen viele Situationen zu Tage, in denen sie sich als 
benachteiligt erleben oder mit negativen Fremdbildern konfrontiert sehen.

Am eindrücklichsten werden Benachteiligungen auf  dem Arbeitsmarkt geschildert. 
Beispielsweise kann eine Befragte nicht an beruflichen Vernetzungstreffen teil­
nehmen, da sie auf  die Wochenenden gelegt wurden. Eine weitere Befragte hat 
die Erfahrung gemacht, dass sie weniger Einladungen zu Vorstellungsgesprächen 
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erhielt, wenn sie in der Bewerbung „Kind und ledig“ (Nadine Berger, S. 8) angab. 
Andere Befragte berichten davon, dass sie auf  Unverständnis stießen, wenn sie mit 
krankem Kind zu Hause bleiben mussten. Generell betrachten die Befragten sich 
im Vergleich mit Zweielternfamilien vor allem in dem Versuch, Familie und Berufs­
tätigkeit zu vereinbaren, als benachteiligt. Schließlich gilt es hier zwei Bedürfnissen 
nachzukommen: Auf  der einen Seite berichten sie davon, dass es negative finanzielle 
Konsequenzen hat, wenn sie nicht Vollzeit arbeiten können. Auf  der anderen Seite 
sprechen die Befragten davon, dass einer Vollzeittätigkeit zeitliche Probleme im 
Weg stehen, sei es im Konflikt mit den Kita-Öffnungszeiten oder im Konflikt mit 
dem eigenen Anspruch, genügend Zeit mit den Kindern zu verbringen.

Auch mit Blick auf  die Kinderbetreuung berichtet die Solomutter Tina Bremer 
davon, dass sie als Alleinerziehende strukturell ausgeschlossen wurde. Die Kinder­
tagesstätte in ihrer Nähe, die sie sich für ihr Kind wünscht, ist so organisiert, dass 
Eltern regelmäßig als Elternbeitrag die Kita tätig unterstützen, bspw. durch Aufräum- 
oder Gartenarbeiten am Wochenende. Da sie nicht weiß, wer in dieser Zeit ihr Kind 
betreuen soll, hat sie sich dort nicht um einen Kitaplatz beworben. 

Der alleinerziehende Vater Mirko Voss hingegen erzählt von schlechten Erfahrungen 
bei unterschiedlichen Institutionen (Jugendamt, psychologische oder sozialpädago­
gische Fachkräfte). Dort gilt er als „Buhmann“ (S. 2), denn: „Es ist ja irgendwie 
oftmals so, dass der Mann der Böse ist und die Mutter, die ist lieb“ (S. 2). Ent­
sprechend sah er sich bei einem Vermittlungsgespräch beim Jugendamt, zwischen 
Mutter, Vater und Kind von den zwei Mitarbeiterinnen nicht gerecht vertreten. 
Ihm fällt auch immer wieder auf, dass vor allem Mütter, auch alleinerziehende, 
im Mittelpunkt stehen, bspw. war bei einer beruflichen Maßnahme immer wieder 
von „alleinerziehenden Müttern“ die Rede, hier fühlte er sich als Vater nicht mit­
gedacht. Soziale Ausgrenzung erlebte er im Freundeskreis, bestehend aus Paaren 
mit Kindern. Da sich die Kinder angefreundet haben, haben sich die Mütter 
auch außerhalb der Gruppe getroffen. Er wurde allerdings nicht dazu eingeladen, 
obwohl seine Tochter gern mit den anderen Kindern spielen wollte. An dieser Stelle 
spricht er davon, konkret benachteiligt worden zu sein (S. 18). Hier wirkt der Allein­
erziehendenstatus in Kombination mit den unterschiedlichen Gender-Rollenerwar­
tungen an Mütter und Väter ausgrenzend.

Immer wieder berichten die Befragten aus ihrem direkten sozialen Umfeld, dass 
sie auf  viel Mitgefühl und Verständnis gestoßen sind. Freundinnen, Freunde und 
Verwandte boten Unterstützung bei der Kinderbetreuung, bei handwerklichen 
Arbeiten oder bei der Erledigung von Einkäufen an. Zum Teil halfen auch Kita­
angestellte und Lehrkräfte den Kindern der Befragten, die Trennung zu verarbeiten. 
Eine Lehrerin nahm das Thema in ihren Unterricht auf, was dem Kind der Befragten 
zeigte, dass auch noch andere Kinder in der Klasse getrenntlebende Eltern hatten. Das 
entgegengebrachte Verständnis und Mitgefühl kann als Ausdruck dessen interpre­
tiert werden, dass die Familienform von Alleinerziehenden bekannt und akzeptiert 
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ist und ihr nicht (mehr) grundsätzlich mit Unverständnis, Misstrauen oder Ableh­
nung begegnet wird. Tatsächlich haben viele Befragte auch Alleinerziehende unter 
ihren Freundinnen und Freunden, im Bekanntenkreis oder im nachbarschaftlichen 
bzw. beruflichen Umfeld. Verständnis und Mitgefühl können aber auch eng mit 
einer Betrachtung der Lebensform von Alleinerziehenden als defizitär verknüpft 
sein: Weil ein zweites Elternteil für eine gelingende Kinderbetreuung und -erziehung 
fehle, seien Alleinerziehende auf  Hilfe von anderen angewiesen und bräuchten in 
besonderem Maße deren Verständnis und Mitgefühl. Die Aussagen der Befragten 
zur Dominanz des Zweielternmodells weisen in diese Richtung.

5.3	Bin ich eine „gute Mutter“ oder 
ein „guter Vater“?
Was eine gute Mutter ausmacht, wird von allen weiblichen Befragten ganz ähnlich 
zunächst einmal mit Blick auf  ihre Kinder beantwortet: Sie achten darauf, dass es 
ihren Kindern gut geht, sorgen für ihr physisches und psychisches Wohlergehen, 
geben Liebe und Unterstützung, zeigen Verständnis, geben Anerkennung, können 
auch Fehler zugeben und sich entschuldigen, organisieren Spiel und Spaß, unter­
stützen in der Schule und bei den Kontakten zu anderen Kindern, vermitteln Werte 
und sorgen so für ein gelingendes Aufwachsen der Kinder. All diesen Beschreibungen 
ist gemein, dass gute Eltern viel Zeit mit ihren Kindern verbringen. Auch der 
befragte Vater unterscheidet sich hier nicht grundlegend: Ein guter Vater verbringt 
seiner Ansicht nach Zeit mit seinen Kindern, spielt und bastelt mit ihnen, hört zu, 
bringt ihnen wichtige Fähigkeiten bei (Durchsetzungsvermögen) und unterstützt 
sie liebevoll, wenn nötig. 

Gute Mütter und Väter – und das betonen nicht nur die erwerbstätigen Befragten – 
sind auch erwerbstätig, zum einen, um finanziell für die Familie zu sorgen und zum 
anderen, um im Zuge der Vermittlung von Werten ihren Kindern als Vorbilder zu 
dienen. Die Befragten sind entweder erwerbstätig oder streben eine Erwerbstätigkeit 
an. In allen Interviews wird jedoch ein Dilemma deutlich: Mit einer Vollzeiterwerbs­
tätigkeit gelingt zwar eine gute finanzielle Versorgung, aber die Befragten haben 
schon erlebt oder antizipieren damit zu wenig Zeit für ihre Kinder zu haben. Egal 
auf  welcher Seite sie Abstriche machen, es belastet ihr Bild von guter Elternschaft: 

„ich würde z.B. auch gerne ganztags arbeiten, aber es funktioniert halt nicht. 
Man will ja auch für seine Kinder da sein“ 

(Annika Feldkamp, 31, 3 Kinder (7,2<1) im Residenzmodell, S. 15).

Die gefühlte Unauflösbarkeit des Dilemmas hat Auswirkungen auf  das Selbstbild 
der Befragten und macht es ihnen schwer, sich als gute Mutter oder guten Vater 
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zu sehen. Annika Feldkamp merkt dazu an: „…man denkt sich immer, es könnte 
besser sein alles. Man ist halt mit sich selbst unzufrieden“ (S. 15). Weder das persön­
liche Umfeld von Annika Feldkamp, das ihr mit viel Wertschätzung und Zuspruch 
begegnet und sie immer wieder als gute Mutter bezeichnet, noch ihre eigene Beo­
bachtung, dass Alleinerziehende strukturell benachteiligt sind, können ihr Selbst­
bild vor dieser Unzufriedenheit schützen. Ein Fremdbild, gegen das sie sich an 
mehreren Stellen wendet, ist der Vorwurf, Alleinerziehende wollten nicht arbeiten 
und fänden es gut staatliche Leistungen zu beziehen:

„Viele sind ja auch einfach vom Amt abhängig, weil die gar nicht ganztags arbeiten 
können und gar nicht so viel verdienen können, dass die einfach von diesem 
Staat wegkommen.“ 

(Annika Feldkamp, 31, 3 Kinder (7,2<1) im Residenzmodell, S. 14) 

An dieser Stelle wünscht sich die Befragte eine Anlaufstelle, die sie unterstützt und 
es Müttern ermöglicht, auch Vollzeit zu arbeiten, sie wünscht sich, dass „alleinerzie­
hende Muttis, die echt nur halbtags arbeiten können, oder Teilzeit arbeiten können, 
da schon ein bisschen gefördert werden sollten“ (S. 14) und macht deutlich, dass 
sie ja auch eine wichtige (gesellschaftliche) Leistung erbringen, wenn sie sich gut um 
ihre Kinder kümmern und ihnen alles beibringen, „was wichtig ist“ (S. 14). 

Ein dritter Aspekt guter Elternschaft wird unterschiedlich dargestellt. Während 
einige deutlich machen, dass sie ihr gesamtes Leben an ihren Kindern ausrichten, 
bedingungslos mit „Leib und Seele“ (Mirko Voss, S. 12) für sie da sind, ihr „letztes 
Hemd“ (Annika Feldkamp, S. 14) geben würden, um den Kindern zu zeigen, dass 
sie wichtig sind, betonen andere, dass sie auch Zeit für sich brauchen, um zu 
regenerieren oder zu entspannen. Diese „Auszeiten“ nehmen sie sich bewusst, ihre 
Selbstfürsorge betrachten sie als Bedingung für eine gute Elternschaft: 

„In meiner Situation habe ich eher auch einen Vorteil, dadurch, dass sie auch bei 
ihrem Vater ist, dass ich halt wirklich komplette Tage oder Wochenenden für mich 
habe, wo ich wirklich tun und machen kann, was ich möchte. Oder eben auch mal 
so wie früher, wo man noch kein Kind hatte. Dass man mal so runterkommen 
kann und sich nicht um die Hausarbeiten oder ums Kochen oder um die Belange 
eines Teenagers gerade kümmern muss, sondern dass ich immer wieder Auszeiten 
habe, wo ich mich regenerieren kann von meinem Mutterdasein und wieder neue 
Energie schöpfen kann. Also ein Ausgleich einfach für mich.“ 

(Nadine Berger, 45, 1 Kind (13), Wechselmodell, S. 24)

Auch wenn die Befragten insgesamt recht zufrieden mit ihrer Lebenssituation und 
mit sich selbst als Eltern sind, sie viel Zuspruch und Unterstützung erhalten, 
äußern sie Unzufriedenheit und Selbstzweifel, fragen, ob sie gute Eltern sind und 
es ihrem Kind mit dieser Familienform gut geht. Ihr Familienmodell hat damit für 
sie keine unhinterfragte Normalität.
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5.4	Öffnung nach außen:  
verstecken oder ansprechen?
Die befragten Alleinerziehenden haben den Eindruck, dass ihre Familienform in 
der Gesellschaft weitgehend akzeptiert wird:

„Ich kann das jetzt statistisch nicht sagen, wie da der Maßstab ist, aber ich glaube, 
es ist eigentlich nichts Besonderes mehr, sondern es ist eigentlich gesellschaftlich 
etabliert, in den meisten Bereichen. Etabliert ist das falsche Wort, es ist gesell­
schaftlich akzeptiert.“ 

(Nadine Berger, 45, 1 Kind (13), Wechselmodell, S. 24)

Und doch ist die Familienform besonders. Die Ambivalenzen in der Bewertung des 
Familienmodells werden besonders gut in dem folgenden Zitat deutlich:

„Es ist nicht so wie alle anderen. Es ist so wie die wenigen. Das ist schon was, wo 
ich merke, das gehört zur Gesellschaft mittlerweile dazu, aber es ist trotzdem 
immer noch etwas Herausragendes. (…) Aber sonst ist das kein großes Thema. Da 
muss ich mich auch nicht rechtfertigen oder irgendwie. Die [Nachbarn] haben ja 
auch schon andere Sachen miterlebt. Also mit Trennung und also man kriegt das 
schon mit von den Nachbarn, aber nicht so, dass das jetzt groß thematisiert wird.“ 

(Stefanie Hendrich, 53, 1 Kind (9), Residenzmodell, S. 16) 

Obwohl es nichts Besonderes ist und „kein großes Thema“, vermeiden einige der 
Befragten in ihrem Umfeld zu erzählen, dass sie alleinerziehend sind, wie Stefanie 
Hendrich auf  Nachfrage anfügt:

„Also, es ist was, was ich nicht gerne preisgeben möchte. Ich kann gar nicht 
genau sagen, warum. Ob ich mich dafür, nee, schämen tue ich mich dafür nicht. 
Aber, ich finde, es gibt so, so Themen, die muss ich nicht, nee, muss ich nicht 
thematisieren.“ 

(Stefanie Hendrich, 53, 1 Kind (9), Residenzmodell, S. 16)

Sie finden, dass sie ihr Alleinerziehen nicht „herumposaunen“ müssen (Annika 
Feldkamp, S. 19). Einige weibliche Befragte sagen, dass sie auch deshalb nur sehr 
wenig davon erzählen, dass sie ohne den anderen Elternteil im Haushalt leben, weil 
es gar nicht auffällt. Schließlich hatten diese Frauen bereits vor der Trennung die 
Sorgearbeit übernommen, so dass ihr neuer Status zu keiner von außen wahrnehm­
baren Veränderung führt.

Unbehagen mit dem Begriff  „alleinerziehend“ drücken zwei Befragte aus: Eva 
Lohmann verwendet stattdessen den Begriff  „Mama-Kind-Haushalt“ (S. 9). Und 
auch der befragte Vater Mirko Voss gibt an, dass er sich nur in offiziellen Kontexten 
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(bei Behörden) als alleinerziehend bezeichnet, ansonsten passe dieser Begriff  nicht 
auf  ihn, weil er viel Unterstützung erhalte und nicht alleine sei.

Im Gegensatz dazu wendet Annika Feldkamp den Begriff  „alleinerziehend“ positiv:

„Man ist, weiß ich nicht, man ist alleine. Man ist irgendwo auch stark. Man weiß, 
man macht das alleine. Man schafft das ohne den Mann.“ 

(Annika Feldkamp, 31, 3 Kinder (7,2<1) im Residenzmodell, S. 21)

Sie macht deutlich, dass allein sein nicht nur als Defizit gedacht werden muss, sondern 
auch ein Zeichen von Stärke ist. Die Solomutter fügt diesen Sichtweisen noch eine 
ganz neue Perspektive hinzu. Für sie ist die Selbstbezeichnung als „alleinerziehend“ 
„die unkomplizierte Variante“ (Tina Bremer, S. 26). Wenn sie sich als alleinerziehend 
vorstellt, dann muss sie nichts weiter erklären – was eine Solomutter ist, wissen 
dagegen nur wenige.

Diese Ausführungen zeigen, dass Selbst- und Fremdbilder auch in diesem 
Bereich sehr ambivalent sind: Die Befragten haben den Eindruck, dass andere 
ihre Familienform akzeptieren und berichten nur selten von konkreten Stigma­
tisierungserfahrungen. Dennoch schwingen immer wieder negative Gefühle 
und Bilder wie Scham oder soziale Isolation auf  der individuellen Ebene mit. 
Obwohl sie eine hohe gesellschaftliche Akzeptanz von Alleinerziehenden wahr­
nimmt, betont vor allem Annika Feldkamp, dass alleinerziehenden Frauen zu 
wenig Wertschätzung für ihre Leistungen entgegengebracht wird, die sich aus 
dieser besonderen Familienform ergeben: „Ich finde, das wird den Frauen viel 
zu wenig hoch angerechnet“ (Annika Feldkamp, S. 21). Auch Eva Lohmann 
macht deutlich, dass sie sich wünscht, dass andere mehr Verständnis für Allein­
erziehende aufbringen. Entsprechend ambivalent ist der Umgang damit, ob und 
auf  welche Weise die eigene Familienform nach außen publik gemacht wird – 
auch dies ist ein Hinweis darauf, dass Einelternfamilien nicht immer und überall 
auf  Akzeptanz stoßen.
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Abschluss

6.1	Diskussion und Zusammenfassung
Die Befragten sind insgesamt recht zufrieden mit ihrer Lebenssituation. Sie bewerten 
ihr Alleinerziehen als ambivalent oder klar positiv. Stark negative Bewertungen, wie 
sie im Literaturüberblick vorgestellt wurden (Jochim 2020; Wieland 2012; Rinken 
2010; Schneider 2001; Wernberger 2014), finden wir in unseren Interviews nicht. 
Gleichwohl berichten einige Befragte, dass vor allem die erste Phase des Allein­
erziehens sehr schwierig war. Insbesondere in dem Moment, in dem die Partner­
schaft tatsächlich durch Trennung entzweit wurde, wurde der Aufwand und die 
Verantwortung für die Sorgearbeit des Kindes deutlich. 

Der Weg ins Alleinerziehen – so unterschiedlich er war – wurde von allen Befragten 
als voller Unsicherheiten und Belastungen beschrieben. Als besonders verletzlich 
zeigen sich Befragte in der Orientierungs- und Findungsphase ihres Alleinerziehens. 
Manche erzählen ihren Weg ins Alleinerziehen als Erfolgsgeschichte, indem sie 
betonen, dass sie nach anfänglichen Schwierigkeiten gestärkt in einem für sie pas­
senden Familienmodell angekommen sind. Andere beschreiben sich als eher auf  
der Suche danach, wie es gelingen kann, eine alleinerziehende „gute Mutter“ oder 
ein „guter Vater“ zu sein. 

Auch unsere Befragten problematisieren finanzielle Belastungen und die Heraus­
forderungen bei der Vereinbarung von Erwerbs- und Familienarbeit. Fast alle 
Befragten leben von der Hand in den Mund und können nur wenig bis gar nicht 
für Rente und eventuelle Notlagen vorsorgen. Insbesondere materiell und in Bezug 
auf  die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Sorgearbeit wird deutlich, dass sie das 
Zweielternmodell als praktikabler einschätzen. Dennoch offenbaren ihre Zukunfts­
vorstellungen, dass sie es nicht als Allheilmittel betrachten, möglichst schnell wieder 
mit einem neuen Partner bzw. einer neuen Partnerin zusammen zu leben.

Auf  der gesellschaftlichen Ebene wird Alleinerziehen, so sagen es die befragten 
Mütter, als Familienform weitgehend akzeptiert und ist nichts Besonderes mehr. 
Der befragte Vater löst dagegen Irritationen aus, wenn er sich als alleinerziehend 
ausgibt. Auch die Solomutter verdeutlicht, dass ihr Familienmodell sehr besonders 
ist und antizipiert Schwierigkeiten und negative Reaktionen. Wenn sie es einfach 
haben möchte, sagt sie, sie sei alleinerziehend. Die dreifach-Mutter lenkt den Blick 
darauf, dass zwar nicht ihr alleinerziehen, aber die Tatsache, dass ihre Kinder unter­
schiedliche Väter haben, negative Reaktionen hervorruft.

Im Vergleich zu den im dritten Kapitel vorgestellten bayrischen Studien, sind die 
Erfahrungen unserer Befragten in Qualität und Umfang anders gelagert. Unsere 
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Befragten berichten selten von direkten offen ausgesprochenen Stigmatisierungen. 
Auch im Umgang mit Institutionen erleben zumindest die befragten Mütter keine 
offene Ablehnung, ganz im Gegenteil berichten sie davon, wie Lehrkräfte oder 
Erzieherinnen und Erzieher sie wohlwollend begleiten und unterstützen. Dennoch 
treffen auch sie auf  eine große Palette negativer Fremdbilder, die in der Regel aber 
subtiler vermittelt werden als durch offene Stigmatisierung und Abwertung. Diese 
Fremdbilder umfassen die Beschreibung von Alleinerziehenden als faul, arbeits­
scheu, allein und sozial isoliert, arm, sozial schwierig und als „schlechte“ Eltern. 
Die Wirksamkeit dieser Bilder zeigt sich in den Versuchen der Befragten, sich davon 
abzusetzen – sowohl im Interview als auch in ihrem alltäglichen Handeln. Die 
Kinder sind die Instanz an der sich die (neue) Lebensform bewähren muss und 
sich zeigen muss, ob sie mit dem Ideal der Zweielternfamilie mithalten kann. Dabei 
haben Alleinerziehende nicht alles selbst in der Hand: Öffnungszeiten und Orga­
nisationsformen von Kitas, Arbeitszeitmodelle, Berufseingliederungsmaßnahmen, 
Entlohnung und steuerliche Regelungen orientieren sich in der Regel nicht an den 
Bedürfnissen und Leistungen von Alleinerziehenden – nur mit viel Hartnäckigkeit 
und etwas Glück finden Sie ein passendes Arrangement.

Was unseren Befragten bei der Etablierung eines positiven Selbstbildes hilft, ist 
die Wertschätzung und der Zuspruch von Verwandten, Freundinnen und Freunden 
sowie Personen im beruflichen oder nachbarschaftlichen Umfeld. Auch die Unauf­
geregtheit, mit der ihr Umfeld zum großen Teil auf  ihr Alleinerziehen reagiert, 
trägt zu einem positiven Selbstbild bei. Unterstützungsangebote helfen nicht nur 
mit alltagspraktischen Problemen umzugehen, sondern vermitteln auch den Ein­
druck, dass man nicht alleine ist, dass es legitim ist, sich unterstützen zu lassen. 
Gleichwohl können sie auch negative Selbstbilder stärken, wenn der Eindruck 
entsteht, man würde es alleine nicht schaffen. Auch die Solomutter, die unter­
schiedliche schwierige Situationen und negative Reaktionen antizipiert, hat vor 
ihrer Entscheidung zur Mutterschaft viele Gespräche mit ihren Freundinnen und 
Freunden sowie ihren Eltern geführt, die sie in ihrer Entscheidung bestärkten. 
Die Befragten sind so gesehen nicht wirklich allein-erziehend. Je mehr es ihnen 
gelingt, ihre Elternschaft im Rahmen eines institutionellen und persönlichen 
Unterstützungsnetzwerks zu organisieren, desto weniger defizitär betrachten sie 
ihre Situation.

Viele Erzählungen zeugen davon, dass alltagspraktische Schwierigkeiten, Abwei­
chungen von Idealbildern und negative Fremdzuschreibungen individualisiert 
werden: Die Befragten sind unzufrieden mit sich selbst, sehen es als ihre Aufgabe 
mit den Herausforderungen gut umzugehen. Einige machen aber auch deutlich, 
dass ihre Lebensform zu wenig anerkannt und strukturell benachteiligt wird, sie 
wünschen sich mehr Unterstützung. Sie sehen die Verantwortung dafür auch beim 
Staat, der bessere Bedingungen dafür schaffen muss, Familie und Beruf  vereinbaren 
zu können und Alleinerziehende, die nicht Vollzeit arbeiten können, finanziell 
unterstützen sollte. 
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6.2	Schlussfolgerungen und Ausblick 
Alleinerziehen, das wird in dieser Expertise deutlich, geht mit vielen ambivalenten 
Selbst- und Fremdbildern einher und es ist nicht einfach, diese in ein konsistentes 
Bild zu überführen. Dies gilt auch für normative Leitbilder, die oft erst in einem län­
geren Prozess zufriedenstellend in ein „neues“ Selbstbild als alleinerziehende Mutter 
oder Vater integriert werden können. Die Befragten betrachten sich zum Beispiel 
gleichzeitig als Sorgende, die auf  die Bedürfnisse ihres Kindes eingehen und als dieje­
nigen, die dem Kind mit der Trennung viel Traurigkeit und Schmerz zugefügt haben. 
Von anderen erfahren sie mal Zuspruch und Verständnis, aber auch Ablehnung und 
Kritik. Je besser die Befragten ihre Ansprüche in materieller und sorgender Hinsicht 
erfüllen können, desto positiver erscheint ihr Selbstbild. Eine der größten Belas­
tungen besteht folglich darin, dem Dilemma zwischen einer geringen finanziellen 
Absicherung und zu wenig Zeit für die Kinder nicht entkommen zu können.

Geschlechtliche Zuschreibungen sind in unserem Material ähnlich wie bei Rinken 
(2010) sehr präsent und bei vielen Befragten fest im Idealbild der Zweielternfamilie 
verankert. Fehlt ein Elternteil, so fehlen „männliche“ oder „weibliche“ Erziehungs­
bestandteile. Auch diese Vorstellungen gilt es mit der neuen Lebenssituation zu­
sammen zu bringen. Alleinige Sorgearbeit fällt leichter und gehört bereits zum 
Selbstbild, wenn man schon vor der Alleinelternschaft Sorgetätigkeiten ausgeübt 
hat – was für Väter, die sich vor der Trennung vor allem in der Ernährerrolle sahen, 
problematisch ist. Wenn es ihnen – wie dem von uns befragten Vater – gelingt, ihre 
eigenen Rollenvorstellungen zu hinterfragen und Sorgeaufgaben in ihren Alltag zu 
integrieren, kann sich diese Erfahrung von Selbstwirksamkeit positiv auf  ihr Selbst­
verständnis als Alleinerziehende auswirken.

Allgemein erscheint Alleinerziehen als akzeptierte Lebensform und doch ist sie be­
sonders, weil sie mit vielen Herausforderungen einhergeht und sich am Leitbild der 
Zweielternfamilie bewähren muss. Insbesondere die Vereinbarung von „guter Eltern­
schaft“ und „guter Berufstätigkeit“, die vor allem auch ein (langfristig) gesichertes 
Einkommen bringt, ist mit organisatorischen Schwierigkeiten verbunden. Strukturell 
wird das Modell Alleinerziehend zu wenig unterstützt und abgesichert – z.B. durch 
Kinderbetreuungsangebote, die umfassend und flexibel genug sind, um eine Erwerbs
tätigkeit zu ermöglichen, durch die Möglichkeit Ausbildungen auch in Teilzeit zu 
absolvieren oder durch das Abfedern und den Abbau von finanziellen oder steuer
lichen Benachteiligungen. Die in der Literatur benannten „Erwartungen an familien­
politische Akteure“ (BMFSFJ 2011, S. 70) oder „sozialpolitischen Implikationen“ 
(Hübgen 2020) lassen sich weitgehend auch aus unserem Interviewmaterial ableiten.

Die unterschiedlichen Formen des Alleinerziehens gehen dabei auch mit ganz 
eigenen Herausforderungen, Selbst- und Fremdbildern einher. So muss die Mutter 
im Wechselmodell nicht „alles alleine machen“, während die Solomutter sich fragt, 
ob es legitim ist, ein Kind ohne Vater zu bekommen.
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Zwar konnten wir in diesen Einzelfällen gut nachzeichnen, wie Fremd- und Selbst­
wahrnehmung interagieren, aber viele Fragen bleiben offen: Wie ergeht es Solo­
müttern mit älteren Kindern? Wie Vätern im Wechselmodell? Wie Alleinerziehenden, 
die ihr Familienmodell deutlich negativ bewerten? Welche Erfahrungen machen 
homosexuelle alleinerziehende Elternteile? Wie gestaltet sich das Alleinerziehen 
in Familien mit Migrationshintergrund? Welche Rolle spielen unterschiedliche 
Umfänge der Erwerbstätigkeit oder Erwerbslosigkeit und unterschiedliche Be-
treuungsarrangements? Wie unterscheidet sich die Lage in Abhängigkeit des 
Alters des Kindes, bzw. der Kinder und der unterschiedlichen Bedürfnisse der 
Kinder (z.B. bei Kindern mit Behinderung)?

Wir haben herausgearbeitet, dass sich Selbst- und Fremdwahrnehmungen im 
Zeitverlauf  des Alleinerziehens wandeln, auch hier stellen sich viele Anschluss­
fragen, beispielsweise, wie Alleinerziehende neue Partnerinnen oder Partner in 
ihr Familienarrangement integrieren und gegebenenfalls auch die Entscheidung 
treffen, zusammen zu ziehen? Ebenso Fragen danach, unter welchen Bedingungen 
der Übergang ins Alleinerziehen ohne starke Belastungen für das Selbstbild gelingen 
kann und was dafür notwendig ist, damit der Weg ins Alleinerziehen nicht als tägliche 
Herausforderung, sondern als Erfolgsgeschichte empfunden werden kann? Was 
belastet das Selbstbild mehr: die Partnerlosigkeit (durch das vorherrschende hetero­
normative Familienbild) oder die Erwerbslosigkeit? Welche Belastungen können 
durch welche staatlichen Interventionen abgemildert werden? Auch die räumlichen 
Bedingungen des Alleinerziehens bedürfen einer näheren Betrachtung, um 
die Lebenssituation Alleinerziehender in Ost- und Westdeutschland, in Großstädten 
und ländlichen Regionen besser zu verstehen.
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Anhang: Kurzbiografien 
der Befragten 
Nadine Berger ist 45 Jahre alt und Mutter eines Kindes im Alter von 13 Jahren. 
Der Kindsvater und sie haben sich vor vier Jahren einvernehmlich getrennt. Sie hat 
mittlerweile einen neuen Partner. Zusammen mit dem Kindsvater betreut sie ihr Kind 
seit der Trennung im wöchentlichen Wechselmodell. Sie wohnen in einer Großstadt 
nicht weit voneinander entfernt. In den kinderfreien Wochen lebt die Befragte bei 
ihrem neuen Partner in einer anderen Stadt. In den Wochen mit Kind, lebt ihr Freund 
mit ihr und dem Kind zusammen. Geburtstage, Weihnachten und andere Feierlich­
keiten feiern sie und ihr Kind gemeinsam mit dem Kindsvater und ihrem neuen 
Partner. Nadine Berger hat Abitur und einen BA-Abschluss. Sie arbeitet momentan 
Teilzeit mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 28 Stunden. Ihr monatliches Netto­
einkommen beträgt 2360 Euro. Sie unterhält zahlreiche unterstützende Kontakte zu 
ihren Eltern und Verwandten sowie zu Freundinnen und Freunden.

Stefanie Hendrich hat ein 9-jähriges Kind und ist 53 Jahre alt. Ihr Kind lebt bei 
ihr, verbringt jedoch regelmäßig jeden Mittwoch, jedes zweite Wochenende und in 
den Ferien Zeit mit dem Vater. Nach einer Partnerschaft mit viel Streit im letzten 
Beziehungsjahr trennte sich der Kindsvater vor etwa einem Jahr und ist gleich in 
eine andere Stadt umgezogen. Dort hat er schnell eine neue Freundin gefunden 
und die Scheidung eingereicht, die kurz vor ihrem formellen Abschluss steht. Der 
Trennungsprozess verlief  schnell und unkompliziert, war für die Befragte aber 
emotional sehr belastend. Unterstützung findet sie bei ihren Eltern, Geschwistern 
und Freundinnen. Die Befragte hat Abitur und einen Hochschulabschluss. Als 
Alleinerziehende konnte sie ihre berufliche Führungsposition nicht aufrechterhal­
ten und hat sich eine Teilzeitarbeitsstelle mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 30 
Stunden gesucht. Sie verfügt über ein monatliches Nettoeinkommen von 2700 Euro.

Mirko Voss ist 36 Jahre alt und Vater eines Kindes im Alter von 5 Jahren. Die 
Kindsmutter hat ihn vor vier Jahren verlassen und ist ausgezogen. Während ihrer 
Partnerschaft war seine Partnerin für die Kinderbetreuung und den Haushalt 
zuständig, während er in Vollzeit erwerbstätig war. Nach der Trennung vereinbarten 
sie eine Betreuung im wöchentlichen Wechselmodell. Tatsächlich lebt das Kind seit 
einem Krankenhausaufenthalt der Mutter schon lange ganz bei ihm und trifft die 
Mutter nur selten und unregelmäßig. Nach der Trennung wurde er aufgrund von 
Corona erwerbslos, was es ihm ermöglichte, sich ganztägig um sein Kind zu kümmern. 
Aktuell sieht er keine Möglichkeit dafür, eine Vollzeitstelle mit der Betreuung 
seines Kindes zu vereinbaren. Er hatte seit der Trennung mehrere unstetige, 
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kleinere Jobs, zum Zeitpunkt des Interviews hat er einen weiteren Minijob in 
Aussicht. Er hat einen mittleren Schulabschluss und einen Beruf  erlernt. Er ver­
fügt über ein Nettoeinkommen von etwa 1200 Euro im Monat. Er hat ein enges 
Verhältnis zu seinem Vater und seiner Nichte, die ihn auch gelegentlich bei der 
Kinderbetreuung unterstützen, und ist in einen Freundeskreis von Männern, die 
zum Teil auch Kinder haben, eingebunden.

Eva Lohmann ist eine 25-jährige Mutter eines fünfjährigen Kindes. Ihr war schon 
in der Schwangerschaft klar, dass sie das Kind allein erziehen würde. Sie hat das 
alleinige Sorgerecht und keinen Kontakt mehr zum Kindsvater. Ihr Kind weiß 
nicht, wer der Vater ist. Die Befragte hat nach der Geburt ihres Kindes ihren 
mittleren Schulabschluss nachgeholt, war 1,5 Jahre erwerbstätig, teilweise auch mit 
Zweitjob. Diese Zeit empfand sie als sehr anstrengend und hatte den Eindruck, 
dass ihre Tochter darunter leidet, dass sie mit den beiden Jobs so gestresst war. Um 
mehr Zeit mit ihrer Tochter verbringen zu können, hat sie beide Jobs aufgegeben 
und ist zum Zeitpunkt des Interviews erwerbslos. Da sie ihre finanzielle Lage 
prekär findet, ist sie auf  der Suche nach einer neuen Beschäftigung. Sie verfügt über 
etwa 1100 bis 1200 Euro im Monat. Ihr Lebenslauf  ist durch Verluste und Belas­
tungen geprägt (wichtige Bezugspersonen sind verstorben, der Kontakt zur Mutter 
ist schwierig, Suchterfahrungen), aber auch durch positive Vorbilder (die Uroma) 
und unterstützende Kontakte, die sie außerhalb ihrer Familie gefunden hat. 

Tina Bremer, die Solomutter, ist mit 41 Jahren Mutter eines zum Zeitpunkt des 
Interviews 3 Monate alten Babys geworden. Sie hatte schon seit vielen Jahren einen 
Kinderwunsch, aber keine entsprechenden Partnerschaften. Deshalb hat sie ihren 
Kinderwunsch durch eine Samenspende und künstliche Befruchtung umgesetzt. 
Diesen Weg beschreibt sie einerseits als einen rechtlich und medizinisch kom­
plexen, finanziell kostspieligen und emotional belastenden Prozess. Andererseits 
ist sie froh, dass sie für die Umsetzung ihres Kinderwunsches nicht weiter davon 
abhängig war, einen passenden Partner zu finden. Sie lebt in einer WG in einer 
Großstadt, verbringt während ihrer Elternzeit aber auch Zeit bei ihren Eltern in 
einer westdeutschen ländlichen Region. Unterstützung erhält sie von ihren Eltern 
und weiteren Verwandten, aber auch von vielen Freundinnen und Freunden. Sie 
hat Abitur und einen Hochschulabschluss, arbeitete vor ihrer Mutterschaft Vollzeit 
und hatte ein Einkommen von 2500 Euro. Nach der Elternzeit möchte sie Teilzeit 
arbeiten, um mehr Zeit für ihr Kind zu haben. 
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Annika Feldkamp ist eine 31-jährige Mutter von drei Kindern im Alter von 7 Jahren, 
2 Jahren und 10 Monaten. Vom Vater des ersten Kindes hat sie sich nach häus­
licher Gewalt getrennt und keinen Kontakt. Sie ging eine neue Partnerschaft ein, 
mit einem Mann, den sie als sozialen Vater für ihr ältestes Kind beschreibt. Nach 
fünf  Jahren trennte sie sich von ihm, als die Beziehung zunehmend problematisch 
wurde. Trotz der problematischen Beziehung und einer schwierigen Zeit nach der 
Trennung, in der der ehemalige Partner die Befragte mehrfach beim Jugendamt 
anzeigte, pflegt sie bis heute Kontakt zum sozialen Vater und dessen Mutter. Beide 
nehmen ihr ältestes Kind abwechselnd alle 14 Tage an den Wochenenden zu sich. 
Nach der Trennung vom sozialen Vater hatte sie eine kurze Affäre, aus der unge­
plant ihr zweites Kind hervorging. Zu dessen Vater hat sie keinen Kontakt und das 
Kind lebt ausschließlich bei ihr. Mit dem Vater ihres jüngsten Kindes ist sie seit 
etwa eineinhalb Jahren zusammen. Sie leben zwar in getrennten Haushalten, aber 
ihr Partner verbringt viel Zeit bei ihr und unterstützt sie im Alltag – wenngleich 
viele Sorgeaufgaben bei ihr liegen. Sie ist zum Zeitpunkt des Interviews in Eltern­
zeit, davor war sie erwerbslos. Sie hat einen mittleren Schulabschluss und verfügt 
über 1200 Euro im Monat. 
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Einleitung 
Für die Pflege und Versorgung von chronisch kranken und/oder behinderten 
Kindern sind zuvorderst ihre Eltern und hier zum weitaus größten Teil die Mütter 
verantwortlich (Unabhängiger Beirat für die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf  
2019, S. 12). Die speziellen individuellen Bedürfnisse dieser Eltern werden jedoch 
kaum wahrgenommen (Lüdecke/Kofahl 2016a), unter anderem weil die Pflege
bedürftigkeit eines Kindes sehr viel seltener ist als die Pflegebedürftigkeit eines 
älteren Menschen (Lüdecke u. a. 2018). Am 31.12.2021 bezogen 276.588 Kinder 
und Jugendliche im Alter bis unter 20 Jahren Leistungen der Pflegeversicherung; 
dies entspricht 5,6 Prozent aller 4,96 Millionen Pflegebedürftigen an diesem 
Stichtag (Statistisches Bundesamt 2023, eigene Berechnungen). 99,85 Prozent dieser 
Kinder und Jugendlichen werden zu Hause versorgt, 87,37 Prozent von ihnen aus­
schließlich durch ihre Angehörigen, d.h. weit überwiegend durch ihre Eltern und 
ohne ambulante Pflegedienste.

Pflegebedürftigkeit von Kindern weist im Vergleich mit pflegebedürftigen Erwach­
senen einen anderen und aufgrund weiterer Fürsorgepflichten oft höheren 
Komplexitätsgrad auf, womit diese beiden Bevölkerungsgruppen nicht miteinander 
zu vergleichen sind (Merkle 2020). Zudem ist die Gruppe der pflegenden Eltern im 
Vergleich zu den meist pflegenden Kindern oder Schwiegerkindern älterer Pflege
bedürftiger in einem viel jüngeren erwerbsfähigen Alter, teilweise noch in der 
Ausbildungszeit (Kofahl/Lüdecke 2014). Die Pflege der Kinder muss demnach mit 
der eigenen Erwerbstätigkeit (oder Ausbildung) vereinbart werden. Somit befinden 
sich viele Eltern in einer besonderen Situation und müssen neben psychischen 
Belastungen, insbesondere Stress, auch Abstriche in ihrer beruflichen Entwick­
lung und wirtschaftliche Einbußen hinnehmen, die weit in die Zukunft und eigene 
Altersabsicherung hineinwirken (Kofahl/Lüdecke 2015). Gelingt die Lösung dieses 
“Work and Family Conflicts“ (Marks 1998) nicht, können Erwerbslosigkeit, reduzierte 
oder unterqualifizierte Arbeit sowie psychische Belastung und reduzierte Lebens­
qualität die Folge sein (Kayaalp/Page/Rospenda 2021). 

Häufig führen die Behinderung oder Erkrankung eines Kindes auch zur Trennung 
der Eltern, was dann durch die alleinige Versorgung des zu pflegenden Kindes zu 
einer besonders hohen Belastung der dann in der Regel alleinerziehenden Mütter 
führt (Kofahl u. a. 2017). Diese Aussage basiert allerdings nur auf  Beobachtungen 
und Einschätzungen verschiedener Expert:innen in diesem Feld; belastbare Daten 
existieren hierzu nicht, denn Alleinerziehende mit pflegebedürftigen und/oder behin­
derten Kindern sind hinsichtlich statistischer Daten eine marginalisierte Gruppe. 

Die verfügbaren Bevölkerungsdaten zeigen, dass der Anteil der Alleinerziehen­
den insgesamt in den letzten Jahren deutlich gestiegen ist und aktuell (2022) 23,2 
Prozent beträgt (Statistisches Bundesamt 2023, eigene Berechnung). Führt man 
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diese Prävalenz mit den obigen Daten aus der Pflegestatistik zusammen, ergibt 
sich daraus rein rechnerisch eine Anzahl von rund 64.000 Betroffenen. Der An­
nahme folgend, dass Pflegebedürftigkeit von Kindern ein relevantes Trennungs­
risiko darstellt, dürfte die Zahl also größer sein. Die Statistik gibt allerdings keine 
Auskunft darüber, wie viele der (formal) Alleinerziehenden (neue) Partnerschaf­
ten eingegangen sind oder in welchem Ausmaß Großeltern oder andere Familien­
mitglieder Erziehungsaufgaben übernehmen. Alleinerziehend bedeutet also nicht 
zwangsläufig, mit der Erziehung allein zu stehen. Ungeachtet dessen sind alleiner­
ziehende Elternteile und deren Kinder per se zusätzlichen Risiken ausgesetzt. So 
besteht ein signifikant höheres Armutsrisiko bei Alleinerziehenden im Vergleich zu 
Paarhaushalten (Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband 2021). Zudem haben 
Kinder von Alleinerziehenden wegen der begrenzten wirtschaftlichen und zeit­
lichen Ressourcen der (alleinerziehenden) Elternteile geringere Bildungschan­
cen (BMFSFJ 2021, S. 11). Andere Studien kommen wiederum zu dem Ergebnis, 
dass sich alleinerziehende Mütter trotz ihrer Doppelrolle als Familienernährerin 
und Hauptverantwortliche für familiale Aufgaben in Bezug auf  ihre zeitlichen 
Investitionen in Kinder nur geringfügig von Müttern in Paarhaushalten unterschei­
den (BMFSFJ 2021; Meier-Gräwe/Kahle 2009). 

Als zusätzliche Erschwernis verschärfte seit März 2020 die Covid-19-Pandemie 
die Belastungen der Familien mit pflegebedürftigen Kindern und Jugendlichen 
(Chafouleas/Iovino 2021; Iovino/Caemmerer/Chafouleas 2021), insbesondere 
durch die Schließung von Betreuungseinrichtungen und/oder die Sorgen um 
eine mögliche Ansteckung bei den oft sehr vulnerablen Kindern. In nahezu allen 
alltagsrelevanten Bereichen waren alleinerziehende Eltern insgesamt signifikant 
häufiger bzw. stärker betroffen als in den Paarfamilien. Dies betrifft insbeson­
dere Einkommensverluste, finanzielle Sorgen, befürchtete Bildungsnachteile bei 
den Kindern und Vereinbarkeitsprobleme (BMFSFJ 2020). In Konstellation mit 
Pflegebedürftigkeit und/oder Behinderung dürften sich diese Probleme noch 
deutlich zugespitzt haben.

Doch auch in einer „Nach-Corona-Zeit“ werden die bereits vorher bestehenden 
Belastungen (Vonneilich/Lüdecke/Kofahl 2016; Lüdecke/Kofahl 2016b) und daraus 
resultierenden Bedarfe bleiben. Zudem werden in vielen Familien auch Entwick­
lungsrückschritte der betroffenen Kinder durch ausgefallene oder auf  den heimi­
schen Computer verlagerte Beschulung und Förderung sowie noch nicht absehbare 
Langzeitfolgen der pandemiebedingten Isolation zu kompensieren sein (Theis u. a. 
2021; Dan 2020). Die psychischen Folgen der Pandemie bei Kindern und Jugend­
lichen waren trotz Ausnahmen in einigen Familien in ihrer Gesamtheit dramatisch 
(Güzelsoy u. a. 2022; Ravens-Sieberer u. a. 2022), und sie klingen erst allmählich ab 
(Ravens-Sieberer u. a. 2023). 
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In vielen Familien mit pflegebedürftigen Kindern gibt es mehrere Kinder, in nicht 
wenigen Fällen sind auch weitere Geschwisterkinder von einer chronischen Er­
krankung, einer Beeinträchtigung oder einer seltenen Erkrankung betroffen. In der 
Kindernetzwerk-Studie 2 von 2013 traf  dies für 22,8 Prozent der 1.131 Familien 
mit mindestens zwei Kindern zu (eigene Berechnungen ohne Veröffentlichung). 
Die gesunden Geschwisterkinder leisten – je nach Alter, Möglichkeiten und Be­
fähigung – viel Hilfestellung. Oft müssen sie zumindest einen Teil ihrer eigenen 
Bedürfnisse zurückstellen, u.a. nach Austausch und Kontakt zu ihren Peers. Unter 
Covid-19 Bedingungen waren diese Kontakte erschwert (Fegert u. a. 2020), gleich­
zeitig stieg der zusätzliche Betreuungsbedarf  der pflegebedürftigen Geschwister, 
die zuhause versorgt werden mussten. Die Konsequenz ist eine stark steigende 
Fokussierung auf  die besonderen Bedarfe der betroffenen Kinder bei gleichzeitig 
fehlender Abwechslung, ausgleichenden Aktivitäten und Gemeinschaft mit den 
gleichaltrigen Peers. Selbst in den Familien, die derartige Situationen konfliktfrei 
arrangieren können, mindert dies nicht die Lasten, die alle Familienmitglieder zu 
tragen haben, wobei die psychische Belastung der pflegebedürftigen Kinder in ihrer 
Wahrnehmung der Abhängigkeit von Eltern und Geschwistern durch die eigene 
Hilflosigkeit besonders gravierend sein kann. Unter diesen Bedingungen können 
viele Eltern keiner oder nur eingeschränkt einer geregelten Arbeit nachgehen, vor­
ausgesetzt, dass sie eine solche überhaupt haben.

Regelungen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf  finden sich insbesondere im 
Pflegezeitgesetz (PflegeZG) und im Familienpflegezeitgesetz (FPfZG). In beiden 
Gesetzen ist eine Freistellung für die auch außerhäusliche Betreuung von pflege­
bedürftigen minderjährigen nahen Angehörigen vorgesehen. Über Freistellungs­
modelle hinaus sind Modelle zur Flexibilisierung der Arbeit sowie finanzielle Unter
stützungen für die Pflegenden zentral für eine bessere Vereinbarkeit von Pflege und 
Beruf  für Eltern mit einem pflegebedürftigen Kind (Klie/Bruker 2016). Ob und 
wie bzw. unter welchen Bedingungen diese insbesondere durch Alleinerziehende 
in Anspruch genommen werden, bleibt eine mit dieser Studie zu untersuchende 
Frage. Vorweg lässt sich aber bereits feststellen, dass diese Modelle voraussetzen, 
dass die Eltern eine Arbeit haben, welche ein Angestelltenverhältnis darstellt in 
einem Betrieb, der eine bestimmte Mindestgröße nicht unterschreitet. Zudem sind 
die Modelle zeitlich auf  6 bzw. 24 Monate befristet, was den Bedarfen, die aus einer 
(lebens)langzeitlichen Pflegebedürftigkeit der Kinder resultieren, nicht entgegen­
kommt. 

Eine weitere wichtige Säule zur Unterstützung der betroffenen Familien stellt eine 
dem individuellen Leben angepasste Beratung dar. Die besondere Situation der 
jeweils betroffenen Familie muss analysiert und erst danach die Leistungen für sie 
gesucht und gefunden werden. Aktuelle Projekte wie die Installation eines Familien-
Gesundheits-Partners in regionalen NEtzwerk-STrukturen (NEST) (aQUa o. J.) 
helfen dabei, alle Familienmitglieder in der betroffenen Familie in der individuell 
notwendigen und somit zielführenden Art und Weise zu beraten und zu unterstützen. 
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Bezüglich der Vereinbarkeit von Beruf  und Familie mit pflegebedürftigen Kindern 
bedarf  es jedoch einer grundsätzlichen Bestandsaufnahme der beruflichen, wirt­
schaftlichen und psychosozialen Situation der Familien vor dem Hintergrund ihrer 
Bedarfe, Inanspruchnahme von Unterstützungsleistungen und ihrer Wünsche und 
Vorstellungen über für sie sinnvolle Hilfsangebote, d.h. sozialgesetzbuchüber­
greifend. 

Vor diesem Hintergrund sollen unter Berücksichtigung der aktuellen Herausforde­
rungen und Erfahrungen aus der Corona-Pandemie folgende Aspekte empirisch 
erfasst und analysiert werden:

1. Beschreibung der Situation von Eltern mit einem pflegebedürftigen Kind aus der
Perspektive von Alleinerziehenden versus Paarfamilien. Ist die Familienkonstel­
lation bedeutsam?

2. 	Erkenntnisse zu aktuellen Bedarfen von Alleinerziehenden in näherer und weiterer
Zukunft: Welche Bedarfe gibt es in Bezug auf  Unterstützung durch Information
und Beratung? Wie sollen sie den Bedarfen begegnen bzw. wie begegnen sie
ihnen bereits?

3. 	Was sind die Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf  die Familie und die
berufliche und pflegerische Situation der alleinerziehenden Mütter (und Paar­
familien)?

4. Skizzierung konkreter Handlungsempfehlungen zur Verbesserung der Situation
für Alleinerziehende mit einem pflegebedürftigen Kind: Welche zeitlichen,
finanziellen und/oder andere (Beratungs-) Unterstützungsangebote lassen sich
aus den gewonnenen Erkenntnissen ableiten?

Um der Politik eine Orientierungshilfe für die Ausgestaltung aktueller und zu­
künftiger Unterstützungsangebote zu bieten, werden im Rahmen dieser Expertise 
entsprechende Handlungsempfehlungen im Bereich pflegebedürftiger Kinder aus­
gesprochen. Diese Handlungsempfehlungen sollen später auch der Öffentlichkeit, 
insbesondere allen Beteiligten der Studie, online und kostenfrei zugänglich gemacht 
werden. 
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Methodisches  
Vorgehen

1.1	Datengrundlage
Die Sekundäranalyse basiert primär auf  einer Online-Erhebung zum Thema „Ver­
einbarkeit von Familie, Pflege und Beruf  für Eltern mit einem pflegebedürftigen 
Kind“ (FamBer) im Jahr 2021 (Kofahl/Nickel 2022), an der sich 1.070 Eltern 
und andere Sorgeberechtigte eines pflegebedürftigen Kindes beteiligt hatten. Als 
„pflegebedürftig“ galt in dieser Expertise ein Kind, das aufgrund von körperlichen, 
geistigen oder seelischen Beeinträchtigungen dauerhaft (zusätzliche einschränkungs­
bedingte) Unterstützung bei alltäglichen Aktivitäten benötigt. Dies umfasst theore­
tisch auch Kinder, die trotz vorhandener Beeinträchtigungen keinen bzw. noch 
keinen Pflegegrad nach SGB XI haben. Letzteres trifft in den folgenden Auswer­
tungen jedoch nur für 8,3 Prozent der Kinder zu (s. Abschnitt 3.1).

Für die Beschreibung von Entwicklungstrends und die Diskussion der Ergebnisse 
werden aber auch Daten der „Kindernetzwerk-Studie 2“ im Jahr 2013 mit 1.567 
Eltern eines pflegebedürftigen, behinderten und/oder chronisch kranken Kindes 
herangezogen (Abschnitt 3.8). Die Methodik zur Kindernetzwerk-Studie 2 wird im 
Folgenden nicht weiter ausgeführt, weil diese in anderen Publikationen detailliert 
beschrieben ist (Kofahl/Lüdecke 2014). Hilfs- und Pflegebedürftigkeit waren hier 
allerdings etwas weiter gefasst. Das Kriterium der Pflegebedürftigkeit nach SGB XI 
erfüllten hier „nur“ knapp 60 Prozent der Kinder (Kofahl/Lüdecke 2014, S. 11). Der 
Schweregrad der Pflegebedürftigkeit wurde von nicht pflegebedürftig bis schwerst­
pflegebedürftig als Indikator für verschiedenen Outcomes in den multivariaten 
Analysen herangezogen (s. Abschnitt 3.8). Die Überlappungen zwischen Pflege­
bedürftigkeit und Behinderung sind so erheblich, dass eine operationale Abgren­
zung zwischen diesen beiden Konstrukten obsolet erscheint.

In beiden Studien wurden die betroffenen Eltern mit Hilfe des Kindernetzwerks e.V. 
(knw) und seinen Mitgliedsverbänden rekrutiert. Zusätzlich wurden die Umfragen in 
den deutschen Kinderkliniken, den Sozialpädiatrischen Zentren (SPZ) sowie 
Förderzentren und Selbsthilfeorganisationen außerhalb des knw per Mail und 
sozialen Medien beworben. Der Anteil der alleinerziehenden Elternteile liegt in der 
FamBer-Studie bei 15 Prozent und in der Kindernetzwerk-Studie 2 bei 12 Prozent. 
Die von der jeweiligen Grundgesamtheit abweichenden Anteile sind u.a. dadurch 
begründet, dass wir aus methodischen Gründen nur Mütter eingeschlossen haben 
und bei den alleinerziehenden Müttern nur diejenigen, die zum Zeitpunkt der 
Befragung keine festen Partner hatten.

1
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1.2	Fragebogen
knw und IMS entwickelten gemeinschaftlich die Fragebögen. Der Fragebogen in der 
FamBer-Studie basiert unter anderem auf  dem Fragebogen der Kindernetzwerk-
Studie 2, der ebenfalls partizipativ mit betroffenen Eltern entwickelt wurde und 
2013 zum Einsatz kam (Kofahl/Lüdecke 2014). Ein großer Teil der für die Frage­
stellung relevanten Merkmale konnte hier bereits psychometrisch geprüft und 
validiert werden. In einem weiteren Entwicklungsstrang wurden die umfassenden 
Erfahrungen der knw-Peer-Beraterinnen in einem Online-Workshop am 27. Juli 2021 
genutzt, um die aus der Sicht der betreffenden Eltern relevanten Fragestellungen 
zu erfassen und zu integrieren. 

Ein weiterer Hauptfokus der FamBer-Studie lag auf  der wirtschaftlichen und Erwerbs­
situation der Familien, weshalb wir hier Items und Skalen aus dem Sozioökonomi­
schen Panel (SOEP) aufgegriffen haben, um eine Vergleichbarkeit mit bevölkerungs­
repräsentativen Daten herstellen zu können (DIW 2021). Ausgewertet wurden hierzu 
die SOEP-Daten für Haushalte mit alleinerziehenden Müttern von nicht-pflege
bedürftigen Kindern bis 16 Jahre. Die zu diesem Zeitpunkt aktuellst verfügbaren 
Daten waren aus dem Jahr 2019. Vor dem Hintergrund der Struktur der SOEP-Daten 
stellt dies die größtmögliche Näherung für den Vergleich mit den FamBer-Daten 
dar. Darüber hinaus wurden Fragen zum Wissen um und zur Inanspruchnahme von 
Unterstützungsleistungen für Familien mit besonderen Bedarfen und sozialen Härten 
gestellt. Ein wichtiger Aspekt waren hierbei auch die durch die Corona-Pandemie 
bedingten Herausforderungen wie Erwerbseinbußen, Kurzarbeit oder Jobverlust, 
Homeoffice, Schließung von Kitas, Schulen, Betreuungs- und Fördereinrichtungen etc. 

Der Fragebogen umfasste rund 100 Fragen mit ca. 50 weiteren Unterpunkten. 
In der Kombination ergab dies – je nachdem, welche Fragen zutreffen – maximal 
168 Einzelfragen bzw. -punkte. Der finale Fragebogen kann von der Projekt-Home­
page als PDF zur Ansicht heruntergeladen werden: https://www.uke.de/famber/.

1.3	Rekrutierung und Datenerhebung
Die Rekrutierung in der FamBer-Studie erfolgte mit Hilfe des knw über deren mehr 
als 200 Elterninitiativen und Selbsthilfevereine sowie betroffenen Eltern aus der 
Elterndatenbank. Weitere Kanäle existierten aus der Kooperation mit dem Bundes­
verband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen (bvkm), der ebenfalls eine 
hohe Reichweite hat, und aus der Kooperation mit dem aus dem Innovationsfonds 
geförderten NEST-Projekt (aQUa o. J.). 

Die bundesweite Online-Umfrage bei Eltern, die ein oder mehrere pflegebedürf­
tige Kinder1 in ihrem Haushalt betreuen, wurde zwischen dem 23. August und  

1 � Mit „Kind“ sind hier Kinder ohne explizite Altersgrenze gemeint, d.h. auch Erwachsene, die von ihren Eltern häuslich versorgt werden, 
bleiben mit eingeschlossen.

https://www.uke.de/extern/famber/
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6. Oktober 2021 durchgeführt. Die Mitgliedsorganisationen des knw und betroffenen
Eltern aus der knw-Elterndatenbank wurden per Mail über die Möglichkeit zur
Teilnahme an der Umfrage informiert. Zusätzlich hat knw die Umfrage über seine
Verteiler von Kinderkliniken und Sozialpädiatrischen Zentren (SPZ) sowie Förder­
zentren und Selbsthilfeorganisationen außerhalb des knw per Mail beworben. Zu
den Hintergründen und Zielen der Studie sowie zu Fragen des Datenschutzes wurden
die Adressaten auf  die Projekt-Homepage verwiesen.

Die Umfrage wurde des Weiteren begleitend prominent auf  der knw-Startseite vom 
23.8. bis zum 6.10.2021 dargestellt. Von dort ging es ohne Umwege direkt zur 
Umfrage. Parallel dazu wurde die Umfrage in sehr engen regelmäßigen Abständen 
bei Facebook beworben. Die Posts wurden im Schnitt von über 1.000 Menschen 
gesehen und über 70 mal geteilt. 

Der FamBer-Survey war als Online-Erhebung mit geschlossenen und offenen 
Fragen angelegt. Es wurde derjenige Elternteil um Beteiligung gebeten, der sich 
als „Hauptbetreuungsperson“ definiert. Eine getrennte Befragung der Eltern 
erschien vor dem Hintergrund der Fragestellung als nicht verhältnismäßig und 
nicht zumutbar. Die Eltern wurden jedoch explizit ermuntert, den Fragebogen 
gemeinsam zu beantworten, um zu valideren Einschätzungen und Daten zu 
kommen.

1.4	Datenauswertung
Für die folgenden Datenanalysen beschränken wir uns auf  leibliche Mütter der zu 
pflegenden Kinder, da diese den weitaus größten Teil aller Alleinerziehenden bzw. 
Hauptbetreuungspersonen in Paarfamilien (ca. 90 Prozent) ausmachen. Die anderen 
Pflegenden (leibliche Väter, andere pflegende Personen) bilden für Analysezwecke 
zu kleine Gruppen und/oder sind aufgrund ihrer besonderen Situation nicht 
unmittelbar mit den Müttern vergleichbar.

Als Statistik-Software kam SPSS™ ab Version 27 zum Einsatz. Die Datenauswertung 
erfolgte anonym nach dem gesetzlichen Datenschutz. Im ersten Schritt wurden 
primär deskriptive Analysen durchgeführt. Untergruppenvergleiche wie z.B. allein­
erziehende Mütter vs. Mütter in Paarfamilien erfolgten mittels Chi-Quadrat-Test, 
Mann-Whitney-U-Test und t-Test. Fehlende Werte (z.B. „weiß nicht“, keine Angabe) 
wurden gemäß den GESIS-Leitlinien von der Analyse ausgeschlossen (Schulz 2020). 
Mittels multivariater Regressionsanalysen sollten die Assoziationen zwischen dem 
Status „alleinerziehend“ und sozio-ökonomischer Faktoren, psychosozialer Belas­
tungen, Lebensqualität und Gesundheitsstatus sowie Inanspruchnahme von Unter­
stützungsleistungen herausgearbeitet werden. Hierdurch werden Einschränkungen 
in der Repräsentativität der Datensätze kompensiert. Alle statistischen Tests erfolgten 
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grundsätzlich zweiseitig auf  dem allgemein üblichen Alpha-Niveau von 5 Prozent 
bzw. Konfidenzintervallen von 95 Prozent.

Der FamBer-Datensatz enthält zudem Freitextantworten zu den jeweils abgefrag­
ten Kategorien. Diese „Verbatims“ werden ebenfalls in die Analysen einfließen, da 
sie besondere Problemlagen alleinerziehender Mütter hervorheben. Alle Freitexte/
offenen Fragen wurden gemäß der Qualitativen Inhaltsanalyse nach (Mayring 2015) 
kodiert und zusammengefasst.
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2 Ergebnisse
Im Folgenden werden die Ergebnisse der Befragungen nach Themenblöcken 
zusammengefasst. Da keine Kontrollgruppe im engeren Sinne zur Verfügung 
stand, wurden die Befragungsergebnisse – sofern möglich – mit Daten aus dem 
sozio-ökonomischen Panel (SOEP) des DIW Berlin abgeglichen. Dazu zählen z.B. 
Angaben zur beruflichen und finanziellen Situation von Familien mit Kindern, aber 
auch zur Gesundheit und Lebenszufriedenheit. Erwartet wurde, dass sich aus 
diesem Vergleich weiterführende gesellschafts- und fachpolitische Implikationen 
ableiten lassen.

2.1	Angaben zur Person und  
zum Pflegebedarf
In 89 Prozent der Fälle handelt es sich bei den Befragten in der FamBer-Studie 
um die leiblichen Mütter. Unter den insgesamt 161 Alleinerziehenden in dieser Studie 
befanden sich fünf  alleinerziehende Väter sowie 13 alleinerziehende Pflegemütter. 
Da davon auszugehen ist, dass sich die Situation der Väter, aber insbesondere die 
der Pflegemütter grundsätzlich von der der leiblichen Mütter unterscheidet, diese 
aber zahlenmäßig für statistische Vergleiche zu gering vertreten sind, mussten wir 
sie aus den Analysen herausnehmen. Wir bedauern, dieser besonders margina­
lisierten Gruppe alleinerziehender Väter mit pflegebedürftigen Kindern nicht 
gerecht werden zu können. Hierzu sind eigenständige Studien notwendig. Somit 
beträgt die hier untersuchte Gruppe der alleinerziehenden Mütter ohne festen 
Partner 143 bzw. 15 Prozent aller leiblichen Mütter in der Gesamtstichprobe 
(Tab. 1). Die große Mehrheit (92 Prozent) der Kinder der Alleinerziehenden hat 
einen Pflegegrad, darunter 42 Prozent mit Grad 4 oder 5, d.h. Schwerstpflegebe­
dürftigkeit2. Darüber hinaus haben 90 Prozent ihrer Kinder eine nach SGB IX 
anerkannte Behinderung. 

2 � Pflegebedürftigkeit wurde zum 01.01.2017 vom Gesetzgeber neu definiert. Er berücksichtigt seitdem neben körperlichen auch kognitive, 
psychische und soziale Faktoren sowie Teilhabeaspekte. Das entsprechende neue Assessment zur Pflegebedürftigkeitsbegutachtung nach 
§ 15 SGB XI (www.gesetze-im-internet.de/sgb_11/__15.html) besteht aus sechs Modulen, deren Unterpunkte sich insgesamt auf 100 
Punkte summieren können. Aus diesen ergeben sich die 5 Pflegegrade, die somit die vorherigen Pflegestufen ablösten. Die Pflegegrade 
1–3 liegen im Range von 12,5 bis <70 Punkten, die Pflegegrade 4–5 (Schwerstpflegebedürftigkeit) im Range von 70–100 Punkten. Die 
Einstufung des Pflegegrads erfolgt durch den Medizinischen Dienst (www.medizinischerdienst.de) bzw. durch Sachverständige der Firma 
„Medicproof“ (www.medicproof.de) bei privat Versicherten. 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_11/__15.html
https://www.medizinischerdienst.de/
http://www.medicproof.de
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Tab. 1:	Charakteristika der Mütter und Pflegebedarf des Kindes  
im Vergleich (Mittelwerte bzw. %)

Alleinerziehende Paarfamilien p-Wert SOEP

Mütter

Alter in Jahren
(n=143)  
Ø 45,0

(n=808) 
Ø 41,9

<0,001 c (n=312) 
Ø 40,9

Höchster Bildungsabschluss (n=142) (n=806) 0,038 b (n=319)

Hauptschulabschluss 2,8% 3,6% 0,038 b 19,1%

Mittlerer Schulabschluss 33,8% 21,5% 0,038 b 27,3%

Fachhochschulreife 10,6% 11,7% 0,038 b 3,8%

Abitur 12,7% 18,5% 0,038 b 8,8%

Fachhochschule, Universität 40,1% 45,2% 0,038 b 24,5%

anderer Abschluss 0,0% 0,0% 0,038 b 16,6%

Erwerbstätigkeit (n=143) (n=808) 0,075 b (n=312)

voll erwerbstätig 22,4% 9,7% 0,075 b 34,9%

in Teilzeitbeschäftigung 50,3% 65,1% 0,075 b 38,5%

geringfügig oder unregelmäßig 4,9% 7,4% 0,075 b 3,8%

nicht erwerbstätig 21,0% 17,7% 0,075 b 20,8%

sonstiges 1,4% 0,1% 0,075 b 1,9%

Nettoäquivalenzeinkommen in € °
(n=129) 
Ø 1.739

(n=728) 
Ø 2.130

<0,001 c (n=298) 
Ø 1.439

Kinder

Alter in Jahren (n=142) Ø 12,8 (n=805) Ø 9,5 <0,001 c ---

Geschlecht (n=141) (n=806) 0,282 a ---

Junge 62,4% 57,6% 0,282 a ---

Mädchen 37,6% 42,4% 0,282 a ---

divers 0,0% 0,0% 0,282 a ---

Pflegegrad (n=131) (n=741) 0,256 b ---

1 3,1% 2,8% 0,256 b ---

2 17,6% 16,1% 0,256 b ---

3 37,4% 30,0% 0,256 b ---

4 18,3% 27,7% 0,256 b ---

5 23,7% 23,5% 0,256 b ---

anerkannte Behinderung (SGB IX) (n=134) (n=766) 0,197 a ---

ja 90,3% 92,8% 0,197 a ---

nein, aber Antrag ist gestellt 1,5% 2,5% 0,197 a ---

nein, nie beantragt 8,2% 4,7% 0,197 a ---

° �NÄE=Haushaltsnettoeinkommen / äquivalenzskalierter Wert (erste erwachsene Person=1 + zweite erwachsene Person=0,5 + Kinder ab 
14 Jahren=0,5 + Kinder unter 14 Jahren=0,3); a Chi-Quadrat-Test, b Mann-Whitney-U-Test, c t-Test

Quelle: Eigene Darstellung

Das Alter der alleinerziehenden Mütter reicht von 20 bis 66 Jahren. Im Durchschnitt 
sind sie 45 Jahre alt, die Nicht-Alleinerziehenden im Schnitt drei Jahre jünger. Das aus 
der Haushaltsgröße unter Berücksichtigung der jeweiligen Anzahl der Kinder unter 
und über 14 Jahren auf  Basis des Haushaltsnettoeinkommens berechnete Netto­
äquivalenzeinkommen beträgt durchschnittlich 1.739 Euro und fällt damit signifikant 
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geringer aus als das der Paarfamilien. In beiden Fällen liegt es jedoch über dem Ein­
kommen der vergleichbaren Haushalte im SOEP 2019. Der Bildungsgrad aller be­
fragten Mütter ist zudem deutlich höher als in der SOEP-Stichprobe. Insbesondere 
die nicht-alleinerziehenden Mütter stechen hier hervor. Doch bei ihnen ist die 
Voll-Erwerbsquote trotz ihrer hohen Qualifikation mit rund 10 Prozent (Teilzeit: 
65 Prozent) außerordentlich niedrig - hier erreichen die Alleinerziehenden einen 
Wert von 22 Prozent, was vermutlich in erster Linie der Existenzsicherung und den 
Versorgungsnotwendigkeiten geschuldet ist. Andererseits sind die alleinerziehenden 
Mütter im Vergleich mit den Paarfamilien aber auch häufiger nicht erwerbstätig.

2.2	Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
Gefragt nach etwaigen Hindernissen im Berufsalltag, welche die Pflegeaufgaben 
erschweren, kann nur jede Achte unter den Alleinerziehenden die Pflege gut mit dem 
Beruf  bzw. der Ausbildung vereinbaren (Abb. 1). Fast 70 Prozent haben zumindest 
„manchmal“ Probleme damit. Paarfamilien haben diesbezüglich signifikante, wenn­
gleich eher geringe Vorteile. Ein Regressionsanalyse unter Berücksichtigung sozio-
ökonomischer Faktoren (Alter der Mutter, Bildungsstatus, Erwerbstätigkeit, Haus­
haltseinkommen) und des Betreuungsaufwands (Alter des Kindes, Pflegegrad, Anzahl 
aller Kinder) ergibt darüber hinaus, dass die Vereinbarkeit von Beruf  und Pflege signi­
fikant mit dem Haushaltseinkommen und dem Alter des Kindes zusammenhängt: Je 
höher das Einkommen ausfällt und/oder je älter das betroffene Kind ist, desto seltener 
treten Probleme im Berufsalltag auf  (β=-0,094; p=0,028 bzw. β=-0,110; p=0,051). 

Abb. 1: Probleme im Berufsalltag, die die Pflegeaufgaben erschweren 
(in %)
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68,8

17,9
23,3

63,5

13,2
0%

25%

50%

75%

100%

nein, kann die Pflegesituation und
Beruf/Ausbildung gut vereinbaren

ja, manchmal gibt es Probleme ständig

Alleinerziehende (n=112) Paarfamilien (n=661)

p=0,015 (Mann-Whitney-U-Test)
Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter
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Unter den beruflichen Belastungen, die sich erschwerend auf  die Pflege auswirken, 
bestimmen hohe Arbeitsbelastungen für fast zwei Drittel der Alleinerziehenden den 
Alltag (Abb. 2). Überstunden werden von 33 Prozent der erwerbstätigen alleinerzie­
henden Mütter angegeben. Eine Minderheit leidet unter unflexiblen Arbeitszeiten 
und bemängelt, dass keine kurzfristige Urlaubsplanung möglich sei. Angesichts der 
Tatsache, dass die Partner (Männer) in der Regel vollerwerbstätig sind, ist es wenig 
überraschend, dass solche und andere Belastungen bei den Alleinerziehenden stär­
ker auftreten als bei den befragten Müttern in Paarfamilien.

Abb. 2: Berufliche Belastungen (in %; Mehrfachnennungen möglich)
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19,6

33,0

10,7

14,3

63,4

20,5

13,1
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unflexible Arbeitszeitregelung

hohe Arbeitsbelastung

Alleinerziehende (n=112) Paarfamilien (n=665)

**

**

*p<0,05; **p<0,01; ***p<0,001 (Chi-Quadrat-Test)
Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter

Fast ein Drittel der angestellten Beschäftigten geben an, „volle“ Unterstützung 
durch ihre Arbeitgeber hinsichtlich der Vereinbarkeit von Arbeit und Betreuung 
des Kindes zu erhalten (ohne Abb.). Weitere 43 Prozent können dies zumindest 
„teilweise“ behaupten. Ähnliches gilt für die Unterstützung durch Kolleginnen und 
Kollegen, die von 71 Prozent der Befragten erlebt wird. 

Konkrete Unterstützungsangebote, die der Arbeitgeber bietet, sind in Abb. 3 auf­
geführt. Demnach erhält rund die Hälfte der befragten Mütter die Möglichkeit, sich 
kurzfristig in Notsituationen von der Arbeit freistellen zu lassen. Ebenso viele 
können Teile der Arbeit zu Hause erledigen (Telearbeit) und/oder profitieren von 
flexiblen Arbeits- und Pausenzeiten. Deutlich weniger hilfreich sind die Arbeitgeber 
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trotz gesetzlicher Vorgaben bei der Gewährung eines längerfristigen unbezahlten 
Urlaubs bzw. Sonderurlaubs für Pflegeaufgaben oder hinsichtlich der Möglichkeit 
einer zeitlich begrenzten Teilzeitstelle. Insgesamt zeigt sich, dass alleinerziehende 
Mütter ähnlich gut oder schlecht unterstützt werden wie Mütter in Paarfamilien.

Abb. 3: Unterstützungsangebote der Arbeitgeber 
(in %; Mehrfachnennungen möglich)
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Beratung/Vermittlung
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*p<0,05; **p<0,01; ***p<0,001 (Chi-Quadrat-Test)
Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter

Die Mütter wurden außerdem gefragt, ob sich ihre Arbeits- bzw. Ausbildungszeiten 
aufgrund der Beeinträchtigung des Kindes verändert haben (Abb. 4). Bei gerade 
einmal 25 Prozent der alleinerziehenden Mütter blieb die Arbeitszeit unverändert, 
wohingegen sieben bis acht von zehn Befragten (75 Prozent) ihre Arbeit entweder 
um durchschnittlich 13,5 Stunden reduziert oder ganz aufgegeben haben. Nur eine 
Mutter hat ihren Arbeitsumfang erhöht. Bei den Paarfamilien sieht es ähnlich aus: 
Hier setzen nur 21 Prozent ihren Arbeitsumfang trotz des erhöhten Betreuungs­
bedarfs unverändert fort, bzw. elf  Mütter haben sogar erhöht, die Mehrheit hat ihre 
Arbeitszeit jedoch reduziert oder die Arbeit komplett aufgegeben.



151

Abb. 4: Veränderung der Arbeits-/Ausbildungszeit wegen 
der Beeinträchtigung des Kindes (in %)
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Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter

Gänzlich anders als für Erwerbstätige stellt sich die Situation für Mütter ohne beruf­
liche Tätigkeit dar. 32 Prozent von ihnen beabsichtigen „ganz sicher nicht“ oder 
„eher nicht“, in der Zukunft eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen. Insgesamt schätzen 
es zwei Drittel (65 Prozent) der Nicht-Erwerbstätigen für sich als „praktisch 
unmöglich“ ein, eine geeignete Stelle auf  dem Arbeitsmarkt zu finden (ohne Abb.). 
Zum Vergleich: In den SOEP-Daten für 2019 schätzen „nur“ 29 Prozent der 
erwerbslosen alleinerziehenden Mütter ihre Chancen auf  dem Arbeitsmarkt 
ähnlich pessimistisch ein. 

Danach gefragt, auf  welchen Gebieten sich die Befragten Sorgen machen, nimmt 
die berufliche und wirtschaftliche Situation eine wichtige Rolle ein (Abb. 5). Fast 
zwei Drittel der alleinerziehenden Mütter machen sich um die Versorgung und 
Absicherung ihres Kindes „große“ Sorgen. An zweiter Stelle folgen mit 54 Prozent 
die Sorgen um die eigene Gesundheit (SOEP-Vergleichsgruppe: 16 Prozent). Mit 
49 Prozent folgt an dritter Stelle die eigene Altersversorgung, die Anlass zur Beun­
ruhigung gibt (SOEP: 19 Prozent). Allein die Sicherheit des Arbeitsplatzes – sofern 
vorhanden – gibt „nur“ 18 Prozent der Befragten Anlass zur Sorge. Doch auch 
hier zeigen die SOEP-Daten für die Gesamtbevölkerung mit nur 9 Prozent ein 
unbeschwerteres Bild. 
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Abb. 5: Sorgen des täglichen Lebens („große Sorgen“ in %)
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Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter

Noch gravierender ist der Vergleich von Alleinerziehenden mit den Paarfamilien. 
Ob eigene wirtschaftliche Situation, Sicherheit des Arbeitsplatzes, eigene Altersver­
sorgung oder eigene Gesundheit – alles Themen, in denen sich beide Gruppen 
hoch signifikant unterscheiden (p<0,001). Alleinerziehende Mütter haben deutlich 
größere Sorgen als Mütter mit einem Partner im Haushalt.

2.3	Corona/Covid-19
Die Corona-Krise hat die Menschheit über mehr als drei Jahre belastet und viele 
Familien schwer, manche aber auch kaum getroffen. Demnach wirkt(e) sich Corona 
in vielen Bereichen negativ auf  die familiäre Situation der Eltern bzw. Mütter aus 
(Abb. 6). 

Fast drei Viertel der alleinerziehenden Mütter befürchten, dass eine Corona-
Infektion für die Gesundheit ihres Kindes bedrohlicher sei als für andere Kinder. 
Ebenso viele stellen einen erhöhten Pflege- und Betreuungsaufwand für ihr Kind 
fest und fühlen sich psychisch stärker belastet als andere Familien. Für 58 Prozent 
der Alleinerziehenden hat sich zudem auch die berufliche Situation sehr erschwert. 
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Abb. 6: Familiäre Situation in der Corona-Pandemie  
(„trifft eher zu“ oder „trifft völlig zu“ in %)
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Die Corona-Krise hat den Pflege- und
Betreuungsaufwand für mein Kind erhöht. (n=934)

Unsere Familie ist durch Corona psychisch stärker
belastet als andere Familien. (n=911)

Die Corona-Krise hat unseren Zusammenhalt in der
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Vorstellung davon, wie es uns ständig geht. (n=768)

Corona hat meine/unsere berufliche Situation sehr
erschwert. (n=908)

Die Pflege oder besondere Betreuung auch außerhalb
der Häuslichkeit, z. B. in Kita oder Schule ...

… war vor Corona gesichert. (n=892)

… ist heute gesichert. (n=888)

Alleinerziehende Paarfamilien

*p<0,05; **p<0,01; ***p<0,001 (Mann-Whitney-U-Test)
Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter

Positiv hervorzuheben ist, dass zwei von drei Müttern angaben, die Corona-
Pandemie hätte den Zusammenhalt in der Familie gestärkt. Dies gilt bemerkens­
werterweise auch für Familien mit nur einer alleinerziehenden Mutter. Die Erwartung, 
dass die Eltern durch Corona auf  ein besseres Verständnis bei anderen Familien für 
ihre Situation hoffen können, hat sich mehrheitlich nicht erfüllt (58-64 Prozent 
„trifft gar nicht“ oder „eher nicht“ zu). 

Angesichts der essentiellen Betreuungsnotwendigkeiten insbesondere der schwerst­
pflegebedürftigen Kinder sind die Ergebnisse zur Stabilität der außerhäuslichen 
Betreuung besorgniserregend. Bereits vor der Pandemie war diese in fast jeder 
fünften Familie nicht gesichert, in der Pandemie war dann fast jede dritte Familie 
betroffen. 
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2.4	Unterstützungsangebote  
für betroffene Familien 
Für Familien und insbesondere für Kinder mit besonderen Bedarfen gibt es eine 
Vielzahl von – teilweise sehr speziellen – Unterstützungs- und Entlastungsangeboten. 
Explizit für Erwerbstätige existieren gesetzliche Möglichkeiten zur Freistellung 
von beruflichen Tätigkeiten, sofern es die Pflege des Kindes erfordert. 43 bis 61 
Prozent der Alleinerziehenden kennen diese auch, genutzt werden sie jedoch nur 
von den wenigsten Familien (Tab. 2). Möglicherweise fehlen hier die erforderlichen 
Voraussetzungen (erwerbstätig, angestellt, Mindestbetriebsgröße) sowie ggf. die 
Zustimmung des Arbeitgebers. Denn mit Einschränkungen bei der mittelfristigen 
Freistellung (max. 6 Monate) nach dem Pflegezeitgesetz werden diese Unter
stützungsangebote von den wenigen, die diese in Anspruch genommen haben, als 
wenig hilfreich bewertet (ohne Darstellung in Tab.). 

Die anderen Unterstützungsangebote unterscheiden sich deutlich hinsichtlich des 
Wissensstandes und der Inanspruchnahme. Am bekanntesten sind einzelne, weit­
gehend etablierte Maßnahmen zur Pflege/Therapie (Verhinderungspflege oder 
Kurzzeitpflege, Frühförderung) und finanzielle Hilfen (Pflegegeld oder Pflege
sachleistungen, Krankengeld, Entlastungsleistung für häusliche Pflege). Die  
Zusammenfassung von Verhinderungspflege und Kurzzeitpflege in unserem Frage
bogen war bezüglich der Aussagekraft unglücklich, wir können aber auf  Basis der 
Freitextkommentierungen und der Erfahrungshintergründe unserer Expertinnen 
davon ausgehen, dass hier fast ausschließlich Verhinderungspflege gemeint ist, ins­
besondere, weil Kurzzeitpflegeangebote für Kinder so gut wie nicht existieren. 

Die Ergebnisse zur Beratung durch Selbsthilfegruppen und Elterninitiativen 
überraschen nicht, wurden die betroffenen Mütter doch zum einen über das 
Kindernetzwerk e.V. und seinen angeschlossenen Verbänden rekrutiert und sind 
zum anderen die Mütter selbst zur Hälfte in der Selbsthilfe organisiert. Entspre­
chend dem Wissensstand fällt die Inanspruchnahme all dieser Angebote mit 53 
(Alleinerziehende) bzw. 58 Prozent (Paarfamilien) auch überdurchschnittlich aus. 
Und noch etwas ist auffällig: Angebote, die von vielen Müttern genutzt werden, 
werden auch häufiger als hilfreich für die Betreuung des Kindes eingeschätzt 
(ohne Tab.). An erster Stelle stehen hier die finanziellen Unterstützungsleistungen 
wie z.B. das Pflegegeld. Hinsichtlich der Beratungsleistungen werden die Peer-
Beratungsangebote (durch Selbsthilfegruppen, Eltern-Initiativen) als deutlich hilf­
reicher erlebt als die professionellen Angebote der Pflegestützpunkte, EUTB oder 
Pflegekurse (im Detail siehe Kofahl/Nickel 2022).
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Tab. 2: Kenntnis und Nutzung von Unterstützungsangeboten (in %)

Kennt-
nis

Kennt-
nis

Kennt-
nis

Nut-
zung

Nut-
zung

Nut-
zung

Alleiner-  
ziehende

Paar-  
familien

p-Wert °
Alleiner-  
ziehende

Paar-  
familien

p-Wert °

Freistellung von der Arbeit

kurzfristig nach Pflegezeitgesetz  
(max. 10 bzw. 20 Tage) (PflegeZG) (n=939)

61,0 57,3 0,409 12,1 8,1 0,129

mittelfristig nach Pflegezeitgesetz  
(max. 6 Monate) (PflegeZG) (n=931)

45,7 49,6 0,397 2,9 2,4 0,726

langfristig nach Familienpflegezeitgesetz  
(Teilfreistellung max. 2 Jahre) (FPfZG) 
(n=931)

43,2 42,7 0,914 2,9 2,4 0,737

Pflege/Therapie

häusliche Krankenpflege oder  
Haushaltshilfe (SGB V § 37/38) (n=937)

80,9 82,7 0,609 30,5 32,3 0,675

Verhinderungspflege (SGB XI § 39) oder  
Kurzzeitpflege (SGB XI § 42) (n=939)

94,4 95,0 0,776 72,0 66,1 0,164

familienentlastende oder  
familienunterstützende Dienste (FeD/FuD)  
(SGB XI § 45b) (n=941)

73,4 73,1 0,927 35,0 32,6 0,577

Frühförderung  
(SGB VIII § 10; SGB IX § 46) (n=933)

81,4 89,8 0,004 55,7 62,4 0,133

Finanzielle Unterstützung

Pflegegeld oder Pflegesachleistungen  
(Pflegeversicherung) (n=940)

95,1 97,5 0,111 90,1 90,4 0,938

Krankengeld bei Erkrankung des Kindes  
(10 bzw. 20 Tage pro Jahr) (n=938)

89,4 89,8 0,888 49,3 48,5 0,860

Pflegeunterstützungsgeld  
(bis zu 10 Tage) (SGB XI § 44a) (n=941)

24,6 23,2 0,698 3,5 3,4 0,931

Hilfe zur Pflege  
(Sozialhilfe SGB XII §§ 61 bis 66) (n=943)

27,3 24,5 0,480 6,3 2,6 0,021

Entlastungsleistung für häusliche Pflege  
(125 EUR pro Monat) (n=940)

81,8 82,9 0,744 51,7 56,0 0,351

Beratung

Beratungsangebote  
durch die Pflegekasse (n=942)

69,0 71,1 0,610 44,4 43,6 0,870

Pflegekurse für Angehörige (n=942) 61,5 63,3 0,683 10,5 8,9 0,540

Pflegestützpunkte (n=940) 58,7 52,9 0,201 21,7 14,6 0,031

Ergänzende unabhängige  
Teilhabeberatung (EUTB) (n=940)

35,7 39,4 0,391 12,6 14,9 0,456

Selbsthilfegruppe oder  
Eltern-Initiative (n=942)

82,5 83,1 0,863 53,1 58,1 0,273

Behinderten- oder  
Gleichstellungsbeauftragte (n=941)

62,9 61,2 0,686 21,0 13,2 0,014

° Chi-Quadrat-Test
Quelle: Eigene Darstellung
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Bezüglich der Kenntnis von Unterstützungsangeboten existieren keine signifikan­
ten Unterschiede zwischen Alleinerziehenden und Paarfamilien. Die einzige Aus­
nahme betrifft den Bereich „Frühförderung“ (p=0,004). Hinsichtlich der Nutzung 
verschiedener Unterstützungsangebote zeigten sich signifikante Unterschiede 
bei der „Hilfe zur Pflege (p=0,021), den „Pflegestützpunkten“ (p=0,031) und 
„Behinderten- oder Gleichstellungsbeauftragten“ (p=0,014). Durchschnittlich häu­
figer werden diese Angebote von alleinerziehenden Müttern genutzt.

Insgesamt fallen die Unterschiede zwischen Alleinerziehenden und Paarfamilien 
jedoch kaum ins Gewicht. Bedeutsamer sind soziodemografische Merkmale der 
Mütter sowie der Pflegebedarf  der Kinder: So steigt das Wissen über Freistellungs­
möglichkeiten von der Arbeit mit dem Lebensalter der Mütter an. Je höher der 
Pflegegrad des Kindes ausfällt, desto größer ist auch die Kenntnis zu speziellen 
Unterstützungsangeboten, insbesondere im Bereich der Verhinderungs- und/oder 
Kurzzeitpflege, FeD/FuD und Frühförderung (β=0,204 bis 0,232, p<0,001). 
Bildungsabhängige Unterschiede lassen sich bis auf  wenige Ausnahmen (z.B. Beratung 
durch Selbsthilfegruppe oder Eltern-Initiative) nicht erkennen. 

Hinsichtlich der Inanspruchnahme ähnelt sich das Bild. Auch hier werden Ange­
bote am ehesten genutzt, je größer der Versorgungsbedarf  des Kindes nach dem 
Pflegegrad ausfällt (z.B. Verhinderungs- oder Kurzzeitpflege: β=0,230, p<0,001). 
Das Alter des Kindes ist vor allem für die Inanspruchnahme der Frühförderung 
(β=-0,179, p<0,001) und des Pflegeunterstützungsgeldes (β=0,160, p=0,002) von 
Bedeutung. 

Insgesamt gelingt es nach eigener Einschätzung nur 37 Prozent der Alleinerzie­
henden, den „Dschungel“ der Unterstützungsangebote „sehr gut“ oder „gut“ zu 
kennen und wahrzunehmen (Abb. 7). Art und Umfang von Hilfen und Unterstüt­
zungsmaßnahmen hängen dabei stark vom Versorgungs- und Pflegebedarf  des 
Kindes ab. So steigt diese Form der Gesundheitskompetenz der Mütter signifikant 
mit dem Pflegegrad (β=0,124, p=0,001), hängt aber auch unabhängig davon in 
einem gewissen Maß vom Bildungsgrad (höchster Schulabschluss) der Befragten ab 
(β=0,125, p=0,001). 
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Abb. 7: Gesundheitskompetenz bezüglich Unterstützungsangeboten 
(in %)
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Alleinerziehende (n=142) Paarfamilien (n=800)

p=0,029 (Mann-Whitney-U-Test)
Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass zunehmende Bedarfe seitens des 
pflegebedürftigen Kindes sowohl das Wissen über Unterstützungsangebote als 
auch deren Inanspruchnahme bestimmen, was letztlich auch der inhaltlichen 
Logik entspricht. 

2.5	Gesundheit und Lebensqualität
Die Selbsteinschätzung der eigenen Gesundheit basiert auf  einer entsprechenden 
Frage aus dem SOEP. In unserer FamBer-Studie schätzen nur 16 Prozent der 
Alleinerziehenden ihren Gesundheitszustand als „sehr gut“ oder „gut“ ein (Abb. 8). 
Im SOEP sind dies mit 53 Prozent fast dreimal so viele. Andersherum bewerten 
52 Prozent der alleinerziehenden Mütter mit pflegebedürftigen Kindern ihren 
eigenen Gesundheitszustand gegenwärtig als „weniger gut“ oder gar „schlecht“. Im 
SOEP trifft dies nur auf  14 Prozent der dort befragten alleinerziehenden Mütter 
zu. Der Gesundheitszustand variiert dabei in Abhängigkeit von sozio-ökonomischen 
Faktoren: Je höher der Bildungsgrad und/oder das Nettoäquivalenzeinkommen, 
desto besser wird der Gesundheitszustand eingeschätzt (β=0,080, p=0,035 bzw. 
β=0,104, p=0,007). Der Status Alleinerziehende vs. Paarfamilien hat – im Unter­
schied zu den Ergebnissen aus der Kindernetzwerk-Studie 2 (s. Abschnitt 3.8) – bei 
Kontrolle dieser und anderer potenzieller Confounder in der multivariaten Regres­
sionsanalyse keinen signifikanten Effekt.
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Abb. 8: Selbsteingeschätzte Gesundheit (in %)
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p<0,001 (Mann-Whitney-U-Test)
Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter

In Bezug auf  die Lebensqualität zeigen sich bei den Angehörigen mit kranken 
Kindern ähnliche Tendenzen wie bei der Beurteilung der eigenen Gesundheit. Auch 
im Vergleich mit Paarfamilien schneiden alleinerziehende Mütter signifikant 
schwächer ab. Insgesamt bewerten nur 18 Prozent der Mütter ihre Lebensqualität 
in den letzten vier Wochen als „sehr gut“ oder „gut“. Weitere 48 Prozent stufen sie 
immerhin noch als „mittelmäßig“ ein (Abb. 9). Dieser Unterschied bleibt in der Regres­
sionsanalyse auch unter Kontrolle von Bildung (n.s.), Pflegegrad des Kindes (n.s.), 
Nettoäquivalenzeinkommen (β= 0,114, p=0,003) und Alter (n.s.) hoch signifikant 
(β=0,135, p<0,001). Darüber hinaus trägt auch Erwerbstätigkeit (ja/nein) unabhängig 
von der Höhe des Einkommens positiv zur Lebensqualität bei (β=0,151, p<0,001).

Abb. 9: Lebensqualität in den letzten vier Wochen (in %)
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Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter
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Eng verknüpft mit der Lebensqualität ist die Frage, wie zufrieden eine Person mit 
verschiedenen Lebensbereichen ist (Abb. 10). Im SOEP wird dies auf  einer Skala 
von 0 bis 10 Punkten eingeschätzt. In unserer Gesamtstichprobe zeigt sich die 
relativ größte Zufriedenheit im Haushaltseinkommen, hier findet sich aber auch 
der deutlichste Unterschied zwischen Alleinerziehenden und Paarfamilien, welcher 
auch unter Kontrolle der oben bereits genannten weiteren Variablen bestehen 
bleibt (β=0,109, p=0,001). Im eher mittleren Bereich der Zufriedenheitsskala 
zwischen 4 und 6 Punkten liegen Haushaltstätigkeiten (5,7), Gesundheit (5,3) und 
Freizeit (4,2). Mütter in Paarfamilien sind in den meisten Bereichen zufriedener als 
die alleinerziehenden Mütter, diese Unterschiede lösen sich in den Regressions­
analysen jedoch auf, allein die Zufriedenheit mit dem Leben insgesamt zeigt hier 
eine Tendenz zum Nachteil der alleinerziehenden Mütter (β=0,072, p=0,053). 

Im SOEP-Vergleich mit Müttern von „gesunden“ Kindern haben die in unserer 
Studie befragten Mütter allerdings nur in Bezug auf  das Haushaltseinkommen 
höhere Zufriedenheitswerte, in allen anderen Lebensbereichen fallen diese signifi­
kant niedriger aus. 

Abb. 10: Zufriedenheit mit Bereichen des Lebens (Mittelwerte;  
0 „ganz und gar unzufrieden“ bis 10 „ganz und gar zufrieden“) 
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*p<0,05; **p<0,01; ***p<0,001 (t-Test) 
Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter
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2.6	 Besondere familiäre Belastungen
Um die Belastungen der Familien konkreter benennen zu können, wurde ein bereits 
erprobtes Instrument zur Messung von Belastungen bei Familien mit chronisch 
erkrankten und/oder behinderten Kindern eingesetzt, der sogenannte Familien-
Belastungs-Fragebogen (FaBel) (Ravens-Sieberer u. a. 2001). Die von uns eingesetzte, 
leicht gekürzte Fassung erfasst fünf  zentrale Dimensionen familiärer Belastung: a) 
tägliche und soziale Belastung, b) persönliche Belastung / Zukunftssorgen, c) finan­
zielle Belastung, d) Probleme bei der Bewältigung, e) Belastung der Geschwister. Eine 
Frage, die sich auf  den Partner bezieht, haben wir für diese Auswertung entfernt. In 
der folgenden Tabelle 3 sind zwei Items negativ kodiert „(-)“, die wiedergegebenen 
Prozentwerte sind inhaltlich in die entgegengesetzte Richtung zu interpretieren.

Es zeigt sich, dass die Befragten vor allem Probleme durch die täglichen psycho­
physischen und sozialen Belastungen wie Isolation von der restlichen Familie und 
Freunden, weniger Zeit für die Familie oder auch ganz allgemein weniger Zeit mit 
der Familie für gemeinsame (Freizeit-)Aktivitäten haben (Tab. 3). Eine besondere 
Belastung kann entstehen, wenn weitere Kinder im Haushalt leben – das betrifft zwei 
Drittel der Mütter. Nach Einschätzung von 71 Prozent der Alleinerziehenden sei es 
schwer, den anderen Kindern genügend Aufmerksamkeit zu schenken.

Tab. 3: Familiäre Belastungen  
(FaBel; „trifft ganz“ oder „weitgehend zu“ in %)

Alleiner- 
ziehende

Paar- 
familien

p-Wert°

Tägliche und soziale Belastung

Ich habe wegen der Krankheit meines Kindes aufgehört zu arbeiten. 
(n=721)

33,0 37,5 0,748

Die Leute in der Nachbarschaft meiden uns wegen der Krankheit 
unseres Kindes. (n=851)

23,8 18,7 0,109

Es ist schwer, eine zuverlässige Person zu finden, die auf das kranke 
Kind aufpasst. (n=899)

79,6 77,0 0,717

Wegen der Krankheit unseres Kindes sehen wir unsere Familie und 
unsere Freunde seltener. (n=914)

66,2 59,7 0,086

Die Pflege meines kranken Kindes nimmt so viel Zeit in Anspruch, dass 
ich kaum noch Zeit für mich und die anderen Familienmitglieder habe. 
(n=920)

77,2 61,0 0,005

Unsere Familie muss aufgrund der Krankheit meines Kindes auf einige 
Dinge (z.B. Besuche, kulturelle Veranstaltungen, Hobbys) verzichten. 
(n=911)

68,9 65,5 0,887

Aufgrund der Krankheit meines Kindes bin ich ständig übermüdet und 
abgespannt. (n=925)

79,3 74,0 0,060

Die Fahrten zu Ärzten, Therapeuten oder ins Krankenhaus sind eine 
Belastung für mich. (n=924)

76,4 75,1 0,811
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Alleiner- 
ziehende

Paar- 
familien

p-Wert°

Persönliche Belastung/Zukunftssorgen

Wegen der Krankheit wollte ich bzw. will ich keine weiteren Kinder 
bekommen. (n=799)

43,8 48,9 0,430

Die Verwandten mischen sich ein und glauben, besser zu wissen, 
was für mein krankes Kind gut ist. (n=865)

30,6 25,6 0,083

Niemand versteht, mit welcher ungeheuren Belastung ich fertig werden 
muss. (n=918)

79,0 73,6 0,450

Finanzielle Belastung

Die Krankheit verursacht der Familie finanzielle Probleme. (n=883) 49,6 26,4 <0,001

Ich muss meine Arbeitszeit verkürzen, weil ich mich um mein krankes 
Kind kümmern muss. (n=853)

82,5 81,1 0,245

Um die medizinischen Kosten decken zu können, ist zusätzliches 
Einkommen nötig. (n=798)

28,0 24,0 0,082

Probleme bei der Bewältigung

Wir stehen uns wegen der gemeinsamen Erfahrung als Familie näher. (-) 
(n=887)

53,5 32,6 <0,001

Wir versuchen unser Kind so zu behandeln, als wäre es ein ganz  
‚normales’ Kind. (-) (n=910)

17,6 14,9 0,048

Belastung der Geschwisterkinder

Es ist schwer, den anderen Kindern genügend Aufmerksamkeit zu 
schenken, weil mein krankes Kind mich so sehr in Anspruch nimmt. 
(n=655)

70,5 68,0 0,336

Durch die besonderen Bedürfnisse des kranken Kindes kommt es 
zwischen den anderen Kindern zu Streitereien. (n=586)

50,0 32,8 0,018

Meine anderen Kinder scheinen öfter krank zu sein und öfter unter 
Schmerzen und Beschwerden zu leiden als andere Kinder ihres Alters. 
(n=610)

14,5 12,8 0,477

(-) Item negativ umkodiert ° Mann-Whitney-U-Test
Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter

Eine Regressionsanalyse mit den fünf  Unterdimensionen des FaBel (als abhängige 
Variablen) zeigt die stärksten Zusammenhänge zwischen dem Pflegegrad des 
betroffenen Kindes mit der Skala „tägliche und soziale Belastungen“ (β=0,288, 
p<0,001). „Finanzielle Belastungen“ schlagen hier in etwas geringerem Maße zu 
Buche (β=0,173, p<0,001). „Probleme bei der Bewältigung“ korrelieren zwar signi­
fikant, aber nur geringfügig mit dem Pflegegrad. Zwischen diesem und „Persönliche 
Belastung/Zukunftssorgen“ und „Belastung der Geschwisterkinder“ existieren 
keine Zusammenhänge. Wie zu erwarten, hängt auch das Nettoäquivalenzeinkommen 
signifikant mit der Höhe der Belastung (finanziell, alltäglich/sozial) zusammen, 
andere Faktoren nur im Einzelfall (z.B. steigt die Belastung der Geschwisterkinder 
mit der Anzahl der Kinder im Haushalt). 

Die Mütter wurden auch gefragt, ob und wie viel Zeit sie für sich (z.B. für Sport, 
Fitness, sonstige Freizeitbeschäftigungen und Hobbies) haben. 23 Prozent der 
Alleinerziehenden gaben an, gar keine Zeit übrig zu haben. Im Durchschnitt bleiben 
den anderen 77 Prozent nur 3,8 Stunden pro Woche für persönliche Aktivitäten. 
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Zum Vergleich: 18 Prozent der Mütter in Paarfamilien gaben an, keine Zeit zu 
haben, bei einem Durchschnitt von 3,9 Stunden pro Woche.

2.7	Abschließende Freitextfragen
Zum Schluss der Befragung wurde den Müttern die Gelegenheit gegeben, in offener 
Form ihre ganz persönlichen Erfahrungen, Sichtweisen und Wünsche zum Thema 
„Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf  für Eltern mit einem pflegebedürftigen 
Kind“ mitzuteilen. Zwar haben nicht alle davon Gebrauch gemacht, dennoch lassen 
sich anhand der Häufungen bestimmter, von den Teilnehmenden genannter Begriffe 
die Prioritäten – nicht unbedingt in der Qualität, aber in der Quantität – erkennen. 
Selbstverständlich ist auch die Relevanz für das Fehlen oder die Verfügbarkeit von 
Hilfen sehr vom jeweiligen Kontext abhängig, wie auch die unterschiedlichen 
Erfahrungen als solche. In Abhängigkeit von den besonderen Bedarfen der Kinder 
oder auch von deren Alter und Entwicklungsstufen sind die Schwerpunkte und 
Themen außerordentlich heterogen.

Die folgenden drei Fragen wurden den Müttern am Ende der Online-Umfrage gestellt. 
Im Folgenden werden nur die Angaben der alleinerziehenden Mütter dargestellt.

„Welche Unterstützungsangebote zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf haben Ihnen bislang am 
meisten geholfen?“

Unterstützungsangebote, die aus Sicht von Alleinerziehenden am meisten geholfen haben, sind dabei 
zum großen Teil identisch mit den oben in Tab. 2 aufgeführten. Grundsätzlich werden viele der existie-
renden Unterstützungsangebote als hilfreich empfunden – sowohl finanzielle (z.B. Pflegegeld) als auch 
direkte Unterstützung bei der Pflege (z.B. Pflegedienste, FeD/FuD) (Tab. 4). Bemängelt wird, dass die 
Unterstützung – in der Regel regional bedingt, d.h. insbesondere in den ländlichen Räumen – teilweise 
nur eingeschränkt verfügbar ist. Auch ist die Anzahl derjenigen, die von sich aus gesagt haben, sie 
hätten keine Unterstützungsangebote gehabt, bzw. die in Anspruch genommenen als nicht hilfreich 
erlebt, ziemlich groß.

Tab. 4: Hilfreiche Unterstützungsangebote (Freitextangaben)

Kategorien Schlüsselwörter Beispiele Anzahl

1  Finanzielle  
    Unterstützung

Pflegegeld
Pflegegrad
Entlastungsbeitrag
Betreuungs- und 
Entlastungsleistung

„Das Pflegegeld ist notwendig, um 
die verringerte Arbeitsleistung ein 
wenig zu kompensieren. Die geistige 
und körperliche Belastung sieht aber 
keiner.“

28

2  Alltags- 
    unterstützung

Familie/Freunde/Nachbarn
Haushalts-/Reinigungshilfe
Eingliederungs-/Einzelfallhilfe

„Meine Eltern, die jederzeit verfüg-
bar sind, wenn ein Kind krank ist 
und wenn berufliche Zusatztermine 
anstehen.“

25
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Kategorien Schlüsselwörter Beispiele Anzahl

3  Pflege

FeD/FuD
Betreuungsangebote
Verhinderungspflege
Kurzzeitpflege
Pflegedienst
Hospiz
Reha

„Verhinderungspflege: auch deshalb, 
weil niedrigschwellig - ohne großen 
Formularaufwand. Dies entlastet 
einerseits Partnerschaft, zudem kann 
Betreuung in den Ferien abgedeckt 
werden (bei geringem Teilzeitjob).“

51

4  Kinderbetreuung

Kita/Kindergarten/Schule
Integrationskraft/Schulbegleitung
Babysitter
Fahrdienst

„Die Möglichkeiten der gesicherten 
Krippen- und Kitabetreuung, sowie 
der verlässlichen Grundschule haben 
uns bis jetzt am meisten geholfen.“

23

5  Flexible Arbeits- 
    bedingungen

Flexible Arbeitszeiten
Teilzeit
Homeoffice
Kinderkranktage
Zusätzliche Pflegezeit

„Möglichkeit, im Homeoffice zu 
arbeiten.“ / „Dass meine Kollegen 
häufig Dienste tauschen oder früher 
kommen, so dass ich für meine Kinder 
sorgen kann.“

23

6  Beratung,  
    Therapie

Beratung
Pflegeberatung/Kurse
Selbsthilfe
Therapien/Förderung

„Die größte Stütze ist die Selbst-
hilfegruppe, weil man hier in den 
Erfahrungsaustausch gehen kann und 
wieder wertvolle Tipps für den Alltag 
bekommt.“

12

7  Keine
Keine/keine passenden 
Angebote
Mangelnde Aufklärung

„In unserer Region gab es seinerzeit  
keinerlei Angebote für Intensivkinder.“

15

Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter

„Gibt oder gab es bezüglich Ihrer beruflichen oder Ausbildungssituation bzw. Ihrer beruflichen Vorstel-
lungen und Wünsche oder Ihrer beruflichen Karriere besondere Herausforderungen oder Probleme?“

Besondere Herausforderungen oder Probleme bezüglich der beruflichen oder Ausbildungssituation 
bzw. beruflichen Vorstellungen und Wünsche zur beruflichen Karriere sind Thema einer weiteren Frage 
gewesen. Fast durchweg existieren große Probleme in der Karriereplanung sowie der Vereinbarkeit 
von Beruf und Pflege (Tab. 5). Viele alleinerziehende Mütter mussten ihre Arbeit aufgeben oder arbeiten 
unter Druck in Vollzeit. Speziell Frauen in selbstständiger Tätigkeit berichten vermehrt von fehlender 
Unterstützung in ihrer Berufsgruppe.

Tab. 5: Berufliche Herausforderungen und Probleme (Freitextangaben)

Kategorien Schlüsselwörter Beispiele Anzahl

1  Karrierepläne

Karrierepläne unmöglich/ 
verworfen/erschwert
Berufliche Veränderungen
Unsicherheiten/Probleme im 
beruflichen Kontext
Erschwerte Suche nach 
geeignetem Arbeitsplatz/ Beruf

„Unsere Tochter wird ihr Leben lang 
rund um die Uhr betreut/beaufsich-
tigt werden müssen, da ist keine 
Vollzeitstelle mit beruflicher Karriere 
möglich.“ / „Ich würde mich gerne 
noch weiterqualifizieren, verfüge 
jedoch nicht über die zeitlichen und 
kräftemäßigen Ressourcen.“

21

2  Belastung  
    eigene  
    Gesundheit

Ängste
Psychische und körperliche 
Belastung

„Durch die Pflege des Kindes bin ich 
oft müde und erschöpft. Verständnis 
und Hilfe wären hilfreich.“

5
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Kategorien Schlüsselwörter Beispiele Anzahl

3  Vereinbarkeit  
    von Beruf und  
    Pflege

Betreuungsprobleme
Unzureichende Flexibilität 
hinsichtlich Arbeitszeiten und 
Arbeitsort
Auswirkungen von Corona

„Ich denke, dass ich diese Doppelbe-
lastung nicht mehr länger durchhalten 
kann, da meine Arbeit sehr stressig 
ist und ich nur nach Zahlen gemessen 
werde.“

47

4  Unverständnis  
    Arbeitsumfeld

Fehlende Wertschätzung
Lohn für Pflege

„Nicht alle Vorgesetzten und Kollegen 
erkennen an, was man leistet, wenn 
man Kinder mit Beeinträchtigung 
hat.“

6

5  „Nein“ Nein

„Eher nein, mein Arbeitgeber ist ent-
gegenkommend; wo es nicht verein-
bart werden kann, springt mein Mann 
ein (Arbeit abends, am Wochenende, 
Dienstreisen).“

7

Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter

„Wenn Sie Unterstützungsmaßnahmen für Ihre Vereinbarkeit von Pflege und Beruf frei wählen oder 
sich wünschen könnten, welche wären dies oder könnten diese sein?“

Danach gefragt, welche Unterstützungsmaßnahmen sich alleinerziehende Mütter für die Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf frei wählen oder wünschen könnten, werden mehrheitlich professionelle und 
zuverlässige Hilfsangebote genannt, die sie besser entlasten und unterstützen, aber auch vor negativen 
Konsequenzen der Arbeitgeber schützen (Tab. 6). Außerdem wünscht sich eine Vielzahl von Müttern 
flexiblere Betreuungsmöglichkeiten (z.B. Haushaltshilfe), auf die auch kurzfristig zurückgegriffen 
werden kann, sowie finanzielle Entlastungen. Überhaupt ist für die beruflich Tätigen „Flexibilität“ eines 
der am häufigsten genannten Stichwörter, das sich durch sehr viele Erzählungen und Kommentare zieht.

Tab. 6: Gewünschte Unterstützungsmaßnahmen (Freitextangaben)

Kategorien Schlüsselwörter Beispiele Anzahl

1  Arbeits- 
    situation

Flexible Arbeitszeiten
(Temporäre) Teilzeitmöglichkeiten
Freistellungen/mehr Kinderkrank-
tage/Sonder- bzw. Mehrurlaub
Homeoffice

„Anreize für Arbeitgeber, uns pflegende 
Eltern zu beschäftigen, wären gut 
(ähnlich zur Beschäftigung von Schwer-
behinderten)“/„Mehr Homeoffice- 
Angebote durch Arbeitgeber.“ 

29

2  Finanzen
Finanzielle Unterstützung
Mehr Pflegegeld

„Gehalt für die Pflege von Angehörigen, 
damit man seine Arbeitszeit ohne 
Verluste senken kann.“

39

3  Betreuung/ 
    Therapien

Qualifizierte Betreuung
Zuverlässige Betreuung
Nachmittags- und Ferien-
betreuung
Flexiblere Betreuung

„Professionelle Betreuungsmöglichkei-
ten, garantierte Betreuungszeiten in der 
Schule, aber auch zu Hause (zu lange 
Nachmittagsbetreuung ist aufgrund  
von Überforderung nicht möglich).“

67

4  Verständnis/ 
    Anerkennung

Verständnis
„Einfach mehr Verständnis bei den 
unsichtbaren Behinderungen.“

4

5  Alltags-   
    unterstützung

Haushaltshilfe
Unbürokratische Hilfen

„Haushaltshilfe und Hilfe bei der 
Kinderbetreuung, soziale Absicherung 
(Rentenbeiträge etc.), schnell verfüg
bare Therapieplätze oder andere 
unterstützende Maßnahmen.“

39
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Kategorien Schlüsselwörter Beispiele Anzahl

6  Bildung/ 
    Weiterbildung

Bildung
„Aufklärungsarbeit für die nicht 
behinderten Kita-Kinder.“

3

7  Weniger  
    Bürokratie

Bürokratie
Verwaltungsaufwand
Öffnungszeiten

„Mehr Flexibilität auf Seiten der Ämter 
und Blick auf individuelle Situationen mit 
individuellen Entscheidungen.“/„Nicht 
um jede Hilfe kämpfen zu müssen!“

21

Quelle: Eigene Darstellung, FamBer-Datensatz, Angaben der Mütter

Zusammengefasst zeigt dieser Ausschnitt eine Vielzahl der auch an anderen Stellen 
der Umfrage ermöglichten Kommentierungen. Ein Motiv der Eltern, sich an der 
Studie zu beteiligen und sich Zeit zu nehmen, die eigene Situation auch in eigenen 
Worten zu beschreiben bzw. unsere Fragen zu kommentieren und inhaltlich 
zu erweitern, ist mit Sicherheit mit der Hoffnung verbunden, auf  diesem Wege 
Einfluss auf  politische Entscheidungen und Maßnahmen zur Verbesserung der 
Versorgung zu nehmen. In zusammengefasster Form sind viele der durch diese 
Studie ermittelten und dargestellten Probleme bereits in unterschiedlichen Absichts­
bekundungen im Koalitionsvertrag von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und  
FDP benannt und als politischer Handlungsbedarf  hervorgehoben (SPD/ Bündnis 90/
Die Grünen/ FDP 2021). 

2.8	Ergebnisse aus der Kindernetzwerk-
Studie 2 (2013) 
In einer gemeinsamen Studie des Kindernetzwerks e.V. (knw) und des Instituts für 
Medizinische Soziologie wurden im Jahr 2013 1.576 Eltern von chronisch kranken 
und/oder behinderten Kindern im Rahmen einer Online-Erhebung zu ihrer Lebens- 
und Versorgungssituation befragt. Diese sogenannte Kindernetzwerk-Studie 2 war 
eine Folgeuntersuchung einer ersten Studie, die das knw 2004 durchgeführt hatte. 
Auf  die Methodik soll an dieser Stelle nicht eingegangen werden, da diese in anderen 
Publikationen ausführlich dargestellt ist (Kofahl/Lüdecke 2014). Eine gezielte Aus­
wertung der Angaben von Alleinerziehenden pflegebedürftiger Kinder hat bislang 
aber noch nicht stattgefunden. Im Folgenden vergleichen wir deshalb die Daten der 
alleinerziehenden Mütter mit denen der Mütter in Paarfamilien.

In die Auswertungen sind von den 1.567 Fällen nur die Daten der leiblichen Mütter 
eingegangen. Auch hier war wie in der oben dargestellten FamBer-Studie die Zahl 
der alleinerziehenden Väter (n=4) und der von der Mutter getrennten Väter, die 
abwechselnd mit den Müttern die Kinder erziehen (n=6), zu klein für statistische 
Auswertungen. Konsequenterweise mussten dann alle Väter, die die Umfrage 



166

beantwortet haben, aus den Analysen herausgenommen werden, um die Vergleiche 
zwischen den 166 alleinerziehenden Müttern mit den 1.170 in häuslicher Partner­
schaft lebenden Müttern nicht zu verfälschen.

Stichprobe

Die alleinerziehenden Mütter sind – wie auch in der oben beschriebenen 
FamBer-Studie – im Durchschnitt drei Jahre älter als die Mütter in Paarfamilien 
(44,3 vs. 41,1 Jahre; p<0,001 (t-Test)). Ähnlich groß ist auch der Unterschied 
im Alter der betroffenen Kinder (12,5 vs. 9,7 Jahre; p<0,001, t-Test), und auch die 
Zahl der Geschwisterkinder divergiert. So haben 59 Prozent der Alleinerziehenden 
mindestens ein weiteres Kind, bei den Müttern mit Partner im Haushalt sind es 
77 Prozent. In ihren Bildungsabschlüssen unterscheiden sich die Mütter allerdings 
nicht (p=0,454; Mann-Whitney-U-Test). Insgesamt haben 18 Prozent von ihnen 
keinen oder höchstens einen Hauptschulabschluss, 27,8 Prozent Mittlere Reife, 
19,7 Prozent (Fach-)Hochschulreife und 34,5 Prozent ein abgeschlossenes Studium.

Ergebnisse

Im Folgenden werden zunächst die Unterschiede zwischen alleinerziehenden Müttern 
und den Müttern in Paarfamilien deskriptiv dargestellt. Um die hierin enthaltenen 
Verzerrungen durch soziodemografische Unterschiede und verschiedene Bedarfs­
konstellationen der betreffenden Kinder zu kompensieren, werden die für die Frage­
stellung relevanten Variablen in multivariaten Regressionen untersucht. 

Signifikante Unterschiede zwischen Alleinerziehenden und Nicht-Alleinerziehenden 
zeigen sich in der selbsteingeschätzten Gesundheit („Wie würden Sie Ihren Gesund­
heitszustand im Allgemeinen beschreiben?“) (p=0,022; Mann-Whitney-U-Test) 
und in der selbsteingeschätzten Lebensqualität („Wie würden Sie insgesamt Ihre 
Lebensqualität in den letzten vier Wochen beurteilen?“) (p<0,001; M-W Test). Auch 
der in dieser Studie eingesetzte SF-12 bildet diese Unterschiede ab. In der körper­
bezogenen Lebensqualität ist der Unterschied zwar relativ gering (44,6 vs. 46,9 von 
100 Punkten), aber statistisch signifikant (p=0,004; t-Test). Ein wenig größer ist 
der ebenfalls signifikante Unterschied in der psychischen Lebensqualität (37,8 vs. 
40,6 Punkte; p=0,005; t-Test). Unabhängig von der Frage, ob alleinerziehend oder 
nicht, liegen die Werte insbesondere bei der psychischen Lebensqualität deutlich 
unter der Bevölkerungsnorm sowie einer Vergleichsstichprobe von Müttern mit 
gesundheitlich unbeeinträchtigten Kindern aus einer Repräsentativerhebung mit 
439 Müttern und Vätern im selben Jahr (Kofahl/Lüdecke 2014).

Bezieht man diese repräsentative Vergleichsgruppe (VG) (27 alleinerziehende Mütter 
und 275 Mütter in Paarfamilien) mit ein, zeigen die beiden folgenden Abbildungen, 
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dass die Alleinerziehenden in den jeweils beiden Stichproben schlechtere Werte  
sowohl in der selbsteingeschätzten Gesundheit als auch in der Lebensquali­
tät haben, und sich das Niveau zwischen den beiden Stichproben nochmals 
zuungunsten der Mütter mit chronisch kranken und/oder pflegebedürftigen 
Kindern verschiebt. 

Abb. 11: Selbsteingeschätzte Gesundheit von Müttern mit pflege-
bedürftigen (knw) und gesunden (VG) Kindern, alleinerziehend und 
mit Partner im Vergleich (in %)
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Quelle: Eigene Darstellung, knw-Datensatz, Angaben der Mütter

Abb. 12: Lebensqualität von Müttern mit pflegebedürftigen (knw) 
und gesunden (VG) Kindern, alleinerziehend und mit Partner im 
Vergleich (in %)
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Ein weiterer gravierender Unterschied besteht im Äquivalenzeinkommen (p<0,001). 
Die alleinerziehenden Mütter lagen 2013 mit durchschnittlich 1.216 Euro/Monat 
(SD=494 Euro) 18 Prozentpunkte unter dem Einkommen der Mütter in Paarfamilien 
(1.483 Euro/Monat, SD=569 Euro). Zum Vergleich: Die in Paarfamilien lebenden 
Mütter in der Vergleichsgruppe hatten im selben Jahr ein Nettoäquivalenzeinkom­
men von 1.901 Euro (n=226, SD=746 Euro), die alleinerziehenden Mütter kamen 
sogar auf  1.973 Euro (kleine Stichprobe: n=21, SD=897 Euro).

Dementsprechend sind 36 Prozent aller alleinerziehenden Mütter bzw. mindestens 
eines ihrer Kinder Empfängerinnen von Transferleistungen („Sind Sie oder ein 
Mitglied Ihres Haushaltes Bezieher von Hartz IV Leistungen?“), bei den Müttern 
mit Partner im Haushalt betrifft dies nur 5,4 Prozent (p<0,001; Chi-Quadrat-Test). 
Dabei unterscheiden sich die beiden Müttergruppen hinsichtlich ihrer Berufstätig­
keit nicht – ein Drittel von ihnen war im Jahr 2013 gar nicht berufstätig, und nur 
10,4 Prozent bzw. 11,2 Prozent waren Vollzeit berufstätig. Die anderen Mütter sind 
in etwa gleichen Größenordnungen geringfügig beschäftigt (11,5 Prozent) oder in 
Teilzeit (43,5 Prozent). Hier zeigt sich, wie bedeutsam das (meist höhere) Einkom­
men des Vaters für die wirtschaftliche Situation der Familie ist. 

Jede zweite Mutter (48,7 Prozent) gab an, dass sie mehr Unterstützung für den Haus­
halt brauche („ja“ oder „eher ja“), Alleinerziehende und Mütter in Paarfamilien ant­
worteten hier nahezu identisch. Bzgl. der Hilfs- und Pflegebedarfe der Kinder sind 
die Kinder von Alleinerziehenden im Durchschnitt etwas bedürftiger als die Kin­
der in den Paarfamilien. 2013 existierten noch keine Pflegegrade, sondern nur die 
Unterteilung in die Pflegestufen I bis III bzw. IIIa (Härtefälle). Keine Pflegestufe 
bzw. abgelehnte Anträge haben wir als Pflegestufe „0“ klassifiziert. 73,5 Prozent der 
alleinerzogenen Kinder hatten eine Pflegestufe von mindestens I, in den Paarfamilien 
betraf  dies nur 62 Prozent der Kinder. Auch waren die Pflegestufen bei den Erst
genannten höher (p=0,009; M-W Test). Trotz dieses höheren Bedarfs der Kinder 
und des höheren Anteils eines Transferleistungsbezugs nahmen die Alleinerziehen­
den nicht häufiger eine „Hilfe zur Pflege aus der Sozialhilfe gemäß SGB XII“ in 
Anspruch als die Mütter in Paarfamilien (12,7 vs. 11,2 Prozent, n.s.), obgleich sie mehr 
als sechsmal häufiger Sozialhilfe bezogen als die Mütter in Paarfamilien. 

Auf  die Frage „Ist die Pflege oder besondere Betreuung auch außerhalb der Häus­
lichkeit, z.B. in Kita oder Schule gesichert?“ gaben die Alleinerziehenden signifikant 
häufiger an, dass dies (eher) nicht der Fall sei (23,8 vs. 15,7 Prozent; p=0,036; 
M-W Test). Auch in der Bewertung der bis zu dem Befragungszeitpunkt erfah­
renen Information und Beratung zeigen sich die Alleinerziehenden enttäuschter als 
die Mütter in Paarfamilien („Wie zufrieden waren und sind Sie insgesamt mit der 
bisherigen Information und Beratung?“) (p=0,034; M-W Test).

Knapp 83 Prozent aller Mütter antworteten auf  die Frage „Waren die Anträge, Begutach­
tungen und Kontakte zu Versicherungen und Ämtern zeitlich belastend?“ mit „eher ja“ 
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(32 Prozent) oder „ja“ (51 Prozent), die Alleinerziehenden stimmten dem etwas häufiger 
zu. Dies wird vermutlich ein wesentlicher Grund dafür sein, dass die alleinerziehenden 
Mütter hochsignifikant häufiger die Frage „Haben Sie auf  Antragstellungen für Leistun­
gen wegen des damit verbundenen Aufwandes verzichtet?“ mit „ja“ beantwortet hatten, 
als die Mütter mit Partner im Haushalt (49 vs. 35 Prozent). Die multivariaten Analysen 
unter Kontrolle von Alter der Mutter, Pflegebedarf  der Kinder, Haushaltsgröße und 
Einkommen zeigen, dass nur der Status als Alleinerziehende (β=0,102, p=0,003) und die 
Bildung (β=-0,095, p=0,007) signifikant mit diesem „Verzicht“ assoziiert sind.

Um die bestehenden Unterschiede zwischen den Teilstichproben in der Analyse aus­
gleichen zu können, wurden, wie bereits im obigen Absatz zum „Leistungsverzicht“ 
dargestellt, die Confounder auch in den folgenden multiplen Regressionen berück­
sichtigt. Da im Rahmen dieser Querschnittsstudie nur die Assoziationen und nicht 
die kausalen Ursachen-Wirkungszusammenhänge abgebildet werden können, können 
abhängige und unabhängige Variablen „die Seiten tauschen“.

In Tab. 7 zeigt sich, dass unter Kontrolle von Alter, – welches durchaus einen signifikan­
ten Effekt auf  das Äquivalenzeinkommen hat –, das Leben in häuslicher Partnerschaft 
die Wahrscheinlichkeit für ein höheres Einkommen um ca. 340 Euro steigert und somit 
sogar den ebenfalls relativ hohen Einfluss der Bildung der Mütter auf  die Höhe des 
Einkommens übersteigt. Die Anzahl der Kinder und der Grad der Pflegebedürftigkeit 
senken wiederum das Äquivalenzeinkommen, obgleich zusätzliche Einkünfte wie 
Kinder- und Pflegegeld in den Haushalt einfließen. Dass die Zahl der Arbeitsstunden 
im Durchschnitt zu einem höheren Einkommen führt, ist natürlich nicht überraschend.  

Tab. 7: Zusammenhänge zwischen Alter, Familienstatus, Pflegebedürf
tigkeit des Kindes und Anzahl der Kinder mit Haushaltsäquivalenz
einkommen; n=1.005; multiple lineare Regression

abhängige Variable:  
Haushaltsäquivalenzeinkommen

B 95% CI β p

Alter in Jahren 10,1 5,7 14,5 0,133 <0,001

in häuslicher Partnerschaft (0=nein, 1=ja) 337,5 244,5 430,6 0,203 <0,001

Anzahl aller Kinder (0-7+) -96,4 -127,6 -65,7 -0,176 <0,001

Pflegestufe (0-3) -41,8 -69,8 -13,8 -0,084 <0,001

Bildungsstatus (1=niedrig, 2=mittel, 3=hoch) 241,1 186,8 295,4 0,249 <0,001

erwerbstätig  
(nein=0, geringfügig=1, Teilzeit=2, Vollzeit=3)

101,1 70,1 132,1 0,188 <0,001

R-Quadrat=0,165
Quelle: Eigene Darstellung, knw-Datensatz, Angaben der Mütter

Im Gegensatz zu der oben wiedergegebenen Abb. 11 zeigt sich der in Tab. 8 dar­
gestellte signifikante Unterschied in der Gesundheit der alleinerziehenden Mütter 
in der multiplen Regressionsanalyse nicht mehr, da er sich durch andere Faktoren 
erklärt. Dies sind in erster Linie das Äquivalenzeinkommen und die Pflegestufe des 
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betroffenen Kindes. (Da sich beim Äquivalenzeinkommen der Regressionskoeffi­
zient B und somit auch das Vertrauensintervall erst ab der vierten Nachkommastelle 
zeigen, hilft hier der Blick auf  den standardisierten Regressionskoeffizienten β).

Tab. 8: Zusammenhänge zwischen Alter, Familienstatus, Pflegebe-
dürftigkeit des Kindes, Anzahl der Kinder und Haushaltsäquivalenz
einkommen mit selbsteingeschätzter Gesundheit; n=990; multiple 
lineare Regression

abhängige Variable: subjektive Gesundheit 
(1=ausgezeichnet, 5=schlecht)

B 95% CI β p

Alter in Jahren 0,009 0,002 0,016 0,087 0,008

in häuslicher Partnerschaft (0=nein, 1=ja) -0,043 -0,188 0,102 -0,019 0,557

Anzahl aller Kinder (0-7+) -0,071 -0,118 -0,023 -0,092 0,004

Pflegestufe (0-3) 0,078 0,035 0,121 0,113 <0,001

Bildungsstatus (1=niedrig, 2=mittel, 3=hoch) -0,130 -0,216 -0,045 -0,097 0,003

erwerbstätig  
(nein=0, geringfügig=1, Teilzeit=2, Vollzeit=3)

-0,069 -0,117 -0,021 -0,093 0,005

Äquivalenzeinkommen 0,000 0,000 0,000 -0,134 <0,001

R-Quadrat=0,076
Quelle: Eigene Darstellung, knw-Datensatz, Angaben der Mütter

Anders als bei der selbsteingeschätzten Gesundheit wird die Lebensqualität durch 
den Status als Alleinerziehende negativ beeinflusst, wobei dieser Effekt mit einem 
β von unter 0,1 ziemlich gering ist. Die stärksten Einflussfaktoren sind zu nahezu 
exakt gleichen Effektstärken der Pflegebedarf  des Kindes, die Bildung und das 
Einkommen. (siehe Tab. 9)

Tab. 9: Zusammenhänge zwischen Alter, Familienstatus, Pflegebe-
dürftigkeit des Kindes, Anzahl der Kinder und Haushaltsäquivalenz
einkommen mit Lebensqualität; n=990; multiple lineare Regression

abhängige Variable: Lebensqualität 
(1=sehr schlecht, 5=sehr gut)

B 95% CI β p

Alter in Jahren -0,002 -0,009 0,005 -0,022 0,497

in häuslicher Partnerschaft (0=nein, 1=ja) 0,185 0,034 0,336 0,076 0,016

Anzahl aller Kinder (0-7+) 0,072 0,022 0,122 0,090 0,005

Pflegestufe (0-3) -0,090 -0,135 -0,046 -0,124 <0,001

Bildungsstatus (1=niedrig, 2=mittel, 3=hoch) 0,174 0,085 0,263 0,123 <0,001

erwerbstätig  
(nein=0, geringfügig=1, Teilzeit=2, Vollzeit=3)

0,063 0,012 0,113 0,080 0,014

Äquivalenzeinkommen 0,000 0,000 0,000 0,126 <0,001

R-Quadrat=0,089
Quelle: Eigene Darstellung, knw-Datensatz, Angaben der Mütter
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3Diskussion und Empfeh-
lungen für die Praxis
Die vorliegende Expertise beruht auf  zwei bundesweiten Studien, die sich u.a. mit 
der Frage der Lebenssituation alleinerziehender Elternteile mit einem pflegebedürf­
tigen Kind – speziell Mütter – im Vergleich zu Paarfamilien auseinandersetzt. Im 
Folgenden werden die wichtigsten Ergebnisse diskutiert und Handlungsempfeh­
lungen für die Praxis formuliert. 

3.1	Diskussion
Im Vergleich mit der Kindernetzwerk-Studie 2 aus dem Jahr 2013 (Kofahl/Lüdecke 
2014) sind die Pflegebedarfe und Behinderungen der Kinder in der FamBer-
Untersuchung wegen der Fokussierung auf  Pflegebedürftigkeit insgesamt deutlich 
ausgeprägter. In der Kindernetzwerk-Studie 2 war der Fokus weiter gefasst, hier 
waren auch chronisch kranke Kinder ohne Behinderung und/oder Pflegebedürf­
tigkeit eingeschlossen. Des Weiteren fällt auf, dass insbesondere die teilnehmenden 
alleinerziehenden Mütter in der FamBer-Studie noch gebildeter und wirtschaftlich 
besser situiert sind als in der damaligen Befragung – auch unter Berücksichtigung 
von Inflation und Ausmaß der Pflegebedarfe. Dies ist zum Teil auf  einen Genera
tioneneffekt zurückzuführen, da das Bildungsniveau in Deutschland insgesamt 
über die Jahre gestiegen ist (Blaeschke/Freitag 2021), was sich in dem hohen sozio-
ökonomischen Status (Bildung, Haushaltseinkommen, Beruf) der Teilnehmenden 
widerspiegelt, der für den Personenkreis der Eltern pflegebedürftiger Kinder als 
überdurchschnittlich bewertet werden muss. Wir müssen davon ausgehen, dass die 
höher Gebildeten und besser Verdienenden eine höhere Teilnahmebereitschaft an 
der Studie hatten und somit überrepräsentiert sind.

Die Ergebnisse aus der Kindernetzwerk-Studie 2 fallen hinsichtlich der Unterschie­
de zwischen alleinerziehenden Müttern und Müttern mit festem Partner im Haus­
halt ähnlich aus wie in der FamBer-Studie. Tatsächlich waren die Bewertungen der 
Mütter zu ihrer Gesundheit und Lebensqualität vor zehn Jahren sogar etwas besser 
als in der heutigen FamBer-Studie, was im Wesentlichen jedoch auf  die deutlich 
größeren Pflegebedarfe der Kinder in dieser Untersuchung zurückzuführen ist. Der 
Status „alleinerziehend“ stellt wie vermutet eine zusätzliche Belastung dar, insbeson­
dere hinsichtlich der wirtschaftlichen Situation. Der „Einkommens-Gap“ zwischen 
Alleinerziehenden und Paarfamilien war in den FamBer-Daten von Ende 2021 mit 
ca. 390 Euro wesentlich ausgeprägter als noch in der Kindernetzwerk-Studie von 
2013 mit ca. 270 Euro. Ob sich dieser „Gap“ tatsächlich vergrößert hat, lässt sich 
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nicht mit Sicherheit sagen, denn angesichts unzureichender Repräsentativität 
und wegen der Berechnungen aus Einkommensklassen in 500 Euro-Abständen 
sind diese Ergebnisse nur mit großer Vorsicht zu interpretieren. 

In beiden Studien haben die alleinerziehenden Mütter im Vergleich zu den Müttern 
mit Ehemann/Partner eine schlechtere Gesundheit und reduzierte Lebensqualität. 
Dieser Unterschied erklärt sich mittelbar über die Einkommensunterschiede und 
die pflegerischen Belastungen, die bei den Alleinerziehenden kumulieren. In den 
Regressionsanalysen löst sich der gesundheitliche Unterschied auf, jedoch nicht der 
Unterschied in der Lebensqualität.

Hohe Bildungsabschlüsse erhöhen die Chancen auf  hohe Einkommen, die Bildung 
bleibt jedoch in den multivariaten Regressionen auch unter Berücksichtigung 
des Einkommens ein hochsignifikanter eigenständiger Faktor, der sich positiv 
auf  Gesundheit und Lebensqualität auswirkt. Die mit dieser Aussage getroffene 
Kausalitätsbeziehung erscheint hier trotz der methodischen Begrenzung, die eine 
Querschnittsstudie hat, zulässig, da eine umgekehrte Beziehung (eine schlechte 
Gesundheit/Lebensqualität (heute) führt zu einem geringeren Schulabschluss (damals)) 
nicht sinnvoll erscheint. Somit ist eine höhere Bildung auch ein Protektor, ver­
mutlich weil Bildung nicht nur mit besseren Einkommenschancen, sondern auch 
mit Bewältigungsfähigkeit, Coping und Selbstwirksamkeit assoziiert ist. Dies zeigen 
nicht nur eine Vielzahl von vielen anderen Studien, sondern auch Auswertungen 
der Daten der Kindernetzwerk-Studie 2, die bereits zuvor publiziert wurden 
(Vonneilich/Lüdecke/Kofahl 2016; Lüdecke/Kofahl 2016a; Kofahl/Lüdecke 2014).

In der Kombination all dieser Faktoren lässt sich der Schluss ziehen, dass allein­
erziehende Mütter von pflegebedürftigen und/oder behinderten Kindern einem 
nochmals signifikant höheren Armutsrisiko ausgesetzt sind als bereits schon die 
Mütter von betroffenen Kindern in Paarfamilien. Hinzu kommen gesundheitliche 
und psychische Belastungen. Die Unterschiede zu den Müttern in Paarfamilien sind 
hier zwar nicht mehr ganz so deutlich, aber durchaus sicht- und messbar. 

Die Ergebnisse beider Studien bestätigen außerdem, dass die Frage der Vereinbarkeit 
von Beruf, Familie und Pflege der Kinder viele Familien vor besondere Herausfor­
derungen stellt (Kofahl/Nickel 2022). Dies gilt für Alleinerziehende gleichermaßen 
wie für Paarfamilien. Dennoch leiden alleinerziehende Mütter unter höheren Arbeits­
belastungen, ausgelöst etwa durch die Anzahl an Überstunden oder die längere 
Wochenarbeitszeit. Entlastungsangebote seitens der Arbeitgeber (z.B. Homeoffice, 
Freistellungsmöglichkeiten, flexible Arbeitszeiten) werden inzwischen zwar viel­
fach genutzt, doch treten Einkommensverluste, finanzielle Sorgen und befürchtete 
Bildungsnachteile bei den Kindern auf  (BMFSFJ 2020). Spezielle Unterstützungs­
maßnahmen zur Freistellung von der Arbeit und finanzielle Hilfen sind vielen Be­
fragten – gleich, ob alleinerziehend oder in Paarfamilien lebend – nicht hinreichend 
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bekannt (vgl. auch Klie/Bruker 2016). Dies ist plausibel für die (wenigen) Familien, 
in denen beide Elternteile erwerbslos sind. Möglicherweise fehlt im Einzelfall aber 
auch die erforderliche Zustimmung des Arbeitgebers. Selbst allgemeine Hilfen und 
Unterstützungsangebote zur Versorgung des Kindes sind vielen nur kaum bekannt 
und können entsprechend weniger genutzt werden (Büscher u. a. 2023).

Die Ergebnisse aus FamBer und Kindernetzwerk-Studie 2 decken sich weitge­
hend mit den Ergebnissen der jüngst durch das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales beauftragten Studie „Eltern von Kindern mit Beeinträchtigungen – 
Unterstützungsbedarfe und Hinweise auf  Inklusionshürden“ mit 2.572 Eltern bzw. 
Erziehungsberechtigten (BMAS 2022). 86 Prozent der Erziehungsberechtigten 
waren hier Frauen, die allerdings zugunsten der sehr gering vertretenen Väter auf  
52 Prozent „statistisch heruntergewichtet“ wurden. In dieser Studie wurden auf  
Seiten der Alleinerziehenden (13 Prozent der Teilnehmenden) im Vergleich mit 
den Paarfamilien signifikante Nachteile in der Einkommens- und Wohnsituation 
(BMAS 2022, S. 16, S. 98), stärkere Einschränkungen in den sozialen Kontakten 
(BMAS 2022, S. 42) und pflegerischer Mehraufwand ermittelt (BMAS 2022, S. 44). 
Auch hier waren 30 Prozent der Alleinerziehenden erwerbslos (BMAS 2022, S. 45). 
Mehr als jeder zweite alleinerziehende Elternteil gab an, kaum noch Zeit für sich 
selbst und die eigenen Bedürfnisse zu haben (BMAS 2022, S. 57), und fast jeder 
zweite, Angst vor der Zukunft zu haben (BMAS 2022, S. 58).

Sowohl für alleinerziehende Mütter als auch für Paarfamilien mit pflegebedürftigen 
Kindern und Jugendlichen verschärfte die Covid-19-Pandemie wie zu erwarten 
die Belastungen der Familien (Iovino/Caemmerer/Chafouleas 2021; Chafouleas/
Iovino 2021). Insbesondere der steigende Pflegeaufwand, die Sorgen um eine mög
liche Ansteckung bei den oft sehr vulnerablen Kindern, aber auch Sorgen um die 
eigene Gesundheit und Altersabsicherung prägten diese Zeit. Hinzu kommen die 
täglichen psychophysischen und sozialen Belastungen wie Isolation von der rest­
lichen Familie und Freunden, weniger Zeit für die Familie oder auch ganz allgemein 
weniger Zeit mit der Familie für gemeinsame (Freizeit-)Aktivitäten. Doch auch in 
der „Nach-Corona-Zeit“ scheint die Betreuung außerhalb der Häuslichkeit (z.B. 
Kita, Schule) im Einzelfall noch nicht wieder gesichert. Zudem werden in vielen 
Familien auch Entwicklungsrückschritte der Kinder durch ausgefallene oder auf  
den heimischen Computer verlagerte Beschulung und Förderung sowie noch nicht 
absehbare Langzeitfolgen der pandemiebedingten Isolation zu kompensieren sein 
(Dan 2020; Theis u. a. 2021; Ravens-Sieberer u. a. 2023).

Eine besondere Bedeutung bei der Interpretation der Ergebnisse kommt dem Ver­
sorgungsbedarf  des Kindes zu (Oetting-Roß 2022; Kofahl/Lüdecke 2014). Solche 
Zusammenhänge ließen sich vor allem bei der Kenntnis und Nutzung von Unter­
stützungsangeboten sowie dem Ausmaß der alltäglichen und sozialen Belastungen 
finden, in einzelnen Aspekten aber auch in Bezug auf  die Erwerbstätigkeit und das 
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Haushaltseinkommen der befragten Mütter. Zusätzlich macht es verständlicherweise 
einen Unterschied, ob die Mütter bzw. Eltern – und in diesem Zusammenhang die 
Kinder – möglicherweise privat versichert sind. Dies ist zwar nur eine sehr kleine 
Gruppe, aber für diese treffen die Fragen zu Angeboten der gesetzlichen Kranken- 
und Pflegeversicherung natürlich nicht zu. Erschwerend für die Inanspruchnahme 
von Hilfen sind in diesem Zusammenhang auch zu viel Bürokratismus, eine hohe 
Therapiedichte, schwierige Kommunikation mit den professionellen Diensten und – 
wie auch in der VdK-Pflegestudie (Büscher u. a. 2023) betont wurde – die Nicht­
anerkennung der elterlichen Kompetenzen. Dies war auch bereits 10 Jahre zuvor 
so, wie die Daten der Kindernetzwerk-Studie 2 zeigen, insbesondere die Eltern mit 
geringen Einkommen hatten ihnen zustehende Leistungen wegen des administrativen 
Aufwands nicht beantragt bzw. eingefordert (Kofahl/Lüdecke 2015).

Die Peer-Beraterinnen und Expertinnen, die in beiden zugrunde liegenden Studien 
involviert waren, betonten den Umstand, dass das Sozialsystem auf  Anreize zur 
Schaffung der Unabhängigkeit von staatlichen Leistungen ausgelegt sei. Auch der weit­
aus größte Teil der alleinerziehenden Mütter wünschte sich eine solche Unabhängig­
keit, möchte sich nicht als Bittstellerin empfinden und sich nicht immer wieder 
gegenüber Dritten begründen und rechtfertigen müssen. Eine Unabhängigkeit von 
sozialen Leistungen sei jedoch unter den gegebenen Bedingungen, einem versor­
gungsintensiven Kind die notwendige Aufmerksamkeit und Pflege zukommen zu 
lassen, faktisch nicht möglich. Aus dieser Konstellation entsteht ein hoher zusätz­
licher Druck, der auf  den Familien und hier insbesondere den Müttern lastet.

3.2	Limitationen
Einige Einschränkungen müssen bei der Interpretation der Studienergebnisse 
berücksichtigt werden. Hierbei ist zunächst festzuhalten, dass es sich aufgrund der 
Rekrutierungswege und wegen der Selbstselektion hinsichtlich der Bereitschaft von 
Eltern bzw. Müttern, an dieser Untersuchung teilzunehmen, um keine repräsenta­
tive Studie handelt, in der alle Mütter mit behinderten oder chronisch erkrankten 
Kindern hinsichtlich ihrer soziodemografischen Merkmale wie Alter, Bildung, Ein­
kommen, berufliche Stellung und Wohngegend gleichermaßen vertreten sind. So 
muss bei der Diskussion und Bewertung der Ergebnisse – auch im Vergleich mit 
den SOEP-Daten – berücksichtigt werden, dass alleinerziehende Mütter in den hier 
dargestellten Stichproben mit hoher Wahrscheinlichkeit gebildeter und wirtschaft­
lich besser gestellt sind als in der entsprechenden Grundgesamtheit. In der Konse­
quenz bedeutet dies, dass die Ergebnisse eher zum Positiven verzerrt sind. In der 
Gesamtheit aller Mütter bzw. aller Eltern würden sie im Vergleich mit Eltern von 
Kindern ohne besondere Bedarfe und in der Gesamtheit der Alleinerziehenden 
noch deutlich drastischer ausfallen.
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3.3	Empfehlungen für die Praxis
Die folgenden Empfehlungen – oder etwas bescheidener: Impulse – basieren 
neben den in dieser Expertise präsentierten Befunden auf  weiteren Ergebnissen, 
die wegen des begrenzten Umfangs hier nicht mehr dargestellt werden konnten.

1. Die in Teilen sichtbare Unkenntnis aller Mütter über Hilfs- und Unterstützungs­
angebote zeigt einen Bedarf  an besserer und zielgerichteter Information. Hier­
für sind gebündelte und qualitätsgeprüfte Informationen erforderlich, z.B. über
ein entsprechendes Online-Informationsangebot. Für viele Familien mit besonders
komplexen Bedarfen und/oder gering ausgeprägten Kompetenzen wird dies
allein jedoch nicht hinreichend sein. Hier sollte die Informationsvermittlung
idealerweise durch eine individuelle Beratung in Form eines qualifizierten Case
Managements erfolgen (s. Punkt 4).

2. Die Gründe für die geringe Nutzung von bekannten Unterstützungs­
möglichkeiten sind multifaktoriell. Ein wesentlicher Grund ist das Fehlen
solcher Angebote. Es muss folglich sichergestellt werden, dass die theo­
retisch vorhandenen Unterstützungsangebote auch flächendeckend zur Verfü-
gung stehen. Dem bestehenden Mangel an Fachkräften muss konsequent
entgegengewirkt werden.

3. Wie schon in der Kindernetzwerk-Studie von 2013 wünschen sich allein­
erziehende Mütter den Abbau bürokratischer Hürden, um die verschiedenen
Angebote zur Familienentlastung nutzen zu können und damit zu einer
besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf  zu gelangen. Dies ist
im Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
FDP vom 24.11.2021 (SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP 2021) unter
dem Stichwort „Bürokratie abbauen“/„Entlastung von Bürokratie“ (SPD/
Bündnis 90/Die Grünen/FDP 2021, S. 81, S. 85) bereits bekundet. Grund­
sätzlich sollte das gesamte Formular- und Antragswesen verschlankt und in
einfacher Sprache verfasst werden.

4. Eine verbesserte Bedarfsermittlung in Form einer Prüfung und Beurteilung
durch eine qualifizierte zentrale unabhängige Anlaufstelle (s. Punkt 5) stellt
eine wichtige Voraussetzung für bedarfsgerechte personelle und finanzielle
Unterstützungen dar. Dies erfordert eine Neubewertung des Betreuungs­
aufwands für Kinder mit besonderen Bedarfen in der Pflegebegutachtung
– auch mit Berücksichtigung der sozialen und familialen Situation, denn der
Pflegegrad als solcher ist hierfür kein hinreichender Indikator. Wir empfeh­
len die Ausbildung und den Einsatz qualifizierter Beraterinnen und Berater bzw.
Case Manager (vgl. hierzu die detaillierten Ausführungen von Klie/Bruker
2016).
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5. In Deutschland existieren kaum Anlaufstellen für die Bedarfe von Familien mit pflege-
bedürftigen und/oder behinderten Kindern, die hinreichend und umfassend für die
komplexen Bedarfe dieser Familien qualifiziert sind. Ausnahmen sind der Pflege­
stützpunkt für Kinder- und Jugendliche in Hamburg-Eppendorf  (Freie und
Hansestadt Hamburg o.J.), die Kinderbeauftragten in den Berliner Pflege­
stützpunkten (Kinderversorgungsnetz Berlin 2022) und die Versorgungskoor­
dination für versorgungsintensive Kinder und Jugendliche (VK KiJu) in Berlin
(Eisenhardt/Groth 2019). Hier würden eine bis vier hochqualifizierte Anlauf­
stellen pro Bundesland genügen, denn eine hochkompetente, gebündelte Qualität
ist den Eltern hilfreicher, als flächendeckende, aber inhaltlich unzureichende
Kleinlösungen. Insbesondere die Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung
(EUTB) würde sich als Anlaufstelle (theoretisch) gut eignen. Ein Beratungs­
angebot durch eine zentrale Anlaufstelle sollte nicht ohne Peer-Beratung erfolgen
und – analog zu den bereits positiv evaluierten Regelungen der EUTB (infas
GmbH/prognos AG 2021) – verpflichtend in die Beratungsteams integriert
werden.

In gleicher Zeit wie die FamBer-Studie wurden verschiedene weitere Studien zu 
vergleichbaren Themen durchgeführt, u.a. eine umfassende, jedoch noch nicht 
publizierte qualitative Studie durch das Deutsche Jugendinstitut und die bereits 
oben dargestellte Studie durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS 2022). Die BMAS-Studie hat ein hohes Potenzial für weitere vertiefende 
Analysen, ein entsprechender Public-Use-File liegt aber noch nicht vor. Bzgl. der 
aus FamBer gewonnenen Empfehlungen möchten wir die Studie der Selbsthilfe­
organisation wir pflegen e.V. (Interessensvertretung und Selbsthilfe pflegender An­
gehöriger e.V. 2022) hervorheben, an der sich von Oktober bis November 2021 
über 80 Familien aus ganz Deutschland schriftlich beteiligt hatten. Die aus dieser 
Studie abgeleiteten Handlungsempfehlungen wurden nahezu zeitgleich mit unserer 
Expertise im April 2022 veröffentlicht. Die Empfehlungen beider Studien sind 
frappant deckungsgleich. 

Abschließend ist festzustellen, dass viele dieser Empfehlungen bereits seit mehreren 
Jahren im Raum stehen (Klie/Bruker 2016; Kofahl/Lüdecke 2014, 2015). Die Wahr­
nehmung des Themas „pflegebedürftige Kinder“ ist zwar in den letzten Monaten 
sprunghaft angestiegen, doch mangels adäquater Reaktionen und Verbesserungen 
in den zurückliegenden Jahren steigt der politische Handlungsdruck weiter. In der 
Kombination „alleinerziehend“ und „Behinderung/Pflegebedürftigkeit von Kin­
dern“ kumulieren die sozialen und gesundheitlichen Risiken nicht nur der Eltern, 
sondern auch der betroffenen Kinder und Geschwisterkinder bis auf  teils unerträg­
liche Maße. Diesen Familien gebührt eine nochmals zusätzliche Aufmerksamkeit 
sowie gegebenenfalls Begleitung und Unterstützung.
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Mit den sich zurzeit entwickelnden Verfahrenslotsen nach § 10b SGB VIII  
(ab 1.1.2024) wird zudem ein neuer Player in der Kinder- und Jugendhilfe wichtige 
Steuerungs- und Koordinierungsaufgaben übernehmen. Der Hauptfokus liegt auf  
Kindern und Jugendlichen mit (drohenden) Behinderungen und ihren Familien 
sowie auf  der sogenannten Großen bzw. Inklusiven Lösung (Deutsches Institut für 
Jugendhilfe und Familienrecht e. V. 2022), jedoch nicht auf  Pflegebedürftigkeit – trotz 
der enorm großen Schnittmenge dieser beiden Bereiche. Wenn es den Jugendämtern 
gelingt, die hohen Qualifikationsanforderungen an eine SGB I bis XIV übergrei­
fende Beratungskompetenz umzusetzen und diese nicht auf  SGB VIII und IX zu 
beschränken, besteht auch in diesem Ansatz eine gute Chance für eine nachhaltige 
Unterstützung der betroffenen Kinder und deren Familien.
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Einleitung 
Die vorliegende Expertise behandelt das private, ökonomische Vermögen und Vermö­
gensungleichheit bei Alleinerziehenden sowie bei Menschen, die von Scheidung ihrer 
Ehe und Trennung ihrer Kohabitation betroffen sind, in Deutschland. In den letzten 
Jahren hat das öffentliche und wissenschaftliche Interesse an Vermögen und Vermö­
gensungleichheiten stark zugenommen (z.B. Piketty 2014). Die Vermögensungleich­
heit ist in vielen reichen Demokratien immens und ist in den meisten OECD-Ländern 
etwa doppelt so groß wie die Einkommensungleichheit (Balestra/Tonkin 2018; Chancel 
u. a. 2022). Im Gegensatz zu Einkommensströmen stellt Vermögen einen Bestand an 
wirtschaftlichen Ressourcen dar, der über einen beträchtlichen Zeitraum hinweg ange­
sammelt wird – wenn man generationsübergreifende Transfers berücksichtigt, sogar 
über Jahrhunderte hinweg. Vermögen bietet Vorteile, die über Einkommen hinaus­
gehen. Zum Beispiel bietet Vermögen Leistungen wie Wohnraum für Hausbesitzer, 
und kann gleichzeitig Einkommen aus Kapital und Veräußerungen generieren. Darüber 
hinaus bietet Vermögen ein Sicherheitsnetz für (un-) vorhergesehene finanzielle Eng­
pässe und Notfälle und ist eine Quelle von Macht und Status (Keister/Moller 2000; 
Spilerman 2000). Vermögen und seine Erträge werden in Steuersystemen häufig vor­
teilhafter behandelt als Arbeitseinkommen. Privates Vermögen wird in sich wandeln­
den Wohlfahrtsstaaten, die vor demographischen Herausforderungen stehen, für die 
Aufrechterhaltung des Lebensstandards im Alter immer wichtiger (Ebbinghaus 2015).

Vermögen kann direkt auf  die nächste Generation übertragen werden und kann 
genutzt werden, um vorteilhafte Bedingungen für die eigenen Kinder zu schaffen 
(Dräger 2022; Hällsten/Pfeffer 2017; Pfeffer 2018). So kann Vermögen einen 
tiefgreifenden Einfluss auf  die Lebenschancen der Kindergeneration haben, 
insbesondere auf  die Bildung der Kinder (Dräger 2022). Vermögen ist dabei nicht 
einfach eine Geldmenge. Vielmehr handelt es sich bei Vermögen um sogenannte 
„transformative assets“ (Shapiro 2005, S. 2–3), die einzigartige soziale und psycho­
logische Vorteile bieten. In ähnlicher Weise argumentiert auch Sherraden (1991), 
dass Vermögenswerte oft nicht für Notwendigkeiten ausgegeben werden, sondern 
zur Investition in die Zukunft und zur Schaffung von Chancen genutzt werden 
können. Es ist wichtig zu beachten, dass Vermögen keine Eliteressource ist und 
dass ein erheblicher Teil der Familien zumindest über ein gewisses Vermögen ver­
fügt, das sie für die soziale Reproduktion verwenden können (Conley 2001).

Konkret wird privates (Netto-)Vermögen üblicherweise als die Summe des Wertes 
aller privaten Wirtschaftsgüter eines Haushalts oder einer Einzelperson abzüglich 
Schulden definiert (Killewald/Pfeffer/Schachner 2017). Zu den Gütern zählen 
Eigenheime und andere Immobilien, Finanzanlagen, Fahrzeuge, Lebensversiche­
rungen, private Altersvorsorgepläne, Betriebsvermögen und Sachwerte wie Schmuck 
und Kunstwerke. Von diesem Vermögen werden alle ausstehenden Schulden und 
Kredite, einschließlich Hypotheken, Kreditkartenschulden und Studienkredite, 
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abgezogen. Dies bedeutet, dass Haushalte und Einzelpersonen ein negatives Netto­
vermögen haben können. Für die meisten Haushalte und Privatpersonen ist das 
selbstgenutzte Eigenheim der bedeutendste Vermögensbestandteil in ihrem Portfolio.1 
Vermögen wird oft auf  der Ebene von Haushalten verortet, aber dies verschleiert 
potentielle Ungleichheiten zwischen Personen im Haushalt, wie zwischen (Ehe-) 
Partnern (Grabka/Marcus/Sierminska 2015; Lersch 2017a).

Jenseits direkter Vermögenstransfers, sowohl in Form von Schenkungen als auch von 
Erbschaften meist von den (Groß-)Eltern, wird Vermögen auch aus Einkommen 
über das Sparen generiert. Dabei ist die relative Bedeutung beider Quellen von Ver­
mögen empirisch umstritten, aber jüngere Studien zeigen für Deutschland, dass der 
Anteil von ererbtem Vermögen am Gesamtvermögensbestand etwa 30 bis 50 Pro­
zent beträgt (Alvaredo/Garbinti/Piketty 2017; Corneo/Bönke/Westermeier 2016). 
Somit ist (Arbeits-) Einkommen eine bedeutende Vermögensquelle, aber Vermögen 
als Dimension sozialer Ungleichheit unterscheidet sich vom Einkommen, und Einkom­
men und Vermögen korrelieren nur mäßig (Killewald/Pfeffer/Schachner 2017). Die 
relative Bedeutung von Transfers und Einkommen für Vermögen von Individuen 
hängt mit der Lebensphase zusammen, da große Vermögenstransfers von Eltern 
oft erst in der zweiten Lebenshälfte der Kinder erfolgen (Pfeffer/Killewald 2018). 
Darüber hinaus ist für die Akkumulation von Vermögen das Konsum- und Investi­
tionsverhalten bedeutsam. Da Vermögen selbst Einkommen generiert und (durch 
exponentielle Zins- bzw. Renditeeffekte) an Wert gewinnen kann, kann sich Un­
gleichheit im Vermögen zwischen Individuen über die Zeit rasch vergrößern.

Im Vergleich zu anderen Ländern der Eurozone ist das mittlere Vermögen in 
Deutschland niedrig. Dies wird teilweise mit dem umfassenden Sozialstaat erklärt, 
der die Notwendigkeit einer privaten Vorsorge für Krankheit und Alter verringert. 
Deutschland hat zudem einen entwickelten Mietwohnungsmarkt und Hauseigentum 
ist im europäischen Vergleich weniger verbreitet. Deutschland weist nach Zypern und 
den Niederlanden dennoch die höchste Vermögensungleichheit unter den Ländern 
der Eurozone auf  (Pfeffer/Waitkus 2021; Household Finance and Consumption 
Network 2021). Auf  Basis des Sozio-ökonomischen Panels (SOEP) wurde für das 
Jahr 2017 (die letzte verfügbare Vermögensmessung) ein Gini-Koeffizient von 0,76 
im Individualvermögen berechnet (wobei ein Wert von 0 eine völlige Gleichheit 
anzeigt, während ein Wert von 1 auf  maximale Ungleichheit hinweisen würde) 
(Grabka/Halbmeier 2019). Die reichsten 10 Prozent der Haushalte in Deutschland 
halten einen erheblichen Anteil von 56 Prozent des gesamten Nettovermögens in 
Deutschland.2 Gleichzeitig gibt es in Deutschland auch eine beträchtliche Anzahl 
von Menschen, die über wenig oder gar kein Vermögen verfügen. Laut dem SOEP 
im Jahr 2017 besaßen etwa 15 Prozent der Haushalte in Deutschland kein Nettover­
mögen. Weitere 6 Prozent waren überschuldet (Grabka/Halbmeier 2019).

1 � Die Einbeziehung des öffentlichen Rentenvermögens wurde in der Literatur diskutiert, wird aber in der vorliegenden Expertise nicht 
aufgenommen (Bönke u. a. 2019).

2 � Dieser Anteil ist sehr wahrscheinlich unterschätzt, da das obere Ende der Vermögensverteilung nur unzureichend in Umfragedaten 
erfasst ist. Siehe zu Verbesserungen der Datensituation Schröder u. a. (2019).
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Dabei variiert die Vermögenssituation deutlich nach dem Familienstand (Lersch 
u. a. 2021). Die Familie ist aus mehreren Gründen wichtig für das Vermögen, da
ihre Struktur direkten Einfluss auf  Transfers, Einkommen, Konsum und Investi
tionen hat. Die Familie ermöglicht die direkte Übertragung von Vermögen von
einer Generation zur nächsten. Familien können auch finanzielle Unterstützung
bieten, wie zum Beispiel die Finanzierung von Ausbildung oder den Kauf  von
Vermögenswerten, was wiederum den Vermögensaufbau unterstützt. Ein familiäres
Erbe kann das Startkapital für nachfolgende Generationen bieten, was ihren Zu­
gang zu Ressourcen und Chancen erhöht. Die Familie spielt auch eine Rolle bei
der steuerlichen und rechtlichen Behandlung von Vermögen. Viele Länder haben
Regelungen zur Erbschaftssteuer und zur Nachlassverwaltung, die den Vermögens­
übergang innerhalb der Familie begleiten. Aber auch innerhalb einer Generation ist
die Familie wichtig. Wer mit wem wie in einer Familie zusammenlebt bestimmt, wie
viel Einkommen der Familie zur Verfügung steht und wie viel davon konsumiert
wird. Daraus ergibt sich, dass Familienereignisse wie Trennung und Scheidung
von Ehen mit Vermögensnachteilen für Ex-Partner verbunden sind (Wilmoth/
Koso 2002), während die Ehe mit Vermögensvorteilen im Vergleich zu Singles und
nichtehelichen Lebensgemeinschaften einhergeht (Lersch 2017b). Alleinerziehende
stehen oft besonderen Herausforderungen bei der Erwerbsbeteiligung gegenüber
und daraus folgende Einkommensnachteile können sich im verringerten Vermögen
niederschlagen. Außerdem investieren Familien mit Kindern eher in Eigenheime
im Vergleich zu Kinderlosen, aber Kinder können den Vermögensaufbau durch
höhere Konsumausgaben auch erschweren (Lersch/Jacob/Hank 2017).

Diese Argumente werden in den folgenden Abschnitten weiter ausgebaut. Dazu 
ist die Expertise wie folgt aufgebaut. Im nächsten Abschnitt wird der rechtliche 
Rahmen für die Verteilung von Vermögen in Deutschland in Hinblick auf  Ehe und 
Kohabitation und Vererbung skizziert. Daraufhin wird die Vermögenssituation von 
Alleinerziehenden und ihren Kindern dargestellt. Die Auswirkungen von Scheidung 
und Trennung auf  das Vermögen von Ex-Partnern sowie die Unterschiede in den 
Auswirkungen auf  Männer und Frauen werden behandelt, da das Beziehungsende 
die vorrangige Ursache für den Übergang zu Alleinerziehenden ist. Schließlich wird 
die Vermögenssituation von erwachsenen Kindern nach Scheidung und Trennung 
ihrer Eltern während der Kindheit untersucht, um intergenerationale Reproduktion 
von Vermögensungleichheiten in den Blick zu nehmen.

Für die Expertise wird einschlägige internationale und deutsche Literatur darge­
stellt und weiterführende empirische Analysen für Deutschland durchgeführt. Die 
Datengrundlage für die weiterführenden Analysen ist das Sozio-ökonomische Panel. 
Es werden die Vermögensmessungen aus 2002, 2007, 2012, und 2017 genutzt.3  
Weitere Informationen zu den Daten und dem empirischen Vorgehen finden sich 
im Anhang.4 Die Expertise wurde im August 2023 abgeschlossen.

3  Die in 2019 erhobenen Vermögensdaten sind bisher noch nicht für die Nutzung aufbereitet.
4  Der Analysecode für die weiterführenden Analysen findet sich unter https://doi.org/10.17605/OSF.IO/RHE26.

https://doi.org/10.17605/OSF.IO/RHE26
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1Rechtlicher Rahmen 
Die gesetzliche Regelung der Ehe und der Gütertrennung in der Ehe ist ein wich­
tiger Aspekt von Familienpolitik, der für die wirtschaftlichen Folgen von Ehe 
und Scheidung von entscheidender Bedeutung ist. In Deutschland heiraten Ehe­
gatten grundsätzlich im Rahmen der Zugewinngemeinschaft (§1363 des Bürger­
lichen Gesetzbuches), wenn sie nicht explizit eine andere Regelung durch einen 
Ehevertrag treffen. Auch die meisten anderen europäischen Länder folgen der 
Zugewinngemeinschaft (Rotino 2015). Bei der Zugewinngemeinschaft verbleibt 
das Vermögen des Einzelnen, das vor und während der Ehe erworben wurde, 
während der Ehe im persönlichen Eigentum und kann innerhalb weiter Gren­
zen individuell kontrolliert werden (Nutz/Nelles/Lersch 2022). Das heißt, dass 
während der Ehe wirtschaftlich schwächere Ehegatten nur am Vermögen ihrer 
Gatten teilhaben können, soweit diese es zulassen (Rotino 2015; Nake 2013), was 
die persönliche Autonomie und das Wohlbefinden der wirtschaftlich schwäche­
ren Gatten einschränken kann (Lersch 2017a).

Im Falle einer Scheidung wird der während der Ehe erzielte Zugewinn zu glei­
chen Teilen auf  beide Ex-Ehegatten aufgeteilt. Das in die Ehe eingebrachte, 
individuelle Vermögen der Gatten und erhaltene Erbschaften und Übertragun­
gen verbleiben davon unberührt. Die Zugewinngemeinschaft soll sicherstellen, 
dass beide Ehegatten gleichermaßen von dem während der Ehe erworbenen 
Vermögen profitieren. Neben der privatenVermögensaufteilung sind auch der 
Ausgleich der Rentenansprüche und der nacheheliche Unterhalt rechtlich geregelt 
(Radenacker u. a. 2019; Dutta 2012).5

Aus familienpolitischer Sicht soll die Zugewinngemeinschaft die Scheidung einer 
Hauptverdienerehe mit Alleinverdiener, geringem Vermögen und Kindern regeln 
(Milzer/Langenfeld 2019). Für andere Arten von Paaren erhöht sich jedoch der 
wirtschaftliche Nutzen eines Ehevertrags, der die Aufteilung der gemeinsam er­
wirtschafteten Zugewinne regelt. Um die Zugewinngemeinschaft zu umgehen, 
können Paare entweder vor oder während der Ehe einen Ehevertrag abschließen 
(Dutta 2012). 

Eheverträge in Deutschland können z.B. die Gütertrennung oder die Güter­
gemeinschaft vereinbaren. Im Rahmen der Gütertrennung bleiben beide Ehe­
gatten während und nach der Ehe alleinige Eigentümer ihres Privatvermögens. 
Im Falle einer Scheidung erfolgt kein Ausgleich. Bei der Gütergemeinschaft wird 
das Vermögen beider Ehegatten zu einer einheitlichen Gütergemeinschaft zu­
sammengelegt. Bei einer Scheidung wird das gemeinsame Vermögen zu gleichen 
Teilen aufgeteilt.6  Eheverträge können auch Teile der Zugewinngemeinschaft flexi­
bel modifizieren, indem sie bestimmte Güter vom Güterausgleich ausnehmen.

5 � Nach deutschem Recht muss der Vertrag von einem Notar beglaubigt werden, um die Gültigkeit des Vertrages zu prüfen und die 
Parteien über ihre Rechte und Pflichten zu belehren.

6 � Die Gütergemeinschaft gilt als vorteilhaft für Einverdienerfamilien mit einem Ehegatten oder einer Ehegattin, der oder die sich auf Hausarbeit 
spezialisiert (Fraboni/Vitali 2019). Diese Regelung zielt darauf ab, wirtschaftlich schwächere Ehegatten zu schützen, indem die meisten 
Vermögenswerte als gemeinschaftlich betrachtet werden. Folglich verstärkt es eine ungleiche Arbeitsteilung (Frémeaux/Leturcq 2018).
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Nutz, Nelles und Lersch (2022) zeigen, dass in den Ehekohorten 1990–2019 nur 
etwa 5 Prozent aller verheirateten Paare in Deutschland einen Ehevertrag abschlos­
sen. Die meisten dieser Paare legen entweder eine Gütertrennung fest (40 Prozent) 
oder ändern die konventionelle Zugewinngemeinschaft (31 Prozent). Die Präva­
lenz von Eheverträgen nimmt für jüngere Ehekohorten jedoch zu. Ein solcher 
Trend zu einer zunehmenden Trennung der Besitzstände in der Ehe lässt sich 
noch deutlicher in anderen Ländern wie Frankreich (Frémeaux/Leturcq 2018) 
und Italien (Fraboni/Vitali 2019) beobachten. In Deutschland schließen Selbst­
ständige und Menschen, die nach einer Scheidung erneut heiraten, besonders 
häufig einen Ehevertrag ab (Nutz/Nelles/Lersch 2022).

Wenn Paare ohne Heirat in Deutschland zusammenleben, gelten keine gesetz­
lichen Regelungen zum Besitz, die über das allgemeine bürgerliche Besitzrecht 
hinausgehen. Dies ist auch der Fall, wenn sie gemeinsame Kinder haben. Das 
heißt, dass Vermögenswerte auch bei Trennung im alleinigen Besitz der jewei­
ligen Partner verbleiben und kein Vermögensausgleich stattfindet, solange un­
verheiratete Paare keine anderen privatvertraglichen Regelungen treffen. Es gibt 
auch keine Unterhaltspflicht gegenüber den Ex-Partnern. Davon unberührt sind 
Unterhaltsverpflichtungen gegenüber Kindern und sorgetragenden Elternteilen 
junger Kinder (Perelli-Harris/Gassen 2012). Die Vermögensaufteilung nach der 
Auflösung der Partnerschaft wird daher in erster Linie von den Entscheidungen 
des Paares und den individuellen Besitzrechten an Vermögenswerten und Schul­
den abhängen.

Der rechtliche Rahmen der Vermögensweitergabe in Familien durch Vererbung 
und Transfers wird in Deutschland durch das Familien- und Erbrecht geregelt. 
Das deutsche Erbrecht ermöglicht es einer Person, durch ein Testament oder 
einen Erbvertrag den Nachlass nach seinem oder ihrem Tod zu regeln. Ohne eine 
letztwillige Verfügung greift die gesetzliche Erbfolge. Ehepartner, Kinder und 
bestimmte andere Verwandte haben Anspruch auf  einen gesetzlichen Pflicht­
teil des Nachlasses, unabhängig von den testamentarischen Bestimmungen. Der 
Pflichtteil beträgt die Hälfte des gesetzlichen Erbteils und soll sicherstellen, dass 
nahe Angehörige nicht vollständig von der Erbschaft ausgeschlossen werden 
können. Durch ein Testament können Ehepartner ihren letzten Willen hinsicht­
lich der Verteilung des Vermögens nach dem Tod festlegen. Es erlaubt indivi­
duelle Regelungen und ermöglicht es auch, Personen außerhalb der gesetzlichen 
Erbfolge zu berücksichtigen. Transfers zwischen lebenden Familienmitgliedern 
sind demgegenüber nicht beschränkt (werden aber bei einer folgenden Erbschaft 
für zehn Jahre auf  diese angerechnet). Somit können Kinder ungleiche Transfers 
erhalten (Bach/Mertz 2016).
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In Deutschland wird eine Erbschaftssteuer erhoben, die auch bei Transfers zu 
Lebzeiten anfallen kann. Viele Vermögensübertragungen werden jedoch nicht 
besteuert, da sie unter dem Freibetrag liegen (z.B. alle 10 Jahre 400.000 Euro 
für Eltern-Kind-Übertragungen und 500.000 Euro für Übertragungen zwischen 
Ehepartnern) oder bestimmte Vermögenstypen wie Betriebsvermögen von 
der Besteuerung nahezu befreit sind. Oberhalb des Schwellenwerts betragen 
die Steuersätze für Übertragungen an Kinder 7–30 Prozent (Dorn u. a. 2017). 
Für Deutschland wird das jährliche Volumen von Erbschaften und Schenkun­
gen aktuell auf  bis zu 400 Milliarden Euro geschätzt (Tiefensee/Grabka 2017). 
Es wird vermutet, dass der Transferstrom in absehbarer Zeit noch zunimmt, 
da die großen Geburtskohorten der 1930er Jahre, die besonders viel Vermögen 
aufbauen konnten, in den kommenden Jahren ihre Vermögen vererben werden 
(Bach/Thiemann 2016).
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2 Vermögen bei  
Alleinerziehenden  
und ihren Kindern 
In diesem Abschnitt werden die Vermögen verschiedener Gruppen von Alleiner­
ziehenden betrachtet. Es werden die möglichen Gründe für die Unterschiede in der 
Vermögenssituation dargestellt und empirisch untersucht. Es werden Zeittrends 
analysiert. Schließlich wird auch das Vermögen der abwesenden Elternteile unter­
sucht, um ein umfassendes Bild der finanziellen Lage von Alleinerziehenden und 
ihren Kindern zu erhalten.

2.1	Vermögen bei Alleinerziehenden
Warum sollte sich das Vermögen bei Alleinerziehenden von anderen Familientypen 
unterscheiden? Zunächst muss zur Beantwortung dieser Frage differenziert wer­
den, warum ein Elternteil alleinerziehend ist. Dabei können allgemein vier Ursachen 
differenziert werden: Alleinerziehende Elternschaft folgt, wenn die Mutter vor der 
Geburt keinen Partner hatte, weil die Mutter sich vor der Geburt von ihrem Partner 
getrennt oder geschieden hat, weil sich die Eltern nach der Geburt getrennt oder 
geschieden haben und weil ein Elternteil (vor oder) nach der Geburt verstorben 
ist. In Deutschland entstehen etwa 81 Prozent der alleinerziehenden Elternteile 
aufgrund einer Trennung oder Scheidung nach der Geburt, in 12 Prozent der allein­
erziehenden Familien waren die Mütter ohne Partner, nur in 2 Prozent der alleiner­
ziehenden Familien lebten die Mütter in einer Partnerschaft, trennten sich aber vor 
der Geburt, und in 5 Prozent starb ein Elternteil. Der Großteil Alleinerziehender 
in Deutschland sind Frauen (Ott/Hancioglu/Hartmann 2011). Bei den Familien, 
in denen beide Partner bei der Geburt anwesend sind, wird die große Mehrheit 
der Kinder in Westdeutschland in verheirateten Paaren geboren, aber mehr als die 
Hälfte der Geburten in Ostdeutschland sind nichteheliche Paare (Klärner 2015).

Aus mehreren Gründen ist davon auszugehen, dass Alleinerziehende über weniger 
Vermögen verfügen als Kernfamilien (Lersch u. a. 2021). Für alle Alleinerziehen­
den gilt, dass sie oft aufgrund konkurrierender Zeitanforderungen für die Kinder­
betreuung die Erwerbsbeteiligung reduzieren müssen. Eine verringerte Erwerbs­
beteiligung reduziert das Einkommen und kann zu einer geringeren Sparrate 
führen. Wenn die verbleibende Betreuungsperson die Mutter ist, verringert die 
typischerweise benachteiligte Stellung von Frauen auf  dem Arbeitsmarkt im 
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Vergleich zu Männern die Fähigkeit zum Sparen im Durchschnitt weiter. Dies 
steht im Einklang mit früheren Untersuchungen, bei denen festgestellt wurde, dass 
das Haushaltseinkommen von Frauen nach der Trennung wesentlich niedriger ist als 
vor der Trennung und niedriger als das Haushaltseinkommen von Männern (Andress 
u. a. 2006). Im Laufe der Zeit können sich Frauen von diesen Einkommens­
verlusten erholen, indem sie eine neue Partnerschaft eingehen und sich verstärkt in
den Arbeitsmarkt einbringen.

Darüber hinaus ist die Scheidung von Ehen mit Vermögensverlusten für Ex-Gatten 
verbunden (Wilmoth/Koso 2002), während die Ehe mit Vermögensvorteilen im 
Vergleich zu Singles und nichtehelichen Lebensgemeinschaften einhergeht (Lersch 
2017b). Dies kann beispielsweise durch eine steuerliche Begünstigung verheirateter 
Paare in Deutschland, den Verlust gemeinsamer Investitionsmöglichkeiten und die 
direkten Kosten einer Scheidung erklärt werden (Kapelle/Baxter 2021). Es gibt 
auch Hinweise auf  Vermögensverluste nach Trennung von nichtehelichen Lebens­
gemeinschaften bei Frauen, nicht jedoch bei Männern (Boertien/Lersch 2021). Auf  
diese Vermögensverluste bei Scheidung und Trennung wird im nächsten Abschnitt 
der Expertise näher eingegangen.

Für den Haushalt ist die Trennung und Scheidung der Eltern in der Regel auch mit 
dem Verlust eines erheblichen Teils des Vermögens des abwesenden Elternteils 
verbunden. Da Kinder oft bei ihren Müttern verbleiben und in der bisherigen Lite­
ratur in Deutschland geschlechtsspezifische Vermögensungleichheit innerhalb von 
Paaren festgestellt wurde (Grabka/Marcus/Sierminska 2015), kann der Vermö­
gensverlust einer Trennung und Scheidung für Alleinerziehendenfamilien beson­
ders schwerwiegend sein. Allerdings führt das eheliche Güterrecht in Deutschland 
bei der Scheidung zu einer Umverteilung des Vermögens zwischen Ex-Gatten, 
was die während der Ehe beobachtete geschlechtsspezifische Vermögenslücke 
verringern kann. Dies ist nicht der Fall bei einer Trennung von nichtehelichen 
Partnerschaften (s. vorherigen Abschnitt). Die Faktoren, die nach der Trennung 
und Scheidung der Eltern zu einem geringeren Wohlstand von Alleinerziehenden­
familien beitragen, würden auch das Vermögen der Kinder verringern, die von 
Müttern ohne Partner geboren wurden, mit Ausnahme der direkten Kosten von 
Trennung und Scheidung.

In alleinerziehenden Familien nach dem Tod eines Elternteils ist die Benachteili­
gung möglicherweise weniger stark als nach einer Trennung oder bei Alleinerzie­
henden ohne Partner bei der Geburt. Beim Tod eines Elternteils erbt der überle­
bende Elternteil oft den Hauptteil des Vermögens. Wahrscheinlich ist die Trennung 
der Eltern auch mit negativeren Vermögensfolgen verbunden, da die private und 
sozialpolitische Unterstützung für Halbwaisen häufig umfangreicher ist als für Kinder 
getrennt lebender Eltern. Abhängig von der Todesursache eines Elternteils können 
die Eltern jedoch bereits vor dem Tod auf  ihr Vermögen zurückgegriffen haben, 
z.B. um medizinische Kosten zu decken.
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Es gilt allerdings zu beachten, dass der Vermögensnachteil bei alleinerziehenden 
Familien möglicherweise keine direkte kausale Folge der Trennung der Eltern oder 
des Todes der Eltern ist (McLanahan/Tach/Schneider 2013). Unterschiede zwi­
schen alleinerziehenden Familien und Kernfamilien können auch darauf  zurück­
zuführen sein, dass sich weniger vermögende Eltern eher trennen, scheiden lassen 
und sterben. Eine solche Selektion kann beispielsweise auch dann erfolgen, wenn 
jüngere Eltern, die weniger Vermögen angehäuft haben als ältere Eltern, eher zu 
einer Trennung neigen. In der Literatur wurde argumentiert, dass die Selektion bei 
der Trennung und Scheidung der Eltern stärker ist als beim Tod der Eltern. Auch 
der Tod der Eltern wird jedoch von der sozioökonomischen Stellung der Familien 
beeinflusst (McLanahan/Tach/Schneider 2013).

2.2	Bisherige Forschung
Frühere empirische Untersuchungen ergaben, dass Familien mit Kindern unter 
18 Jahren im Allgemeinen über weniger Vermögen verfügen als andere Haushalte, 
was teilweise mit ihrem durchschnittlich geringerem Alter erklärt werden kann, 
da das Vermögen mit zunehmendem Alter in der Regel steigt (Gibson-Davis/
Percheski 2018; Pfeffer/Schoeni 2016). Aktuelle Studien aus den USA zeigen, dass 
es nicht nur eine Vermögensungleichheit zwischen Familien im Vergleich zu älteren 
Haushalten gibt, sondern dass sich diese Ungleichheit im Zeitraum von 1989 bis 2013 
auch vergrößert hat (Gibson-Davis/Percheski 2018). Ältere Haushalte profitierten 
nicht nur stärker von Phasen des Wirtschaftswachstums (1992–2001, 2004–2007), 
sondern litten auch weniger unter der Wirtschaftskrise ab 2007 als Familienhaus­
halte mit Kindern.

Nur wenige Studien differenzieren Familien mit Kindern unter 18 Jahren weiter, 
um die Situation von alleinerziehenden Familien zu untersuchen. In einer früheren 
Studie mit Daten aus dem Jahr 2012 waren alleinerziehende Familien mit einem 
Durchschnittsvermögen von 35.038 Euro für Familien mit einem Kind (20.800 Euro 
für alleinerziehende Familien mit zwei oder mehr Kindern) der Haushaltstyp mit 
dem niedrigsten Vermögensniveau in Deutschland. Im Vergleich dazu verfügten 
Kern- und Stieffamilien (nicht differenziert) mit einem Kind im Durchschnitt 
über 62.579 Euro (50.586 Euro für Familien mit zwei Kindern). Etwa 43 Prozent 
der alleinerziehenden Familien mit einem Kind hatten kein positives Vermögen 
(37 Prozent der alleinerziehende Familien mit zwei und mehr Kindern) (Grabka/
Westermeier 2014). Vermögensnachteile für alleinerziehende Familien gibt es auch 
in einer Reihe anderer Länder (Australien, Kanada, Finnland, Griechenland, Italien, 
Großbritannien und USA). Die Unterschiede zwischen alleinerziehenden Familien 
und Familien mit zwei Eltern im Haushalt variieren dabei zwischen 26 Prozent 
in Italien und 93 Prozent in Kanada (Sierminska 2018). In jüngerer Zeit unter­
suchte Rothwell, Ottusch und Finders (2019) die Vermögensarmut von Kindern 
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in Australien, Italien, Norwegen, Großbritannien und den USA. Ein Kind wurde 
als vermögensarm klassifiziert, wenn das äquivalenzgewichtete Haushaltsvermögen 
nicht ausreichte, um das aktuelle Haushaltseinkommen drei Monate lang aufrecht­
zuerhalten. Die Autoren kamen zu dem Schluss, dass Kinder in alleinerziehenden 
Familien im Vergleich zu Kernfamilien in allen Ländern ein höheres Risiko der 
Vermögensarmut aufweisen, wobei die Vermögensarmutsquote in Kanada und den 
USA mit 62 Prozent am höchsten und in Norwegen mit 34 Prozent am niedrigsten 
ist (Rothwell/Ottusch/Finders 2019).

2.3	Deskriptive Analysen zur  
Beschreibung der Vermögenssituation 
bei Alleinerziehenden
Aufbauend auf  diesen bisherigen Befunden liefert Tabelle 1 Kennzahlen zur Ver­
mögenssituation von verschiedenen Typen von alleinerziehenden Familien im Jahr 
2017 in Deutschland, dem letzten Jahr für das detaillierte Vermögensdaten im 
SOEP zur Verfügung stehen. Für die Analyse werden Familien, in denen Kinder im 
Alter von bis zu 16 Jahren leben, in sechs Typen gruppiert:

1. Alleinerziehend nach der Trennung der Eltern,
2. Alleinerziehend nach der Scheidung der Eltern,
3. Alleinerziehend ohne Partner bei Geburt (zu beachten ist, dass diese Gruppe

klein ist und nur beschränkt mit den verfügbaren Daten erfasst werden kann;
teilweise können Familien, die in diese Gruppe gehören, in der vorherigen
Gruppe enthalten sein),

4. Alleinerziehend nach Tod eines Elternteils,
5. Stieffamilien und
6. Kernfamilien.

Der überwiegende Teil der Alleinerziehenden sind dabei Frauen (zwischen etwa 
80 Prozent bei Alleinerziehenden nach dem Tod eines Elternteils und etwa 
96 Prozent bei Alleinerziehenden ohne Partner bei der Geburt in den vorliegenden 
Daten). Wenn zwei Elternteile mit dem Kind zusammenleben, wird nicht weiter 
differenziert, ob diese in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft oder Ehe zu­
sammenleben.

Die Daten zeigen, dass die Vermögenssituation beim Nettovermögen (Brutto­
vermögen abzüglich von Schulden), beim Bruttovermögen, bei Schulden, beim 
Wohnvermögen (nur selbstgenutztes Wohneigentum) und bei den finanziellen 
Reserven (Nettovermögen ohne Wohnvermögen) je nach Familientyp deutlich 
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variiert. Wir betrachten das Pro-Kopf-Haushaltsvermögen (siehe Abschnitt 7.3 
zur Messung von Vermögen). Dabei wird der Mittelwert, Median, der Anteil 
mit 0 Vermögen und der Anteil mit negativem Vermögen dargestellt. Aufgrund 
der sehr schiefen Verteilung von Vermögen ist der Median aussagekräftiger als der 
Mittelwert und wird hauptsächlich berichtet. Der Median bezeichnet den Wert, der 
genau in der Mitte liegt, wenn man die Zahlen in aufsteigender (oder absteigender) 
Reihenfolge sortiert.

Tab.1: Vermögen nach Familienarten in Deutschland (2017)

Netto
vermögen

Brutto
vermögen

Schulden
Wohn

vermögen
Reserven N

Alleinerziehend  
nach Trennung

      

Mittelwert 24.776 30.578 5.801 15.321 9.455 445

Median 20 475 0 0 0 445

Anteil mit 0 0,34 0,44 0,66 0,81 0,36 445

Anteil mit < 0 0,17 0,18 445

Alleinerziehend nach 
Scheidung

      

Mittelwert 53.810 65.754 11.944 23.414 30.395 768

Median 2.732 4.694 0 0 1.196 768

Anteil mit 0 0,20 0,29 0,56 0,67 0,24 768

Anteil mit < 0 0,15 0,17 768

Alleinerziehend,  
nie verpartnert

      

Mittelwert 9.455 10.133 677 188 9.267 63

Median 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 63

Anteil mit 0 0,66 0,73 0,91 1,00 0,66 63

Anteil mit < 0 0,07 0,07 63

Alleinerziehend nach Tod       

Mittelwert 84.934 89.672 4.738 46.538 38.396 145

Median 44.654 48.007 0 30.506 2.556 145

Anteil mit 0 0,15 0,20 0,67 0,39 0,23 145

Anteil mit < 0 0,10  0,12 145

Stieffamilie       

Mittelwert 40.869 52.755 11.803 18.991 21.877 531

Median 8.513 14.331 669 0 2.923 531

Anteil mit 0 0,15 0,23 0,47 0,59 0,16 531

Anteil mit < 0 0,14 0,17 531

Kernfamilie       

Mittelwert 71.187 88.723 17.618 39.171 32.015 4.004

Median 40.118 60.752 3.990 22.961 8.923 4.004

Anteil mit 0 0,09 0,12 0,40 0,38 0,12 4.004

Anteil mit < 0 0,08    0,11 4.004

Daten: SOEPv37 (2017) (gewichtet, imputiert)
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Alleinerziehende nach Trennung haben im Median nur etwa 20 Euro Netto­
vermögen (Mittelwert bei 24.776 Euro). Etwa ein Drittel der Alleinerziehenden 
nach Trennung haben kein Vermögen und weitere 17 Prozent haben negatives 
Nettovermögen, also mehr Schulden als Bruttovermögen. Bei Alleinerziehenden 
nach Scheidung liegt der Median für das Nettovermögen mit etwa 2.732 Euro nur 
geringfügig höher. Hier haben etwa ein Fünftel der Familien kein Vermögen 
und 15 Prozent haben negatives Nettovermögen. Im Vergleich dazu haben nie 
verpartnerte Alleinerziehende weniger Vermögen. Im Median besitzt diese Gruppe 
kein Vermögen (Mittelwert bei 9.455 Euro) und etwa 7 Prozent der Familien in 
dieser Gruppe hat negatives Nettovermögen. Deutlich mehr Nettovermögen be­
sitzen Alleinerziehende nach dem Tod eines Elternteils. Der Median liegt hier bei 
44.654 Euro (Mittelwert bei 84.935 Euro). Nur etwa 15 Prozent der Familien in 
dieser Gruppe haben kein Vermögen und 10 Prozent haben negatives Nettover­
mögen. Damit besitzen Alleinerziehende nach dem Tod eines Elternteils mehr 
Pro-Kopf-Haushaltsvermögen als Stieffamilien und Kernfamilien. Bei Stieffamilien 
liegt der Median bei 8.513 Euro (Mittelwert bei 40.869 Euro). Etwa 30 Prozent der 
Familien in dieser Gruppe haben kein oder nur negatives Nettovermögen. Erheb­
lich mehr Vermögen haben Kernfamilien. Hier liegt das Median Nettovermögen 
bei 40.118 Euro (Mittelwert bei 71.186 Euro). Etwa 9 Prozent haben kein Netto­
vermögen und 8 Prozent haben negatives Nettovermögen. Das Bruttovermögen 
zeigt sehr ähnliche Muster der Ungleichheit im Vergleich zum Nettovermögen.

Relevant ist auch die Ungleichheit bei Schulden. Zu bedenken ist, dass Schulden 
nicht notwendigerweise ein Zeichen von finanzieller Benachteiligung sind. Der 
Zugang zu Schulden kann ein Zeichen für finanzielle Stabilität und finanzielle 
Möglichkeiten sein. So zeigt sich hier, dass Kernfamilien am häufigsten Zugang 
zu Schulden und auch die höchsten Schuldenwerte haben. Stieffamilien haben die 
zweithöchsten Schulden und nie verpartnerte Alleinerziehende haben die niedrigsten 
Schulden und den geringsten Zugang. Sehr deutlich ist das Muster der Ungleichheit 
auch bei Wohnvermögen und finanziellen Reserven. Alleinerziehende nach Tren­
nung haben zu fast vier Fünfteln kein Wohnvermögen. Selbst Stieffamilien haben 
zu etwa 60 Prozent kein Wohnvermögen. Im Gegensatz dazu haben Kernfamilien 
zu etwa 62 Prozent Wohnvermögen mit einem Medianwert von etwa 22.961 Euro 
abzüglich Schulden. Am Median haben Alleinerziehende nach Trennung keine finan­
ziellen Reserven und Alleinerziehende nach Scheidung etwa 1.196 Euro Reserven. 
Kernfamilien haben hingegen mehr als achtmal so viele finanzielle Reserven am 
Median mit etwa 8.923 Euro.
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Abb. 1: Trend im Medianvermögen nach Familientypen in Deutschland 
zwischen 2002 und 2017
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Anmerkungen: Eingefärbte Fläche zeigt 95-Prozent-Konfidenzintervall

Abbildung 1 zeigt den Verlauf  des Median Nettovermögens für die verschiedenen 
Familientypen zwischen 2002 und 2017. Über den betrachteten Zeitraum ist die 
Vermögenssituation von Alleinerziehenden durch andauernde Benachteiligung ge­
kennzeichnet. Der Median für alle alleinerziehenden Familien mit Ausnahme derer, 
in denen ein Elternteil verstorben ist, ist nahe 0 über alle Beobachtungszeitpunkte. 
Veränderungen im Medianvermögen sind am deutlichsten für Kernfamilien. Diese 
Familien haben am Median einen deutlichen Vermögenszuwachs zwischen 2007 
(31.035 Euro) und 2017 (40.118 Euro) erlebt. Andere Familientypen, Stieffamilien, 
haben nur trendlose Fluktuation erlebt (7.700–10.000 Euro). Stieffamilien bleiben 
daher deutlich benachteiligt im Vergleich zu Kernfamilien über alle Beobachtungs­
zeitpunkte. Veränderungen für die Gruppe der Alleinerziehenden nach dem Tod 
eines Elternteils können aufgrund der geringen Fallzahlen und weiten Konfidenz
intervalle nicht weiter interpretiert werden.
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2.4	Multivariate Analyse zu Ursachen 
von Vermögensungleichheit bei  
Alleinerziehenden
Die bisherigen Ergebnisse deuten auf  eine erhebliche Vermögensungleichheit zwi­
schen alleinerziehenden Familien nach Trennung und Scheidung und Kernfamilien 
hin. Welche Faktoren tragen dabei zu diesem Vermögensnachteil im Median bei? 
Um diese Frage zu beantworten, verwende ich eine Dekompositionsanalyse und 
konzentriere mich auf  demografische und sozioökonomische Faktoren für das Jahr 
2017 (Tabelle 2).7 Das hier ermittelte Medianvermögen für Kernfamilien beträgt 
40.973 Euro, was signifikant höher ist als das durchschnittliche Vermögen allein­
erziehender Eltern nach einer Trennung, das bei etwa 0 Euro liegt (2.318 Euro bei 
Alleinerziehenden nach Scheidung).8 Dies ergibt eine erhebliche Differenz von etwa  
41.010 Euro zwischen Alleinerziehenden nach Trennung und Kernfamilien (38.655 Euro 
bei Alleinerziehenden nach Scheidung), die statistisch signifikant ist. Zur Veran­
schaulichung der weiteren Interpretation der Dekomposition betrachten wir die 
Schätzungen für demografische Merkmale, zu denen Alter, Geschlecht, Migrations­
hintergrund, Herkunft Ostdeutschland und die Anzahl der Geschwister gehören. 
Wenn alleinerziehende Familien nach Trennung die gleichen Merkmale aufweisen 
würden wie Kernfamilien, hätten sie im Median etwa 10.643 Euro mehr Vermö­
gen, was auf  üblichen Signifikanzniveaus statistisch signifikant ist. Somit können 
kompositionelle Unterschiede in demografischen Merkmalen die Vermögenslücke 
zu einem kleinen Teil erklären. Dies ist nicht der Fall bei Alleinerziehenden nach 
Scheidung (erklärte Differenz von 1.336 Euro ist nicht statistisch signifikant). Die 
Schätzung von 180.196 Euro für Alleinerziehende nach Trennung (187.546 Euro 
bei Alleinerziehenden nach Scheidung) für den nicht erklärten Teil erfasst unter­
schiedliche Auswirkungen der demografischen Merkmale auf  beide Gruppen, ent­
hält aber auch nicht beobachtbare Merkmale, die sich auf  das Vermögen auswirken.

Haushaltseinkommen und Beschäftigungsmerkmale erklären den Großteil des 
beobachteten Vermögensnachteils für alleinerziehende Familien nach Trennung 
und Scheidung. Wenn beispielsweise alleinerziehende Familien nach Trennung 
das Haushaltseinkommen von Kernfamilien hätten, wäre ihr erwartetes medianes 
Nettovermögen um 20.777 Euro höher (11.835 Euro bei Alleinerziehenden nach 
Scheidung). Wenn die alleinerziehenden Elternteile nach Trennung die gleichen 
Beschäftigungsmerkmale, wie z.B. Erfahrung in Vollzeitbeschäftigung, Erfahrung 
in Arbeitslosigkeit, Beamten- oder Selbstständigenstatus, wie Kernfamilien hätten, 
wäre ihr Vermögen im Median etwa 8.059 Euro höher (4.910 Euro bei Alleiner­
ziehenden nach Scheidung). Kompositionelle Unterschiede in Erbschaften (aber 
nicht Bildung) sind ebenfalls statistisch signifikant und wichtig für die Erklärung 

7 � Für die empirische Analyse verwende ich einen recentered influence function (RIF) Ansatz mit einer Dekompositionsanalyse, um Unter-
schiede in den Merkmalen (Kompositionseffekt) von Unterschieden in den Koeffizienten (Vermögensstruktureffekt) zwischen Kindern 
aus Alleinerziehendenfamilien im Vergleich zu Kindern aus Kernfamilien zu unterscheiden und so die zwischen den beiden Familien
typen bestehende Vermögenslücke zu erklären.

8 � Die Medianwerte weichen leicht von den in Tabelle 1 berichteten Werten ab, da das analytische Sample aufgrund von fehlenden Werten bei 
den Kovariaten etwas kleiner ist.
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der Vermögenslücke für Alleinerziehende nach Trennung und Scheidung. Insge­
samt könnte bei alleinerziehenden Familien nach Trennung erwartet werden, dass 
ihr medianes Nettovermögen um 44.276 Euro höher wäre, wenn sie die gleichen 
Eigenschaften wie Kernfamilien hätten, und somit würde der Vermögensunter­
schied ausgeglichen. Bei Alleinerziehenden nach Scheidung wäre das Vermögen bei 
gleichen Eigenschaften wie sie Kernfamilien aufweisen um 16.220 Euro höher und 
es würde eine Vermögenslücke bestehen bleiben.

Tab. 2: Dekomposition von Ungleichheit im Medianvermögen nach 
Familientyp in Deutschland (2017)

Trennung Trennung  Scheidung Scheidung

Koeffizient Std.-fehler Koeffizient Std.-fehler

Kernfamilie 40.973,35*** -2.225,34 40.973,35*** -2.225,32

Alleinerziehend nach  
Trennung/Scheidung

-36,86 -454,83 2.317,98*** -464,31

Gesamtdifferenz 41.010,21*** -2.301,15 38.655,37*** -2.291,32

Erklärte Differenz 44.276,83*** -5.482,47 16.220,75*** -3.997,30

Unerklärte Differenz -3.266,62 -5.472,28 22.434,62*** -4.102,32

Erklärt     

Demographie 10.643,19** -3.597,10 -3.681,12 -2.404,71

Bildung 2.200,36 -1.369,17 1.336,63 -931,57

Einkommen 20.777,47*** -3.117,56 11.835,19*** -1.996,64

Arbeitsmarkt 8.059,80** -2.927,95 4.910,27* -2.033,96

Erbschaft 2.596,01** -908,09 1.819,77** -643,25

Unerklärt     

Demographie 180.196,87*** -34.755,80 187.546,37*** -34.673,41

Bildung 3.576,75 -2.362,79 4.105,91 -2.591,15

Einkommen 398.061,72*** -60.432,69 365.189,64*** -61.021,18

Arbeitsmarkt -13.576,11** -4.156,44 -8.049,09 -4.468,10

Erbschaft 2.591,79** -944,94 3.035,61** -1.027,37

Beobachtungen 4.436 4.756  

Daten: SOEPv37 (2002, 2007, 2012, 2017) (gewiDaten: SOEPv37 (2017) (gewichtet, imputiert)
Anmerkungen: Dekomposition mit RIF-Regression; Demographie beinhaltet Alter, Geschlecht, Migrationshintergrund, Ostdeutschland, 
Anzahl der Geschwister der Eltern; Arbeitsmarkt beinhaltet Erfahrung in Vollzeitbeschäftigung, Erfahrung in Arbeitslosigkeit, Beamter, 
Selbstständiger.
* p<.05, ** p<.01, *** p<.001

Einerseits legen diese Ergebnisse nahe, dass alleinerziehende Familien in Bezug auf  
ihre Vermögen nachteilige Merkmale aufweisen: Im Vergleich zu Kernfamilien haben 
sie niedrigere Bildungsniveaus, unvorteilhafte Beschäftigungsmerkmale und geringe­
re Einkommen. Solche Nachteile im Einkommen und in der Beschäftigung dürften 
zu einer geringeren Vermögensbildung führen, im Einklang mit der eingeschränkten 
Vermögensbildung nach Trennung, die oben skizziert wurde. Gleichzeitig machen die 
Ergebnisse deutlich, dass solch nachteilige Merkmale zwar die Vermögensunterschiede 
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zwischen Alleinerziehenden nach Trennung und Kernfamilien erklären können. Die 
Unterschiede zwischen Alleinerziehenden nach Scheidung und Kernfamilien können 
so aber nur zu einem geringeren Umfang erklärt werden. Die verbleibende Ungleich­
heit zwischen diesen Gruppen könnte auf  Vermögensverluste bei Scheidung, die in 
Abschnitt 3 ausführlich dargestellt werden, zurückzuführen sein.

2.5	Die Rolle des Vermögens von  
abwesenden Elternteilen für Kinder 
nach Trennung und Scheidung
Oben wurde argumentiert, dass der Vermögensnachteil von Kindern in alleinerzie­
henden Familien nach Trennung und Scheidung möglicherweise darauf  zurückzu­
führen ist, dass ein Elternteil mit seinem Vermögen den Haushalt verlässt. Dieser 
Vermögensverlust des Haushalts kann unmittelbar zu einer Benachteiligung von 
Alleinerziehenden führen. Zumindest einige der Ressourcen nicht im Haushalt 
lebender Elternteile könnten jedoch für Kinder von Alleinerziehenden weiterhin 
zugänglich bleiben. Nicht im Haushalt lebende Eltern haben möglicherweise ein 
persönliches Interesse daran, weiterhin für ihre Kinder zu sorgen, und sie haben 
auch gesetzliche Verpflichtungen (in Bezug auf  Einkommensunterstützung und 
Erbschaft), das Wohlergehen ihrer Kinder zu gewährleisten. Beispielsweise können 
nicht im Haushalt lebende Eltern ihr Vermögen direkt zugunsten der Kinder anlegen. 
Da Kinder möglicherweise einige Zeit bei ihren nicht ansässigen Eltern verbringen, 
können sie von deren Wohneigentum profitieren. Daher kann es wichtig sein, das Ver­
mögen der anwesenden und abwesenden Elternteile für Kinder in Alleinerziehen­
denfamilien gemeinsam zu berücksichtigen. Durch die Einbeziehung des Vermögens 
des nichtansässigen Elternteils könnte die Benachteiligung der Kinder deutlich 
verringert werden. Um dies zu untersuchen, wird im Folgenden die Perspektive 
gewechselt. Es wird nicht mehr das Pro-Kopf-Haushaltsvermögen der Familie be­
trachtet, sondern der Fokus wechselt auf  das Vermögen, das Kinder potentiell zur 
Verfügung haben (für Details dieser Perspektive siehe Lersch u. a. 2021).

Selbst wenn nichtansässige Eltern einen Beitrag leisten, verfügen Kinder in Familien 
von Alleinerziehenden nach Trennung und Scheidung möglicherweise immer noch 
über weniger Ressourcen als ihre Altersgenossen in Kernfamilien. Wie oben be­
schrieben verringern Trennung und Scheidung der Eltern das Vermögen beider 
Ex-Partner, z. B. aufgrund der Anwaltskosten. Somit wäre die Summe des Vermö­
gens beider Partner auch nach der Trennung der Eltern immer noch geringer als 
vor der Trennung. Abwesende Eltern teilen ihr Vermögen möglicherweise nicht 
umfänglich mit Kindern. Somit kann argumentiert werden, dass während das Haus­
haltsvermögen in der Einelternfamilie als Untergrenze der verfügbaren Ressourcen 
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für Kinder angesehen werden kann, kann das Gesamtvermögen des anwesenden 
und abwesenden Elternteils als Obergrenze angesehen werden, die in vielen Familien 
möglicherweise nicht erreicht wird.

Um uns der Gesamtsituation für Kinder in Familien mit Alleinerziehenden nach 
Scheidung und Trennung anzunähern, haben wir in einer früheren Arbeit verschie­
dene erweiterte Vermögensvariablen erstellt, die das Vermögen der abwesenden 
Elternteile erfassen (Lersch u. a. 2021). Eine nähere Beschreibung der Erstellung 
der Vermögensvariablen findet sich im Anhang (Abschnitt 7.4).

Selbst wenn man das Vermögen des nicht im Haushalt lebenden Elternteils mit ein­
bezieht, bleibt das mittlere Vermögen der Kinder in Alleinerziehendenfamilie nach 
der Trennung oder Scheidung der Eltern niedrig und liegt nahe Null (Abbildung 2). 
Nur in der erweiterten Vermögensmessung, die sich auf  das gesamte jemals beo­
bachtete Vermögen beider Elternteile bezieht, ist das mittlere Vermögen positiv, aber 
gering mit etwa 4.327 Euro. Die Ergebnisse zeigen deutlich, dass Kinder aus Alleiner­
ziehendenfamilien im Vergleich zu Kindern aus Kernfamilien auch dann benachteiligt 
bleiben, wenn das Vermögen der nichtansässigen Eltern einbezogen wird. Es gilt zu 
beachten, dass die zum Vergleich angegebenen Vermögenswerte für Alleinerziehende 
nach Trennung und Scheidung und Kernfamilien hier von denen in Tabelle 1 abwei­
chen, da die Vermögensverteilung für die Jahre 2002–2017 zusammengefasst und 
über Kinder und nicht über Haushalte betrachtet wird.

Abb. 2: Nettovermögen von Kindern bei Alleinerziehenden unter 
Berücksichtigung des abwesenden Elternteils in Deutschland  
(2002–2017)
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Vermögen nach Tren-
nung und Scheidung
Eine der zentralen Fragen der Scheidungsforschung der letzten Jahrzehnte betrifft 
die Auswirkungen des Endes einer Ehe auf  das wirtschaftliche Wohlergehen der 
Betroffenen. Weitaus seltener, aber in zunehmendem Maße, wird auch Trennung 
nach Kohabitation in den Blick genommen. Eine Scheidung kann eine kostspielige 
Angelegenheit sein, nicht nur wegen der direkten Gerichtskosten. Häufig muss ein 
Partner oder eine Partnerin ausziehen und einen neuen Haushalt gründen. Manchmal 
wird Wohneigentum unter suboptimalen Bedingungen verkauft. Haben die ehe­
maligen Partner Kinder, erfordert die Trennung oder Scheidung auch eine Neu­
regelung der Betreuungspflichten. In den meisten Fällen leben die Frauen mit den 
Kindern zusammen und kümmern sich um sie. Die Verantwortung für die Kinder­
betreuung kann für getrenntlebende Mütter ein erhebliches Hindernis darstellen, 
einer (Vollzeit-) Beschäftigung nachzugehen und in ihre Karriere zu investieren, um 
durch ausreichendes Einkommen Vermögen aufzubauen. Daher sollten die Folgen 
von Trennung und Scheidung für Frauen und Männer getrennt betrachtet werden.

3.1	Theoretische Überlegungen zu  
Vermögensverlusten nach Trennung 
und Scheidung
Mehrere Faktoren tragen dazu bei, dass es nach der Auflösung einer Partnerschaft 
bei Trennung und Scheidung wahrscheinlich zu Vermögensverlusten im Vergleich 
zu bestehenden Partnerschaften kommt. Erstens ist es für zwei Personen aufgrund 
von sogenannten Skaleneffekten in der Regel günstiger, zusammenzuleben, als zwei 
getrennte Haushalte zu führen, da z.B. Anschaffungen wie der Kauf  eines Kühl­
schranks nun gemeinsam getätigt werden. Die Auflösung einer Partnerschaft führt 
zum Verlust dieser Skaleneffekte und mindestens ein Partner oder Partnerin muss 
einen neuen Haushalt gründen. Die damit verbundenen Kosten dürften das Gesamt­
vermögen der ehemaligen Partner verringern (Zagorsky 2005).

Zweitens gibt es neben Skaleneffekten noch andere Gründe dafür, dass Personen 
in einer Partnerschaft im Vergleich zu Einzelpersonen mehr Vermögen anhäufen. 
Dazu gehören mögliche Steuervorteile und andere finanzielle Vorteile, z.B. gemein­
same Krankenversicherung bei Ehen in Deutschland und erhöhte Sparanreize in 
einer Partnerschaft (Fulda/Lersch 2018; Kapelle/Lersch 2020; Lersch 2017b). 

3
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Mit dem Ende einer Partnerschaft entfallen diese Vorteile, was im Vergleich zu 
bestehenden Partnerschaften zu Verlusten führt.

Drittens können die direkten Kosten einer rechtsgültigen Scheidung bei einer Ehe 
das Vermögen weiter verringern. Gerichts- und Anwaltskosten können erheblich 
sein (Kapelle 2022). In Deutschland sind die Gerichtskosten gesetzlich festgelegt 
und liegen bei kinderlosen Ehepartnern mit geringem Streitwert unter 1.000 Euro. 
Allerdings steigen die Kosten mit dem Streitwert und der Komplexität des Falles 
und zudem sind die Anwaltsgebühren nicht gesetzlich begrenzt.

Viertens muss im Zuge einer Ehescheidung zudem die Aufteilung des Vermögens, 
in der Regel im rechtlichen Rahmen einer Zugewinngemeinschaft (s. oben), erfol­
gen. Bei Trennungen nach Kohabitation gibt es zwar keine rechtliche Regelung, aber 
gemeinsam erworbener Besitz muss mitunter dennoch aufgeteilt werden. Während 
einige Vermögenswerte, wie Ersparnisse auf  einem Bankkonto, leicht teilbar sind, 
fällt dies bei anderen Vermögenswerten, wie z.B. Wohneigentum, schwerer. Diese 
schwer teilbaren Vermögenswerte müssen gegebenenfalls zu ungünstigen Bedin­
gungen verkauft werden (Kapelle 2022). Die Folgen von Trennung und Scheidung 
für Wohneigentum werden in Abschnitt 3.4 weiter ausgeführt.

Fünftens kann der (erneute) Vermögensaufbau nach einer Trennung durch Arbeits­
marktbeschränkungen aufgrund von Sorgeverpflichtungen v.a. für Mütter nach einer 
Trennung beschränkt sein (van Damme/Kalmijn/Uunk 2009). Dieser Faktor wurde 
bereits im Abschnitt 2.1 diskutiert.

Schließlich muss aber berücksichtigt werden, dass Scheidung und Trennung auch 
Folge von geringem Vermögen sein können (Killewald/Lee/England 2023), da 
z.B. ökonomischer Druck die Beziehungsqualität reduzieren kann (Dew 2007). 
Daher könnten die in einigen früheren Studien (Addo/Lichter 2013; Wilmoth/
Koso 2002) querschnittlich beobachteten Vermögensunterschiede zwischen Ge­
schiedenen und Nichtgeschiedenen eher auf  bereits bestehende wirtschaftliche 
Nachteile als auf  einen kausalen Effekt der Partnerschaftsauflösung auf  das Ver­
mögen zurückzuführen sein.

Die meisten der oben beschriebenen Faktoren können sowohl bei der Auflösung 
von nichtehelicher Kohabitation als auch von Ehen gelten, mit Ausnahme der Ge­
richts- und Anwaltskosten im Zusammenhang mit einer Scheidung und der mit 
der Ehe verbundenen rechtlichen Vorteile wie gemeinsame Krankenversicherung. 
Dies würde vermuten lassen, dass sich die Vermögensfolgen der Auflösung einer 
Partnerschaft nur wenig zwischen Kohabitationen und Ehen unterscheiden. Paare, 
die in einer Kohabitation leben, haben aber im Durchschnitt weniger Vermögen 
als Ehepaare (Lersch 2017b). So können sie durch die Auflösung einer Lebens
gemeinschaft vergleichsweise weniger verlieren, was dazu führen würde, dass sich 
das Vermögen nach der Auflösung von Kohabitationen im Vergleich zu einer 
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Scheidung weniger stark verändert. Untersuchungen zum Einkommen haben 
ergeben, dass die Einkommensverluste von Frauen nach dem Ende einer Kohabi­
tation in der Vergangenheit weniger stark ausfielen als die Einkommensverluste 
nach der Scheidung. Diese Unterschiede nähern sich jedoch im Laufe der Zeit an, 
wahrscheinlich da sich die Selektion in einer Kohabitation mit der Zeit verändert 
(Tach/Eads 2015).

3.2	Literaturübersicht zu Auswirkungen 
von Ereignis Trennung und Scheidung 
auf Vermögen
Mehrere empirische Studien haben sich in der jüngeren Vergangenheit mit den 
Vermögensfolgen von Trennung nach Kohabitation und Scheidung nach Ehe in 
Deutschland beschäftigt und dabei in der Regel deutliche Vermögensverluste iden­
tifiziert. Die Studie von Boertien und Lersch (2021) vergleicht dabei direkt die 
Folgen von Trennung und Scheidung in Deutschland miteinander durch eine Analyse 
der SOEP-Daten.

Abb. 3: Vermögensfolgen bei Partnerschaftsende in Deutschland 
2002–2017
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Nettovermögen (Rangtransformation)

Männer
Frauen

Partnerschaftsende

Scheidung

Trennung

Quelle: Eigene Übersetzung von Boertien und Lersch (2021: Abbildung 2), basiert auf SOEP (Version 34; https://doi.org/10.5684/soep.v34) 
2002, 2007, 2012, 2017
Anmerkungen: Als abhängige Variable wird der individuelle Rang in der Vermögensverteilung betrachtet. Dieser Rang wird für jede Welle 
separat, gemeinsam für Männer und Frauen, berechnet und gibt den Anteil der Fälle an, die über ein geringeres Haushaltsvermögen 
verfügen als die betrachtete Person (der Rang reicht von 0 bis 1).
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Abbildung 3 zeigt das Hauptergebnis dieser Studie und zeigt Schätzungen der Aus­
wirkungen von Trennung und Scheidung auf  das Pro-Kopf-Haushaltsvermögen 
für Männer und Frauen. Die Ergebnisse werden getrennt dargestellt, je nachdem, 
ob die Personen vor dem Beziehungsende in einer Kohabitation lebten (Trennung) 
oder verheiratet waren (Scheidung). Die Ergebnisse werden als Veränderungen im 
Vermögensrang eines Haushalts ausgedrückt: der Anteil der Haushalte, die über ein 
geringeres Pro-Kopf-Vermögen verfügen als der betreffende Haushalt. Die Ergeb­
nisse zeigen, dass die Auflösung der Ehe sowohl bei Männern als auch bei Frauen 
mit einer Verringerung des Vermögensrangs des Haushalts um 0,07 verbunden 
ist. Das bedeutet, dass Männer und Frauen, die eine Scheidung erlebt haben, im 
Pro-Kopf-Haushaltsvermögensranking im Durchschnitt 7 Prozentpunkte niedriger 
liegen als Männer und Frauen in Paaren, die zusammengeblieben sind. Zusätzliche 
Analysen zeigten, dass dieser Effekt der Trennung auf  das Vermögen hauptsächlich 
durch eine Verringerung des Wohneigentumsvermögens verursacht wird.

Bei Frauen, die eine Trennung nach Kohabitation erleben, werden ähnliche negative 
Auswirkungen auf  das Haushaltsvermögen beobachtet. Bei Männern wirkt sich die 
Trennung jedoch kaum auf  das Haushaltsvermögen aus. Zusätzliche Analysen, die 
unterschiedliche Spezifikationen und Veränderungen in der Haushaltszusammen­
setzung, der Beschäftigung und dem Einkommen nach der Trennung berücksichti­
gen, legen nahe, dass für diese Ergebnisse die Aufteilung des Haushaltsvermögens 
zum Zeitpunkt der Trennung verantwortlich ist und nicht andere Prozesse, die nach 
der Trennung stattfanden.

Eine erste Schlussfolgerung, die aus diesen Ergebnissen gezogen werden kann, 
ist, dass die Scheidung sowohl bei Männern als auch bei Frauen mit einem star­
ken Rückgang des Haushaltsvermögens verbunden ist. Dies ist auch bei Frauen 
nach einer Trennung zu beobachten, nicht jedoch bei Männern. Warum scheinen 
Männer von den Auswirkungen der Trennung auf  das Vermögen verschont zu 
bleiben? Erstens verfügen Paare in Kohabitation von vornherein über weniger 
Vermögen (Boertien/Lersch 2021: Tabelle 1). Somit drohen bei einer Trennung 
geringere Verluste. Da Männer aber in der Regel mehr Vermögen besitzen, z.B. 
weil Männer in Partnerschaften in der Regel älter und häufiger erwerbstätig sind 
und mehr verdienen als Frauen, verlieren Frauen bei einer Trennung den Zu­
gang zu diesem Haushaltsvermögen und bei Trennungen gibt es dafür keinen 
rechtlichen Ausgleich (siehe Abschnitt 1). Somit kann der Vermögensverlust nach 
Trennungen für Frauen damit erklärt werden, dass das während der Kohabitation 
angesammelte Vermögen bei der Trennung nicht geteilt wird, während dies bei 
einer Scheidung der Fall ist.

Kapelle (2022) geht der Frage nach, ob die Vermögensverluste bei Scheidung nach 
Ehe in Deutschland unmittelbar sind oder ob die Verluste sich durch verringertes 
Wachstum des Vermögens über die Zeit aufbauen. Mit Hilfe der SOEP-Daten zeigt 
die Autorin, dass die Vermögensunterschiede zwischen Personen, die sich jemals 
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scheiden ließen, und Personen, die dauerhaft verheiratet waren, auf  anhaltende Ver­
luste – insbesondere beim Wohnvermögen – zurückzuführen sind, die unmittelbar 
nach der Scheidung entstanden sind, und nicht auf  eine Verringerung des Vermö­
gensaufbaus nach der Scheidung. Zwar kann eine erneute Heirat teilweise zu einem 
Ausgleich der Verluste beim Wohnvermögen beitragen, aber selbst 30 Jahre nach 
einer Scheidung bleiben Unterschiede bestehen. Auf  solche Langzeitfolgen wird im 
nächsten Teilabschnitt näher eingegangen.

Bisher wurde vereinfachend das Ende einer Ehe mit einer Scheidung als singu­
läres Ereignis gleichgesetzt. Kapelle und Baxter (2021) betrachten hingegen den 
Eheauflösungsprozess von drei Jahre vor der ehelichen Trennung, d.h. Eheleute 
leben in getrennten Haushalten, bis 15 Jahre nach der rechtlichen Scheidung 
und unterscheiden dabei die folgenden Phasen: Trennungspläne während der 
Ehe, die Zeit der Trennung, das gerichtliche Scheidungsverfahren und Anpas­
sungen nach der Scheidung (siehe v.a. Abbildung 1 in Kapelle/Baxter (2021)). 
Die Studie betrachtet dabei individuelles Nettovermögen ebenfalls auf  Basis des 
SOEP. Die Autorinnen zeigen, dass obwohl der Vermögensrückgang bereits vor 
der Trennung einsetzt, die eheliche Trennung mit einem Vermögensrückgang bei 
Männern und Frauen um 82 Prozent bzw. 76 Prozent das kritischste Ereignis ist. 
Die folgende rechtliche Scheidung bringt keine zusätzlichen Vermögensverluste 
mit sich, aber das Vermögen erholt sich in den Jahren nach der Scheidung auch 
nicht wieder. Die dauerhaften Verluste nach der Trennung sind vor allem auf  den 
Rückgang des Wohnvermögens und die mangelnde Erholung dieser Vermögens­
komponente zurückzuführen.

3.3	Langzeitfolgen von Scheidung im 
Lebensverlauf 
In den bisher vorgestellten Studien wurden die Folgen von Trennung und Schei­
dung für Vermögen meist in einem beschränkten Zeitraum nach dem Ereignis 
untersucht. Anhand der Arbeiten von Kapelle (2022) und Kapelle und Baxter 
(2021) wurde aber bereits deutlich, dass die Vermögensverluste bei Scheidung im 
Durchschnitt langanhaltend sind. Zu Trennungen nach Kohabitation liegen bisher 
kaum vergleichbare Studien zu Langzeitfolgen vor. Somit können Trennungen 
und Scheidungen im früheren Leben auch im höheren Alter noch zu niedrigerem 
Vermögen im Vergleich zu kontinuierlich verpartnerten Menschen beitragen. Wie 
sehr die Vermögensverluste nach Trennung und Scheidung andauern wird dabei 
v.a. durch zwei Prozesse mitbestimmt: Veränderungen von Erwerbsbeteiligung und 
Einkommen einerseits und die Neugründung von Partnerschaften andererseits. Da 
der erste Prozess schon in Abschnitt 2.1 dargestellt wurde, soll hier nur auf  neue 
Partnerschaften eingegangen werden.
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Studien zu Scheidungen haben im Allgemeinen ergeben, dass eine erneute 
Partnerschaft und v.a. Ehe einen Teil der negativen Auswirkungen der Schei­
dung auf  das Vermögen von Frauen ausgleicht, da erneut die Vorteile einer 
Partnerschaft für den Vermögensaufbau zum Tragen kommen. Aber selbst 
nach einer Wiederverheiratung bleibt das Vermögen im Vergleich zu konti­
nuierlich Verheirateten geringer (Kapelle 2022; Painter/Frech/Williams 2015; 
Wilmoth/Koso 2002). Da Männer im Allgemeinen häufiger und schneller eine 
neue Partnerschaft eingehen als Frauen, v.a. wenn Kinder im Haushalt leben  
(Di Nallo 2019), kann eine erneute Partnerschaft die durchschnittliche Vermö­
genslücke zwischen Männern und Frauen nach der Scheidung vergrößern.

Kapelle und Vidal (2022) zeigen weitergehend mit Daten des SOEP, dass generell 
Abweichungen vom Standardfamilienmuster (d. h. kontinuierliche Ehe mit durch­
schnittlich zwei Kindern) meist mit niedrigerem Individualvermögen im höhe­
ren Alter (50–59) verbunden sind, auch wenn man die Ergebnisse um wichtige 
andere Eigenschaften der Befragten im frühen Lebensverlauf  bereinigt. Je mehr 
von diesem Standardfamilienmuster abgewichen wurde, um so geringer ist das 
Vermögen im höheren Alter. Es zeigen sich auch Unterschiede in den Langzeit­
folgen von Scheidungen je nach Zeitpunkt und weiterer Familienbiographie. Für 
wiederverheiratete Männer, deren erste Ehe früh geschieden wurde und die nur 
ein Kind haben, ist das Vermögen im höheren Alter nicht wesentlich niedriger 
im Vergleich zum Standardfamilienmuster. Im Vergleich dazu erleben Frauen mit 
einem ähnlichen Familienverlauf  eine nachhaltige Vermögensbenachteiligung. Zu 
ähnlichen Ergebnissen für die USA kommen Zissimopoulos, Karney und Rauer 
(2015), die zeigen, dass Scheidungen vor dem 26. Lebensjahr insgesamt weniger 
schädlich für das Haushaltsvermögen im höheren Alter sind – insbesondere für 
Frauen – als Scheidungen später im Leben.

Für Frankreich wurden Langzeitfolgen von Scheidungen für das Bruttovermö­
gen im Alter 50–75 untersucht (Bonnet u. a. 2023). Zudem wurde in dieser 
Studie auch die Kohabitation im Lebensverlauf  berücksichtigt. Sowohl für 
Scheidungen nach Ehe als auch für Trennungen nach Kohabitation bestehen im 
höheren Alter erhebliche Vermögensnachteile bei Frauen, aber nicht bei Män­
nern. Allerdings ergeben sich bei Männern niedrigere Wachstumsraten für das 
Vermögen nach einer Trennung und Scheidung. Die Vermögensnachteile be­
stehen bei Frauen auch bei einer erneuten Verpartnerung. Zu beachten ist, dass 
in Frankreich eine stärkere Institutionalisierung und rechtliche Absicherung für 
Kohabitation als in Deutschland besteht (Perelli-Harris/Gassen 2012). Schließ­
lich ist festzuhalten, dass auch Scheidung in höherem Alter (50 und älter) mit 
Vermögensverlusten verbunden ist, wie Forschung aus den USA zeigt (Lin/
Brown 2021; Sharma 2015).
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3.4	Schlaglicht auf Wohneigentum
Wohneigentum ist für die meisten Menschen in Europa der bedeutendste Ver­
mögenswert und ein entscheidendes Vehikel für den Vermögensaufbau (Lersch/
Dewilde 2018; Pfeffer/Waitkus 2021). Wohneigentum wird oft mit einer besseren 
Wohnqualität und einem gesunden Umfeld für Kinder (z.B. wegen des Zugangs 
zu einem Garten) in Verbindung gebracht (Mulder/Wagner 1998). Zugleich ist 
Wohneigentum (ob jemand selbstgenutztes Eigentum besitzt) und Wohnvermögen 
(wie viel das Wohneigentum nach Abzug von Darlehen Wert ist) besonders durch 
Trennungen und Scheidungen betroffen, wie sich bereits bei der Literaturübersicht 
oben gezeigt hat.

Der Verlust von Wohneigentum bei Scheidung und Trennung lässt sich mit den 
Besonderheiten dieser Vermögenskomponente erklären (Lersch/Vidal 2014). 
Für die meisten Menschen ist das Wohnvermögen der weitaus größte Teil ihres 
Gesamtvermögens. Wohneigentum zeichnet sich durch hohe Anfangskosten aus, da 
z.B. Notarkosten und Steuern beim Kauf  anfallen. Wohneigentum ist für die meis­
ten Menschen nur durch Hypotheken finanzierbar. Der Zugang zu Hypotheken ist 
in Deutschland im internationalen Vergleich beschränkt (Lersch/Dewilde 2018) 
und für viele ist der Eintritt ins Wohneigentum nur einmal im Lebensverlauf  
möglich, da dafür erhebliches Eigenkapital erforderlich ist und bestimmte insti­
tutionelle Förderungen nur einmal im Leben abgerufen werden können. Oft ist 
dafür auch das Zusammenlegen der Ressourcen von zwei Menschen notwendig. 
In Deutschland gibt es zudem einen besonders deutlichen Zusammenhang 
zwischen Ehe und Wohneigentum im internationalen Vergleich (Thomas/
Mulder 2016).

Nach einer Trennung oder Scheidung wird höchstwahrscheinlich mindestens ein 
Partner die gemeinsame Wohnung verlassen. Aus den oben genannten Gründen 
ist es wahrscheinlich, dass die ehemaligen Partner, die die gemeinsame Wohnung 
verlassen, nicht direkt in neues Wohneigentum eintreten. Aufgrund der wirtschaft­
lichen Folgen der Trennung und Scheidung und neuen Partnerschaften ist es aber 
auch für die zunächst in der Wohnung verbleibenden Ex-Partner wahrscheinlich, 
dass das Wohneigentum nicht auf  Dauer aufrechterhalten werden kann und ein 
Umzug erfolgen muss (Kulu u. a. 2021). Bei raschen Verkäufen müssen mitunter 
niedrige Kaufgebote und Vertragsstrafen für das vorzeitige Tilgen von Hypothe­
ken akzeptiert werden. Außerdem entstehen beim Verkauf  Transaktionskosten, die 
allerdings zum Großteil auf  die Käufer entfallen. Auch wenn mit der Zeit neue 
Ressourcen angesammelt werden können, die den Kauf  eines Eigenheims wahr­
scheinlicher machen, kann der Verlust von früherem Wohneigentum Langzeit­
folgen haben.
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So zeigen Lersch und Vidal (2014) für Deutschland und Großbritannien, dass 
nach Scheidung ohne neue Partner im Vergleich zu Personen in erster Ehe die 
Eigentumsquoten deutlich sinken, in Großbritannien um mehr als 20 Prozent­
punkte und in Deutschland um rund 40 Prozentpunkte. Mit neuen Partnern steigt 
die Eigentumsquote wieder an, erreicht jedoch nicht die Wohneigentumsquote 
von Menschen in erster Ehe. Der Effekt einer Trennung nach der ersten Ehe auf  
den Übergang aus dem Eigentum ist in Deutschland hoch und in Großbritannien 
moderat. Tatsächlich ist die Wahrscheinlichkeit, das Wohneigentum aufzugeben, 
für getrenntlebende deutsche Männer und Frauen mehr als zehnmal höher als für 
diejenigen, die zum ersten Mal verheiratet sind. Unter Berücksichtigung weiterer 
Länder (Australien und Niederlande) und unter Einbezug von Trennungen nach 
Kohabitation kommen auch Mikolai u. a. (2019) zu dem Schluß, dass Trennungen 
und Scheidungen die Chancen in allen Ländern stark erhöhen, aus Wohneigentum 
in Mietwohnungen umzuziehen. In einer vergleichenden Studie mit zehn europä­
ischen Ländern zeigt sich, dass Menschen im Alter von 50 Jahren und älter eine 
deutlich niedrigere Chance haben, in Wohneigentum zu leben, wenn sie in der Ver­
gangenheit eine Scheidung erlebt haben (Dewilde/Stier 2014). Die Autorinnen 
stellen fest, dass die negativen Folgen von Scheidungen in Ländern abgemildert 
sind, die besseren Zugang zu Krediten, höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen und 
ein besser ausgebautes wohlfahrtsstaatliches Sicherheitsnetz aufweisen.
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Vermögen der  
erwachsenen Kinder 
nach Scheidung und 
Trennung der Eltern 
Trotz der umfangreichen und wachsenden Literatur zu den langfristigen Auswir­
kungen der elterlichen Trennung und Scheidung auf  Kinder im gesamten Lebens­
verlauf  (für einen Überblick, siehe McLanahan/Tach/Schneider 2013) haben nur 
wenige Studien die Auswirkungen der elterlichen Trennung und Scheidung auf  den 
Vermögensaufbau im späteren Leben der Kinder untersucht. Dabei ist davon aus­
zugehen, dass die Trennung und Scheidung von Eltern erhebliche Folgen nicht 
nur für das Vermögen der Ex-Partner, sondern auch für deren Kinder im späteren 
Leben haben wird.

Tatsächlich zeigen verschiedene Studien aus den Vereinigten Staaten negative Ver­
mögensfolgen der Trennung und Scheidung von Eltern, wobei nicht zwischen den 
beiden Ereignissen und dem Partnerschafsstatus der Eltern unterschieden wird, 
weshalb im folgenden vereinfachend nur von Trennnug gesprochen wird. Amato und 
Keith (1991) stellen für die weiße Subpopulation in den USA fest, dass das Netto­
vermögen von erwachsenen Kindern, die eine Trennung der Eltern erlebt haben, um 
etwa 34 bis 46 Prozent geringer ist. Diese Ergebnisse werden auch von Keister (2004) 
unterstützt.  Bernardi, Boertien und Geven (2019) untersuchen Abwesenheit von 
Elternteilen während der Kindheit und deren Folgen für das Vermögen erwachsener 
Kinder. Sie stellen einen eindeutig negativen Zusammenhang zwischen der Abwe­
senheit der Eltern (und insbesondere der Trennung der Eltern) und dem Vermögen 
erwachsener Kinder fest. Für Australien zeigen Lersch und Baxter (2021), dass die 
Trennung der Eltern mit einem um etwa 46 Prozent geringeren Nettovermögen 
erwachsener Kinder verbunden ist. Der negative Zusammenhang ist auf  erwachsene 
Kinder beschränkt, deren Eltern sich vor dem 15. Lebensjahr des Kindes trennten. 
Der Zusammenhang unterscheidet sich nicht zwischen Kindern, deren Eltern sich 
vor dem 6. Lebensjahr trennten, und Kindern, deren Eltern sich im Alter zwi­
schen 6 und 14 Jahren trennten. Für Deutschland gibt es bisher keine vergleichbare 
Studie. Aufgrund unterschiedlicher sozialpolitischer Absicherung in Deutschland im 
Vergleich zu den USA und Australien und anderen kontextuellen Faktoren könnten 
die Folgen von elterlicher Trennung in Deutschland anders ausfallen.

4
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Dabei kann aber davon ausgegangen werden, dass die grundsätzlichen Ursachen 
für den Zusammenhang zwischen Trennung der Eltern während der Kindheit und 
dem späteren Vermögen in verschiedenen Kontexten ähnlich sind. In der Literatur 
werden vier Ursachen diskutiert (Lersch/Baxter 2021): schlechtere Bildungs­
abschlüsse und geringeres Einkommen, instabile Familienstrukturen bei erwach­
senen Kindern, weniger zukunftsorientierte Zeitpräferenzen und verringerte 
direkte Vermögenstransfers von den Eltern. Erstens gibt es Hinweise auf  eine 
frühe Benachteiligung in der Bildung nach der Trennung der Eltern, zumindest 
in Familien mit geringeren Bildungsresourcen (Grätz 2015). Ein Bildungsnachteil 
kann zu einem geringeren beruflichen Erfolg und einem geringeren Einkommen 
führen, wenn Kinder erwachsen werden (Duncan u. a. 1998). Zweitens kann die 
Trennung der Eltern im frühen Leben das Partnerschaftsverhalten erwachsener 
Kinder beeinflussen und die Weitergabe von Partnerschaftsinstabilität kann den 
Vermögensaufbau behindern (siehe Abschnitt 3). Drittens kann die Trennung 
der Eltern für Kinder mit Unsicherheit verbunden sein, was ihre Zukunftsorien­
tierung beeinträchtigen (Chisholm 1999) und so ihr Sparverhalten beeinflussen 
kann. Zuletzt ist zu erwarten, dass die Trennung der Eltern negative Auswirkun­
gen auf  die wirtschaftlichen Ressourcen hat, die Eltern direkt an ihre erwachsenen 
Kinder übertragen (Furstenberg/Hoffman/Shrestha 1995). Dieser Rückgang 
der Vermögenstransfers zwischen den Generationen kann zusätzlich durch eine 
Schwächung der sozialen Bindungen zwischen der Elterngeneration (insbesondere 
bei Vätern) und der Kindergeneration nach der Scheidung der Eltern verursacht 
werden (Clark/Kenney 2010).

4.1	Elterliche Trennung im SOEP
Um eine Trennung der Eltern während der Kindheit von erwachsenen Befragten 
im SOEP erfassen zu können, sind folgende Schritte notwendig. Aus der Biogra­
phiebefragung wird die Information entnommen, wie viele Jahre bis zum Alter 15 
der oder die Befragte mit beiden leiblichen Elternteilen zusammengelebt hat. Falls 
dies weniger als 15 Jahre sind, wird überprüft, ob ein Elternteil vor dem 15. Lebens­
jahr verstorben ist. Ist dies nicht der Fall, so wird davon ausgegangen, dass die 
Eltern sich getrennt oder geschieden haben. Da diese Ereignisse nicht unterschie­
den werden können, wird ab jetzt vereinfachend von Trennung gesprochen, was 
mögliche Scheidungen einschließt. Zu beachten ist, dass es außer der elterlichen 
Trennung andere Gründe für die Abwesenheit eines Elternteils geben kann, wie 
lange Krankheit oder getrennte Haushaltsführung aufgrund von Arbeitsmigration. 
Obwohl solche Fälle in den vorliegenden Daten nicht ausgeschlossen werden 
können, so ist doch davon auszugehen, dass sie deutlich seltener als Trennungen 
auftreten. Eine weitere Beschränkung der SOEP-Daten ist, dass eine elterliche 
Trennung nach Alter 15 in den retrospektiven Biographiedaten, die der folgenden 
Analyse zugrunde liegen, nicht identifiziert werden kann. 
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Tab. 3: Deskriptive Statistik zum Analysesample

Mittelwert
Std.- 

abweichung
Min. Max.

Vermögen 77.386,59 218.428,67 -390.625,00 10.603.556,00

In Kindheit:

  Trennung der Eltern 0,09 0,00 1,00

  Tod eines Elternteils 0,04 0,00 1,00

Frau 0,51 0,00 1,00

Alter 48,25 18,51 18,00 102,00

Mind. ein Elternteil 
mit Abitur

0,15 0,00 1,00

Mind. ein Elternteil 
nicht in D geboren

0,10 0,00 1,00

Geschwister 1,91 1,80 0,00 18,00

Neue Bundesländer 0,18 0,00 1,00

Ort der Kindheit:

  Großstadt 0,23 0,42 0,00 1,00

  Mittlere Stadt 0,19 0,39 0,00 1,00

  Kleinstadt 0,23 0,42 0,00 1,00

  Auf dem Lande 0,35 0,48 0,00 1,00

N 61.694    

Daten: SOEPv37 (2002, 2007, 2012, 2017) (gewichtet, nicht imputiert)

Im genutzten Analysesample (Altersbeschränkung der Analyse: 18–59 Jahre; Jahre 
2002, 2007, 2012 und 2017 werden zusammengefasst) geben etwa 10 Prozent der 
Befragten an, dass sie nicht mit beiden Elternteilen in der Kindheit gelebt haben und 
kein Elternteil in der Kindheit verstorben ist (siehe Tabelle 3). Der Anteil steigt deutlich 
über Geburtsjahrgänge hinweg an. Dies sind die Fälle, die wir als Trennung der Eltern 
betrachten. Als Vergleichsgruppe wird auch die Gruppe derer ausgewiesen, bei denen 
mindestens ein Elternteil während der Kindheit verstorben ist. Diese Gruppe ist mit 
etwa 4 Prozent deutlich kleiner (und der Anteil sinkt über die Geburtsjahrgänge).

4.2	Empirische Befunde
Abbildung 4 zeigt das Medianvermögen von Befragten, die in ihrer Kindheit eine 
Trennung der Eltern erlebt haben oder die den Tod eines Elternteils erlebt ha­
ben im Vergleich zu den Befragten, die diese Ereignisse nicht erlebt haben. Ohne 
für andere Unterschiede zwischen diesen Gruppen zu kontrollieren, zeigt sich ein 
deutlich negativer Zusammenhang bei Trennung. Befragte, die die Trennung der 
Eltern erlebt haben, haben ein Medianvermögen von nur etwa 3.700 Euro im Ver­
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gleich zu 23.000 Euro für die Befragten, die eine Trennung während der Kind­
heit nicht erlebt haben. Im Vergleich haben Befragte, die den Tod eines Elternteils 
erlebt haben, ein höheres Medianvermögen von etwa 41.300 Euro. Diese Ungleich­
heiten könnten aber zumindest teilweise auch auf  andere Unterschiede zwischen 
den Gruppen zurückzuführen sein. Zum Beispiel ist die Wahrscheinlichkeit, den 
Tod eines Elternteils erlebt zu haben, deutlich erhöht für Befragte, die während 
des 2. Weltkriegs geboren wurden. Diese Befragte könnten aufgrund ihres höhe­
ren Alters mehr Vermögen aufgebaut haben. Deshalb werden im nächsten Schritt 
multivariable Medianregressionen durchgeführt, um für einen Teil solch alternativer 
Erklärungen zu kontrollieren. 

Abb. 4: Medianvermögen nach Trennung oder Tod eines Elternteils 
in Kindheit in Deutschland, 2002–2017
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Daten: SOEPv37 (2002, 2007, 2012, 2017) (gewichtet, imputiert)
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Abbildung 5 zeigt die Ergebnisse einer Medianregression für das Haushaltsnetto­
vermögen. Übereinstimmend mit bisheriger Literatur zeigt sich ein deutlich negativer 
Zusammenhang zwischen Trennung oder Scheidung in der Kindheit und der Ver­
mögensposition der erwachsenen Kinder. Erwachsene Kinder, deren Eltern sich bis 
zum Alter 15 getrennt haben, haben am Median etwa 6.600 Euro weniger Vermögen 
im Vergleich zu erwachsenen Kindern, deren Eltern sich nicht getrennt haben. Für 
erwachsene Kinder, bei denen mindestens ein Elternteil in der Kindheit gestorben ist, 
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findet sich kein vergleichbar negativer Effekt. Im Gegenteil, für diese Gruppe zeigt 
sich ein positiver Unterschied von etwa 8.800 Euro, der allerdings nicht statistisch 
signifikant ist. Diese Ergebnisse zeigen sich unter Kontrolle einer Reihe von zusätz
lichen Variablen, wie Geschlecht, Alter, Bildung der Eltern, Herkunft der Eltern, 
Anzahl der Geschwister, neue Bundesländer und Ort der Kindheit. 

Ähnlich wie bei anderen Studien zu den Folgen der Trennung der Eltern in der 
Kindheit werden für die vorgestellte Analyse Beobachtungsdaten verwendet. 
Ergebnisse auf  Grundlage dieser Daten können nur dann als kausal interpretiert 
werden, wenn man davon ausgeht, dass keine unberücksichtigten Variablen wie 
das Vermögen der Eltern gleichzeitig mit der Trennung und dem Vermögen der 
Kinder zusammenhängen. Diese Annahme wird wahrscheinlich verletzt, da es mit 
Beobachtungsdaten und angesichts der begrenzten Möglichkeit, weitere Kontroll­
variablen für den elterlichen Hintergrund aus den retrospektiven Berichten unserer 
Befragten einzubeziehen, praktisch unmöglich ist, alle relevanten Unterschiede zwi­
schen Eltern, die sich getrennt haben, und denen, die sich nicht getrennt haben, zu 
kontrollieren. Allerdings haben frühere Analysen gezeigt, dass solch konfundierende 
Effekte bedeutsam sein müssten, um die Schlussfolgerungen zu den Folgen von 
elterlicher Trennung in Frage zu stellen (Lersch/Baxter 2021).

Abb. 5: Ergebnisse einer Medianregression zum Vermögen in 
Deutschland, 2002–2017
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4.3	Zusammenfassung
Bisherige Forschung und neue empirische Ergebnisse für Deutschland zeigen, dass 
elterliche Trennung während der Kindheit langanhaltende Auswirkungen auf  das 
finanzielle Wohlergehen von erwachsenen Kindern haben kann. Kinder, die eine 
Trennnug ihrer Eltern erlebt haben, weisen im Schnitt ein niedrigeres Vermögen im 
späteren Leben auf. Mögliche Erklärungen sind die emotionale Belastung und 
Unsicherheit, die mit einer elterlichen Trennung einhergehen, und zu Bildungsnach­
teilen, psychischem Stress und einer verminderten Fähigkeit führen, langfristige 
finanzielle Ziele zu erreichen. Auch die finanziellen Verluste in der Elterngeneration, 
die oft Folge von Trennungen sind, können das Vermögen der Kinder belasten. 
Somit unterstreichen die Befunde die Notwendigkeit, Unterstützungsmaßnahmen 
für Kinder während und nach elterlichen Trennungen zu stärken, um die negativen 
finanziellen Auswirkungen auf  ihr Erwachsenenleben zu minimieren.
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Fazit 
Vermögen ist ein eigenständiger Aspekt sozialer Ungleichheit, der nur mittelbar 
mit dem Einkommen zusammenhängt, da Vermögen z.B. durch Investitionsent­
scheidungen und direkte Vermögenstransfers beeinflusst wird. Vermögen bietet 
Vorteile, die über die des Einkommens hinausgehen. So kann argumentiert werden, 
dass Vermögen in der Vergangenheit erworbene Besitzansprüche auf  zukünftiges 
Einkommen darstellt (Manduca 2022). Insofern sind aktuelle Vermögensungleich­
heiten und Vermögensnachteile immer auch Ausschlüsse aus der Zukunft. Zwei 
Familien mit gleichem Einkommen, aber unterschiedlichem Vermögen können 
ihre Zukunft sehr ungleich absichern, planen und gestalten. Gleichzeitig können 
Familien, die bereits durch geringes Einkommen benachteiligt sind, durch fehlendes 
Vermögen doppelt benachteiligt sein. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Vermögen 
sich dadurch auszeichnet, direkt auf  die nächste Generation übertragbar zu sein, 
und so vorteilhafte Startbedingungen für die eigenen Kinder zu schaffen.

Die in dieser Expertise vorgestellten Befunde aus der bisherigen Forschung und 
neue Analysen auf  Basis des SOEP zeigen, dass Trennung und Scheidung mit erheb­
lichen Vermögensnachteilen verbunden sind. Alleinerziehende nach Trennung und 
Scheidung verfügen über deutlich weniger Vermögen als Kernfamilien. Trennung 
und Scheidung selbst reduzieren das Vermögen von Personen und wirken sich bis 
ins hohe Alter negativ aus. Wohnvermögen ist besonders stark durch Trennung 
und Scheidung beeinträchtigt. Auch bei erwachsenen Kindern, deren Eltern sich 
getrennt oder geschieden haben, sind die Vermögensbestände deutlich geringer als 
bei Personen, die in ihrer Kindheit keine Trennung oder Scheidung erlebt haben. 
Hervorzuheben sind auch Unterschiede innerhalb der Gruppe der Alleinerziehen­
den. So sind Alleinerziehende nach dem Tod eines Elternteils in der Regel deutlich 
weniger benachteiligt als Alleinerziehende nach Trennung oder Scheidung. Auch 
erwachsene Kinder, die den Tod eines Elternteils in der Kindheit erlebt haben, sind 
im Gegensatz zu Kindern, die eine Trennung oder Scheidung erlebt haben, in ihrer 
Vermögenslage nicht benachteiligt.

Zwar zeigt sich, dass häufig schon vor der Trennung oder Scheidung Vermögens­
nachteile bestehen, die darauf  hindeuten, dass geringeres Vermögen mit einer 
größeren Wahrscheinlichkeit mit Trennung und Scheidung einhergeht, gleichzeitig 
gibt es aber auch starke Evidenz dafür, dass Trennung und Scheidung selbst zu 
Vermögensnachteilen führen. Dabei sind die rechtlichen und sozialpolitischen 
Rahmenbedingungen für das Ausmaß der Benachteiligung relevant. So zeigt sich 
z.B., dass die mangelnde rechtliche Absicherung von Kohabitation in Deutschland 
dazu führt, dass die geschlechtsspezifischen Ungleichheiten bei den Trennungs
folgen stärker ausgeprägt sind als bei der rechtlich stärker geregelten Beendigung 
der Ehe.

5
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Trotz des seit Jahren wachsenden Interesses der sozialwissenschaftlichen Forschung 
am Vermögen besteht noch erheblicher Forschungsbedarf. So ist beispielsweise die 
Berücksichtigung von Rentenvermögen und anderen sozialrechtlichen Ansprüchen 
als Vermögen umstritten. Gerade in einer vergleichenden Perspektive über Länder­
grenzen hinweg würde es aber einen signifikanten Unterschied machen, ob Allein­
erziehende zwar vermögensarm sind, aber dennoch durch eine starke soziale Ab­
sicherung ökonomisch geschützt sind. Ein weiteres zukünftiges Forschungsfeld ist 
die Überlagerung verschiedener Benachteiligungen, wie z.B. Alleinerziehenschaft 
und Migrationshintergrund. Hier stoßen die vorhandenen Datensätze aufgrund der 
geringen Fallzahlen an ihre Grenzen.

In dieser Expertise wird auf  eine oft wenig beachtete ökonomische Benachteili­
gung von Alleinerziehenden und Menschen nach Trennung und Scheidung im 
Vermögensbereich hingewiesen. Alleinerziehende verfügen häufig über keine Ver­
mögenswerte. In diesen Fällen könnte selbst ein geringer Vermögensbesitz – trotz 
fortbestehender Ungleichheiten zu anderen Familientypen– bereits erhebliche 
positive Effekte haben, da Vermögen zur Investition in die Zukunft und zur Schaf­
fung von Chancen genutzt werden kann.
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Anhang 

7.1	Daten
Es werden Daten des Sozioökonomischen Panels (SOEP; Version 37, doi: 10.5684/
soep.v37) für den Zeitraum 2002–2017 genutzt (Goebel u. a. 2019). Das SOEP 
ist eine jährliche Panelbefragung einer repräsentativen Stichprobe der deutschen 
Bevölkerung. Vermögensinformationen werden vom SOEP seit 2002 alle fünf  
Jahre erhoben. In der aktuellen Expertise werden daher vornehmlich Daten aus 
vier Messzeitpunkten (2002, 2007, 2012 und 2017) genutzt. Diese Wellen werden 
als wiederholte Querschnitte analysiert. Wir verwenden querschnittliche Umfrage­
gewichte.

7.2	Sample
Es werden für die unterschiedlichen Abschnitte unterschiedliche Analysesamples 
genutzt. Gemeinsam ist allen Samples, dass nur private Haushalte berücksichtigt 
und die Migrationsstichproben M3–M5 des SOEP ausgeschloßen werden, da sie 
keine Vermögensmaße enthalten.

Für die Analysen in Abschnitt 2 werden nur Familienhaushalte mit Kindern unter 
18 Jahren berücksichtigt. Wir schließen Haushalte aus, in denen drei Generationen 
zusammenleben. Es werden nur Haushaltsvorstände in die Analyse aufgenommen. 
Für die weiterführende Analyse in Abschnitt 2.5 wird ein Sample von Kindern in 
Familienhaushalten betrachtet. Die Stichprobe beschränkt sich auf  einzelne Kinder im 
Alter von 0 bis 17 Jahren, die in Privathaushalten leben. Wir passen die Standard­
fehler für mehrere Kinder innerhalb von Haushalten an. Für Abschnitt 4 wird ein 
Sample von Erwachsenen (Alter 18–59) genutzt, die an der retrospektiven Biogra­
phiebefragung des SOEP teilgenommen haben. 

7.3	Beschreibung der Vermögensmes-
sung im SOEP, Einordnung Datenqualität
In den Jahren 2002, 2007, 2012 und 2017 wurden SOEP-Befragte (alle Haushalts­
mitglieder ab 17 Jahren) einzeln zu ihrem Vermögen befragt. Zunächst wurde 
eine Filterfrage gestellt, ob die Befragten über verschiedene Arten von Vermö­
genswerten oder Verbindlichkeiten verfügen, darunter Sach- und Finanzanlagen, 

7
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Lebensversicherungen, private Altersvorsorgepläne, Geschäftsvermögen, wert­
volle Vermögenswerte wie Schmuck, persönliche Schulden und Kredite. Zwei­
tens wurden die Befragten nach dem aktuellen Marktwert des Vermögenswerts 
oder der Verbindlichkeit gefragt. Drittens, für einen Vermögenswert oder eine 
Verbindlichkeit, die gemeinsam besessen werden könnten, z.B. bei Sachwerten, 
nicht jedoch bei Altersvorsorgeplänen, wurden die Befragten in zwei Schritten 
nach ihrem individuellen Anteil am Vermögen oder an der Verbindlichkeit ge­
fragt: „Sind Sie Alleineigentümer (100 %) oder Miteigentümer (z. B. mit Ihrem 
Ehepartner)?“ „Wenn Miteigentümer, wie hoch ist Ihr Eigenanteil?“ Bei der 
letzten Frage konnten die Befragten einen Anteil zwischen 1 und 99 Prozent 
angeben. Durch Multiplikation des aktuellen Wertes aller Vermögenswerte mit 
den individuellen Anteilen erhält man das persönliche Vermögen einer Einzel­
person. Falls nicht anders erwähnt, wurden diese Vermögen der Einzelpersonen 
in einem Haushalt addiert und dann durch die Anzahl der Personen geteilt, um 
das Pro-Kopf-Haushaltsvermögen zu erhalten. Alle Vermögensvariablen sind 
in Euro in den Preisen von 2015 angegeben. Die Vermögenswerte sind am 0,1- und 
99,9-Perzentil abgeschnitten, um den Einfluss von Ausreißern zu beschränken. Für die 
Hauptanalysen wird das Gesamtnettovermögen einschließlich aller Vermögens­
werte (Immobilien, Finanzanlagen, Lebensversicherungen, private Rentenpläne 
und Unternehmensvermögen) abzüglich Schulden (Hypotheken und Kredite) 
genutzt. Neben dem Gesamtnettovermögen untersuchen wir die Finanzreserven, 
d.h. liquide Finanzmittel, die als Gesamtnettovermögen minus Wohneigenkapital 
definiert sind (Wolff  2002).

Es ist schwierig, Vermögensdaten zu erheben, da der Wert von Vermögenswerten für 
die Befragten möglicherweise schwer zu fassen ist und die korrekte Angabe kognitiv 
anspruchsvoll sein kann. Beispielsweise kann es schwierig sein, den aktuellen Markt­
wert eines Eigenheims zu schätzen. Aufgrund der Sensibilität dieser Informationen 
sind auch Vermögensberichte von hohen Antwortausfällen betroffen (Riphahn/
Serfling 2005). Diese Einschränkungen teilt das SOEP mit anderen Umfragen, die 
sich mit Vermögen befassen. Das Problem fehlender Werte wird durch multiple 
Imputation durch das SOEP-Umfrageteam adressiert (Grabka/Westermeier 2015). 
Für andere Analysevariablen werden fehlende Werte ausgeschlossen. Insgesamt stim­
men die Vermögensdaten im SOEP gut mit der offiziellen Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung überein (Sierminska/Frick/Grabka 2010).
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7.4	Vermögen von abwesenden  
Elternteilen
Bei Kindern in Alleinerziehendenfamilien wird die Messung ihres Vermögens dadurch 
erschwert, dass das Vermögen nichtansässiger Eltern für die Kinder von Bedeu­
tung sein kann. Nicht im Haushalt lebende Elternteile können ihr Vermögen direkt 
zugunsten der Kinder anlegen, z.B. durch die finanzielle Investition in Bildung. Sie 
sind außerdem nach dem deutschen Erbrecht verpflichtet, ihr Vermögen im Todes­
fall an ihre leiblichen Kinder weiterzugeben. Deshalb konstruieren wir Maße für 
das erweiterte Nettovermögen.

1.	 Aktuelles erweitertes Nettovermögen: Für dieses Maß addieren wir das gesamte 
Nettovermögen des abwesenden Elternteils zum gesamten Nettovermögen im 
Haushalt des Kindes. Anschließend erfolgt eine Anpassung um die Summe der 
Haushaltsmitglieder im Haushalt des Kindes und im Haushalt des nichtansässigen 
Elternteils. Die Informationen über nichtansässige Eltern beziehen wir aus 
Familien, die vor der Trennung der Eltern beobachtet wurden. In diesen Fällen 
begleitet das SOEP beide Elternteile nach der Trennung und die Beobachtun­
gen beider Elternteile können mit ihren Kindern verknüpft werden, auch wenn 
diese weiterhin in getrennten Haushalten leben. Diese Art der Verknüpfung ist 
jedoch nur für eine kleine Teilmenge unserer Stichprobe von Kindern in Allein­
erziehendenfamilien möglich, da entweder die Eltern vor der Trennung nicht 
beobachtet wurden oder der abwesende Elternteil nach der Trennung aus dem 
Panel ausgestiegen ist.

2.	 Jemals beobachtete erweiterte Nettovermögen: Wir mitteln über alle beobachteten Ver­
mögensmesspunkte getrennt für leibliche Väter und Mütter und verwenden die 
Summe des durchschnittlichen Vermögens als unser Maß für das erweiterte 
Vermögen.

3.	 Extrapoliertes erweitertes Nettovermögen: Wir gehen davon aus, dass das beobachtete 
Vermögen im Haushalt des Kindes 37 Prozent des Gesamtvermögens beider 
Elternteile entspricht, da in fast allen Fällen der nichtansässige Elternteil der 
Vater ist und Grabka und Westermeier (2015) zeigen, dass Frauen im Durch­
schnitt 37 Prozent des Vermögens deutscher Paare besitzen.

4.	 Imputiertes erweitertes Nettovermögen: Aufbauend auf  den beobachteten Informatio­
nen über das Vermögen von Müttern und Vätern erstellen wir ein multiples 
Imputationsmodell, um die fehlenden Vermögensbeobachtungen zu ergänzen.
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Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich mit Ein-Eltern-Haushalten von Frauen 
mit Migrationshintergrund in Deutschland. Die Motivation für dieses Thema 
erfolgt aus verschiedenen demografischen Entwicklungen und familiensoziolo­
gischen Perspektiven. 

Deutschland hat in den vergangenen Jahrzehnten – wie auch andere Länder in 
Europa – eine zunehmende Vielfalt von Lebensformen und Familienmodel­
len erlebt. So hat der Anteil von Ein-Eltern-Haushalten zugenommen. In den 
1990er-Jahren waren unter drei Prozent aller Haushalte von Personen im Alter 
von 15 bis 55 Jahren in Deutschland Ein-Eltern-Haushalte. Im Jahr 2010 betrug ihr 
Anteil bereits knapp acht Prozent. Derzeit liegt die Prävalenz bei etwa 20 Prozent 
(Bernardi/Mortelmans 2018; Zartler/Berghammer 2022). Zudem haben sich die 
sozio-demografischen Charakteristika von Ein-Eltern-Familien verändert. Wäh­
rend bis in die 1970er Jahre vor allem verwitwete Frauen und Männer sowie junge 
Frauen alleinerziehend waren, resultieren Ein-Eltern-Haushalte heute vor allem 
aus Ehescheidung und Trennung nicht-ehelicher Lebensgemeinschaften. Wieder­
heiraten oder die Gründung neuer Lebensgemeinschaften und Partnerschaften 
tragen dazu bei, dass ein Ein-Eltern-Haushalt eher eine Phase von einigen Jahren 
im Lebensverlauf  darstellt als eine permanente Haushaltsform (Bernardi/Mortelmans 
2018). 

Auch rechtliche Bedingungen und Wohntypen von getrennten Familien haben sich 
verändert. Eltern teilen sich meist Sorgerecht und Erziehungsarbeit, und Kinder 
wohnen häufiger bei beiden Elternteilen. Der Begriff  „alleinerziehend“ deckt die 
Lebenssituation getrennter Eltern nicht mehr hinlänglich ab, und auch die Grenzen 
zwischen Ein-Eltern-Haushalten in Vollzeit und Teilzeit verschwimmen (Bernardi/
Mortelmans 2018). Parallel zu diesen Entwicklungen haben sich Stigmatisierung 
und Benachteiligung von Alleinerziehenden verringert – jedoch geht alleinerzie­
hende Elternschaft nach wie vor mit Nachteilen in verschiedenen Bereichen des 
Lebens einher. Alleinerziehende sind zum Beispiel einem höheren Armutsrisiko 
ausgesetzt, welches aus einer unterdurchschnittlichen wirtschaftlichen Position und 
größeren Problemen bei der Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Familie resul­
tiert (Brady/Burroway 2012). Das Armutsrisiko variiert auch nach Familienstand 
bei Eintritt in Ein-Elternschaft (dieses Risiko ist höher für geschiedene Frauen als 
für ledige) (Hübgen 2020). In manchen Ländern sind alleinerziehende Mütter selte­
ner erwerbstätig (z.B. Großbritannien); in anderen Ländern haben sie eine höhere 
Erwerbsquote, arbeiten aber häufiger in Teilzeit als andere Mütter (Ruggeri/Bird 
2014). Risikofaktoren für eine geringere Erwerbstätigkeit sind geringere Bildung 
und jüngeres Alter alleinerziehender Mütter sowie eine höhere Anzahl von Kindern 
und jüngeres Alter von Kindern in Ein-Eltern-Haushalten. In Folge des erhöhten 
Armutsrisikos werden Ein-Eltern-Haushalte auch mit einem höheren Risiko für 

Einleitung
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schlechtere Gesundheit und für geringeres Wohlbefinden, sowohl der Mütter als 
auch der Kinder, in Verbindung gebracht (Baranowska-Rataj/Matysiak/Mynarska 
2012; Rattay u. a. 2017). Zu einem großen Teil scheint geringeres Wohlbefinden 
jedoch auf  die Trennung vom Partner zurückzugehen, weniger auf  das Alleiner­
ziehen von Kindern (Huss/Pollmann-Schult 2022). 

Parallel zum Wandel der Lebensformen ist die Bevölkerungsentwicklung in den 
vergangenen Jahrzehnten in hohem Maße durch internationale Migration geprägt 
worden. Zu- oder Fortzüge wirken sich direkt auf  die Bevölkerungsgröße sowie die 
Alters- und Geschlechtsstruktur aus, aber auch indirekt durch das demografische 
Verhalten – also Fertilität und Mortalität – der zugewanderten Bevölkerung und 
ihrer Nachkommen (Haug 2017). In Deutschland lebten im Jahr 2022 etwa 
24 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund. Das entspricht einem Anteil 
von 29 Prozent1. Gegenwärtig hat etwa ein Drittel der Frauen in den Alters­
gruppen 15 bis 50 Jahre einen Migrationshintergrund (Straub u. a. 2024, basierend 
auf  Auswertungen des Mikrozensus). Zwar unterscheiden sich zeitliche Zu- und 
Abwanderungsphasen und Migrationsgruppen zwischen Deutschland und anderen 
europäischen Ländern zum Teil erheblich (Bade u. a. 2010) – doch insgesamt lassen 
sich einige Gemeinsamkeiten erkennen: Die Vielfalt innerhalb der migrantischen 
Bevölkerungsgruppen nimmt zu, beispielsweise in Bezug auf  gesprochene Sprachen, 
ethnische Identitäten, Religionszugehörigkeiten, Aufenthaltstitel, Aufenthalts­
dauer und Migrantengenerationen. Vertovec (2007) prägte dafür den Terminus 
„Super-Diversität“. Der Anteil von migrantischen Minderheiten steigt in den euro­
päischen Aufnahmeländern, die durch demografische Wandlungsprozesse – niedrige 
Fertilität und Bevölkerungsalterung – gekennzeichnet sind.

Die Forschung zum demografischen Verhalten und zu familiensoziologischen 
Fragestellungen hat sich bisher vor allem aus einer Assimilations-/Integrations­
perspektive auf  die Fragen konzentriert, inwiefern sich die Fertilitätsraten und 
Muster der Familienbildung in migrantischen Gruppen denen der Mehrheitsbe­
völkerung ohne Migrationshintergrund annähern (Baykara-Krumme 2022; Bujard/
Milewski/Passet-Wittig 2022). Im Themenbereich Partnerwahl, Haushaltsgrün­
dung und Lebensformen waren vor allem exogame Ehen (Zwischenheiraten) von 
Migrantinnen und Migranten mit Menschen ohne Migrationshintergrund zentrale 
Fragestellungen, da diese in der Migrationsforschung klassisch als Indikator für die 
Offenheit (oder Geschlossenheit) von sozialen Gruppen und somit als Grad­
messer für Integrationsprozesse gesehen wurden. Erst in jüngerer Zeit erfahren 
partnerschaftliche oder familiäre Zerrüttungsprozesse (Kulu/González-Ferrer 2014), 

1 � Der „Migrationshintergrund“ wurde seit der erstmaligen Erhebung im Mikrozensus 2005 durch das Statistische Bundesamt anhand der 
Merkmale Zuzug, Einbürgerung, Geburtsstaat und Staatsangehörigkeit sowie der entsprechenden Merkmale der Eltern definiert. Ein 
Migrationshintergrund liegt vor, wenn eine Person oder mindestens ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit geboren wurde. 
Das neue Konzept zur statistischen Erfassung der Zugewanderten fokussiert stärker auf die eigene Wanderungserfahrung und spricht von 
Eingewanderten und ihren direkten Nachkommen (Statistisches Bundesamt 2023). Im vorliegenden Aufsatz werden die Begriffe Personen 
mit Migrationshintergrund/ Migrantinnen/ Zugewanderte und Personen ohne Migrationshintergrund/ Nicht-Migrantinnen benutzt. Dies 
stellt eine Verallgemeinerung der Zielpopulation dar und weicht ggf. von dem in der jeweiligen zitierten Studie benutzten Begriff ab. 
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nicht-eheliche Lebensgemeinschaften (Kuhnt/Krapf  2020) und nicht-normatives 
Verhalten in migrantischen Gruppen (Braack/Milewski 2020) Beachtung. 

Forschung zu getrennten Familien oder Ein-Eltern-Haushalten hat sich bisher vor 
allem auf  die Mehrheitsbevölkerung in europäischen Ländern konzentriert und 
migrantische Gruppen oder ethnische Minderheiten wenig berücksichtigt (Bernardi/
Mortelmans 2018). Dies mag unter anderem daran liegen, dass Migrations- und 
Integrationsforschung stark auf  Männer als Initiatoren von Migration und deren 
Teilhabe am Arbeitsmarkt rekurriert, während Frauen eher als Teil eines Familiennach­
zugsprozesses wahrgenommen wurden (Cooke 2008; Pries 2010; Charsley 2016). 
Ein Großteil der Literatur zur Familiengründung legt nahe, dass Ein-Eltern-Haushalte 
in Immigrantengruppen eher selten vorkommen. Beispielsweise war der Anteil ver­
heirateter Menschen in bestimmten Migrantengruppen lange Zeit höher als in der 
nicht-migrantischen Bevölkerung im jeweiligen Zielland, da der Zuzug aus Dritt­
ländern in die EU vor allem auf  Familiennachzug (also Ehegattennachzug) basierte. 
Die Stabilität von Partnerschaften unter Immigranten wurde aufgrund ihrer hohen 
Heiratsraten, der relativ niedrigen Anteile kinderloser Paare und der relativ großen 
Anzahl von Kindern als eher hoch eingeschätzt. Die Raten außerehelicher Gebur­
ten waren in der migrantischen Bevölkerung ebenfalls relativ niedrig (z.B. Carlson 
1985; Milewski/Kulu 2014). 

In den letzten Jahrzehnten haben sich die Migrationsmuster jedoch verändert; heute 
wandern mehr Frauen aus, auch allein, und lassen teilweise ihre Familien im 
Herkunftsland zurück (Lutz 2007; Adserà/Ferrer 2014). Gleichzeitig steigt der 
Anteil von Nachkommen von Immigranten an der Gesamtbevölkerung in vielen 
westeuropäischen Ländern. Diese Prozesse des Bevölkerungswandels scheinen einer­
seits von Entwicklungen in migrantischen Gruppen begleitet zu sein, sich an die 
demografischen Verhaltensmuster des Aufenthaltslandes anzunähern: Die Trends 
zu nicht-ehelicher Lebensgemeinschaft, außerehelichen Geburten und Ehe-/ 
Partnerschaftsauflösung, die etwa zwei Jahrzehnte zuvor in nicht-migrantischen 
Bevölkerungen beobachtet wurden, breiten sich auch in Migrantengruppen aus 
(Staat/Wagenhals 1996). Andererseits ist innerhalb der migrantischen Bevölke­
rungsgruppen eine große Heterogenität in Bezug auf  Fertilität, Partnerschafts- und 
Haushaltsgründungen sowie Geschlechterrollen, etwa Frauenerwerbstätigkeit, zu 
beobachten (Milewski/Adserà 2023). Diese Veränderungen und Heterogenität in 
der migrantischen Bevölkerung korrespondieren mit sozialen Wandlungsprozessen 
in den Herkunftsregionen der Zugewanderten, etwa steigenden Scheidungsraten 
(Caarls/Valk 2017). All diese Entwicklungen könnten dazu beigetragen haben, dass 
auch in der migrantischen Bevölkerung in Deutschland die Anzahl von Ein-Eltern-
Haushalten zunimmt.

Vor diesem Hintergrund untersucht der vorliegende Aufsatz die Vielfalt unter 
Ein-Eltern-Haushalten in Deutschland, indem Mütter mit und ohne Migrations­
hintergrund verglichen werden. Der Beitrag verfolgt drei Forschungsfragen: 1) Wie 
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hat sich die Prävalenz von Ein-Eltern-Haushalten in Deutschland unter Personen 
mit und ohne Migrationshintergrund im Zeitverlauf  entwickelt? 2) Welche Ein­
flussfaktoren sind mit dem Eintritt in die Ein-Elternschaft verbunden? 3) Inwiefern 
unterscheiden sich Ein-Eltern-Haushalte in ihren sozio-demografischen Struktur­
merkmalen unter Migrantinnen von denen unter Nicht-Migrantinnen? 

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Im zweiten Kapitel wird der Forschungsstand 
zu Familienbildung und -auflösung sowie Ein-Eltern-Haushalten unter Migrantin­
nen in Deutschland (und im europäischen Vergleich) kurz zusammengefasst. Kapitel 
3 enthält eine empirische Analyse auf  Basis des SOEP, die sich mit langjährigen 
Migrantengruppen in Deutschland beschäftigt und vor allem auf  Migrantengene­
ration, Herkunftskontext und Bildung als wichtigste Merkmale der Binnendifferen­
zierung innerhalb der migrantischen Bevölkerung fokussiert. Kapitel 4 trägt der 
aktuellen Zuwanderungssituation Rechnung und beschäftigt sich mit der Situation 
von Geflüchteten in Deutschland; hier liegt der Fokus der empirischen Analyse 
auf  Geflüchteten aus der Ukraine auf  Basis der IAB-BiB/FReDA-BAMF-SOEP-
Befragung. Die Expertise wurde im Januar 2024 abgeschlossen.
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1 Hintergrund

1.1 Familiengründung unter  
Migrantinnen
Heirat und nicht-eheliche Lebensformen unter Migrantinnen: Die Gründung des ers­
ten partnerschaftlichen Haushaltes und Heirat sind bedeutsame Ereignisse im 
Übergang zum Erwachsenenalter. Der Vergleich von Migrantengruppen mit 
nicht-migrantischen Mehrheitsbevölkerungen zeigt für verschiedene europäische 
Länder und unterschiedliche Herkunftsgruppen, dass Zugewanderte der ersten 
Generation im Durchschnitt in jüngerem Alter einen Paarhaushalt gründen oder 
direkt eine Ehe, also ohne vorherige nicht-eheliche Lebensgemeinschaft, einge­
hen. Personen der zweiten Migrantengeneration bilden Paarhaushalte etwas spä­
ter als die erste Generation, was sie im Altersmuster zwischen Nicht-Migranten 
und der ersten Migrantengeneration positioniert (Huschek/Liefbroer/Valk 2010; 
Milewski/Hamel 2010; Georgiadis/Manning 2011; Kleinepier/Valk 2016; Mikolai/
Kulu 2023). Eine frühere Haushaltsgründung geht häufig mit geringerer Bildung 
und/oder höherer Religiosität einher (Valk/Liefbroer 2007; Holland/Valk 2013; 
Kogan/Weißmann 2020).

Nicht-eheliche Lebensgemeinschaften sind in Migrantengruppen seltener und 
Ehen häufiger im Vergleich zur Mehrheitsbevölkerung (Überblick: Adserà/Ferrer 
2015; Kalter/Schroedter 2010; Kuhnt/Krapf  2020 für Deutschland). Im Vergleich 
der Migrantengenerationen zeigen sich – ähnlich wie beim Alter – Anpassungs­
prozesse in nachfolgenden Generationen mit leicht geringerer Heiratsneigung. 
Bei Kindern von Einwanderern aus bestimmten Herkunftsregionen, insbesondere 
solchen mit muslimischen Traditionen und patriarchalen Familiensystemen, ist 
die erste Lebensgemeinschaft jedoch eher eine Ehe als ein nicht-eheliches Zu­
sammenleben. Dies zeigt sich zum Beispiel in der zweiten Migrantengeneration 
aus der Türkei, Marokko und Balkanländern in Deutschland und anderen euro­
päischen Ländern (Hamel u. a. 2012; Kleinepier/Valk 2016; Mikolai/Kulu 2023). 
Die zitierten Studien bieten Erklärungen für Unterschiede in der Prävalenz von 
nicht-ehelichen Lebensgemeinschaften und weisen auf  sozio-ökonomische und/
oder kulturelle Unterschiede zwischen Zugewanderten und Mehrheitsbevölke­
rungen hin. Um diese Unterschiede sinnvoll zu interpretieren, muss man die 
demografischen Trends in den Herkunftsländern berücksichtigen. So sehen Zu­
gewanderte aus Ländern, in denen die Ehe nahezu universell ist, wie die Türkei, 
eine Heirat als Norm (Voicu 2017), während Zugewanderte aus Lateinamerika 
in Europa höhere Raten des unverheirateten Zusammenlebens aufweisen (Adserà/
Ferrer 2015; Mikolai/Kulu 2023). Zudem verweben sich Migrationspolitiken mit den 
Dynamiken von Lebensgemeinschaften und können kulturelle Muster verstärken. 



241

In mehreren EU-Ländern dient die Ehe als der primäre, wenn nicht der einzige, 
rechtliche Weg für die Aufnahme von Drittstaatsangehörigen. Die Ehe erleichtert 
den Familiennachzug, wenn einer der Ehepartner migriert, und sie unterstützt 
eine Familienzusammenführung in grenzüberschreitenden Partnerwahlprozessen, 
also bei transnationalen oder internationalen Paaren. Dadurch tragen Migrations­
politiken auch zu geschlechterspezifischen Familien-Migrations-Mustern bei (Bonjour/
Kraler 2016). Obwohl Angehörige der zweiten Migrantengeneration, die nicht im 
Ausland geboren wurden, nicht direkt von Einwanderungspolitiken beeinflusst wer­
den, kann sich die Herkunft ihres Partners oder ihrer Partnerin auf  sie auswirken, 
da Heiratspartner, etwa aus dem Herkunftsland der Eltern, an migrations-rechtliche 
Bedingungen gebunden sind (Milewski/Hamel 2010). Infolgedessen bleiben die Ehe­
schließungsraten relativ hoch, insbesondere bei Migranten der zweiten Generation 
in der EU, deren Eltern aus Nicht-EU-Ländern stammen und relativ hohe Anteile 
transnationaler Partnerschaften haben (Aybek 2015; Hannemann u. a. 2018; Kraus 
2019; Wiik 2022; Straub u. a. 2024). Insgesamt leben Zugewanderte in Deutschland 
seltener allein als Personen ohne Migrationshintergrund (Straub u. a. 2024).

Trennung von Partnerschaften: Die Auflösung von Partnerschaften (Scheidung oder 
Trennung) in der Bevölkerung mit Migrationshintergrund ist in der familien­
demografischen Forschung ein relativ junges und kleines Themenfeld. Es gibt einen 
Mangel an Forschung zum Thema Witwenschaft, was möglicherweise auf  den west­
europäischen Kontext zurückzuführen ist, in dem eine Wiederverheiratung nach 
dem Tod des Ehepartners hauptsächlich bei Menschen in höherem Alter, also nach 
der Phase mit Kindern im Haushalt, erfolgt. Dies könnte in einem internationalen 
Migrantenkontext anders sein, da Zuwanderer teils aus Ländern mit unterschied­
lichen Sterblichkeitsmustern stammen, einschließlich hoher mütterlicher Sterberaten 
(Hogan u. a. 2010), oder teils aus Kriegsregionen kommen, wie dies derzeit verstärkt 
der Fall ist. Im Vergleich zu den Mustern in den jeweiligen Zielländern sind Migranten­
partnerschaften in Europa im Durchschnitt stabiler als die von Nicht-Migranten- 
Paaren; jedoch gibt es Variationen in diesen Mustern nach Herkunftsland und 
Migrantengeneration der Zugewanderten (Andersson/Obućina/Scott 2015).

Bisherige Forschung hat sich vor allem mit der Frage beschäftigt, inwiefern 
Zwischenheiraten mit einem Partner aus einer anderen Gruppe (Exogamie) sich 
auf  die Stabilität von Partnerschaften auswirken. Basierend auf  theoretischen Über­
legungen zur assortativen Partnerwahl (Überblick: Adserà/Ferrer 2015) erscheint 
Stabilität in endogamen Partnerschaften wahrscheinlicher als in exogamen Ehen. 
Tatsächlich wurden höhere Risiken für Auflösung/Scheidung von Partnerschaften 
bei Immigranten gefunden (Dribe/Lundh 2011; Feng u. a. 2012; Smith/Maas/van 
Tubergen 2012; Milewski/Kulu 2014). Neuere Studien beschäftigen sich auch mit 
anderen Einflussfaktoren für Trennung und Scheidung. So fanden van den Berg & 
Mortelmans (2022) für Belgien, dass insbesondere direkte Ehen, also solche ohne 
vorherige nicht-eheliche Lebensgemeinschaft, unter Migrantinnen und Migranten 
ein erhöhtes Trennungsrisiko haben.
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Fertilität von Zugewanderten: Die Forschung zur Fertilität von Migrantinnen in 
Deutschland hat bisher diejenigen Herkunftsgruppen fokussiert, die in den späten 
1950er bis 1970er Jahren im Zuge der Arbeitszuwanderung nach Westdeutschland 
kamen, insbesondere aus dem Mittelmeerraum, dem Balkan und der Türkei. Für 
Deutschland zeigt sich – ähnlich wie für andere europäische Länder –, dass die 
Fertilität in der migrantischen Bevölkerung in der zweiten Generation im Ver­
gleich zur ersten Migrantengeneration abnimmt (Milewski 2010; Krapf/Wolf  
2015; Wolf  2016; Erman 2022; Bujard/Milewski/Passet-Wittig 2022; Milewski/
Adserà 2023). Beim Vergleich migrantischer Gruppen spielt der Herkunfts- und 
Sozialisationskontext der Migrantinnen bzw. ihrer Eltern eine entscheidende 
Rolle. Zum Beispiel haben Frauen aus der Türkei, wo Kinderlosigkeit eher eine 
Ausnahme darstellt und das Erstgeburtsalter niedrig ist, in Deutschland eine höhere 
Wahrscheinlichkeit, Kinder zu haben, auch in jüngerem Alter. Frauen aus medi­
terranen Ländern, die seit Längerem ebenfalls sehr niedrige Fertilitätszahlen 
aufweisen, zeigen ein ähnliches Muster wie Nicht-Migrantinnen in Deutschland 
in Bezug auf  Alter bei Geburt und Kinderzahl (Milewski 2007). Demografische 
und sozio-ökonomische Charakteristika wie Familienstand, Bildungsniveau, 
Arbeitsmarktbeteiligung, Religionszugehörigkeit und Familiengröße erklären Ferti­
litätsunterschiede hier teilweise oder ganz. 

Das Fertilitätsverhalten von Zugewanderten bildet jedoch die Familiengrößen nur 
zum Teil ab, weil nur die nach der Immigration geborenen Kinder erfasst werden. 
Ein großer Teil der Zugewanderten hat bereits Kinder. So unterscheidet sich die 
Gesamtzahl der Kinder von Frauen, die bereits vor der Migration Kinder hatten, 
zum Teil erheblich von der, die Frauen, die bei Migration kinderlos waren, im  
Laufe ihres Lebens bekommen (Tønnessen/Wilson 2023 zeigen dies für Norwegen). 
Insgesamt ist der Anteil der Haushalte in Deutschland, in denen Kinder leben, 
unter Migrantinnen höher als unter Nicht-Migrantinnen, auch in jüngeren 
Altern, und die durchschnittliche Kinderzahl ist höher, da Migrantinnen seltener 
kinderlos sind und häufiger drei und mehr Kinder haben als Nicht-Migrantinnen 
(Straub u. a. 2024).

1.2 Ein-Eltern-Haushalte unter  
Migrantinnen 
Der vorige Abschnitt legt nahe, dass Migrantinnen ein geringes Risiko für allein­
erziehende Elternschaft haben, da Geburten häufiger in Ehen stattfinden und das 
Trennungsrisiko niedriger ist. Jedoch sind Migrantinnen auch Risikofaktoren aus­
gesetzt, die mit der Migration bzw. Nachteilen auf  dem Arbeitsmarkt und auf  dem 
Partnermarkt zusammenhängen und spezifische Muster des Eintritts in Ein-Eltern­
schaft hervorbringen können.
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Prävalenz: Für Deutschland beziffert der Monitor Familienforschung des BMFSFJ 
(2013) mit dem Schwerpunkt auf  migrantischen Familien die Prävalenz von Allein­
erziehenden mit Migrationshintergrund auf  15 Prozent (gegenüber insgesamt 
22 Prozent in den Familien ohne Migrationshintergrund). Allensbach (2020) gibt 
in einem Bericht zur Lebens- und Einkommenssituation Alleinerziehender an, dass 
28 Prozent der Alleinerziehenden in Deutschland einen Migrationshintergrund 
haben. Zum Vergleich: 32 Prozent aller Familien haben einen Migrationshinter­
grund. Das BMFSFJ (2021) nennt 31 Prozent der Alleinerziehenden mit Migrations­
hintergrund gegenüber 41 Prozent in Paarfamilien. Auch wenn die Werte in den 
zitierten Publikationen leicht voneinander abweichen (was an verschiedenen 
Datenquellen, Bezugszeiträumen, Definitionen von Migrationshintergrund etc. 
liegen kann) – deutet die Differenz der Migrantenanteile an Alleinerziehenden und 
Paareltern darauf  hin, dass Ein-Eltern-Haushalte unter Migrantinnen seltener sind 
als unter Nicht-Migrantinnen.

Sozio-demografische Faktoren: Im europäischen Kontext deuten die wenigen empiri­
schen Arbeiten, die sich mit nicht-ehelichen Geburten und/oder Ein-Elternschaft 
in migrantischen oder ethnischen Minderheitengruppen beschäftigen, darauf  hin, 
dass es einen Zusammenhang zu den demografischen Mustern in den jeweiligen 
Herkunftsländern gibt, weniger einen Zusammenhang mit den Zielländern. So sind 
nicht-eheliche Geburten unter Menschen aus der Karibik in Großbritannien häufiger 
als in der Weißen Mehrheitsbevölkerung (Mikolai/Kulu 2023). Dronkers und Kalmijn 
(2013) untersuchten mit PISA-Daten Migrantenkinder aus 54 Herkunftsländern 
in 15 OECD-Ländern und fanden, dass diese eher in Ein-Eltern-Haushalten auf­
wachsen, wenn eines der Elternteile im Zielland geboren war, wenn die Sprache des 
Ziellandes zu Hause gesprochen wird und wenn der sozio-ökonomische Status der 
Eltern gering ist. Dronkers und Kalmijn (2013) interpretieren ihre Ergebnisse als 
Hinweis darauf, dass migrantische alleinerziehende Mütter eine selektierte Gruppe 
unter Migrantinnen darstellen und sozio-kulturell möglicherweise besser integriert 
sind als andere migrantische Eltern.2

Erwerbstätigkeit: Alleinerziehende Mütter unterscheiden sich von Müttern mit Partner in 
Hinblick auf  die Erwerbstätigkeit. In den deutschsprachigen Ländern, die innerhalb 
Europas die höchsten Anteile von Teilzeit-arbeitenden Müttern haben, arbeiten 
Alleinerziehende zu rund einem Viertel in Vollzeit, Mütter mit Partner nur zu etwa 
einem Drittel (Zartler/Berghammer 2022). Der Anteil der Frauen mit Migrations­
hintergrund an denen, die Vollzeit arbeiten, liegt in Deutschland bei 13 Prozent. 
Das Risiko Alleinerziehender für soziale Transferleistungen ist erhöht; für Frauen 
mit Migrationshintergrund sogar überproportional, etwa für SGB-II-Leistungen 
(BMFSFJ 2021).

Milewski, Struffolino und Bernardi (2018) verglichen die Erwerbstätigkeit von 
Migrantinnen und Nicht-Migrantinnen in der Schweiz nach der Haushaltskonstellation 
(basierend auf  Daten des SLFS). Insgesamt waren alleinerziehende Mütter häufiger 

2 � Zum Teil ältere Literatur für andere Länderkontexte zeigt, dass Migrantinnen aufgrund hoher Erwerbslosigkeit geringere Chancen zur 
Heirat haben und daher Mutterschaft ohne Ehe präferieren. Studien kamen dazu vor allem aus den USA und fanden solche Effekte 
insbesondere für als Schwarz gelesene Menschen (Lichter u. a. 1992; Lichter/LeClere/McLaughlin 1991; Edin/Kefalas 2011). Neuere 
Arbeiten aus den USA deuten darauf hin, dass sich die Armutsraten angleichen – insbesondere, weil die Armutsgefährdung unter Weißen 
Alleinerziehenden steigt (Damaske/Bratter/Frech 2017).
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erwerbstätig als Mütter in partnerschaftlichen Haushalten, jedoch waren alleinerzie­
hende Migrantinnen häufiger erwerbslos als alleinerziehende Nicht-Migrantinnen. 
Diese Unterschiede waren insbesondere für Migrantinnen der ersten Generation 
und für außer-europäische Herkunftsgruppen signifikant, jedoch deutlich geringer 
zwischen der zweiten Migrantengeneration und Nicht-Migrantinnen. Unter den 
Erwerbstätigen fiel weiter auf, dass Alleinerziehende häufiger in Vollzeit oder 
umfangreicher Teilzeit arbeiten als Mütter in Partnerhaushalten, wobei alleiner­
ziehende Migrantinnen am häufigsten in Vollzeit oder langer Teilzeit arbeiten. 
Die Autorinnen (Milewski/Struffolino/Bernardi 2018) interpretieren diese Befunde 
als Hinweis auf  relativ geringe Einkommen und prekäre Arbeitsverhältnisse unter 
alleinerziehenden Migrantinnen, die hohe Stundenzahlen erfordern.

Transnationale Familien: Migrantische Familien haben durch den Migrationsprozess als 
solchen ein erhöhtes Risiko der räumlichen Trennung, sei es, dass der Partner als 
Arbeitsmigrant im Ausland tätig ist und seine Familie im Heimatort bleibt – wie 
es bei den sogenannten Gastarbeitern in den 1960er Jahren in Deutschland typisch 
war – oder dass Frau und Kinder emigrieren, während der Partner/Vater im Her­
kunftsland bleibt, etwa in Bürgerkriegssituationen oder aus beruflichen Gründen 
(Landale/Thomas/van Hook 2011; Bryceson/Vuorela 2002). Für Deutschland 
haben Shinozaki, Abramowski und Stöllinger (2021)3 einen umfangreichen Über­
blick zu Literatur und aktuellen empirischen Befunden zu grenzüberschreitend 
lebenden Familien in Deutschland vorgelegt. Demnach war eine räumliche Fami­
lientrennung in den sogenannten Gastarbeitergruppen vor allem dergestalt, dass 
Kinder in den Herkunftsregionen zurückblieben. Mit dem Familiennachzug seit 
den 1970er Jahren wurden transnationale Konstellationen seltener, weil Familien 
in Deutschland zusammengeführt wurden. Auch für europäische Herkunfts­
gruppen finden Shinozaki, Abramowski und Stöllinger (2021, S. 53) eher eine 
„Auflösung“ transnationaler Familienstrukturen, vor allem unter den Migran­
tinnen und Migranten, die ihren Lebensmittelpunkt nach Deutschland verlegt 
haben. 

Geschlechtertypische Migrationsmuster bleiben jedoch bestehen. Auch wenn 
zunehmend Frauen allein oder als Erste der Familie wandern – alleinerziehende 
Migrantinnen (geschieden oder verwitwet) mit Kindern erscheinen eher als eine 
kleine Gruppe der Wandernden, etwa aus verschiedenen afrikanischen Ländern 
nach Europa (Caarls u. a. 2018; Kraus 2019). 

1.3 Geflüchtete
Besondere Beachtung finden seit etwa einem Jahrzehnt die Familienkonstellationen 
von Geflüchteten in Deutschland, deren Zahlen seit dem sogenannten arabischen 
Frühling 2014 und nunmehr seit 2021 mit dem Angriffskrieg Russlands gegen die 

3 � Die Expertise ist in den Materialien zum 9. Familienbericht enthalten. 
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Ukraine erheblich zugenommen haben (Shinozaki/Abramowski/Stöllinger 2021). 
Für die meisten Geflüchteten bedeutet die Entscheidung zu fliehen, dass sie 
vorübergehend oder dauerhaft enge Familienmitglieder in ihren Herkunftsländern 
zurücklassen. Die Trennung von der Kernfamilie (Partner/in und/oder Kinder) ist 
besonders schwierig, da diese für Geflüchtete in vielen Lebensbereichen weitrei­
chende Folgen haben kann (Löbel/Jacobsen 2021). 

Die beiden Fluchtbewegungen nach Europa bzw. Deutschland aus arabischen 
Ländern und aus der Ukraine unterscheiden sich grundsätzlich in den politisch-
rechtlichen Rahmenbedingungen und in den sozio-demografischen Strukturen der 
Geflüchteten. Die Gruppe der früheren Geflüchteten nach Westeuropa, etwa aus 
Syrien von 2013 bis 2016, setzte sich hauptsächlich aus jungen Männern mit 
ihren Familien oder alleinstehenden Männern zusammen (Buber-Ennser u. a. 2016; 
Kraus/Sauer/Wenzel 2019; Brücker/Rother/Schupp 2018). Für Deutschland 
(Daten für 2017), geben Shinozaki, Abramowski und Stöllinger (2021) an, dass 
über 60 Prozent der Asylanträge von männlichen Geflüchteten gestellt wurden. 
Drei Viertel der Antragstellenden waren jünger als 30 Jahre, etwa 45 Prozent waren 
minderjährig. Auffällig in dieser Gruppe ist der recht große Anteil der Kinder und 
Jugendlichen, deren Eltern in den Herkunftsländern, oder im Transitraum, verblieben 
sind. Diese Zahlen sind in Hinblick auf  Familienkonstellationen und gegebenen­
falls Familiennachzug relevant, da minderjährige Geflüchtete den Nachzug ihrer 
ersten Angehörigen, vor allem ihrer Eltern, beantragen können (Shinozaki/
Abramowski/Stöllinger 2021). 

In Hinblick auf  das Thema des vorliegenden Aufsatzes – alleinerziehende Migran­
tinnen oder vorübergehend getrennte Familien – ist vor allem von Interesse, dass 
die Fluchtbedingungen der Geflüchteten aus arabischen Ländern geschlechtertypi­
sche Familien-Migrations-Muster hervorgebracht haben. Männer kamen meist allein 
in Deutschland an, während Frauen vor allem im Familienverband flüchteten. Etwa 
acht Prozent der Kinder im Alter von 25 oder jünger kamen mit der Mutter – oder 
seltener mit dem Vater – nach Deutschland (Shinozaki/Abramowski/Stöllinger 2021, 
basierend auf  SOEP-Daten). Insgesamt legen verschiedene Studien nahe, dass alleiner­
ziehende Elternschaft unter den geflüchteten Frauen aus arabischen Ländern eher 
selten – oder zumindest seltener als unter Nicht-Migrantinnen – vorkommt. Dies 
sind vor allem geschiedene oder verwitwete Frauen, deren Anteil an den geflüch­
teten Frauen bei etwa zehn Prozent liegt. In dieser relativ kleinen Gruppe ist etwa 
die Hälfte mit Kind(ern) geflüchtet und somit alleinerziehend (Kraus/Sauer 2019). 
In einer Auswertung des Mikrozensus bezifferte das BMFSFJ (2019) den Anteil 
der Frauen in Ein-Eltern-Haushalten in Geflüchteten-Gruppen aus Syrien, Irak, 
Afghanistan und Eritrea auf  15 Prozent (Anmerkung der Autoren: bei diesem Wert 
ist unklar, ob der Partner außerhalb des Haushaltes in Deutschland lebt oder ob es 
sich um partnerlose Frauen handelt). Samper (2021) fand ebenfalls etwa 10 bis 15 Pro­
zent der geflüchteten Frauen aus Syrien, Afghanistan und dem Irak als alleinerziehend, 
jedoch etwas höhere Anteile unter Frauen aus Eritrea.
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Die Gruppe der ukrainischen Geflüchteten unterscheidet sich von früheren Ge­
flüchtetenkohorten. Zwischen dem 24. Februar 2022 und Dezember 2022 wurden 
in Deutschland mehr als eine Million ukrainische Geflüchtete registriert (Sauer u. a. 
2023). Eine erste Analyse der Charakteristika ukrainischer Geflüchteter in Deutschland 
hat ergeben, dass die rechtliche Situation in der Ukraine seit der Invasion Russlands 
mit der allgemeinen Mobilisierung und dem Reiseverbot für Männer im militäri­
schen Alter (BMI 2023) u.a. Trennungen von Kernfamilien verursacht, sodass sich 
auch die demografische Zusammensetzung der Ukrainer von anderen Gruppen 
unterscheidet. Die Gruppe der Geflüchteten aus der Ukraine besteht hauptsächlich 
aus Frauen, ihren Kindern und einer größeren Anzahl älterer Menschen (Tyldum/
Kjeøy 2022; Brücker u. a. 2023; Duszczyk u. a. 2023). Darüber hinaus gibt es erhebli­
che Geschlechterunterschiede in den Familienkonstellationen: Nur sehr wenige männ­
liche Befragte aus der Ukraine gaben an, sich ohne ihre Partnerin in Deutschland 
aufzuhalten, während ein großer Anteil der Frauen berichtete, ohne ihren Partner 
angekommen zu sein oder keinen Partner zu haben. Nur jede fünfte Frau aus der 
Ukraine kam mit ihrem Partner nach Deutschland, und etwa jede dritte Frau war 
räumlich von ihrem Partner getrennt aufgrund der Flucht (Brücker u. a. 2023).
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2Empirische Analyse  
von Migrantinnen: 
Zeitverlauf und  
Generationenvergleich

2.1 Datengrundlage und Stichprobe
Datenbasis für die vorliegende Untersuchung bildet das Sozio-oekonomische Panel 
(SOEP). Das SOEP ist eine repräsentative Längsschnittstudie, die seit dem Jahr 
1984 jährlich in (West-)Deutschland durchgeführt wird (Wagner/Frick/Schupp 
2007). Seit ihrem Beginn wurde die Stichprobe wiederholt durch Auffrischungs­
stichproben sowie durch überrepräsentierte Teilpopulationen wie Immigranten 
und Geflüchtete ergänzt (Wagner 2009; Kroh u. a. 2018). Neben den jährlichen 
Befragungsdaten, etwa zur Zusammensetzung des Haushaltes, enthält es bio­
grafische, retrospektive Daten zu Fertilitätshistorie, Partnerschaftsverlauf  und 
Familienstand. Dies ermöglicht es, auch Lebensverlaufsinformationen von vor dem 
eigentlichen Umfragezeitraum bzw. dem Eintritt der Personen in die Studie mit 
einzubeziehen. Für die folgenden Analysen wurden die Daten für Befragte in 
West- und Ostdeutschland verwendet.

Die Stichprobe für die vorliegende Analyse wurde auf  Basis folgender Sampling-
Kriterien gebildet: Ziel war ein längerer Analysezeitraum, um Entwicklungen 
über die Zeit abbilden zu können. Gewählt wurde von 1990, dem Jahr der deutschen 
Wiedervereinigung, bis 2020, dem letzten zum Arbeitszeitpunkt verfügbaren 
Erhebungsjahr. Die Alterspanne, in der noch minderjährige Kinder im Haushalt 
ihrer Mütter leben, kann aufgrund der Zunahme des Geburtsalters von der ersten 
Hälfte der 40er Lebensjahre der Frauen bis zum Alter von etwa 60 Jahren dau­
ern. Daher umfasst die Stichprobe Frauen der Geburtsjahrgänge 1950 bis 1995, 
wobei die älteren Jahrgänge vor allem zum ersten Teil des analysierten Zeitfens­
ters beitragen, die Jüngeren nur im späteren Teil. Bezüglich des Alters wurden 
folgende Entscheidungen getroffen: Alter 18 bis 55 (die obere Altersgrenze orien­
tiert sich an Bernardi und Mortelmans (2018); Frauen, die bei der ersten Geburt 
mindestens 15 Jahre alt waren; Frauen, die bei SOEP-Eintritt 18 bis 50 Jahre 
alt waren; Frauen, die beim letzten Interview im SOEP mindestens 20 Jahre alt 
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waren. Exkludiert wurden erwachsene Kinder, die im SOEP-Haushalt der Eltern 
leben (aus der Analyse wurden folgende Sub-Samples ausgeschlossen: Hochein­
kommen, LGB und Geflüchtete). 

Als Ein-Eltern-Haushalte bzw. als alleinerziehende Mütter wurden Haushalts­
konstellationen definiert, wenn die Frauen mit mindestens einem eigenen Kind 
unter 18 Jahren zusammenleben, ohne den Haushalt mit einem Partner zu teilen. 
Entsprechend wurden die Haushalte, in denen Frauen mit einem Partner zusam­
menleben, unabhängig davon, ob es sich um den Vater des Kindes handelt und 
unabhängig vom Familienstand, als Mütter in Partnerschaft kategorisiert. Haus­
halte, in denen das jüngste Kind der Mutter 18 Jahre oder älter ist, wurden ab 
diesem Zeitpunkt in der Analyse nicht mehr berücksichtigt, unabhängig davon, 
ob das Kind noch im selben Haushalt lebt oder nicht.

Insgesamt umfasst die Stichprobe 14.726 Frauen mit 94.027 Beobachtungsjahren. 
Etwa 26 Prozent der Frauen in der gesamten Stichprobe waren jemals in ihrem 
Lebensverlauf  alleinerziehend.

Zur Binnendifferenzierung der Migrantinnen wurden verschiedene Konzepte 
angewendet (Tabelle 1). Die dichotome Variable „Migrationsstatus“ unterscheidet 
die Stichprobe im weitesten Sinne in Migrantinnen (N=4836) und Nicht-Migran­
tinnen (N=9890). Unter Migrantinnen werden hier alle Zuwanderinnen aus dem 
Ausland und ihre Nachkommen zusammengefasst. Eine Ausnahme sind im Ausland 
geborene Kinder von Deutschen, die zurück nach Deutschland gekommen sind; 
diese wurden als Nicht-Migrantinnen in dieser Analyse bezeichnet.

Das SOEP stellt die Variable „Migrationshintergrund“ (migback) zur Verfügung. 
Diese entspricht dem im Jahr 2005 in der amtlichen Statistik in Deutschland ein­
geführten Konzept, bei dem zwischen Menschen mit eigener und mit familiärer 
Migrationserfahrung unterschieden wird. Demnach hat eine Person dann einen 
Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder mindestens ein Elternteil im Ausland 
geboren wurde. Ein direkter Migrationshintergrund liegt dann vor, wenn eine im 
Ausland geborene Person selbst nach Deutschland zugewandert ist; dies trifft auf  
etwa 85 Prozent der Migrantinnen in dieser Stichprobe zu. Von einem indirekten 
Migrationshintergrund wird dann gesprochen, wenn das Kind einer zugewan­
derten Person in Deutschland geboren wurde; dies sind hier etwa 15 Prozent der 
Migrantinnen (Tabelle 1). 
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Die Variable “Migrantengeneration” unterscheidet die Personen mit Migrationshinter­
grund außerdem nach dem Alter bei Migration. Empirische Studien zeigen, dass 
das Alter bei Migration für Teilhabe, zum Beispiel am Schulsystem, aber auch für 
demografisches Verhalten, insbesondere Familienbildung und Fertilität, ein wich­
tiger Determinant ist (Milewski 2010; Krapf/Wolf  2015). In der vorliegenden 
Untersuchung werden Zuwanderinnen, die im Alter von 15 Jahren oder älter nach 
Deutschland gekommen sind, als erste Generation definiert (etwa 73 Prozent 
der Migrantinnen). Diejenigen, die als Kinder zugewandert sind (Alter bis unter 
15 Jahren), werden als Generation 1.5 definiert (etwa 12 Prozent). Die Kinder 
von Zugewanderten, die in Deutschland geboren worden sind, werden als zweite 
Generation kategorisiert (dies entspricht der Gruppe mit “indirektem Migrations­
hintergrund”/15 Prozent). 

Eine dritte Variable unterscheidet die Zugewanderten nicht nach ihrem Zuwan­
derungsalter und der Migrantengeneration, sondern nach ihrer „Herkunftsregion“ 
oder der ihrer Eltern. Die größte Herkunftsgruppe bilden in dieser Stichprobe die 
Frauen aus Osteuropa mit etwa 44 Prozent; diese umfasst Personen, die als Aus­
siedlerinnen oder Spätaussiedlerinnen nach Deutschland gekommen sind, aber 
auch neuere Zuwanderungsgruppen. Weitere, relativ große Zuwanderungsgruppen 
sind Frauen aus der Türkei (11 Prozent) und aus Balkanländern (10 Prozent). 
Eine „andere“ Gruppe ist sehr heterogen; in dieser sind auch die Herkunftsländer 
des Mittleren Ostens und Nordafrika (MENA) mit einem großen Anteil ent­
halten. Idealerweise würde man nach Herkunftsregion und Migrantengeneration 
gleichzeitig unterscheiden – dies ist jedoch aufgrund der Stichprobengröße nicht 
möglich. Deshalb werden in der vorliegenden Analyse die verschiedenen Migrations­
merkmale alternierend herangezogen.

Tabelle A1 im Anhang zeigt sozio-demografische Charakteristika der Stichpro­
be. Im Einklang mit bisherigen Befunden wohnen Migrantinnen überwiegend 
im westlichen Teil Deutschlands. Ein größerer Anteil unter ihnen hat keinen 
oder einen sehr niedrigen Bildungsabschluss; jedoch ist der Anteil derer mit hö­
herer Bildung (Berufsausbildung mit Abitur oder Tertiärausbildung/ISCED97 
4–6) ähnlich hoch; unter Migrantinnen liegt dieser bei etwa 33 Prozent, unter 
Nicht-Migrantinnen bei knapp 35 Prozent. Migrantinnen waren bei ihrer ersten 
Geburt etwas jünger als Nicht-Migrantinnen und zu einem leicht höheren Anteil 
verheiratet.



250

Tab.1: Überblick über die SOEP-Stichprobe nach Migrationsmerkmalen

Migran
tinnen

Migran
tinnen

Nicht- 
Migran
tinnen

Nicht- 
Migran
tinnen

N % N %

Jemals Ein-Eltern-Familie

Ja 991 20,5 2825 28,6

Nein 3845 79,5 7065 71,4

Migrationshintergrund

Kein – 9890

Direkt (selbst zugewandert) 4133 85,4 –

Indirekt (geboren in Deutschland) 703 14,5 –

Migrantengeneration

Nicht-Migrantinnen – 9890

Erste Generation (Zuzug im Alter 15+ Jahre) 3536 73,1 –

Generation 1.5 (Zuzug im Alter unter 15 Jahren) 597 12,3 –

Zweite Generation (geboren in Deutschland) 703 14,5 –

Herkunftsland (der Eltern)

Deutschland – 9890

Türkei 518 10,7

Süd/Süd-Ost-Europa 361 7,5

Balkanregion 462 9,6

Osteuropa 2147 44,4

Westeuropa 133 2,7

Andere (inkl. MENA) 1215 25,1

Personen 4837 100 9890 100

Personenjahre 24134 100 69893 100

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (Beobachtungsjahre 1990–2020). 
Gesamt-N (Personen)=14.726; Gesamt-n (Personenjahre)=94.027.

Abbildung 1 zeigt den Familienstand bei der ersten Geburt nach Migranten­
generation. Unter Migrantinnen ist der Zusammenhang zwischen Familiengrün­
dung und Ehe insgesamt stärker ausgeprägt als unter Nicht-Migrantinnen. Jedoch 
nimmt der Anteil der (erstmals) Verheirateten in den Folgegenerationen ab und 
nähert sich dem der Nicht-Migrantinnen an. Waren in der ersten Migranten­
generation knapp drei Viertel der Mütter verheiratet, so waren es in der zwei­
ten Generation nur 62 Prozent; dies sind drei Prozentpunkte weniger als unter 
Nicht-Migrantinnen.

Abbildung 2 stellt das Alter der Mütter bei der Geburt ihres ersten Kindes nach 
Migrantengeneration dar. Insgesamt waren die Migrantinnen in dieser Stichprobe 
jünger bei ihrer Familiengründung als Nicht-Migrantinnen. Jedoch ist auch hier 
im Generationenvergleich eine Annäherung an die Verteilung der Nicht-Migran­
tinnen zu erkennen. So wurden etwa 21 Prozent der Migrantinnen der ersten 
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Generation vor ihrem 21. Geburtstag Mutter und weitere 38 Prozent vor der 
Vollendung des 25. Lebensjahres. In der zweiten Generation betragen diese Anteile 
14 bzw. 32 Prozent und sind damit ähnlich hoch wie die unter Nicht-Migrantinnen 
(13 und 31 Prozent).

Abb. 1: Überblick über die Stichprobe: Familienstand bei erster Geburt, 
nach Migrantengeneration
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (Beobachtungsjahre 1990–2020). 
Gesamt-N (Personen)=14.726 (gewichtet).

Abb. 2: Überblick über die Stichprobe: Alter bei erster Geburt, nach 
Migrantengeneration 
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (Beobachtungsjahre 1990–2020).
Gesamt-N (Personen)=14.726 (gewichtet).
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2.2 Anteil von Ein-Eltern-Haushalten 
im Zeitverlauf
Abbildung 3 stellt den Anteil von Müttern in Ein-Eltern-Haushalten an allen 
Haushalten mit minderjährigen Kindern im jeweiligen Kalenderjahr nach Migrations­
status im Verlauf  von 30 Jahren dar. Insgesamt ist der durchschnittliche Anteil 
von Ein-Eltern-Haushalten unter Migrantinnen mit 13,1 Prozent etwas niedriger 
als der von Nicht-Migrantinnen (15,5 Prozent). Die Differenz schwankt in den 
einzelnen Jahren; in beiden Gruppen war insgesamt eine Zunahme Alleinerziehen­
der bis in die Nuller-Jahre zu erkennen. Insgesamt bewegen sich die Anteile von 
Ein-Eltern-Haushalten seit etwa dem Jahr 2000 zwischen 15 und unter 23 Prozent 
unter Nicht-Migrantinnen. Diese Werte entsprechen etwa denen in der Literatur. So 
gaben Zartler und Berghammer (2022, S. 548) den Mittelwert für Deutschland über 
20 Jahre mit 19 Prozent an. Unter Migrantinnen war der Anteil von Ein-Eltern-Haus­
halten bis zum Jahr 2018 kontinuierlich bis zu sechs Prozentpunkte niedriger als 
unter Nicht-Migrantinnen und beträgt seit 2015 über 15 Prozent. Das Maximum 
liegt bei 19,3 Prozent im Jahr 2018.

Abb. 3: Anteil Ein-Eltern-Haushalte 1990–2020, nach Migrationsstatus 
(%)
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (Beobachtungsjahre 1990–2020) (gepoolte Querschnitte, gewichtet). 
Gesamt-N (Personen)=14.726; Gesamt-n (Personenjahre)=94.027.

Abbildung 4 bildet den Anteil von Ein-Eltern-Haushalten nach Migrantengene­
ration im Zeitverlauf  ab. Aufgrund der relativ kleinen Besetzung der Teilgruppen 
wurden hier die Beobachtungsjahre zu Zehner-Kategorien zusammengefasst. 
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In den Jahren 2000 bis 2009 ist insgesamt eine leichte Zunahme des Anteils 
Alleinerziehender im Vergleich zu den 1990er-Jahren zu erkennen (eine Ausnahme 
stellt nur die zweite Migrantengeneration dar; diese Gruppe ist jedoch in diesem 
Zeitraum relativ klein). In den Jahren 2010 bis 2020 hat sich die Zunahme 
Alleinerziehender abgeschwächt und sich für alle vier Gruppen zwischen 14 und 
21 Prozent eingependelt. Bemerkenswert sind hier die Unterschiede nach Migran­
tengeneration: Der Anteil Alleinerziehender liegt in der ersten Migrantengeneration 
insgesamt mit etwa 11 Prozent unter dem der Nicht-Migrantinnen (durchschnittlich 
16 Prozent). In den beiden Folgegenerationen steigt der Anteil an Ein-Eltern-Haus­
halten über den von Nicht-Migrantinnen und erreicht Werte um etwa 20 Prozent 
in den Jahren 2010 bis 2020. 

Abbildung 5 veranschaulicht den Zeittrend nach ausgewählten Herkunftsregionen 
(der Eltern). Zu erkennen ist einerseits, dass in allen gebildeten Gruppierungen der 
durchschnittliche Anteil Alleinerziehender kleiner ist als der unter Nicht-Migran­
tinnen. Insbesondere Frauen, die (oder deren Eltern) aus der Türkei oder aus süd-/
südosteuropäischen Ländern (hier zusammengefasst mit der Balkanregion) kom­
men, hatten in den 2000-er Jahren niedrige Anteile. Andererseits steigt der Anteil 
von Ein-Eltern-Haushalten in allen migrantischen Herkunftsgruppen im letzten 
Beobachtungszeitraum. Am höchsten – und insgesamt einen Prozentpunkt höher 
als unter Nicht-Migrantinnen – ist der Anteil Alleinerziehender in der Gruppe 
„anderer“ Herkunftsländer (nicht dargestellt). Diese ist jedoch so heterogen, dass 
sich hier keine Schlussfolgerungen ableiten lassen.

Abb. 4: Anteil Ein-Eltern-Haushalte 1990–2020, nach Migranten
generation (%)
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (Beobachtungsjahre 1990–2020) (gepoolte Querschnitte, gewichtet). 
Gesamt-N (Personen)=14.726; Gesamt-n (Personenjahre)=94.027.
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Abb. 5: Anteil Ein-Eltern-Haushalte 1990–2020, 
nach Herkunftsland (der Eltern) (%)
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (Beobachtungsjahre 1990–2020) (gepoolte Querschnitte, gewichtet). 
Gesamt-N (Personen)=14.726; Gesamt-n (Personenjahre)=94.027.

Abbildung 6 zeigt den Zeittrend nach einem weiteren Strukturmerkmal von 
alleinerziehenden Eltern, dem formalen Bildungsabschluss. Anmerkung: Für 
diese Berechnung wurden die Abschlüsse ohne Abitur als „niedrigere“ Bildung 
und alle Abschlüsse mit Abitur als „höhere“ Bildung zusammengefasst. Das 
durchschnittliche Bildungsniveau ist gleichzeitig ein Merkmal bestehender 
sozialer Ungleichheiten zwischen migrantischen Bevölkerungsgruppen und 
Nicht-Migrantinnen. Im Generationenverlauf  ist jedoch zunehmend auch unter 
Migrantinnen und Migranten ein Trend zu einer höheren Bildungsbeteiligung 
im Vergleich zur Elterngeneration zu erkennen. Außerdem ist das durchschnitt­
liche Bildungsniveau in neueren Zuwanderungsgruppen, etwa aus Osteuropa, 
höher als das unter klassischen Arbeitsmigrantinnen und den Familiennachzugs­
gruppen (Milewski/Brehm 2023). Insgesamt zeigt sich nach Bildung ein Trend 
in beiden Gruppen mit höheren Anteilen Alleinerziehender bei niedrigerer Bil­
dung. Unter den höher gebildeten Frauen sind die Anteile Alleinerziehender 
unter Migrantinnen und Nicht-Migrantinnen ähnlich hoch. Der höchste Anteil 
Alleinerziehender liegt in der Gruppe der Nicht-Migrantinnen mit niedriger 
Bildung vor. 
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Abb. 6: Anteil Ein-Eltern-Haushalte 1990–2020,  
nach Migrationsstatus und Bildung (%)
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Anmerkung: In den Jahren 1990 bis 1999 ist der Anteil der Migrantinnen mit höherer Bildung so groß wie der Anteil der Nicht-Migrantinnen 
mit niedrigerer Bildung. 
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (Beobachtungsjahre 1990–2020) (gepoolte Querschnitte, gewichtet). 
Gesamt-N (Personen)=14.726; Gesamt-n (Personenjahre)=94.027.

2.3 Ein-Eltern-Haushalte im Lebensverlauf
In diesem Kapitel wechselt die Betrachtung auf  die Lebensverlaufperspektive 
des Individuums. Der Analyse liegt als Prozesszeit das Alter des ersten Kindes zu 
Grunde, also der Zeitpunkt, zu dem eine Frau erstmals Mutter geworden ist. Zehn 
Prozent der Nicht-Migrantinnen leben nach dem sechsten Lebensjahr ihres ersten 
Kindes in einem Ein-Eltern-Haushalt. Bis zum 15. Jahr ihrer Elternschaft erleben 
etwa 25 Prozent der Nicht-Migrantinnen mindestens einmal den Übergang in einen 
Ein-Eltern-Haushalt. Der überwiegende Anteil resultiert dabei aus einer Trennung 
der Eltern; nur ein relativ kleiner Anteil der Mütter war bei der ersten Geburt 
ohne Partnerschaft. Unter Migrantinnen insgesamt erfolgt der Übergang zum 
Ein-Eltern-Haushalt leicht später und weniger häufig. Zehn Prozent der Migran­
tinnen sind nach acht Jahren Mutterschaft alleinerziehend. Der Anteil derer, die 
einen Ein-Eltern-Haushalt erlebt haben, beträgt nach 15 Jahren etwa 23 Prozent. Im 
Generationenvergleich zeigen sich ähnliche Muster wie im Querschnitt – leicht 
geringere Raten in der ersten Generation und leicht höhere Raten in den Folge­
generationen im Vergleich zu Nicht-Migrantinnen. 

Die Prävalenz von Ein-Elternschaft im Querschnitt wird nicht nur durch den Ein­
tritt bestimmt, sondern auch durch ihre Dauer. Der Austritt aus der alleinerziehen­
den Elternschaft kann einerseits zwangsläufig erfolgen, indem das jüngste Kind 18 
Jahre alt wird. Andererseits kann die Phase des Ein-Eltern-Haushaltes durch  
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die Gründung eines neuen Paar-Haushaltes enden. In dieser Stichprobe haben weniger 
als 50 Prozent der Nicht-Migrantinnen nach etwa zehn Jahren wieder einen Paar-
Haushalt gegründet. Unter Migrantinnen sind die Austrittsraten nur wenig geringer.  

Die Abbildungen 7, 8 und 9 fassen die Ergebnisse zu Einflussfaktoren zusammen, 
die mit dem Eintritt in einen Ein-Eltern-Haushalt korrelieren. Hier werden 
Mütter, die jemals alleinerziehend waren, mit Müttern verglichen, die während des 
gesamten Beobachtungszeitraumes nicht alleinerziehend waren. Beim Familien­
stand (Abbildung 7) zeigen sich recht ähnliche Muster unter allen Migranten­
generationen und Nicht-Migrantinnen – diejenigen, die bei der ersten Geburt in 
erster Ehe verheiratet waren, haben die geringste Wahrscheinlichkeit, eine alleiner­
ziehende Elternschaft zu erleben. Frauen, die bei der ersten Geburt unverheiratet 
waren, haben eine mehr als doppelt so hohe Häufigkeit einer alleinerziehenden 
Elternschaft. Mütter, die vor der ersten Geburt bereits geschieden, verwitwet oder 
wiederverheiratet waren, haben ein stark erhöhtes Risiko, alleinerziehend zu 
werden – unter Nicht-Migrantinnen ist dieser Zusammenhang weniger stark aus­
geprägt. Allerdings ist zu beachten, dass die Ergebnisse für geschiedene, verwitwete 
oder zum zweiten Mal verheiratete Frauen unter Migrantinnen auf  relativ kleinen 
Fallzahlen basieren.

Abbildung 8 stellt den Zusammenhang zwischen dem Alter bei der ersten Geburt und 
dem Erleben von Ein-Elternschaft nach Migrantengeneration dar. Insgesamt ist ein 
Trend zu erkennen, dass mit höherem Alter bei Mutterschaft die Wahrscheinlichkeit 
eines Ein-Eltern-Haushaltes sinkt. Eine Ausnahme ist die erste Migrantengeneration, 
in der dieser Zusammenhang kaum ausgeprägt ist. Unter Nicht-Migrantinnen und 
in den Gruppen der Migrantennachkommen wurden 34 (zweite Generation) bis 39 
Prozent (Generation 1.5) der Frauen, die bei der ersten Geburt jünger als 21 Jahre 
waren, alleinerziehend. Am niedrigsten waren die Anteile der Frauen bei einem 
Geburtsalter von 26 bis 30 Jahren – zwischen 22 (Nicht-Migrantinnen) und 28 
Prozent (Generation 1.5).

Abbildung 9 stellt die Befunde zum Zusammenhang zwischen Bildung, Migranten­
generation und Ein-Eltern-Haushalt zusammen. Insgesamt zeigt sich in der vorliegen­
den Stichprobe – im Einklang mit der Literatur –, dass Frauen mit vergleichsweise 
niedriger Bildung – hier gemessen als Schulbesuch oder Abschlüsse unterhalb des 
Sekundarstufe-II-Niveaus – eine höhere Wahrscheinlichkeit haben, jemals alleiner­
ziehend zu sein. Sowohl in den beiden Generationen der Migrantennachkommen 
als auch unter Nicht-Migrantinnen liegt der Anteil der Alleinerziehenden in der 
Gruppe mit niedriger Bildung bei knapp einem Drittel. Bei Frauen, die über eine 
abgeschlossene Bildung der Sekundarstufe II (oder ein höheres Bildungsniveau) 
verfügen, liegt dieser Anteil zwischen etwa 12 Prozent (zweite Migrantengeneration) 
bis 23 Prozent (Generation 1.5). Die erste Migrantengeneration ist auch hinsichtlich 
des Bildungsniveaus eine Ausnahme – hier besteht eine minimale Differenz zwischen 
den Bildungsgruppen und Ein-Eltern-Haushalt. 
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Abb. 7: Eintritt in Ein-Eltern-Haushalt, nach Migrantengeneration  
und Familienstand bei erster Geburt (%)
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (gewichtet).  
Gesamt-N (Personen)=14.726. Anmerkung: gepunktete Balken=kleine Fallzahlen (<100).

Abb. 8: Eintritt in Ein-Eltern-Haushalt, nach Migrantengeneration 
und Alter bei erster Geburt (%) 
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Abb. 9: Eintritt in Ein-Eltern-Haushalt, nach Migrantengeneration 
und Bildung (%)

23

33 32 30

24 23

12

22

0

10

20

30

40

Erste Generation Generation 1.5 Zweite Generation Nicht-Migrantinnen

Niedrigere Bildung Höhere Bildung

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (gewichtet). Gesamt-N (Personen)=14.726.
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Im Folgenden werden sozio-demografische Strukturmerkmale von alleinerzie­
henden Müttern betrachtet. Diese Auswertungen basieren nur auf  Fällen, die 
jemals einen Ein-Eltern-Haushalt im Beobachtungszeitraum angegeben haben. 
Diese Teilstichprobe besteht aus insgesamt 3816 Fällen. Die Abbildungen 
10 und 11 fassen Ergebnisse zum Eintritt in einen Ein-Eltern-Haushalt nach 
Migrantengeneration zusammen. Tendenziell sind insbesondere Migrantennach­
kommen jünger bei diesem Übergang als Nicht-Migrantinnen und Migrantinnen 
der ersten Generation. So waren etwa 31 Prozent der Migrantinnen der Gene­
ration 1.5 bis 30 Jahre, als sie alleinerziehend wurden. Diese Anteile sind in den 
anderen Gruppen etwa zehn Prozentpunkte niedriger. Unter Nicht-Migrantinnen 
und in der ersten Migrantengeneration sind die Anteile derer, die im Alter 36+ 
alleinerziehend wurden, mit 58 und 62 Prozent deutlich größer als unter Frauen 
der Folgegenerationen (Abbildung 10). 

Abbildung 11 stellt das Alter des jüngsten Kindes zu dem Zeitpunkt dar, als die 
Mutter alleinerziehend wurde. Auch hier sind insgesamt eher Ähnlichkeiten 
zwischen Nicht-Migrantinnen und der ersten Migrantengeneration zu sehen; 
so erfolgen in diesen beiden Gruppen deutlich weniger Trennungen, bevor das 
jüngste Kind vier Jahre alt ist (23 bzw. 25 Prozent). In den Migrantenfolge­
generationen liegt der Anteil der Ein-Eltern-Haushalte vor dem 4. Geburtstag 
des jüngsten Kindes bei 35 bis 37 Prozent. Insgesamt knapp zwei Drittel der 
Nicht-Migrantinnen und der ersten Migrantengeneration erlebte den Eintritt in 
den Ein-Eltern-Haushalt, bis das jüngste Kind zehn Jahre alt war. Unter Migranten­
nachkommen waren dies bis zum Alter 10 bereits drei Viertel.

Abb. 10: Alter bei Eintritt in Ein-Eltern-Haushalt, nach Migranten-
generation
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Abb. 11: Alter des jüngsten Kindes bei Eintritt in  
Ein-Eltern-Haushalt, nach Migrantengeneration
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (gewichtet). Gesamt-N (Personen)=3816.

2.4 Strukturen von Ein-Eltern-Haushalten 
im Zeitverlauf
In diesem Abschnitt werden sozio-demografische Strukturmerkmale von alleiner­
ziehenden Müttern im Zeitverlauf  dargestellt. Diese Analyse wertet die Ein-
Eltern-Haushalte im jeweiligen Beobachtungszeitraum als gepoolte Querschnitte 
(gewichtet) aus. Aufgrund ihrer relativ kleinen Fallzahlen werden hier alle drei 
Migrantengenerationen zusammengefasst und mit Nicht-Migrantinnen verglichen. 
Unter Nicht-Migrantinnen hat sich gegenüber den 1990er-Jahren das Alter der 
alleinerziehenden Mütter erhöht. In den Jahren ab 2010 waren 60 Prozent der 
alleinerziehenden Mütter im Alter von 40 bis 55 Jahren (Abbildung 12). Dies 
korreliert mit der Entwicklung des steigenden Geburtsalters, sodass alle Mütter, 
alleinerziehende wie die in Paarhaushalten, in späteren Phasen des Lebensverlaufes 
noch minderjährige Kinder im Haushalt haben. Unter alleinerziehenden Migran­
tinnen war der größte Anteil in den Jahren 2010 bis 2020 – knapp die Hälfte – im 
Alter von 31 bis 40 Jahren. Leicht erhöht hat sich in dieser Gruppe der Anteil der 
jungen alleinerziehenden Mütter (15 Prozent). 

Eher konstant im Zeitverlauf  ist die Anzahl der Kinder in Ein-Eltern-Haushalten. 
Eine Veränderung stellt die leichte Zunahme von Ein-Eltern-Haushalten mit drei 
und mehr Kindern unter Migrantinnen dar (Abbildung 13).
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Abb. 12: Alter der Mütter in Ein-Eltern-Haushalten, 1990–2020, 
nach Migrationsstatus
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (Beobachtungsjahre 1990–2020) (gepoolte Querschnitte, gewichtet).  
Gesamt-N (Personen)=3816.

Abb. 13: Anzahl der Kinder in Ein-Eltern-Haushalten, 1990–2020, 
nach Migrationsstatus 
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (Beobachtungsjahre 1990–2020) (gepoolte Querschnitte, gewichtet).  
Gesamt-N (Personen)=3816.

Abbildung 14 stellt die Erwerbstätigkeit von alleinerziehenden Müttern im Zeit­
vergleich dar. Unter Migrantinnen ist insgesamt der Anteil derjenigen, die nicht 
erwerbstätig sind, höher als der unter Nicht-Migrantinnen; der Unterschied be­
trägt 14 Prozentpunkte. Auch bezüglich des Erwerbsumfanges bestehen Unter­
schiede. Im Zeitverlauf  nimmt in beiden Gruppen der Anteil der alleinerziehenden 



261

Mütter in Teilzeiterwerbstätigkeit leicht zu, unter Migrantinnen jedoch auf  einem 
niedrigeren Niveau als unter Nicht-Migrantinnen und in Zusammenhang mit einer 
Abnahme von Vollzeitarrangements.

Unterschieden nach Herkunftsregionen zeigt sich große Heterogenität innerhalb 
der Migrantinnen-Gruppe. Hier fällt insbesondere die Polarisierung in große An­
teile Vollzeiterwerbstätiger (etwa ein Drittel) bei gleichzeitig relativ hohen Anteilen 
Nicht-Erwerbstätiger (etwa 40 Prozent) auf; dies trifft auf  die Herkunftsgruppen 
aus der Türkei sowie aus Osteuropa zu. Alleinerziehende Mütter, deren Eltern 
aus südeuropäischen Ländern stammen, haben relativ hohe Anteile in Vollzeitar­
beit (etwa 40 Prozent) und etwa gleich große Anteile in Teilzeitarrangements und 
Nicht-Erwerb. 

Nach Bildungsabschluss nähern sich die Erwerbsmuster unter höhergebildeten 
Migrantinnen dem der Nicht-Migrantinnen an. Insbesondere nimmt der Anteil der 
Nicht-Erwerbstätigen um zehn Prozentpunkte ab, und der Anteil der in Vollzeit 
arbeitenden Alleinerziehenden nimmt unter höher gebildeten Migrantinnen in 
einem ähnlichen Umfang zu, verglichen mit Frauen mit einem niedrigeren Bildungs­
abschluss. 

Abb. 14: Erwerbstätigkeit der Mütter in Ein-Eltern-Haushalten, 
1990–2020, nach Migrationsstatus
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (Beobachtungsjahre 1990–2020) (gepoolte Querschnitte, gewichtet).  
Gesamt-N (Personen)=3816.

Abschließend enthält dieser Abschnitt zwei subjektive Indikatoren für das Wohl­
befinden der Alleinerziehenden im Zeitverlauf. Dies sind der selbsteingeschätzte 
allgemeine Gesundheitszustand und die allgemeine Lebenszufriedenheit. Die 
Lebenszufriedenheit liefert auf  individueller Ebene Aufschluss über die globale 
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Bewertung aller Aspekte des Lebens eines Menschen. Anders als positive und negative 
Emotionen stellt sie ein Langzeitempfinden der individuellen Lebenssituation dar. 
Aktuelle Befunde zu Deutschland zeigen, dass insbesondere Alleinerziehende ein 
deutlich geringeres Wohlbefinden berichten als Eltern in Paar-Haushalten. 

Der subjektive Gesundheitszustand wird auf  einer 5-Items-Skala von „sehr gut“ bis 
„schlecht“ gemessen, wobei insbesondere die Randkategorie „schlecht“ in beiden 
Teilgruppen relativ wenig genannt und deshalb mit „weniger gut“ zusammenge­
fasst wurde (Abbildung 15). Insgesamt war der Anteil derjenigen, die ihre Gesund­
heit als „weniger gut/schlecht“ bewerteten, unter Migrantinnen vier Prozentpunkte 
höher (17 Prozent) als unter Nicht-Migrantinnen und der Anteil mit „sehr guter“ 
Gesundheit um denselben Betrag niedriger (elf  Prozent). Im Zeitverlauf  ist zu 
konstatieren, dass unter Migrantinnen die Anteile derer mit guter, aber auch derer 
mit weniger guter Gesundheit zugenommen haben. Dies kontrastiert den Befund 
unter Nicht-Migrantinnen, die eher eine Tendenz zur Verschlechterung des allge­
meinen Gesundheitszustandes zeigen.

Die allgemeine Lebenszufriedenheit wird auf  einer Skala von 0 (=sehr unzufrieden) 
bis 10 (=sehr zufrieden) gemessen. Für diese Auswertung wurden nach dem Bei­
spiel von Spieß u. a. (2023) die Quartile der Wohlbefindensverteilung zusammen­
gefasst. 25 Prozent der Frauen in der vorliegenden Stichprobe haben einen Wert 
von 0 bis zu 6 angegeben und sind somit relativ „wenig zufrieden“, 25 Prozent 
bewerteten ihr Wohlbefinden mit den Punkten 9 oder 10 und können somit als 
„sehr zufrieden“ im Vergleich zu den anderen Befragten gesehen werden. Etwa 
50 Prozent bewerteten ihre Lebenszufriedenheit mit 7 oder 8 Punkten, sind also 
„zufrieden“. Abbildung 16 veranschaulicht die Lebenszufriedenheit der beiden 
Gruppen. Migrantinnen weisen insgesamt geringere Anteile „weniger zufriedener“ 
Personen auf  als Nicht-Migrantinnen. Im Zeitverlauf  ist in der gesamten Stichprobe 
eher eine leichte Tendenz hin zu einer höheren Zufriedenheit zu erkennen mit wenig 
Unterschied zwischen den Gruppen.

Der Vergleich der Migrantengenerationen (nicht dargestellt) zeigt eine zuneh­
mende Annäherung der Folgegenerationen an die Muster der alleinerziehenden 
Nicht-Migrantinnen. Interessant ist hier, dass unter Migrantinnen der Generationen 
1.5 und 2 die Lebenszufriedenheit steigt; hier nimmt der Anteil derer deutlich 
ab, die „wenig zufrieden“ sind, und in der zweiten Generation ist der Anteil der 
„sehr zufriedenen“ Alleinerziehenden etwa zehn Prozentpunkte höher als unter 
Nicht-Migrantinnen.
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Abb. 15: Subjektive Gesundheit der Mütter in Ein-Eltern-Haushalten, 
1990–2020, nach Migrationsstatus
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (Beobachtungsjahre 1990–2020) (gepoolte Querschnitte, gewichtet).  
Gesamt-N (Personen)=3816.

Abb. 16: Lebenszufriedenheit der Mütter in Ein-Eltern-Haushalten, 
1990–2020, nach Migrationsstatus
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38 (Beobachtungsjahre 1990–2020) (gepoolte Querschnitte, gewichtet).  
Gesamt-N (Personen)=3816.
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3 Empirischer Exkurs: 
Geflüchtete aus der 
Ukraine  

3.1 Datengrundlage und Stichprobe
Die zweite empirische Analyse basiert auf  dem Datensatz „Geflüchtete aus der 
Ukraine in Deutschland (IAB-BiB/FReDA-BAMF-SOEP-Befragung)“. Dies ist eine 
gemeinsame Datenerhebung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB, Nürnberg), des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung (BiB, Wiesbaden), 
des Forschungszentrums des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF-FZ, 
Nürnberg) und des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) am Deutschen Institut 
für Wirtschaftsforschung (DIW, Berlin). An dieser Studie nahmen 11.225 ge­
flüchtete Ukrainerinnen und Ukrainer teil, die erstmals zwischen August und 
Oktober 2022 (Erhebungswelle 1) befragt wurden. Die Studie ist als Längs­
schnittbefragung konzipiert. Die ukrainischen Staatsangehörigen sind im Alter von 
18 bis 70 Jahren. Sie zogen vom 24. Februar 2022 bis zum 8. Juni 2022 nach 
Deutschland zu und wurden von den Einwohnermeldeämtern4 registriert. Durch 
Verwendung von Gewichten ist die Stichprobe repräsentativ für diese Grund­
gesamtheit. Die Fragen wurden in die ukrainische und russische Sprache über­
setzt. 82 Prozent der Befragten haben online teilgenommen, 18 Prozent haben 
einen Papierfragebogen ausgefüllt.

Für die vorliegende Auswertung wurde ein Sample aus der ersten Befragung ge­
bildet, in dem alle Frauen enthalten sind, die im Alter 18 bis 55 Jahren waren, die 
Kinder haben und mit mindestens einem minderjährigen Kind nach Deutschland 
gekommen sind. Dies sind insgesamt 4240 Frauen.  

Tabelle 2 zeigt die Haushalts- bzw. Familienkonstellation dieser Stichprobe der 
geflüchteten Frauen aus der Ukraine in Deutschland. Etwa 25 Prozent sind Frauen, 
die zusammen mit ihrem Partner und mindestens einem minderjährigen Kind 
geflüchtet sind. Etwa 27 Prozent der Frauen gaben an, keinen Partner zu haben. 
Die größte Gruppe ist die der Frauen, deren Partner in der Ukraine (oder in 
wenigen Fällen in einem anderen Land) ist; dies sind etwa 48 Prozent der Be­
fragten in dieser Stichprobe. Das bedeutet insgesamt, dass sich drei Viertel der 
Mütter Minderjähriger in dieser Altersklasse permanent oder temporär allein mit 
ihren Kindern in Deutschland aufhalten.

4 � 100 Gemeinden mit einem hohen Anteil ukrainischer Geflüchteter wurden gebeten, für die Stichprobenziehung Adressen dieser 
Zielpopulation zur Verfügung zu stellen.
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Tab. 2: Überblick über die Stichprobe geflüchteter Frauen aus 
der Ukraine

N %

Familienkonstellation

Mit Ehe- oder Lebenspartner und minderjährigen Kindern in Deutschland 1060 25,0

Ehe- oder Lebenspartner im Ausland/minderjährige Kinder in Deutschland 2045 48,2

Kein Partner/minderjährige Kinder in Deutschland 1135 26,8

Herkunftsregion

Kiew 802 18,9

Norden 555 13,1

Westen 411 9,7

Landesmitte 591 13,9

Osten/Süden/Krim 1881 44,4

Gesamt 4240 100

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der IAB-BiB/FreDA-BAMF-SOEP Befragung „Geflüchteten aus der Ukraine in Deutschland“,  
Welle 1 (2022). 

Die Teilnehmerinnen der Studie kommen aus allen Landesteilen der Ukraine, 
vor allem aus den vom Krieg stark betroffenen Regionen im Osten und Süden 
sowie aus Kiew. Tabelle A2 (im Anhang) zeigt die Stichprobe nach sozio-demo­
grafischen Merkmalen. Nahezu 90 Prozent sind im Alter von 30 bis 55 Jahren. 
Etwa zwei Drittel sind verheiratet, und etwa jede zehnte Frau ist ledig. Knapp 
20 Prozent der Frauen sind geschieden und zwei Prozent verwitwet5. Die Ge­
flüchteten aus der Ukraine in Deutschland sind eine selektive Gruppe in Bezug 
auf  ihren sozio-ökonomischen Status; über drei Viertel gaben einen Bildungs­
abschluss im Tertiärbereich an.

3.2 Familienkonstellationen im 
Fluchtkontext
Dieser Abschnitt zeigt die Familienkonstellationen von Geflüchteten mit min­
derjährigen Kindern in Deutschland. Diese unterschieden sich leicht nach der Her­
kunftsregion (Abbildung 17). Unter den Frauen, die mit Partner nach Deutschland 
kamen, ist der Anteil derer höher, die aus dem Osten und Süden des Landes 
kommen, als unter Frauen, deren Partner in der Ukraine oder im Ausland ist, und 
unter partnerlosen Frauen. Abbildung 18 gibt einen Überblick über den Familienstand. 
Über 90 Prozent der Frauen in Partnerschaft sind auch mit diesem Partner ver­
heiratet. Unter den alleinerziehenden Frauen sind 61 Prozent geschieden. Etwa 
ein Drittel ist ledig. Der Anteil der Verwitweten liegt in dieser Gruppe bei sieben 

5  Anmerkung: Es liegt keine Angabe über den Zeitpunkt der Verwitwung vor.
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Prozent. Die Altersstruktur ist in den drei gebildeten Gruppen ähnlich; tenden­
ziell sind die Frauen, die durch die Flucht vom Partner getrennt wurden oder die 
keinen Partner haben, etwas älter als diejenigen, die gemeinsam mit ihrem Partner 
geflüchtet sind (Abbildung 19). 

Die Anzahl der Kinder variiert nach Familienkonstellation (Abbildung 20). 
Etwa 72 Prozent der partnerlosen Geflüchteten leben mit einem minderjäh­
rigen Kind in Deutschland, 23 Prozent haben zwei Kinder und fünf  Prozent 
haben drei Kinder. Die durch die Flucht getrennten Frauen gaben häufiger zwei 
Kinder (41 Prozent) an, und der Anteil der Mütter mit drei Kindern beträgt 
ebenfalls etwa fünf  Prozent. Die Frauen, die mit Kindern und Partner geflüchtet 
sind, haben häufiger drei und mehr Kinder (22 Prozent) als die anderen beiden 
Gruppen. Die Befragten machten außerdem Angaben dazu, ob sie noch Kinder 
haben, die nicht in Deutschland sind. In der Gruppe der Alleinerziehenden waren 
dies etwa zwölf  Prozent, unter den durch die Flucht getrennten Frauen elf  Prozent. 
In der Gruppe derer, die mit Partner geflüchtet sind, liegt dieser Anteil bei neun 
Prozent. 

Abb. 17: Familienkonstellation geflüchteter Mütter aus der Ukraine, 
nach Herkunftsregion 

15 21 18
12

13 12
12 10 8
11

16 16

50 41 47

0%

20%

40%

60%

80%

100%

Kiew Norden Westen Landesmitte Osten/Süden/Krim

Mit Ehe- oder Lebenspartner
 in Deutschland

Ehe- oder Lebenspartner
im Ausland

Kein Partner

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der IAB-BiB/FreDA-BAMF-SOEP Befragung „Geflüchteten aus der Ukraine in Deutschland“,  
Welle 1 (2022). N=4240 (gewichtet).	
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Abb. 18: Familienstand geflüchteter Mütter aus der Ukraine,  
nach Familienkonstellation
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der IAB-BiB/FreDA-BAMF-SOEP Befragung „Geflüchteten aus der Ukraine in Deutschland“,  
Welle 1 (2022). N=4240 (gewichtet).

Abb. 19: Alter geflüchteter Mütter aus der Ukraine,  
nach Familienkonstellation
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Abb. 20: Kinderzahl geflüchteter Mütter aus der Ukraine,  
nach Familienkonstellation
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der IAB-BiB/FreDA-BAMF-SOEP Befragung „Geflüchteten aus der Ukraine in Deutschland“,  
Welle 1 (2022). N=4240 (gewichtet).

3.3 Strukturmerkmale 
Dieser Abschnitt fasst Strukturmerkmale der geflüchteten Frauen zusammen. 
Unter den partnerlosen Frauen ist der Anteil derer, die einen Bildungsabschluss 
im Tertiärbereich haben, mit etwa 71 Prozent am geringsten. Unter den durch 
die Flucht von ihrem Partner getrennten Frauen ist dieser Anteil am höchsten 
(81 Prozent) (Abbildung 21). 

Die Flucht hat sich gravierend auf  die Erwerbstätigkeit ausgewirkt. Die Frauen in 
dieser Stichprobe gaben eine relativ hohe Erwerbsbeteiligung vor der Flucht an. Etwa 
91 Prozent der partnerlosen Frauen war in der Ukraine erwerbstätig. Unter den Frauen, 
die durch die Flucht von ihrem Partner getrennt wurden, berichteten 88 Prozent eine 
Erwerbstätigkeit. Der Anteil derer, die vor der Flucht erwerbstätig waren, betrug unter 
den Frauen, die sich mit ihrem Partner in Deutschland aufhalten, etwa 85 Prozent. In 
den ersten Monaten nach der Flucht nach Deutschland waren die Anteile der Frauen, 
die bereits wieder auf  dem Arbeitsmarkt aktiv waren, viel geringer. Elf  bis 13 Prozent 
der Befragten in dieser Stichprobe gaben an, erwerbstätig zu sein (Abbildung 22). 
Ergänzend wurden für diese Auswertung die Angaben zur Erwerbstätigkeit mit den 
Antworten auf  die Frage, ob die Geflüchteten beabsichtigen, demnächst eine Arbeit 
aufzunehmen, kombiniert. Etwa zwei Drittel der Befragten gaben an, „ganz sicher“ 
eine Arbeit aufnehmen zu wollen, und etwa 22 Prozent nannten dies „wahrscheinlich“. 
Hinsichtlich der Erwerbsabsichten fanden sich in dieser Stichprobe keine Unterschiede 
nach der Familienkonstellation der Geflüchteten. Abbildung 23 komplementiert 
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die Auswertung zur Erwerbstätigkeit mit der Teilnahme an Integrationskursen und an­
deren Sprachkursen, die für eine Erwerbstätigkeit in Deutschland eine zentrale Rolle 
spielen. Nahezu jede zweite Befragte hatte zu diesem Zeitpunkt schon an einem der 
beiden Kursangebote teilgenommen, wobei sich kleine Unterschiede zwischen den 
untersuchten Gruppen zeigten. Mit 41 Prozent haben die Frauen ohne Partner in der 
Stichprobe die höchste Teilnahmerate an Integrationskursen.

Abbildung 24 stellt die Unterkunftssituation der Geflüchteten dar. Mit zwischen 70 
und 78 Prozent gab der Großteil der Befragten eine private Wohnung an. Frauen, die 
keinen Partner haben oder die durch die Flucht von ihrem Partner getrennt wurden, 
wohnen etwas häufiger in „anderen“ Unterkünften, etwa Pensionen, als die im 
gesamten Familienverband Geflüchteten.

Hinsichtlich des selbst eingeschätzten allgemeinen Gesundheitszustandes (Ab­
bildung 25) zeigen sich geringe Unterschiede nach Familienkonstellation. Etwa 
die Hälfte der Befragten in allen drei Gruppen bezeichneten ihre Gesundheit als 
„zufriedenstellend“. Unter den Alleinerziehenden ist der Anteil derjenigen mit 
„guter“ oder „sehr guter“ Gesundheit am geringsten (41 Prozent), verglichen mit 
43 Prozent unter den durch die Flucht getrennten Frauen und 45 Prozent unter den 
Frauen, die sich mit Partner und Kind(ern) in Deutschland aufhalten. Ein ähnliches 
Muster zeigt sich auch für die allgemeine Lebenszufriedenheit (Abbildung 26). 
Unter den Alleinerziehenden (59 Prozent) und unter den temporär getrennten 
Frauen (62 Prozent) sind die Anteile derer, die nur wenig mit ihrer gegenwärtigen 
Lebenssituation zufrieden sind, am höchsten.

Abb. 21: Familienkonstellation geflüchteter Mütter aus der Ukraine, 
nach Bildung
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der IAB-BiB/FreDA-BAMF-SOEP Befragung „Geflüchteten aus der Ukraine in Deutschland“,  
Welle 1 (2022). N=4240 (gewichtet).
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Abb. 22: Erwerb und Erwerbsabsichten geflüchteter Mütter aus 
der Ukraine, nach Familienkonstellation
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der IAB-BiB/FreDA-BAMF-SOEP Befragung „Geflüchteten aus der Ukraine in Deutschland“,  
Welle 1 (2022). N=4240 (gewichtet).

Abb. 23: Integrations- und Sprachkurse geflüchteter Mütter aus 
der Ukraine, nach Familienkonstellation
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der IAB-BiB/FreDA-BAMF-SOEP Befragung „Geflüchteten aus der Ukraine in Deutschland“,  
Welle 1 (2022). N=4240 (gewichtet).
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Abb. 24: Unterkunftstyp geflüchteter Mütter aus der Ukraine,  
nach Familienkonstellation 
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der IAB-BiB/FreDA-BAMF-SOEP Befragung „Geflüchteten aus der Ukraine in Deutschland“,  
Welle 1 (2022). N=4240 (gewichtet).

Abb. 25: Gesundheitszustand geflüchteter Mütter aus der Ukraine, 
nach Familienkonstellation
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der IAB-BiB/FreDA-BAMF-SOEP Befragung „Geflüchteten aus der Ukraine in Deutschland“,  
Welle 1 (2022). N=4240 (gewichtet).
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Abb. 26: Lebenszufriedenheit geflüchteter Mütter aus der Ukraine, 
nach Familienkonstellation
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der IAB-BiB/FreDA-BAMF-SOEP Befragung „Geflüchteten aus der Ukraine in Deutschland“,  
Welle 1 (2022). N=4240 (gewichtet).

3.4 Bleibeabsichten und Absichten für 
Familiennachzug
Abschließend zeigt Abbildung 27 die Bleibeabsichten nach Familienkonstellation. 
Alleinerziehende gaben zu etwa einem Drittel an „für immer“ in Deutschland 
bleiben zu wollen. Dieser Anteil ist unter den mit dem Partner geflüchteten Frauen 
gleich hoch. Unter den durch die Flucht getrennten Frauen antworteten dies nur 
etwa halb so viele. In der Gruppe der temporär getrennten Frauen ist der Anteil derer, 
die „bis zum Ende des Krieges“ in Deutschland bleiben wollen, mit 47 Prozent am 
höchsten. In allen drei Gruppen zeigt sich auch die große Unsicherheit, die mit 
Krieg und Flucht verbunden ist – knapp ein Drittel antworteten „ich weiß nicht“.
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Befragt nach den Rückkehrintentionen, antwortete die Hälfte der Alleinerziehenden 
und der mit Partner gewanderten Frauen, dass sie in die Ukraine zurückkehren 
würden. Unter den durch die Flucht getrennten Frauen war dieser Anteil mit 
72 Prozent höher. Die übrigen Befragten antworteten mit „ich weiß nicht“, während 
andere Länder nur in einzelnen Fällen genannt wurden. In diesem Zusammenhang 
spielen die Absichten für Familiennachzug eine Rolle; etwa die Hälfte der durch 
die Flucht getrennten Frauen beabsichtigt, den Partner nach Deutschland zu 
holen. Jedoch ist auch hier ein großer Anteil von Unsicherheit („ich weiß nicht“) 
zu erkennen. Rückkehr- bzw. Bleibeabsichten hängen vermutlich stark damit zu­
sammen, inwieweit sich Absichten für den Familiennachzug umsetzen lassen 
werden.

Abb. 27: Bleibeabsichten geflüchteter Mütter aus der Ukraine, nach 
Familienkonstellation
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der IAB-BiB/FreDA-BAMF-SOEP Befragung „Geflüchteten aus der Ukraine in Deutschland“,  
Welle 1 (2022). N=4240 (gewichtet).



274

4 Zusammenschau 
und Fazit
Abschließend seien die Ergebnisse entlang der Forschungsfragen zusammenge­
fasst.

Wie hat sich die Prävalenz von Ein-Eltern-Haushalten in Deutschland unter Frauen mit und 
ohne Migrationshintergrund im Zeitverlauf  entwickelt? Sowohl unter Nicht-Migrantinnen 
als auch unter Migrantinnen nimmt der Anteil der Ein-Eltern-Haushalte zu und 
liegt zwischen 20 und 25 Prozent. Erwartungsgemäß lag der Anteil der Alleinerzie­
henden unter Migrantinnen lange unter dem der Nicht-Migrantinnen, scheint sich 
aber im Zeitverlauf  anzugleichen. Zu beachten ist jedoch die Heterogenität inner­
halb der migrantischen Bevölkerung. Nach Migrantengeneration zeigen sich zum 
Teil große Unterschiede, etwa ist der Anteil der Ein-Eltern-Haushalte in der ersten 
Generation niedriger. In den Folgegenerationen zeigt sich jedoch eine zunehmende 
Tendenz, so dass der Anteil von Ein-Eltern-Haushalten unter Migrantennach­
kommen teils den unter Nicht-Migrantinnen übersteigt. Auch nach Herkunftsland 
zeigen sich Unterschiede innerhalb der migrantischen Bevölkerung. Niedrige An­
teile von Ein-Eltern-Haushalten sind in den Herkunftsgruppen zu beobachten, in 
deren Herkunftsländern ebenfalls eher geringe Anteile von Ein-Eltern-Haus­
halten bestehen. In der vorliegenden Analyse war die Stichprobe zu klein, um nach 
Migrantengeneration und Herkunftsland gleichzeitig zu differenzieren. Dies ist in 
künftigen Untersuchungen sicher wichtig, um die gefundenen Unterschiede und 
Einflussfaktoren besser zu verstehen. So war man bisher davon ausgegangen, dass 
insbesondere homogame Ehen unter Migranten relativ stabil sind und geringere 
Scheidungsraten aus den Herkunftsländern auch im Zielland intergenerational 
tradiert werden. Die vorliegenden Ergebnisse deuten an, dass insbesondere in 
der Generation der Migrantennachkommen ein erhöhtes Risiko für familiäre 
Zerrüttungsprozesse besteht. 

Welche Einflussfaktoren sind mit dem Eintritt in die Ein-Elternschaft verbunden? 

Unter Migrantinnen wirken ähnliche Risikofaktoren wie unter Nicht-Migrantinnen. 
Frauen, die bei der Geburt des ersten Kindes jünger und ledig waren, haben eine 
höhere Wahrscheinlichkeit, alleinerziehend zu werden. Auch spielt die Bildungs­
beteiligung in beiden Gruppen eine Rolle – das Risiko einer Ein-Elternschaft ist 
unter Frauen mit niedrigerer Bildung höher. Migrantinnen der Nachkommen­
generationen sind tendenziell jünger, wenn sie alleinerziehend werden, und ihr 
jüngstes Kind ist häufiger noch im Kleinkindalter zu diesem Zeitpunkt, während 
sich Nicht-Migrantinnen und Frauen der ersten Migrantengeneration häufiger 
erst später trennen.
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Inwiefern unterscheiden sich Ein-Eltern-Haushalte in ihren sozio-demografischen Strukturmerk-
malen unter Migrantinnen von denen unter Nicht-Migrantinnen? 

Die Strukturmerkmale von alleinerziehenden Migrantinnen nähern sich tenden­
ziell denen von Nicht-Migrantinnen an. In migrantischen Ein-Eltern-Haushalten 
sind tendenziell höhere Anteile von zwei und mehr Kindern. Das jüngste Kind 
ist bei Trennung der Eltern im Durchschnitt jünger. Hinsichtlich der Mütter­
erwerbstätigkeit bestehen relativ große Unterschiede zwischen Migrantinnen und 
Nicht-Migrantinnen sowie innerhalb der Migrantengruppe nach Generation, 
Herkunftsland und Bildung. Insbesondere die relativ hohen Anteile Nicht-Erwerbs­
tätiger deuten auf  ein erhöhtes Armutsrisiko hin. Die Resultate legen zudem 
nahe, dass in der hier untersuchten Stichprobe ein Vereinbarkeitsproblem hin­
sichtlich Familie und Erwerbstätigkeit bestehen könnte, das durch einen Ausbau 
der öffentlichen Kinderbetreuung im Vorschulbereich bzw. der Ganztagsangebote 
an Grundschulen verringert werden könnte.   

Hinsichtlich der Indikatoren für das subjektive Wohlbefinden zeigten sich eher wenige 
oder kleine Unterschiede zwischen Migrantinnen und Nicht-Migrantinnen, tenden­
ziell eher eine höhere Lebenszufriedenheit unter Migrantinnen. Dies deutet darauf  
hin, dass Migrantinnen zumindest nicht mehr Benachteiligung zu erfahren scheinen  
als Nicht-Migrantinnen, auch wenn Ein-Eltern-Haushalte in einigen Herkunftsgruppen 
noch eher mit einem Stigma behaftet sind als unter Nicht-Migrantinnen. Dennoch 
sollte man diese Befunde nicht überbewerten – eventuell könnten hier auch kultu­
relle Unterschiede im Antwortverhalten oder der sogenannte Migrantenoptimismus 
eine Rolle spielen. Demnach ziehen Migrantinnen, insbesondere die der ersten Ge­
neration, zum Vergleich eher ihre Situation vor der Migration heran, welche sich 
möglicherweise durch die Migration verbessert hat, und weniger ihre unterdurch­
schnittliche Lage im Vergleich zur Bevölkerung des Ziellandes.

Geflüchtete: Die Situation der Geflüchteten in Deutschland unterscheidet sich von der 
anderer Migrantengruppen. Ergebnisse zu Geflüchteten aus der MENA-Region legen 
nahe, dass alleinerziehende Mutterschaft aufgrund spezifischer Fluchtumstände und 
Geschlechtermuster bei der Migration seltener vorkommt als unter Nicht-Migrantin­
nen und in anderen Migrantengruppen. Die Situation der Geflüchteten aus der Ukraine 
stellt sich jedoch anders dar. Diese Gruppe ist nicht nur sozio-ökonomisch positiv 
selektiert, sondern sie besteht vor allem auch aus Frauen und Kindern. Unter den 
Frauen, die minderjährige Kinder haben, lassen sich drei Gruppen ausmachen, die 
sich kaum in ihren sozio-demografischen Charakteristika und ihren relativ hohen 
Erwerbsaspirationen unterscheiden, jedoch verschiedene Bleibeintentionen haben. 
Alleinerziehende Geflüchtete beabsichtigen eher langfristig in Deutschland zu blei­
ben, ähnlich wie diejenigen, die mit Partner und Kindern hierhergekommen sind. 
Frauen, die durch die Flucht von ihrem Partner getrennt worden sind, haben 
eher höhere Rückkehrabsichten und/oder Pläne für einen Familiennachzug, während 
gleichzeitig eine große Unsicherheit die familiäre Situation prägt.  
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Anhang
Tab. A1: Überblick über die SOEP-Stichprobe nach sozio-
demografischen Merkmalen

Migran
tinnen

Migran
tinnen

Nicht-
Migran
tinnen

Nicht-
Migran
tinnen

N % N %

Geburtskohorte

1960–1969 1152 23,8 5320 53,8

1970–1979 1927 39,8 3108 31,4

1980–1995 1757 36,3 1462 14,8

Familienstand bei erster Geburt

Ledig 1566 32,4 3511 35,5

Verheiratet 2807 58,0 5603 56,7

Verheiratet (zum 2. Mal) 35 0,7 118 1,2

Geschieden/verwitwet 53 1,1 121 1,2

Keine Angabe 375 7,8 537 5,4

Alter bei erster Geburt

<21 Jahre 867 17,9 1228 12,4

21–25 Jahre 1771 36,6 3015 30,5

26–30 Jahre 1306 27,0 3191 32,3

31–35 Jahre 669 13,8 1873 18,9

36+ Jahre 223 4,6 583 5,9

Bildung (ISCED97/11)

Ohne Abschluss 468 9,7 189 1,9

Allgemeinbildende Grundschule 885 18,3 736 7,4

Mittlerer Bildungsabschluss (Berufsschule) 1501 31,0 4988 50,4

Berufsausbildung mit Abitur 581 12,0 941 9,5

Höhere Berufsbildung 69 1,4 466 4,7

Hochschulbildung 961 19,9 2031 20,5

Keine Angabe 371 7,7 539 5,4

Region

Ost-Deutschland 281 5,8 2896 29,3

West-Deutschland 4553 94,1 6992 70,7

Keine Angabe 2 0,0 2 0,0

N 4836 100 9890 100

Beobachtungszeitraum

1990–1999 4432 18,4 16214 23,2

2000–2009 5314 22,0 22534 32,2

2010–2020 14388 59,6 31145 44,6

n 24136 100 69891 100

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP-Welle 38. Gesamt-N (Personen)=14.726; Gesamt-n (Personenjahre)=94.027.
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Tab. A2: Überblick über die Stichprobe geflüchtete Frauen aus 
der Ukraine

Sozio-demografischen Merkmale N %

Alter

18–30 Jahre 473 11,2

31–40 Jahre 2244 52,9

41–55 Jahre 1523 35,9

Familienstand

Ledig 464 10,9

Verheiratet 2890 68,2

Geschieden 799 18,8

Verwitwet 83 2,0

Keine Angabe 4 0,1

Bildung (ISCED zusammengefasst)

Sekundarbereich I oder weniger 96 2,3

Sekundarbereich II/Post-Sekundarbereich II 880 20,8

Tertiärbildung 3258 76,8

Keine Angabe 6 0,1

Region

Ost-Deutschland 983 23,2

West-Deutschland 3257 76,8

N 4240 100

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der IAB-BiB/FreDA-BAMF-SOEP Befragung „Geflüchteten aus der Ukraine in Deutschland“,  
Welle 1 (2022). 
Anmerkung: Sekundarbereich I=ISCED 0–2, Post-/Sekundarbereich II=ISCED 3/4, Tertiärbereich=ISCED 5–8.
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Einleitung und 
Fragestellung 
Erkenntnisleitende Fragestellung dieses Gutachtens sollen die sozialrechtlichen 
Gründe für die hohe Anzahl von Alleinerziehenden im Leistungsbezug des 
Bürgergeldes und ausgewählte Problematiken in der derzeitigen Ausgestaltung 
der Regelungen des SGB II für die Lebenslage Alleinerziehen sein. 

Aufgrund der Komplexität der Problematik ist eine Themeneingrenzung erforderlich: 
Auf  der Geldleistungsseite werden der Mehrbedarfszuschlag (§ 21 Abs. 3 SGB II) 
und die Folgen höherer Betreuungsanteile des anderen Elternteils beleuchtet 
(temporäre Bedarfsgemeinschaft und Umgangs-/Wechselmehrbedarf  inkl. Wohnen). 

In einem zweiten Schritt werden ausgewählte Schnittstellenproblematiken mit 
vorrangigen Sozialleistungen in den Blick genommen und Problembeschreibungen 
und Handlungsempfehlungen formuliert. Eine empirische Darstellung der aktuellen 
Situation der Alleinerziehenden, die zu knapp 40 Prozent im Leistungsbezug des 
SGB II verbleiben, wird im Rahmen dieses Kurzgutachtens nicht vorgenommen. 

Aufgrund der Unwägbarkeiten der aktuell laufenden Reformvorhaben der Bundes­
regierung1 für eine Kindergrundsicherung, die sowohl die leistungsrechtlichen 
Aspekte, als auch die Schnittstellenproblematik berühren, läuft eine umfassende 
Aufarbeitung der aktuellen Rechtslage realistischerweise Gefahr, sehr schnell 
Rechtsgeschichte darzustellen. Im dritten Teil des Gutachtens werden zentrale 
Diskussionsstränge über die Kindergrundsicherung aufgegriffen und mit den von 
uns erarbeiteten Handlungsempfehlungen in Beziehung gesetzt. Zum Zeitpunkt 
der Erarbeitung dieses Gutachtens war der parlamentarische Diskussionsprozess 
und damit die Entscheidung über die genaue Ausgestaltung der Kindergrund­
sicherung noch nicht abgeschlossen. Im Rahmen der Möglichkeiten greift das 
Gutachten Argumente und Problematiken aus diesem Prozess auf. Die Expertise 
wurde im Februar 2024 abgeschlossen.

1 � BT-Drs. 20/9092 vom 06.11.2023; im Februar 2024 war die Diskussion über die Kindergrundsicherung nach einer Anhörung im 
Bundestagsausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend noch im Stadium der Ausschussberatungen.
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1

Auf  der Seite der Geldleistungen des SGB II wird einerseits die Lebenslage Allein­
erziehen ausdrücklich berücksichtigt mit einem prozentualen Zuschlag zum Regel­
bedarf, der sich nach Anzahl und Alter der zu betreuenden Kinder richtet. An­
dererseits tut sich der Gesetzgeber schwer, andere Betreuungsmodelle wie das 
Wechselmodell ebenfalls adäquat zu berücksichtigen und anzuerkennen, dass eine 
taggenaue Anpassung der ohnehin knapp bemessenen Regelbedarfe eines Kindes 
an Aufenthaltsorte beim jeweiligen Elternteil zu unsachgemäßen Ergebnissen und 
einer Bedarfsunterdeckung führen kann. 

1.1 Mehrbedarfszuschlag  
§ 21 Abs. 3 SGB II
Das SGB II und auch Vorläufergesetze seit den 1980er Jahren der Bundesrepublik 
sehen einen speziellen Mehrbedarf  für Alleinerziehende vor (§ 21 Abs. 3 SGB II). 
Dieser dient dazu, die zusätzlichen Herausforderungen und Belastungen von Allein­
erziehenden finanziell auszugleichen.2 Die Höhe dieses Mehrbedarfs wird durch 
einen bestimmten Prozentsatz festgelegt, der sich nach der Anzahl und dem Alter 
der Kinder richtet. Die Leistung wird gewährt für Personen, die mit einem oder 
mehreren minderjährigen Kindern zusammenleben und allein für deren Pflege und 
Erziehung sorgen. Ausschlaggebend ist also eine Betrachtung der tatsächlichen 
Aufteilung der Sorgearbeit und nicht die familienrechtliche Situation bezogen auf  
das Sorgerecht. Ähnliche Wertungen nimmt das Sozialrecht in § 45 SGB V und 
§ 48 SGB VI vor.

Ein Elternteil gilt gemäß § 21 Abs. 3 SGB II als alleinerziehend, wenn er während 
der Betreuungszeit nicht erheblich von einem anderen Elternteil, Partner*in oder 
einer anderen Person unterstützt wird. Hierbei ist entscheidend, wo das Kind seinen 
Lebensmittelpunkt hat. Das Bundessozialgericht (BSG) erkennt eine 50-50-Teilung 
dieses Betrages zwischen den Elternteilen nur bei einem sogenannten Wechselmodell 
an.3 Versuche, eine prozentuale Aufteilung auch bei anderen Betreuungsmodellen 
zu erreichen, wurden abgelehnt.4

Leistungsrechtliche  
Aspekte in der Lebens-
lage Alleinerziehen

2 � § 23 Abs. 2 BSHG von 1985; BT-Drs. 10/3079, 5.
3 � BSG 2.7.2009 – B 14 AS 54/08 R, NJW 2010, 1306 Rn. 16.
4 � BSG 11.7.2019 – B 14 AS 23/18 R, NZS 2020, 180.
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Das BSG argumentierte, dass selbst bei zeitweiliger Abwesenheit des Kindes die 
Hauptbelastungen und Kosten beim anderen Elternteil verbleiben. Die Festlegung 
des Mehrbedarfs basiert nicht auf  konkreten Daten und es ist unklar, welche zu­
sätzlichen Bedürfnisse berücksichtigt wurden. Bei der Einführung des Betrages 
wurde argumentiert, dass Alleinerziehende weniger Zeit für kosteneffizientes Ein­
kaufen haben und aufgrund ihrer Lebenssituation auch auf  den Einkauf  von zu­
sätzlichen Dienstleistungen angewiesen sein können. Ob diese Annahmen heute 
noch zutreffen, ist zumindest fraglich, gleichzeitig fehlt es an einer eingehenden 
Analyse eventueller Kostenfaktoren in modernen und heterogenen Lebenswelten. 
Trotzdem gibt es einen allgemeinen rechtspolitischen Konsens, den Mehrbedarf  
beizubehalten, wie aktuell die Übernahme in der Bürgergeldreform zeigt.

Der Mehrbedarf  verbessert zweifellos auch die Situation der Kinder von Allein­
erziehenden, die am Lebensstandard ihrer Eltern teilhaben. Allerdings verhindert 
er auch die Einführung von transparenten und angemessenen Leistungen für ver­
schiedene Betreuungsmodelle. Es lässt sich auch argumentieren, dass das Gesetz 
durch diese Regelung sogar Anreize für Modelle mit minimalen Umgangszeiten 
schafft, da sonst der Verlust der finanziellen Unterstützung droht. Hinzu kommt, 
dass aufgrund der Ausgestaltung der Bedarfsgemeinschaft auch das Zusammen­
ziehen mit einem neuen Partner/einer neuen Partnerin diese*n in der Pflicht sieht, 
auch die Kinder mitzuversorgen5 und auch aus dieser Regelung zweifellos Ver­
haltensanpassungen erwachsen, die auf  getrennte Haushalte hinauslaufen.

1.2 Temporäre Bedarfsgemeinschaft 
und Umgangsmehrbedarf(e) inkl. 
Wohnkosten
Die Gesetzgebung zögert, die immer häufiger auftretenden Modelle geteilter Sorge­
verantwortung zwischen getrenntlebenden Eltern anzuerkennen. Dies kann dazu 
führen, dass Familien im SGB II-Leistungsbezug nicht ausreichend finanziell 
unterstützt werden. Das Bundessozialgericht sah sich im Jahr 2006 mit einem 
solchen Fall konfrontiert und führte in diesem Zusammenhang das Konzept der 
„temporären Bedarfsgemeinschaft“ ein. Das Problem des Falls war: Bei geteilter 
Sorge standen im Haushalt des umgangsberechtigten Vaters im Streitfall keine Mittel 
zur Existenzsicherung der Kinder zur Verfügung, weil diese der Bedarfsgemeinschaft 
der Mutter zugeordnet wurden.

Bei einem Wechselmodell hat ein Kind Anspruch auf  seinen Regelbedarf  in 
beiden Haushalten. Während des Aufenthalts beim jeweiligen Elternteil werden die 

5 � Diese sogenannte Stiefkinderregelung basiert auf § 9 Abs. 2 S. 2 SGB II. Bei unverheirateten Kindern, die mit ihren Eltern oder einem 
Elternteil in einer Bedarfsgemeinschaft leben, sind auch das Einkommen und Vermögen der Eltern oder des Elternteils oder dessen 
in Bedarfsgemeinschaft lebenden Partners zu berücksichtigen. Das BSG hat in seiner Rechtsprechung diese Regelung zunächst 
für minderjährige Kinder in der Bedarfsgemeinschaft gebilligt – BSG 13.11.2008 – B 14 AS 2/08 R,– und später auch für volljährige 
Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, für die ebenfalls das Einkommen und Vermögen von (echten oder faktischen) Stief
elternteilen in die Bedarfsprüfung einzubeziehen ist – BSG 14.3.2012 – B 14 AS 17/11 R.
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Leistungen pro Tag (mindestens 12 Stunden) diesem Haushalt zugeordnet. Gleich­
zeitig entfällt der Anspruch auf  den anteiligen Regelbedarf  im anderen Haushalt. 
Das zuständige Jobcenter richtet sich nach dem Wohnort des umgangsberechtigten 
Elternteils. In einem annähernd paritätischen Wechselmodell wird der Allein­
erziehendenmehrbedarf  zwischen den Eltern geteilt.

Obwohl diese Lösung des BSG verständlich ist, hat sie mehrere Schwachstellen: Sie 
ist bürokratisch, erfordert viel Aufwand und versucht realitätsfern, eine genaue An­
passung an wechselnde Lebensumstände zu erreichen. In der Praxis sind Umgangs­
regelungen jedoch oft flexibel, sie müssen häufig an geänderte Umstände oder Pläne 
von Eltern und Kindern angepasst werden. Zudem können bestimmte Bedarfe, wie 
Kleidung oder Schulausstattung, nicht einfach aufgeteilt werden. Kinder, die zwischen 
zwei Haushalten „pendeln“, haben oft höhere Kosten, da sie manche Dinge doppelt 
benötigen. Auch die betreuenden Elternteile können entsprechend höhere Ausgaben 
haben. Das BSG wies 2021 darauf  hin, dass in solchen Fällen das Existenzminimum 
gefährdet sein könnte. Auf  einen Mehrbedarf  gemäß § 21 Abs. 6 SGB II könnte in 
solchen Fällen ein Anspruch bestehen, wenn in einem der beiden Haushalte fortlau­
fend höhere Bedarfe, die nicht durch vorrangige Unterhalts- oder andere Leistungen 
nach dem SGB II gedeckt werden, wegen der wechselnden Aufenthalte dieses Kindes 
entstehen. Hier besteht ein dringender Bedarf  an gesetzlichen Anpassungen. Ein 
„Umgangsmehrbedarf“ wurde bereits 2018 diskutiert, aber bisher nicht umgesetzt, 
er findet sich erneut im aktuellen Koalitionsvertrag als Vorhaben: „Wir werden 
die partnerschaftliche Betreuung der Kinder nach der Trennung fördern, indem wir 
die umgangs- und betreuungsbedingten Mehrbelastungen im Sozial- und Steuer­
recht besser berücksichtigen. Wir wollen allen Familien eine am Kindeswohl orien­
tierte partnerschaftliche Betreuung minderjähriger Kinder auch nach Trennung 
und Scheidung der Eltern ermöglichen und die dafür erforderlichen Bedingungen 
schaffen.“6 Auch die Bürgergeldreform hat hier keine Änderungen vorangebracht. In 
den Debatten zu Kindergrundsicherung und Reform des Kindesunterhalts müssen 
die Fragen nach realistischer Kostenbemessung und Kostenverteilung für erweiterten 
Umgang und Wechselmodell erneut geführt werden.

Es gibt darüber hinaus Unklarheiten, wie die Wohnbedürfnisse von Familien berück­
sichtigt werden, in denen Kinder zeitweise in verschiedenen Haushalten leben. Diese 
rechtliche Einordnung und die Anerkennung von zusätzlichen Bedarfen sind der Aus­
legung durch die Praxis und durch die Gerichte im jeweiligen Einzelfall überlassen.

Generell gilt, dass ein Kind in dem Haushalt, in dem es hauptsächlich lebt, vollständig 
als Person (mit seinem ‚Kopfanteil‘ nach dem bei Wohnkosten angewendeten so­
genannten Kopfteilprinzip) berücksichtigt wird. In diesem Haushalt hat das Kind 
einen Rechtsanspruch auf  seinen Anteil an den Wohnkosten gemäß § 22 SGB II. 
Das Bundessozialgericht musste in diesem Zusammenhang im Jahr 2019 klarstellen, 
dass eine Aufteilung der Wohnkosten basierend auf  der Anwesenheit des Kindes in 
den verschiedenen Elternhaushalten nicht zulässig ist.7

6 � SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP 2021, S. 80, 103. 
7 � BSG 11.7.2019 – B 14 AS 23/18 R, NZS 2020, 180.
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Ob im Haushalt des Elternteils, der das Umgangsrecht hat, zusätzlicher Wohnraum­
bedarf  geltend gemacht werden kann, hängt vom Einzelfall ab. Dies gilt jedenfalls 
dann, wenn das Wechselmodell nicht paritätisch ist, also das Kind nicht gleichmäßig 
in beiden Haushalten lebt. In Fällen eines paritätischen Wechselmodells erhöht sich 
der Wohnbedarf  des Kindes unstreitig in beiden Haushalten. In den anderen Fällen 
erweiterter Umgangsmodelle wird die Frage im Rahmen einer Angemessenheits­
prüfung nach § 22 SGB II entschieden. Ein wichtiger Faktor hierbei ist der Schutz 
enger Beziehungen des Kindes zu seinen Bezugspersonen, denen der Umgang 
dient. Das BSG betrachtet höhere Wohnkosten aufgrund von Umgangskontakten 
als zusätzlichen Bedarf  des Elternteils, nicht des Kindes, um so Konflikte mit An­
sprüchen des Kindes in seiner Hauptwohnung zu vermeiden.8

Zudem ermöglicht § 22b Absatz 3 SGB II den Kommunen, erhöhten Raumbedarf  
wegen Umgangskontakten zu berücksichtigen. Allerdings erlassen Kommunen selten 
entsprechende Satzungen und nutzen stattdessen örtliche Richtlinien, die auf  der 
Anzahl der Personen im Haushalt basieren und Umgangsbedarfe unterschiedlich 
behandeln. Einige Kommunen setzen Mindestzeiten für Umgangskontakte fest, 
andere berücksichtigen zusätzlich das Alter des Kindes. Manchmal wird der Be­
darf  nur anerkannt, wenn sonst das Umgangsrecht gefährdet wäre. Die Regel ‚pro 
Kopf  ein Zimmer‘ wird oft angepasst, wobei das Kind nur als „halbe“ Person gezählt 
wird, was die angemessenen Unterkunftskosten um eine halbe Stufe erhöht.9 
Einige Richtlinien beziehen sich auf  die Schutz- und Förderpflicht des Staates für 
Familien nach Art. 6 Abs. 1 GG und berücksichtigen das Kind bei regelmäßigen 
Umgangskontakten vollständig. Leider wird die Tatsache, dass Umgangskontakte 
oft aufgebaut und verändert werden, in den meisten Richtlinien nicht berück­
sichtigt.

Geteilte Sorgemodelle werden im Gesetz gar nicht erwähnt, sodass es bisher an 
gesetzlichen Regelungen für Konstellationen fehlt, in denen das Kind zwischen 
zwei Haushalten pendelt und daher in zwei Haushalten höhere Bedarfe bestehen. 
Weder Wechselmodelle, in denen das Kind pendelt, noch Nestmodelle, in denen 
Elternteile im gleichen Haushalt abwechselnd das Kind betreuen und daneben 
weiterer Wohnraum für die Elternteile nötig wird, sind im SGB II explizit erwähnt 
und können nur in kreativer wohlwollender Anwendung der bestehenden Regelun­
gen der §§ 22 ff. auf  die zwei (oder beim Nestmodell sogar drei) Einelternhaushalte 
gelöst werden. 

Damit bleibt die Gewährung von höheren Wohnbedarfen im Kontext von Umgangs­
kontakten oder Modellen geteilter Sorge bei Eltern im Leistungsbezug vor allem 
in der Verantwortung der Kommunen (und ihrer regional sehr unterschiedlichen 
untergesetzlichen Richtlinien) und dann jeweils der Einzelfallentscheidung in den 
Jobcentern überlassen. Eine Unsicherheit, die Einelternhaushalte trifft, ob nun Allein­
erziehende und Umgangsberechtigte oder paritätisch sorgende Eltern, die temporär 
mit Kindern einen Einelternhaushalt bilden.

8 � BSG 29.8.2019 – B 14 AS 43/18 R.
9 � LSG BW 27.5.2014 – L 3 AS 1895/14 ER-B; LSG Nds-Brem 4.1.2012 – L 11 AS 735/11 B ER.
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1.3 Leistungsrechtliche Handlungs-
empfehlungen 
Die Gesetzgebung sollte nun die Einführung einer Kindergrundsicherung und 
auch die familienrechtliche Unterhaltsreform zum Anlass nehmen, sozialrechtliche 
Leistungen in verschiedenen Familienkonstellationen bzw. Sorge- und Betreuungs­
modellen kritisch zu hinterfragen und Bedarfe realitätsgerecht zu bemessen. Aus 
den bisherigen Problembeschreibungen ergeben sich folgende Themenbereiche 
und Handlungsempfehlungen:

•  Wohnbedarfe von Eltern und Kindern realitätsgerecht anpassen und hierin 
den heterogenen Bedürfnissen von Wechselmodellen/Nest-/Residenz-/Umgangs­
modellen realistisch Rechnung tragen.

Um die Wohnbedürfnisse von Eltern und Kindern in verschiedenen Familien­
modellen – wie Wechselmodell, Nestmodell, Residenzmodell und verschiedenen 
Umgangsmodellen – adressatengerecht zu gestalten, ist eine Anpassung der beste­
henden Regelungen erforderlich. Die Einführung der Kindergrundsicherung bietet 
die Chance auf  diese Anpassung. Da die Kindergrundsicherung den Wohnbedarf  
der Kinder nicht abdeckt und den Eltern zuordnet, entsteht die Möglichkeit für 
eine konsistente Neuordnung dieser Problematik.

Im Kontext des Nestmodells sollte ein höherer Wohnbedarf  am Lebensmittel­
punkt des Kindes für beide Elternteile anerkannt werden. Dies gilt ebenso für das 
Wechselmodell, in dem Kinder in beiden Elternhaushalten leben. Bei Residenz­
modellen sollten ebenfalls höhere Wohnbedarfe für umgangsberechtigte Elternteile 
berücksichtigt werden. Derzeit wird dies nur teilweise durch § 22b Abs. 3 S. 2 Nr. 2 
SGB II abgedeckt, der erhöhte Bedarfe infolge von Umgangsrechten anspricht, 
aber vorrangig von kommunalen Satzungen abhängt, die selten so detailliert aus­
gestaltet werden.

Ein möglicher Ansatzpunkt einer gesetzlichen Klarstellung könnte zudem aus der 
Wohngeldregelung gezogen werden, wie sie in § 5 WoGG für Haushaltsmitglieder 
formuliert ist:

„Abs. 4 Betreuen nicht nur vorübergehend getrennt lebende Eltern ein Kind 
oder mehrere Kinder zu annähernd gleichen Teilen, ist jedes dieser Kinder bei 
beiden Elternteilen Haushaltsmitglied. Gleiches gilt bei einer Aufteilung der 
Betreuung bis zu einem Verhältnis von mindestens einem Drittel zu zwei Dritteln 
je Kind. Betreuen die Eltern mindestens zwei dieser Kinder nicht in einem Ver­
hältnis nach Satz 1 oder 2, ist bei dem Elternteil mit dem geringeren Betreuungs­
anteil nur das jüngste dieser Kinder Haushaltsmitglied. Für Pflegekinder und 
Pflegeeltern gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend.“
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Eine entsprechende gesetzliche Regelung, die einen erhöhten Unterkunftsbedarf  
anerkennt und gestufte Leistungsansprüche gewährt, könnte zum Beispiel wie folgt 
aussehen: Die erste Stufe für den umgangsausübenden/umgangsberechtigten El­
ternteil könnte (sich an der Rechtsprechung der LSG10 orientierend) mindestens 
eine Erhöhung um eine halbe Stufe bedeuten. Höhere Betreuungsanteile von min­
destens 30 Prozent dürften eine ganze Stufe rechtfertigen. Andere Modelle sind 
hier sicherlich denkbar und können im parlamentarischen Prozess diskutiert werden. 
Eine solche gesetzliche Verankerung würde Rechtssicherheit für Trennungsfamilien 
bieten. Dies könnte trennungsbedingte Bindungsabbrüche verhindern und ermöglicht 
paritätischere Betreuungsmodelle auch im Bürgergeldbezug, was dem Kindeswohl 
dient.

• Verzicht auf  temporäre Bedarfsgemeinschaft und Einführung eines Umgangs- 
bzw. Wechselmehrbedarfs

Der existentielle Bedarf  von Kindern in Trennungsfamilien sollte – auch jenseits 
der Unterkunftsbedarfe – über einen Umgangs- bzw. Wechselmehrbedarf  sicher­
gestellt werden. Den zusätzlichen Bedarfen von Kindern im Alltag in wechselnden 
Haushalten ist auch im Existenzsicherungsrecht Rechnung zu tragen. 

Zusätzliche Bedarfe lassen sich als erhöhte Bedarfe des zwischen den Haushal­
ten wechselnden Kindes einordnen (in den Worten des djb: Wechselmehrbedarf11). 
Hierfür spricht, dass ein Großteil der Mehrkosten der direkten Bedarfsdeckung des 
Kindes dient (etwa zusätzliche Kleidung, Schulbedarfe, Kinderzimmermöblierung 
etc.). Sie lassen sich allerdings auch als zusätzliche Bedarfe des (umgangsberechtig­
ten) Elternteils begreifen, da dieses im Wesentlichen für die Vorhaltung in seinem 
Haushalt sorgt (in den Worten des djb: Umgangsmehrbedarf12). 

Diese Bedarfe sind konzeptionell abzugrenzen vom Alleinerziehendenmehrbedarf, 
auch hier bietet die Einführung der Kindergrundsicherung einen Anlass, in diesem 
Zusammenhang auch Leistungsansprüche im SGB II zu implementieren, die diese 
Bedarfslücke schließen. Das aktuelle Vorhaben, mit der Reform auch die temporäre 
Bedarfsgemeinschaft gesetzlich zu verankern, spricht sogar zwingend dafür, den 
Regelungskomplex insgesamt kohärent zu überarbeiten. 

Mit einer Mehrbedarfspauschalierung beim Umgangsberechtigten könnte der Regel­
bedarf  des Kindes in der primären Bedarfsgemeinschaft grundsätzlich ungekürzt 
für die Bedarfsdeckung des Kindes eingesetzt werden. Das bürokratisch aufwändige 
Konstrukt der temporären Bedarfsgemeinschaft mit tageweisen Quotelungen wäre 
entbehrlich. 

Zur Frage, wie ein solcher Mehrbedarf  gestaltet werden könnte, wurden bereits 
Überlegungen zur gesetzlichen Ausgestaltung angestellt:13

10 � LSG BW 27.5.2014 – L 3 AS 1895/14 ER-B; LSG Nds-Brem 4.1.2012 – L 11 AS 735/11 B ER.
11 � djb 2023b. 
12  djb 2023b.
13 � Etwa Dern/Fuchsloch 2017, S. 61–68.
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Denkbar ist ein zusätzlicher Anspruch des Kindes (s.o.). Für diesen spricht, dass 
es sich um individuelle Bedarfe des Kindes in den beiden Haushalten handelt, die 
individuell und ggfs. auch altersbezogen ausgestaltet sein können. Pragmatisch 
handhabbarer dürfte ein Anspruch des umgangsberechtigten Elternteils sein (bzw. 
eine quotale Aufteilung des Mehrbedarfs zwischen den Sorgeberechtigten in Wechsel­
modellen etc.).

Diese Zuordnung eines Kindesbedarfes als Anspruch der Eltern nimmt der Gesetz­
geber aktuell für Mietzinsanteile vor, die nicht von der Unterkunftspauschale der 
Kindergrundsicherung gedeckt werden. Verwaltungspraktisch hat die Ausge­
staltung als eigenständiger Anspruch des (umgangsberechtigten) Elternteils zudem 
den Vorteil, dass Vertretungsprobleme und Vollmachtfragen im Verwaltungs-, 
Widerspruchs- und Klageverfahren nicht mehr auftreten. 

§ 38 Abs. 2 SGB II regelt zwar die Befugnis der umgangsberechtigten Person, 
Leistungen nach dem SGB II zu beantragen und entgegenzunehmen, soweit das 
Kind dem Haushalt angehört. Dies ist zwar eine logische Konsequenz des in 
diesem Haushalt bestehenden Leistungsanspruchs infolge der temporären Bedarfs­
gemeinschaft, führt aber zugleich zu Problemen infolge der parallelen Träger­
zuständigkeiten und mehreren Lebensmittelpunkten des Kindes.

Für eine Pauschalierung des Mehrbedarfs statt einer „Spitzabrechnung“ nach genauen 
Aufenthaltszeiten im Sinne der aktuellen 12-Stundenregelung mit entsprechenden 
Rückabwicklungsproblematiken bei kleineren zeitlichen Abweichungen spricht, 
dass Umgangs- und Sorgemodelle oftmals flexibel gestaltbar sein und häufig an 
veränderte Bedürfnisse/Lebensumstände der Kinder angepasst werden müssen. 
Diese Flexibilität in der Lebenswirklichkeit spricht für eine Pauschalisierung auf  der 
Leistungsseite, da der bürokratische Aufwand von Änderungsbescheiden und ggf. 
Rücknahmen etc. wohl nicht im Verhältnis stehen dürfte. Ein solcher typisierender 
Zuschlag würde sich auch in die Reihe der bewährten Mehrbedarfe für Alleinerzie­
hung, Schwangerschaft, Behinderung etc. einfügen. Bei der genauen Ausgestaltung 
eines Mehrbedarfszuschlags besteht eine Bandbreite von Möglichkeiten zwischen 
einer Pauschalierung als Festbetrag und differenzierenden Pauschalen. Eine Pau­
schalierung kann sich beispielsweise am Alter des Kindes und/oder pauschalierend 
in gröberen Quoten an Aufenthaltszeiten in den Haushalten orientieren (auch hier 
wäre eine Orientierung an der Wohngeldregelung denkbar). 

Eine Pauschalierung steuerfinanzierter Leistungen ist stets mit Zielkonflikten belastet. 
Diese Regelungen müssen sorgfältig abgewogen werden, um die individuellen Bedürf­
nisse der Kinder effektiv zu adressieren, während sie gleichzeitig eine Vielzahl von 
Familienkonstellationen erfassen und die Verwaltungskosten einer Regelung im 
vertretbaren Rahmen halten. Auch der Gleichbehandlungsgrundsatz ist zu beach­
ten, denn schließlich kann es dazu kommen, dass durch den Mehrbedarf  ein Kind 
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getrenntlebender Eltern höhere Leistungen zur Sicherung des Existenzminimums 
erhält als ein Kind in der Bedarfsgemeinschaft mit seinen beiden Eltern. Dieses 
Ergebnis wird dem Gleichheitsgrundsatz nur dann gerecht, wenn die zusätzlichen 
Leistungen auch durch höhere Kosten aufgrund des Lebens in beiden Haushalten 
erklärbar sind. Höhere Kosten aufgrund des Lebens in zwei Haushalten sind nach 
Erfahrungen aus dem Sozialhilfe- und Familienrecht auch gegeben, wenngleich 
empirische Erhebungen aus dem Bereich der Existenzsicherung hierzu leider immer 
noch fehlen. Es besteht ein Einschätzungsspielraum des Gesetzgebers, wie die 
Zielkonflikte angemessen aufgelöst werden können, an dieser Stelle soll verwiesen 
werden auf  die bereits bestehenden Mehrbedarfsregelungen (etwa bei Schwanger­
schaft und behinderungsbezogenen Bedarfen), die eine große Akzeptanz in der 
Praxis aufweisen. Auch eine neue Kindergrundsicherung muss sich diesen Fragen 
stellen und praktikable Antworten finden, die die beschriebenen Zielkonflikte an­
gemessen auflösen.14

Eine gesetzliche Regelung sollte betonen, dass es primär die Verantwortung und 
Pflicht der Eltern ist, den Unterhalt ihres Kindes zu gewährleisten, insbesondere 
bei umfangreichem Umgang, wie während der Ferienzeiten. In Fällen, in denen 
die Kinderbetreuung zwischen getrenntlebenden Eltern aufgeteilt ist, steigen die 
Anforderungen an die Kooperation und Kommunikation zwischen den Eltern 
erheblich. Bei Umgangsmodellen, die über gelegentliche Wochenendbesuche hin­
ausgehen und in den Schulalltag sowie die Freizeitgestaltung des Kindes integriert 
sind, erfordert dies von den Eltern eine kontinuierliche Abstimmung. Diese Ab­
stimmung muss flexibel genug sein, um auf  aktuelle Ereignisse und die sich än­
dernden Interessen des Kindes reagieren zu können. Nach § 1627 BGB wird von 
Eltern, die gemeinsam das Sorgerecht ausüben, erwartet, dass sie im Konsens auch 
die Bedarfsdeckung ihres Kindes regeln.

Die Praxis zeigt, dass solche finanziellen Absprachen zwischen den Eltern in der 
Regel funktionieren. Zumindest kann als Anhaltspunkt hierfür herangezogen werden, 
dass streitige Auseinandersetzungen über Sozialgeld/Bürgergeldquoten vor Ge­
richten bisher eher selten sind. Das Bundessozialgericht hat ebenfalls festgestellt, 
dass es nicht Aufgabe des SGB II ist, jede Einzelheit der Geldverteilung für das 
Existenzminimum der Beteiligten zu regeln. Stattdessen kann der Gesetzgeber davon 
ausgehen, dass innerhalb familiärer bzw. familienähnlicher Beziehungen Zuordnungs­
probleme von den Personen selbst gelöst werden. In echten Wechselmodellen, bei 
denen die Betreuungsanteile fast gleich sind, sollten Regelbedarfe der Kinder und 
Mehrbedarfszuschlag, ähnlich wie beim Alleinerziehendenzuschlag, zwischen den 
Eltern aufgeteilt werden.

14 � vgl. Dern/Fuchsloch 2017 m.w.N.
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• Regelbedarfe von Kindern realitätsgerecht neu bemessen

Es besteht die Notwendigkeit, die Regelbedarfe von Kindern in der Existenzsicherung 
neu und realitätsnah zu bemessen. Eine solche Neubemessung würde nicht nur 
die Realität besser widerspiegeln, sondern auch Alleinerziehende entlasten, indem 
Kinderbedarfe unabhängig von den Leistungsansprüchen ihrer Eltern abgedeckt 
werden. 

Verschiedene Organisationen, darunter der Kinderschutzbund15, der Deutsche 
Verein16 und die Diakonie17, kritisieren die aktuelle Bedarfsbemessung, die auf  
der Auswertung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) basiert. Ein 
Hauptkritikpunkt ist, dass die EVS kindbezogene Bedarfe unzureichend abbildet, 
da der Anteil von Familien mit Kindern in der Datenbasis zu gering ist. Dies führt 
dazu, dass der notwendige Konsum von Kindern nicht angemessen erfasst und 
folglich nicht korrekt in die Berechnung der Leistungshöhen einbezogen wird. Die 
genannten Organisationen heben außerdem hervor, dass bei der aktuellen Berech­
nungsmethode zahlreiche Einzelpositionen, die für Kinder relevant sind, normativ 
gestrichen werden, wie Kosten für Weihnachtsbäume oder Haustiere. Laut Kinder­
schutzbund umfassten diese Streichungen bei Kindern bereits im Jahr 2020 alters­
abhängig bis zu 97 Euro.18 Auch beim Thema Stromkosten und bei Anschaffung und 
Reparaturen für elektrische Großgeräte entstehen Probleme, die eine Unterversorgung 
von Kindern nahelegen.

Der Deutsche Verein schlägt vor, dass sich die Teilhabebedarfe von Kindern an der 
Mitte der Gesellschaft und nicht an der unteren Einkommensgruppe orientieren 
sollten.19 Zudem wird vorgeschlagen, Kinder und Jugendliche in die Bedarfsermittlung 
einzubeziehen, da die EVS haushaltsbezogen ist und von Erwachsenen ausgefüllt wird, 
wobei der Fokus auf  Einnahmen und Ausgaben statt auf  tatsächlichen Bedarfen 
liegt.20

Ein Vorhaben einer bedarfsgerechten und realitätsbasierten Bemessung von Kinder­
bedarfen kann dann auch eine Sonderauswertung der Bedarfe von Kindern mit 
getrennt lebenden Eltern anstreben. 

15 � Kinderschutzbund Bundesverband e.V 2023.
16 � Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 2023.
17 � Diakonie Deutschland 2020.
18 � Diakonie Deutschland 2020.
19 � Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 2023.
20 � Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 2023.
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Ausgewählte Schnitt-
stellenproblematiken 
mit vorrangigen  
Sozialleistungen

2.1 Kurze Darstellung des Status quo
Unter der aktuellen Rechtslage vor Einführung der Kindergrundsicherung sehen 
sich Alleinerziehende einer Vielzahl von potentiellen Leistungen gegenüber, die 
auch ihrer Lebensunterhaltssicherung dienen. Da diese nicht harmonisch aufein­
ander abgestimmt sind und teilweise nur alternativ, manchmal aber auch kumulativ 
in Anspruch genommen werden können, stehen Alleinerziehende nicht selten vor 
komplexen Abwägungsfragen und Entscheidungen. Der Beratungsbedarf  ist hoch 
und die Auswirkungen komplex. Auch für Expert*innen, z.B. in Sozialbehörden, 
ist die Einzelfallanalyse aufwändig, für juristische Lai*innen in eigener Sache ist 
eine fehlerfreie Einarbeitung und individuelle Durchdringung des Themas nur mit 
enormem Aufwand und entsprechenden persönlichen Ressourcen denkbar. Statt 
Bürgergeld nach dem SGB II kann beispielsweise Wohngeld gewährt werden. 
Dieses dient insbesondere dazu, als Wohnkostenzuschuss Familien mit geringem 
Einkommen ein Auskommen ohne SGB II-Bezug zu ermöglichen. Grundsätzlich 
kann entweder Wohngeld oder Bürgergeld gewährt werden (§ 7f  WoGG), um Ver­
waltungsvorgänge zu reduzieren. Ganz strikt wird das Alternativverhältnis jedoch 
nicht angewendet. Praxisrelevant ist insbesondere die Kombination aus Bürgergeld 
und dem sog. Kinderwohngeld. Denn Wohngeld beziehen kann auch, wer zwar im 
SGB II-Bezug steht und damit eigentlich ausgeschlossen wäre, aber mit mindestens 
einem zu berücksichtigenden Haushaltsmitglied Wohnraum gemeinsam bewohnt, 
z.B. einem unterhaltsbeziehenden Kind (§ 3 Abs. 4 WoGG).

Im Jahr 2005 wurde für Familien an der Schwelle zum SGB II dazu noch der so­
genannte Kinderzuschlag (KiZ) eingeführt. Er steht für die Familien bereit, deren 
Einkommen nur knapp bzw. knapp nicht ausreicht, um kein Bürgergeld beziehen 
zu müssen. Mit dem KiZ soll verhindert werden, dass Familien nur “infolge ihrer 
Kinder“ hilfebedürftig21 werden. Für den KiZ muss Einkommen vorhanden sein, 
die Mindesteinkommensgrenze beträgt für Elternpaare 900 Euro, für Alleinerzie­
hende 600 Euro brutto. Der Kinderzuschlag beträgt bis zu 250 Euro im Monat, 
um den ungedeckten Bedarf  in Kombination mit Wohngeld und Kindergeld zu 

2

21 � Hintergrund sind die Einkommensanrechnungen im SGB II..
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decken. Über ihn erhalten Kinder auch Bildungs- und Teilhabeleistungen und eine 
Befreiung von Kita-Gebühren ist möglich.

Des Weiteren ist für Alleinerziehende und ihre Kinder insbesondere der Unter­
haltsvorschuss als niedrigschwellige Absicherung sehr bedeutsam. Der Unterhalts­
vorschuss soll Kindern zugutekommen, die von den barunterhaltsverpflichteten 
Elternteilen keinen Unterhalt erhalten (weitgehend unabhängig von den Gründen 
für den ausfallenden Unterhalt). Sinn und Zweck des Unterhaltsvorschussgesetzes 
ist es, den Elternteil zu entlasten, der wegen des Ausfalls des Barunterhalts des 
anderen Elternteils, die doppelte Belastung mit Sorgearbeit und Unterhaltssicherung 
zu tragen hat. Aktuell wird Unterhaltsvorschuss für Kinder bis zum 12. Lebensjahr 
parallel zum Bürgergeld gezahlt und darauf  als Einkommen des Kindes angerechnet. 
Für Jugendliche ab 12 Jahren steht der Unterhaltsvorschuss unter dem Vorbehalt, 
dass mit der Gewährung ein SGB II-Bezug vermieden wird oder dass ein Eltern­
teil über ein Mindesteinkommen von 600 Euro brutto verfügt. Zukünftig soll mit 
Einführung der Kindergrundsicherung die Altersgrenze auf  sechs Jahre herabge­
setzt werden. Eine Anrechnung soll voraussichtlich aber nur noch zu 45 Prozent 
erfolgen.

Schließlich richtet sich eine zentrale Kritik am Unterhaltsvorschuss darauf, dass 
auch er nur Alleinerziehenden offensteht. Auch hier entfällt die Leistung, wenn das 
Kind durch den anderen Elternteil in einer Weise mitbetreut wird, die eine wesent­
liche Entlastung des den Unterhaltsvorschuss beantragenden Elternteils zur Folge 
hat. Das BVerwG22 legte hierfür die Untergrenze von mind. 60 Prozent der Betreuung 
fest, bis zu der ein Elternteil als alleinerziehend gilt. Bei annähernd paritätischer 
Betreuung werden die Voraussetzungen des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) 
verneint. Warum hier eine Teilung des Unterhaltsvorschusses – wie sie beim Allein­
erziehendenmehrbedarf  praktiziert wird – abgelehnt wird, lässt sich hinterfragen. 
Die Argumente, die nach dem BSG zur Teilung des Alleinerziehendenmehrbedarfs 
im Wechselmodell führen, sind wohl übertragbar.23 Auch hier haben Sorgende für 
die hälftige Sorgezeit Entlastung verdient. Eine anteilige Leistung kann Versorgungs­
lücken der betroffenen Kinder vermeiden und sollte getrenntlebenden Familien 
offenstehen, unabhängig vom jeweiligen Betreuungsmodell.24 

An der Schnittstelle von Bürgergeld, Wohngeld, KiZ kann so je nach Fallgestaltung 
quasi ein ´Wahlrecht´ in einer Übergangszone25 entstehen, in denen insbesondere 
Alleinerziehende abwägen müssen, ob sie den SGB II–Bezug als vorteilhaft sehen, 
etwa infolge der damit verbundenen Arbeitsmarktintegrationschancen oder ob sie 
sich gegen den Bürgergeldbezug entscheiden. Auch der Zugang zu kommunalen 
Vergünstigungen, die teilweise vom Bürgergeldbezug abhängen, kann hier mitent­
scheidend sein.

Eigentlich besteht nach § 14 SGB I ein Beratungsanspruch gegenüber den Leistungs­
trägern, der eine informierte Wahl zwischen den Leistungen ermöglichen soll. 

22 � BVerwG 12.12.2023, Az. 5 C 9.22 u. 5 C 10.22
23 � Conradis/Jansen 2022, S. 236.
24 � Dern 2016, S. 181.
25 � Becker 2022, S. 567.
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Faktisch scheitert diese jedoch oft infolge zu knapper zeitlicher und personeller 
Ressourcen. Ob und in welcher Höhe den Einelternfamilien Leistungen nach dem 
SGB II oder Kinderzuschlag und Wohngeld, nur Wohngeld, nur Kinderzuschlag 
oder noch nicht einmal aufstockendes Bürgergeld zusteht, lässt sich nur sehr zeit­
aufwändig klären. Auch Behörden sind in diesem Mit- und Nebeneinander der 
Leistungen ähnlich überfordert.26 Die Klärung liegt somit in der Verantwortung 
der leistungsberechtigten Personen (und der sie ggf. beratenden Personen in un­
abhängigen Beratungsstellen von Arbeitsloseninitiativen oder Sozialverbänden).27  
Häufig verzichten Berechtigte daher mangels hinreichender Information, Beratung 
und Unterstützung auf  ihnen zustehende Leistungen.28

Die Anforderungen an sozialrechtliche Neuregelungen aus Sicht von Allein­
erziehenden und ihrer Kinder sind vielschichtig. Nach der hier vertretenen 
Auffassung liegen die dargestellten Probleme eher nicht in fehlenden Er­
werbsanreizen für Eltern, sondern in einem hochkomplexen und spezialisierten 
Sozialrecht, das gleichzeitig nicht flexibel genug mit den Anforderungen von 
Sorgearbeit und neuen Familienkonstellationen umgeht. Das Ziel einer Kinder­
grundsicherung, durch Vereinfachung und bedarfsorientierte Leistungen für 
Kinder eine Entlastung von Familien zu bewirken, könnte sich auch positiv für 
Alleinerziehende auswirken. Um das zu erreichen, müssen ihre Situation und 
die Erfahrungswerte der letzten Jahrzehnte allerdings ernsthaft in den Blick 
genommen werden.

Relevante Themenkomplexe anstehender Neuregelungen im Sozialrecht sind 
insbesondere:

• Struktur der Kindergrundsicherung – Auswirkungen auf
alleinerziehenden Elternteil und Kind (Veränderung von Zuständigkeiten,
entstehender Bürokratieaufwand);

• Folgen der ausdrücklichen Verankerung der temporären
Bedarfsgemeinschaft im Gesetz;

• Bedeutung des Barunterhalts und des Unterhaltsvorschusses in
der zukünftigen Systematik;

• Anrechnung des Kindergeldes;
• Verhältnis Kindergrundsicherung und Wohnkosten

(Bezug u.a. zum SGB II und Wohngeld)
• Schnittstelle Kindergrundsicherung SGB II/SGB XII

(bei Erwerbsunfähigkeit der Mutter/des alleinerziehenden Elternteils).

Im Folgenden werden in Handlungsempfehlungen die zentralen Schnittstellen­
problematiken für das aktuelle Reformprojekt einer Kindergrundsicherung 
diskutiert.

26 � Hagen 2018, S. 173ff.
27 � Becker 2022, S. 567.
28 � Baisch u. a. 2023.
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2.2 Handlungsempfehlungen für  
die Kindergrundsicherung
Der aktuelle Gesetzentwurf  einer Kindergrundsicherung29 ist zum Zeitpunkt der 
Fertigstellung dieses Gutachtens noch nicht abgeschlossen. Dies ist bei späterer 
Lektüre zu beachten. In der folgenden Darstellung werden zentrale Handlungs­
empfehlungen mit Bezug zum aktuellen Entwurf  auf  der Basis unserer bisherigen 
Überlegungen skizziert. 

Vorab eine kurze Darstellung des Vorhabens der Regierungskoalitionen:

Die Kindergrundsicherung soll aus drei Teilen bestehen: dem einkommensunab­
hängigen „Kindergarantiebetrag“ für alle Kinder und Jugendlichen (umbenannt, 
derzeit: Kindergeld), dem einkommensabhängigen und altersgestaffelten „Kinder­
zusatzbetrag“ sowie den Leistungen für Bildung und Teilhabe. 

Die Anrechnung von vorrangigen Sozialleistungen und dem Kindesunterhalt auf  
die Kindergrundsicherung wird voraussichtlich wie folgt ausgestaltet: Einkommen 
des Kindes wird auf  den Kinderzusatzbetrag nach der Maßgabe von § 12 des Ent­
wurfs angerechnet, für Unterhaltszahlungen gelten gestaffelte Anrechnungsformen 
zwischen 45 und 75 Prozent. Für sonstige Einkommensarten, zum Beispiel den 
Unterhaltsvorschuss, beträgt die Anrechnungsquote 45 Prozent.

•  Struktur der Kindergrundsicherung

Der bisher vorgelegte Gesetzesentwurf  zur Kindergrundsicherung sieht die Ein­
richtung einer neuen Zuständigkeit bei der Bundesagentur für Arbeit für Kinder­
grundsicherungsleistungen vor.30 Die bisherige für das Kindergeld zuständige 
Familienkasse wird zu einem sogenannten Familienservice erweitert, mit der Hoff­
nung hier insbesondere Familien, die vom Kinderzuschlag nicht erreicht wurden, 
zu erreichen. Die Kehrseite dieser etwaigen Zugangsverbesserung für Familien, die 
keine existenzsichernden Leistungen benötigen, zeigt sich für Familien, die bisher 
Leistungen nach SGB II/XII beziehen. Für sie wird die Inanspruchnahme existenz­
sichernder Leistungen noch bürokratischer, weil nun zwei Behörden parallel zu­
ständig werden sollen – nicht nur Jobcenter oder Sozialamt, sondern bzgl. des 
Kinderzusatzbetrages auch der (neue) Familienservice. Die (häufige) Verantwort­
lichkeit der Kommunen für einen Teil der Bildungs-und Teilhabeleistungen, bleibt 
nach dem Entwurf  zur Kindergrundsicherung ebenfalls als dritte Verwaltungs­
behörde bestehen.

Des Öfteren wird in vielen Familien infolge von Einkommensausfällen oder 
-verminderungen, infolge akuter Bedarfe oder erhöhter Miet- und Energiekosten 
ergänzend zur Kindergrundsicherung der Bezug von Bürgergeld benötigt werden. 

29  BT-Drs. 20/9092.
30  BT-Drs. 20/9092, § 23 des Entwurfs.
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Der bürokratische Aufwand wird sich folglich potenzieren, auch infolge unter­
schiedlicher Regelungen zu Bewilligungszeiträumen, Anrechnungs- und Rück­
forderungsmodalitäten.

Nach der Reform würden Eltern, die zuvor ausschließlich mit dem Jobcenter oder 
dem Sozialamt in Kontakt standen, nun mit zwei regelmäßigen Verwaltungsvor­
gängen in den beiden Behörden konfrontiert sein. Dort müssten jeweils die Leistungs­
ansprüche überprüft werden, obwohl diese auf  dem gleichen Sachverhalt basieren 
und von den gleichen Sachverhaltsänderungen abhängig wären.

Entlastender wäre es wohl, sich darauf  zu konzentrieren, die Zugänglichkeit 
innerhalb des bestehenden Systems zu verbessern und die Vorgänge im Jobcenter/
Sozialamt zu optimieren und zu entschlacken.

•  Anrechnung des Kindesunterhalts

Die Anrechnung von Unterhaltszahlungen soll mit der Höhe der Unterhaltsleistungen 
steigen – von 45 bis zu 75 Prozent. Die Auswirkungen dieser gestaffelten Anrech­
nungsraten stehen in der Kritik, weil die Auswirkungen zum Teil für bestimmte Alters­
gruppen selbst eine Anrechnung des Mindestbedarfs bewirken und Alleinerziehende 
in bestimmten Konstellationen gegenüber dem Status quo schlechterstellen.31

•  Änderungen mit Bezug zum Unterhaltsvorschuss

Die veränderten Anrechnungen beim Unterhaltsvorschuss würden eine Verbesse­
rung des Status quo für Alleinerziehende bewirken, da der Unterhaltsvorschuss 
statt wie bisher zu 100 Prozent nur noch zu 45 Prozent angerechnet werden soll. 
Gleichzeitig wird diese Regelung in der Neufassung des § 1 Abs. 1a UVG für den 
Fall wieder zurückgenommen, dass Alleinerziehende mit Kindern ab Vollendung 
des 7. Lebensjahres nicht mindestens 600 Euro brutto im Monat verdienen. Diese 
Regelung wird mit Erwerbsanreizen begründet und gilt bereits im Moment für die 
Altersgruppe ab der Vollendung des 12. Lebensjahres (§ 1 Abs. 1 a UVG). In der 
Systematik des Unterhaltsvorschusses läuft diese Begründung ins Leere, da dieser 
die Belastungen des ausfallenden Kindesunterhaltes abfedern soll und vom Ein­
kommen des alleinerziehenden Elternteils unabhängig zu betrachten ist.32

•  Temporäre Bedarfsgemeinschaft

Die Übertragung des Gedankens der temporären Bedarfsgemeinschaft in die Kinder­
grundsicherung ist aus den oben ausgeführten Gründen problematisch. Es kann 
an dieser Stelle offenbleiben, ob der Entwurf  das Konzept überhaupt angemessen 
umsetzt. Der bürokratische Aufwand, bei diesem Vorhaben ohnehin alarmierend 
hoch und die Gefahr, dass das Kinderexistenzminimum letztlich in keinem der beiden 
betreuenden Haushalte gesichert ist, sprechen gegen die Regelung.

31 � Vgl. im Einzelnen Stichnoth in: Bertelsmann Stiftung 2024, S. 5–6.
32 � Vgl. zu den verfassungsrechtlichen Aspekten Lenze in Bertelsmann Stiftung 2024, S. 8–9.
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Welche Weichen sollte das Existenzsicherungsrecht stellen, um Alleinerziehende 
angemessen zu unterstützen? 

Die Unterstützung von Alleinerziehenden sollte damit beginnen, das Existenzmini­
mum von Kindern realitätsgerecht neu zu bemessen. Wenn es gelingt, den Bedarf  
eines Kindes tatsächlich abzusichern, auch in Konstellationen mit getrenntleben­
den aber gemeinsam betreuenden Eltern, bedeutet dies eine Entlastung von der 
Notwendigkeit, zusätzliche, aber im Existenzsicherungsrecht unsichtbare Bedarfe 
(wie beispielsweise den Wechsel-/Umgangsbedarf) sicherzustellen. Die Kinder­
grundsicherung ist in der derzeitigen Ausgestaltung kein Projekt, das tatsächlich 
eine signifikante Erhöhung der Leistungen, die bei Kindern ankommen, bewirken 
wird. Für eine bestimmte Gruppe von Alleinerziehenden wird sich allerdings durch 
veränderte Anrechnung des Unterhaltsvorschusses etwas bewegen, gleichzeitig 
entstehen Gleichbehandlungsprobleme durch die Änderungen im UVG. Für die 
Kinder von Alleinerziehenden kann durch die Ausgestaltung der Anrechnungs­
regelungen für Unterhalt und Unterhaltsvorschuss gestaltend eingegriffen werden. 
Hier ist auf  Gleichbehandlung zu achten. Nach der hier vertretenen Auffassung 
ist es außerdem zentral, geteilte Betreuung und die dadurch entstehenden Kosten 
unbürokratisch und realitätsnah abzusichern und damit weiter zur Normalität zu 
machen.

Diesen Verbesserungen stehen allerdings ungelöste Problematiken gegenüber, die 
sich teilweise verschärfen werden. Alleinerziehende müssten weiterhin neben dem 
Unterhalt viele verschiedene Leistungen zur Absicherung ihrer wirtschaftlichen 
Lage jedenfalls in Betracht ziehen (z.B. Unterhaltsvorschuss, Kindergrundsicherung, 
SGB II/XII, Wohngeld), die in unterschiedlicher Weise voneinander abhängen und 
bei ganz unterschiedlichen Behörden zu beantragen sind. 

Schließlich ist auch Zeit eine Ressource, die bei allen Schnittstellenproblematiken 
mit bedacht werden muss: Beratungsaufwand, Zeit für das Stellen von Anträgen 
und ggf. Rechtsmitteln, sowie die Überprüfung von Zahlungen und Korrespon­
denz mit Behörden muss im Alltag bewältigt werden. Nicht alle Alleinerziehen­
den haben dafür die Ressourcen oder Kompetenzen. Die deutlich geäußerte Kritik 
an den Potenzialen des Gesetzesvorhabens im Verhältnis zu dem zu betreiben­
den Verwaltungsaufwand besteht nicht nur auf  der Verwaltungsseite. Auch für 
Bürger*innen, die mit ihren Kindern nicht auf  existenzsichernde Leistungen an­
gewiesen sind, wird die Reform nach unserer Einschätzung den Aufwand nicht 
unbedingt senken. Inwieweit so das Ziel, mehr anspruchsberechtigte Familien zu 
erreichen und die Nichtinanspruchnahmequote zu senken33, erreicht werden kann, 
bleibt leider anzuzweifeln. Zwar ist die Inanspruchnahmequote von Sozialleis­
tungen bei Allerziehenden wohl etwas höher als im Bevölkerungsdurchschnitt34, 

3Fazit

33 � Aktuell bezieht wohl nur etwa 1/3 der Berechtigten einen Kinderzuschlag.
34 � Wiemers 2015.



308

allerdings tragen sie auch eines der höchsten Armutsrisiken. Alleinerziehenden­
haushalte sind der Haushaltstyp mit dem größten Anteil in Einkommensarmut 
lebender Menschen (der Prozentsatz liegt um 19,2 Prozent höher als in der 
Gesamtbevölkerung).35

Solange das Leistungskonglomerat von SGB II; XII; WoGG, UVG etc. nicht 
maßgeblich entschlackt wird und die Bedarfslücken geschlossen werden36, ist 
mit dem Deutschen Juristinnenbund37 daher zu fragen, ob es nicht zielführender 
sein könnte, die für die Umorganisation der Verwaltung im Rahmen der Einfüh­
rung der Kindergrundsicherung vorgesehenen Mittel in die bestehenden Systeme 
(etwa in die Jobcenter) zu investieren und dadurch Hürden abzubauen.

So sollten zeitnah Maßnahmen ergriffen werden, mit denen die Informationen 
über zustehende Leistungen verbessert werden, gezielte Informationen, die Familien 
faktisch erreichen und so zur Antragstellung ermutigen.

Auch der Ausbau von Beratungs- und Unterstützungsangeboten im Leistungs­
bezug und an den Schnittstellen käme gerade Alleinerziehenden und ihren Kindern 
zugute38.

35 � DIW ECON 2023.
36 � Hier böten sich auch Reformen im Steuerrecht an, die Alleinerziehende und Umgangsberechtigte weitgehender und konsistenter 

entlasten könnten.
37 � djb 2023a.
38 � Vgl. zu den positiven Effekten für Alleinerziehende von Entbürokratisierung oder der Aufstockung des Grundbedarfs auch die 

Szenarien in der Simulation: DIW ECON 2023.
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Alleinerziehende sind durch die ausländerrechtliche Verpflichtung zur Sicher­
stellung eines bedarfsdeckenden Einkommens besonders häufig vom Zuzug nach 
Deutschland ausgeschlossen, können ihre im Herkunftsland verbliebenen Kinder 
nicht nachholen oder sind von Aufenthaltsbeendigung bedroht. 

Die Expertise wurde im September 2023 abgeschlossen.

1.1 Das ausländerrechtliche Konzept 
der Sicherung des Lebensunterhalts
Die Struktur des Ausländeraufenthaltsrechts war in seiner Grundkonzeption bislang 
ein Abwehrrecht (§ 1 AufenthG bis zum 17.11.2023: „Steuerung und Begrenzung“). 
In der Neufassung (BGBl. 2023 I Nr. 217 vom 18.08.2023) wurde das Wort 
„Begrenzung“ nun gestrichen; das bedeutet aber keine Abkehr vom Konzept des 
Verbots mit Erlaubnisvorbehalt: Ein Recht zum Aufenthalt in Deutschland kann 
nur entstehen, wenn alle im Aufenthaltsgesetz (AufenthG) vorgesehenen materiellen 
und formellen Voraussetzungen erfüllt sind. 

Das AufenthG gilt nicht für Angehörige der Staaten der Europäischen Union, 
der sonstigen Staaten des europäischen Wirtschaftsraums (Island, Liechtenstein, 
Norwegen) und der Schweiz sowie für die Personen, die durch die Verbindung zu 
Angehörigen der vorgenannten Staaten dem EU-Freizügigkeitsrecht zuzuordnen 
sind. Ihr Aufenthaltsrecht richtet sich ausschließlich nach dem Recht der Europäischen 
Union. Dieser Personenkreis wird gesondert in Kapitel 7 behandelt.

Die Erwerbsanforde-
rungen für die verschie-
denen Aufenthaltstitel 
und die damit verbun-
denen Belastungen für 
Alleinerziehende

1
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Allen Aufenthaltstiteln nach dem AufenthG vorangestellt sind die allgemeinen 
Erteilungsvoraussetzungen in § 5 AufenthG. Sie müssen bei jedem Aufenthaltstitel 
erfüllt sein, es sei denn, § 5 Abs. 3 AufenthG oder die konkrete Regelung zu einem 
Aufenthaltstitel enthalten eine Ausnahme von einzelnen in § 5 Abs. 1 AufenthG 
genannten Voraussetzungen.

Eine der zentralen Erteilungsvoraussetzungen (neben der geklärten Identität und 
dem Fehlen von Ausweisungsinteressen) ist die Sicherung des Lebensunterhalts für die 
Antragstellenden und die Familienangehörigen, die der sogenannten Kernfamilie 
(Ehepartner*innen, minderjährige, unverheiratete Kinder) zuzurechnen sind oder 
die ihr Aufenthaltsrecht von ihnen ableiten. Die Rechtsprechung der Verwaltungs­
gerichte geht davon aus, dass die Unterhaltssicherung eine Erteilungsvoraussetzung 
von grundlegendem staatlichem Interesse und zugleich die wichtigste Voraussetzung 
darstellt, um die Inanspruchnahme öffentlicher Mittel zu verhindern (BVerwG, Urteil 
vom 16.08.2011 – 1 C 12/10; BVerwG, Urteil vom 22.05.2012 –1 C 6/11).

Es gibt zunächst zwei Gruppen von Drittstaatsangehörigen, die von der Anforde­
rung eines gesicherten Lebensunterhalts ausgenommen sind: 

•  Familienangehörige von Deutschen nach § 28 AufenthG („in der Regel“, aber faktisch 
gibt es keine Ausnahmen, siehe BVerwG, Urteil vom 04.09.2012 – 10 C 12/12). 
Die Freistellung von der Pflicht zur Sicherung des Lebensunterhalts gilt jedoch 
nur für den Erhalt und die Verlängerung einer befristeten Aufenthaltserlaubnis. 
Für die Erlangung eines unbefristeten Aufenthaltsstatus (Niederlassungserlaubnis) 
ist die Sicherung des Lebensunterhalts stets Voraussetzung (siehe unter 1.6.).

•  Geflüchtete Personen mit einem Schutzstatus als Asylberechtigte, anerkannte Flücht­
linge, subsidiär Schutzberechtigte und Geflüchtete, für die ein Abschiebeverbot be­
steht (§ 25 Abs. 1–3 AufenthG), Resettlement-Flüchtlinge (§ 23 Abs. 4 AufenthG), 
aus der Ukraine aufgenommene Geflüchtete (§ 24 Abs. 1 AufenthG) und 
aus dem Ausland aufgenommene Personen (§§ 22 und 23 Abs. 2 AufenthG), 
sowie ihre Familienangehörigen, soweit die gesetzlich vorgeschriebenen 
Fristen eingehalten wurden und sonstige weitere Voraussetzungen erfüllt sind 
(§ 29 Abs. 2 und Abs. 4 AufenthG).  

Folgende Personengruppen müssen hingegen in aller Regel ihren Lebensunterhalt 
eigenständig sichern können, um eine Aufenthaltserlaubnis zu erhalten oder 
verlängern zu können:

•  Personen, die ihr Aufenthaltsrecht von bleibeberechtigten Ausländerinnen oder 
Ausländern ableiten. Es handelt sich dabei um die Aufenthaltserlaubnisse nach  
§ 30 AufenthG zum Familiennachzug zu Ehepartnerinnen oder Ehepartnern, nach 
§ 32 AufenthG zum Familiennachzug minderjähriger Kinder, § 36 Abs. 2 AufenthG 
zum Nachzug sonstiger Familienangehöriger und um § 31 AufenthG zur Fortsetzung 
des Aufenthalts nach einer Trennung von Ehepartnerin oder vom Ehepartner. Das  
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bedeutet auch, dass die Lebensgemeinschaft von Eltern mit ihren Kindern nicht in 
Deutschland hergestellt werden kann, wenn nicht für alle Personen der Lebensunter­
halt vollständig gesichert ist. Beispielhaft ist etwa folgende Konstellation: Eine junge 
Frau kommt als Flüchtling nach Deutschland und erhält einen Aufenthaltsstatus 
wegen eines bestehenden Abschiebehindernis (§ 25 Abs. 3 AufenthG). Sie hat zwei 
minderjährige Kinder, die allein bei einer Nachbarin im Herkunftsland verblieben 
sind.  Ein Nachzug der Kinder kommt erst dann in Betracht, wenn die junge Frau 
in Deutschland ausreichend eigenes Einkommen erwirtschaften kann, um den 
gesamten Lebensunterhalt für drei Personen zu sichern. 

Von diesen Anforderungen gibt es nur wenige Ausnahmen. So hat das BVerwG 
(vom 13.06.2013 – 10 C 16/12) entschieden, dass der Familiennachzug eines 
ausländischen minderjährigen Kindes zu seinen Eltern auch ohne Sicherung des 
Lebensunterhalts möglich ist, wenn der Familie in Deutschland auch ein Kind 
mit deutscher Staatsangehörigkeit angehört. Selbst in dieser Entscheidung wird 
jedoch darauf  abgestellt, dass es sich um ein relativ junges Kind handelte. In der 
Behördenpraxis führt diese Rechtsprechung dazu, dass ein Nachzug ohne Sicherung 
des Lebensunterhalts zu einem deutschen Geschwisterkind nur zugelassen wird, 
wenn das nachziehende Kind noch unter 13 Jahre alt ist (OVG Berlin-Brandenburg, 
Beschluss vom 05.02.2018 – OVG 11 M 29.16; OVG Berlin-Brandenburg, 
Urteil vom 19.09.2017 – OVG 6 B 11.16). Das BVerwG hatte jedoch keine starre 
Altersgrenze aufgestellt, sondern lediglich auf  die Bewertung jedes Einzelfalls 
abgestellt (so auch VG Freiburg vom 13.05.2016 – 4 K 1497/15). Auch beim 
Nachzug eines Kindes zu seinem deutschverheirateten Elternteil kann unter 
dem Gesichtspunkt des Schutzes von Ehe und Familie nach Art. 6 GG der Ver­
zicht auf  die Lebensunterhaltssicherung geboten sein (VG Berlin, Urteil vom 
10.02.2016 – VG 15 K 328.15 V). 

•  Personen, die sich zum Zweck der Ausbildung in Deutschland aufhalten wollen. 
Typisch ist hierbei folgende Konstellation: Eine junge Frau studiert in Deutschland 
mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG. Ihren Lebensunterhalt 
sichert sie teilweise durch Unterhaltszahlungen ihrer Eltern und teilweise durch 
eine Nebenbeschäftigung. Sie wird in Deutschland schwanger und bekommt ein 
Kind. Nach der Geburt des Kindes kann sie zunächst ihre Nebenbeschäftigung 
nicht weiter ausüben und somit ihren eigenen Lebensunterhalt und den des Kindes 
nicht sichern. In dieser Situation ist sie unmittelbar von einer Beendigung ihres 
Aufenthalts bedroht, da sie die Voraussetzungen für die Verlängerung der 
Aufenthaltserlaubnis nicht mehr erfüllt.

•  Personen, die sich zum Zweck der Erwerbstätigkeit in Deutschland aufhalten 
wollen. Problematische Konstellationen ergeben sich hier zunächst bei der erst­
maligen Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis. Typisch ist die Situation einer jungen 
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Frau, die in Deutschland einer Erwerbstätigkeit nachgehen will und hierfür ein 
Visum beantragt. Die Wartezeit für dieses Visum beträgt viele Monate und in der 
Zwischenzeit wird sie schwanger. Mit dem Visum zum Zwecke der Erwerbs­
tätigkeit reist sie nach Deutschland und bekommt kurze Zeit danach ihr Kind. 
Zu diesem Zeitpunkt hat die Ausländerbehörde noch keine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt. Die Erteilung hängt nun davon ab, ob die Frau in der Situation mit einem 
Säugling nachweisen kann, dass sie über ein Erwerbseinkommen verfügt, welches für 
sich und das Kind ausreicht. Arbeitsrechtlich hat sie einen Anspruch auf  Mutter­
schutz und auf  Elternzeit; falls der Arbeitsvertrag jedoch noch nicht unterzeichnet 
war und angesichts der Schwangerschaft auch nicht unterzeichnet wurde, entfallen 
auch die Voraussetzungen für die Aufenthaltserlaubnis. Die Möglichkeit einer 
Überbrückung zumindest bis zum Ende des Mutterschutzes und des damit ver­
bundenen Beschäftigungsverbots ist gesetzlich nicht vorgesehen. 

• Eine andere typische Konstellation ergibt sich, wenn Frauen mit einer Aufent­
haltserlaubnis zu Erwerbszwecken in Deutschland schwanger werden, und während
der Elternzeit ihren Lebensunterhalt nicht sichern können, weil das Elterngeld
nicht ausreicht. Diese Problematik besteht vor allem für Frauen, die zum
Mindestlohn gearbeitet haben, etwa nach der sog. „Balkanregelung“ mit einer
Aufenthaltserlaubnis nach § 19c AufenthG i.V.m. § 26 Abs. 2 BeschV.1

• Personen, die nach langjährigem geduldetem Aufenthalt einen rechtmäßigen
Aufenthalt (Aufenthaltserlaubnis) erwerben wollen, wobei es hier verschiedene
Ausnahmen gibt, auf  die noch einzugehen sein wird.

Alleinerziehende müssten einerseits ein höheres Einkommen nachweisen als Allein­
stehende ohne Kinder und sind gleichzeitig an einer Erwerbstätigkeit gehindert 
oder im Umfang eingeschränkt, weil sie die Kinder allein betreuen müssen und 
keine oder nicht die erforderliche Kinderbetreuung finden können. Die Problematik 
der fehlenden Kinderbetreuung wird eindrücklich belegt durch die gemeinsame 
Studie mehrerer Institute zur Lebenssituation von Geflüchteten aus der Ukraine 
(Brücker u. a. 2023, S. 381ff.). Danach liegen die Erwerbsquoten von Männern und 
Frauen ohne Kinder im Haushalt nahezu gleich hoch, dagegen gehen Frauen mit 
Kleinkindern (ganz überwiegend ohne Ehepartner in Deutschland) nur in einem 
sehr geringen Umfang einer Erwerbstätigkeit nach (3 Prozent). Die Studie kommt 
zu dem Ergebnis, dass der Kita-Besuch eine der wichtigsten Voraussetzungen für 
die Arbeitsmarktintegration von Müttern mit jungen Kindern darstellt (Brücker u. a. 
2023, S. 390).

1 � § 26 Abs. 2: „Für Staatsangehörige von Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Montenegro, Nordmazedonien und Serbien 
können in den Jahren 2021 bis einschließlich 2023 Zustimmungen mit Vorrangprüfung zur Ausübung jeder Beschäftigung erteilt 
werden. Die erstmalige Zustimmung darf nur erteilt werden, wenn der Antrag auf Erteilung des Aufenthaltstitels bei der jeweils 
zuständigen deutschen Auslandsvertretung in einem der in Satz 1 genannten Staaten gestellt wird. Die Anzahl der Zustimmungen 
in den Fällen des Satzes 2 ist auf bis zu 25 000 je Kalenderjahr begrenzt. Die Zustimmung darf nicht erteilt werden, wenn der 
Antragsteller in den letzten 24 Monaten vor Antragstellung Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz bezogen hat. § 9 
findet keine Anwendung, es sei denn, dass eine Zustimmung nach § 26 Absatz 2 in der bis zum Ablauf des 31.12.2020 geltenden 
Fassung erteilt wurde.“
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1.2 Die verschiedenen Berechnungs-
grundlagen für die Sicherung des  
Lebensunterhalts
Der Begriff  des gesicherten Lebensunterhalts wird definiert in § 2 Abs. 3 Satz 1 Auf­
enthG und erfordert zunächst die Existenzsicherung einschließlich eines ausreichenden 
Krankenversicherungsschutzes ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel. Nicht als 
öffentliche Mittel gelten dabei der Bezug von Kindergeld, Kinderzuschlag, Eltern­
geld, Unterhaltsvorschuss, Leistungen der Ausbildungsförderung sowie öffent­
liche Mittel, die auf  einer Beitragsleistung beruhen oder die gewährt werden, um 
den Aufenthalt im Bundesgebiet zu ermöglichen. Auch die Bedarfe für Bildung 
und Teilhabe nach § 28 SGB II sind aufenthaltsrechtlich nicht zu berücksichtigen 
(BVerwG, Urteil vom 29.11.2012 – 10 C 4/12, Rn. 28).

Erforderlich ist eine positive Prognose, nach der der Lebensunterhalt auch in Zu­
kunft ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel gesichert sein wird. Dazu müssen 
die verfügbaren finanziellen Mittel eine gewisse Nachhaltigkeit aufweisen (BVerwG, 
Urteil vom 07.04.2009 – 1 C 17.08, Rn. 33) und erwarten lassen, dass der Lebens­
unterhalt auf  Dauer ohne Inanspruchnahme existenzsichernder Sozialleistungen 
gedeckt ist (BVerwG, Urteil vom 18.04.2013 – 10 C 10.12, Rn. 24).

Für Personen, die in einer Bedarfsgemeinschaft im Sinne des SGB II leben, kommt 
es auf  den gesamten Bedarf  dieser Bedarfsgemeinschaft an (BVerwG, Beschluss 
vom 8.4.2015 –1 B 15/156, Rn. 5; VGH Hessen, Beschluss vom 12.05.2023 – 6 B 
210/23; VGH Bayern, Beschluss vom 18.06.2020 – 10 ZB 19.313, Rn. 6). 

1.2.1 Basisberechnung

Die Definition des § 2 Abs. 3 AufenthG verweist nach der Rechtsprechung des 
BVerwG (Urteil vom 16.11.2010 – 1 C 21/09, Rn. 169) auf  die Sozialgesetze und 
verlangt somit ein Einkommen, welches so hoch liegt, dass für die Bedarfsgemeinschaft 
im Sinne des § 7 Abs. 3 SGB II kein auch nur ergänzender Anspruch auf  existenz­
sichernde Leistungen nach SGB II verbleibt. Für die Berechnung des erforderlichen 
Einkommens muss das erzielte Nettoeinkommen zunächst um die Freibeträge nach 
§ 11 b Abs. 2 und Abs. 3 SGB II (berechnet aus dem Bruttoeinkommen) vermindert 
werden, um das sogenannte bereinigte Einkommen zu erhalten. 

Zum Beispiel ergeben sich für Alleinerziehende mit einem Einkommen von 2.500 
brutto gleich 2.000 netto Absetzungsbeträge von insgesamt 378 Euro (= 100 Euro 
Grundfreibetrag nach § 11b Abs. 2 SGB II, 84 Euro Freibetrag bis 520 Euro nach 
§ 11b Abs. 3 Nr. 1 SGB II, 144 Euro Freibetrag bis 1.000 Euro nach § 11b Abs. 3 
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Nr. 2 SGB II, 50 Euro Freibetrag bis 1.500 nach § 11b Abs. 3 Nr. 3 SGB II). Dadurch 
werden von dem real erzielten monatlichen Nettoeinkommen von 2.000 Euro 
lediglich 1.622 Euro als (bereinigtes) Einkommen berücksichtigt. Diesem Einkommen 
werden nun die Bedarfe nach SGB II gegenübergestellt, um zu ermitteln, ob ein 
Anspruch auf  ergänzende Leistungen (aufstockend) bestehen bleiben würde. 
Der Bedarf  für die Alleinstehende oder den Alleinstehenden beträgt 502 Euro 
Regelbedarf  (für 2023) + den Mehrbedarf  für Alleinerziehende (z.B. 36 Prozent 
bei einem Kind unter 7 Jahre = 161,64 Euro) + die Unterkunftskosten. Für die 
Kinder werden ebenfalls die Bedarfssätze (z.B. 341 Euro für ein fünfjähriges Kind) 
angesetzt sowie die Unterkunftskosten. Es ergibt sich für das Beispiel, dass der 
Lebensunterhalt nur dann gesichert ist, wenn die Unterkunftskosten insgesamt 
einschließlich Heizkosten nicht höher als 550 Euro bis 600 Euro liegen. 

Alleinerziehende werden bei den Anforderungen an die Lebensunterhaltssicherung 
besonders belastet, weil der Mehrbedarfszuschlag, geschaffen als finanzielle Entlastung für 
Alleinerziehende, bei der Bedarfsberechnung aufgeschlagen wird und sich dadurch die 
Mindesteinkommensgrenze für Alleinerziehende erhöht (Dienelt 2022, § 31 Rn. 101). 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass familienbezogene Leistungen nicht als Inanspruch­
nahme öffentlicher Leistungen im Sinne des § 2 Abs. 3 AufenthG gelten. Wenn 
Alleinerziehende, die im Besitz eines Aufenthaltstitels sind, ihren Lebensunterhalt 
durch eine Beschäftigung erzielen, haben sie auch Ansprüche auf  Familienleistungen  
(§ 62 Abs. 2 EstG, § 1 Abs. 7 BEEG, § 1 Abs. 2a UhVorschG, § 6a Abs. 1 Nr. 1 BKGG).  
Diese werden als positive Einnahmen bei der Ermittlung des Mindesteinkommens 
berücksichtigt. 

Positiv für alleinerziehende Migrantinnen und Migranten hat sich insbesondere 
die Ausdehnung der Unterhaltsvorschussleistungen2 ausgewirkt. Diese Leistung ist für 
Alleinerziehende besonders wichtig, wenn der andere Elternteil im Ausland lebt 
und zu Unterhaltsleistungen nicht herangezogen werden kann. Zusammen mit dem 
Kindergeld deckt der Unterhaltsvorschuss in vielen Fällen den existenzsichernden 
Bedarf  der Kinder, zumindest abgesehen von den Unterkunftskosten. 

In Fällen, in denen der Lebensunterhalt aus anderen Quellen als aus einer Beschäftigung 
finanziert wird, bestehen möglicherweise keine Ansprüche auf  Familienleistungen, 
sodass diese nicht in Abzug gebracht werden können (z.B. bei Studierenden). 

Eine besondere Herausforderung gerade auch für Alleinerziehende bilden die ge­
stiegenen Mietkosten, insbesondere in den Metropolen. Während die Sozialleistung 
„Wohngeld“ zu einem wichtigen Bestandteil der Existenzsicherung im deutschen 
Sozialstaat geworden ist, können viele Migrantinnen und Migranten nicht von 
dieser Leistung profitieren. Sie haben zwar durchweg einen Anspruch auf  Wohngeld; 
wird die Leistung jedoch in Anspruch genommen, um eine Einkommenslücke 
zu schließen, so können sie nach der Definition des § 2 Abs. 3 AufenthG ihren 

2 � Zum 01.07.2017 (BGBl. I S. 3122) wurde die Altersgrenze von 12 auf 18 Jahre angehoben und die bis dahin bestehende Befristung 
auf sechs Jahre aufgehoben. Die Leistung wird für Kinder zwischen dem 12. und 18. Geburtstag nur dann gezahlt, wenn sie dazu 
dient, Hilfsbedürftigkeit nach SGB II/SGB XII zu vermeiden. 
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Lebensunterhalt nicht mehr eigenständig sichern und damit die Voraussetzungen 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG für einen Aufenthaltstitel nicht mehr erfüllen 
(BVerwG, Urteil vom 29.11.2012 – 10 C 4/12). Das Aufenthaltsrecht schafft hier 
einen Leistungsausschluss, der sich sachlich nicht begründen lässt. 

Die Berechnung des Mindesteinkommens auf  der Basis der fiktiven Leistungs
berechnung nach SGB II/SGB XII gilt als Basisberechnung. Von dieser Berechnungs­
weise gibt es insgesamt noch drei Varianten. 

1.2.2 Berechnung für familiäre Aufenthaltserlaubnisse

Die erste Variante bezieht sich auf  die Aufenthaltserlaubnisse zum Zweck des 
Familiennachzugs (§§ 30, 31, 32, 36 Abs. 2 AufenthG). Hierzu gibt es keine besondere 
Regelung im AufenthG, sondern Vorgaben des Unionsrechts, bestimmt durch die 
Rechtsprechung des EuGH (Urteil vom 04.03.2010 – C-578/08, Chakroun), die 
in der Rechtsprechung des BVerwG (Urteil vom 16.11.2010 – 1 C 20.09, Rn. 34) 
nachvollzogen wurden. 

Im Anwendungsbereich der Familienzusammenführungsrichtlinie (RL 2003/86/EG,  
Amtsblatt Nr. L 251 vom 03.10.2003 S.0012 – 0018) wird der Begriff  der Sozial­
hilfeleistungen durch einen autonomen Begriff  des Unionsrechts bestimmt, der 
nicht anhand der Definition des nationalen Rechts ausgelegt werden darf  (EuGH 
vom 04.03.2010 – C-578/08, Rn. 45). Nach dem unionsrechtlichen Begriff  der 
Sicherung des Lebensunterhalts dürfen pauschale Freibeträge bei den Sozialhilfeleis­
tungen, die z.B. als Anreiz zur Arbeitsaufnahme dienen, nicht zu Ungunsten der 
Anspruchsberechtigten berücksichtigt werden. Deshalb werden für die Erteilung 
von Aufenthaltserlaubnissen nach §§ 30, 31, 32 und 36 Abs. 2 AufenthG lediglich 
Einkünfte verlangt, welche den Bedarfssätzen nach SGB II/SGB XII entsprechen. 
Die Freibeträge nach § 11b Abs. 2 und 3 SGB II werden nicht berücksichtigt. 
Zusätzlich müssen die mit der Einkommenserzielung verbundenen Unkosten und 
die Kosten einer Krankenversicherung abgedeckt sein. 

Für Alleinerziehende führen die geringeren Anforderungen an das Einkommen 
zusammen mit der Anrechnung der Familienleistungen zu einer wesentlichen Er­
leichterung bei der Aufenthaltssicherung. Wenn sich beispielsweise die ausländische 
Ehefrau mit einem Aufenthaltstitel nach § 30 AufenthG von ihrem ausländischen 
Ehemann trennt und zur Verlängerung eine Aufenthaltserlaubnis nach § 31 AufenthG 
erhält, gilt ihr Lebensunterhalt dann als gesichert, wenn sie ein Nettoeinkommen 
von 502 Euro (Regelbedarf  2023) zuzüglich Mehrbedarfszuschlag und Unter­
kunftskosten erzielt. Selbst wenn mehrere minderjährige Kinder in ihrem Haushalt 
leben, wird der Unterhaltsbedarf  für die Kinder meist durch das Kindergeld zuzüg­
lich entweder des Unterhalts oder durch Leistung des Unterhaltsvorschussgesetzes 
(UhVorschG) abgedeckt. 
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Der durch Unionsrecht überformte Begriff  der Sicherung des Lebensunterhalts gilt 
nicht nur im Bereich der Familiennachzugsrichtlinie, sondern auch für die Auf­
enthaltserlaubnis nach § 38a AufenthG, durch die die Daueraufenthaltsrichtlinie  
(RL 2003/109/EG) in nationales Recht umgesetzt wurde (OVG Niedersachsen-
Bremen, Beschluss vom 24.06.2023 – 13 ME 527/20, Rn. 11).  Nach Art. 15 der 
RL 2003/109/EG können die Mitgliedstaaten verlangen, feste und regelmäßige Ein­
künfte nachzuweisen, die ohne Inanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen für den 
Lebensunterhalt der Familie ausreichen. Die Regelung ist wortlautidentisch mit Art. 
7 Abs. 1 lit. c) Satz 1 der Familiennachzugsrichtlinie und nimmt daher in gleicher 
Weise Bezug auf  den unionsrechtlichen Begriff  der Sicherung des Lebensunterhalts 
und muss deshalb auch ebenso ausgelegt werden. Die Aufenthaltserlaubnis nach  
§ 38a AufenthG dient der Weiterwanderung von Drittstaatsangehörigen innerhalb 
der EU; für Alleinerziehende ist dieser Aufenthaltstitel bedeutsam, weil es nach einer 
Trennung oder Scheidung nicht selten zu einer Weiterwanderung innerhalb der EU 
kommt. 

1.2.3 Berechnung für Aufenthalte zu Ausbildungs-
zwecken

Eine weitere Variante für die Berechnung des gesicherten Lebensunterhalts ergibt sich 
für die Aufenthaltserlaubnisse zu Ausbildungszwecken (§§ 16a, 16b, 16c, 16e, 16f  zum 
Schulbesuch). Für diese Aufenthaltserlaubnisse wird als Pauschale für die Sicherung 
des Lebensunterhalts der BAföG-Höchstsatz angenommen, aktuell 934 Euro (2023) 
monatlich. Soweit die Unterkunftskosten weniger als 360 Euro monatlich (Brutto­
kaltmiete) betragen, kann die Differenz von diesem Höchstbetrag abgezogen 
werden.3 In diesem Pauschalbetrag sind auch die Kosten der Krankenversiche­
rung berücksichtigt. Als Nachweis und als Grundlage für die Prognose, nach der 
der Lebensunterhalt für den gesamten Studienaufenthalt gesichert sein soll, kann 
die Darlegung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse der Eltern dienen 
(sehr hohe Anforderungen), ein Stipendium oder eine Verpflichtungserklärung 
nach § 68 AufenthG, ein Sperrkonto oder eine Bankbürgschaft in Deutschland. 
Auch ein eigenes Einkommen der Studierenden kann zum Nachweis der Unter­
haltssicherung eingesetzt werden (OVG Hamburg, Beschluss vom 04.07.2023 –  
6 Bs 7/23;  Samel 2022, § 16b AufenthG Rn. 9). 

1.2.4 Berechnung für Aufenthalte zu vorbereitenden 
Zwecken

Als letzte Variante enthält § 2 Abs. 3 Satz 6 AufenthG eine Sonderregelung für 
Aufenthaltserlaubnisse zum Zweck der Ausbildungssuche (§ 17 AufenthG), für 
Sprachkurse (16f  Abs. 1 AufenthG) und für Maßnahmen der Berufsanerkennung 
(16d AufenthG). In diesen Fällen wird der BAföG Höchstsatz zugrunde gelegt und um 

3 � BMIH, Bekanntmachung zu § 2 Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes über den Mindestbetrag zur Sicherung des Lebensunterhalts, 
vom 18.08.2022, BAnz AT 29.08.2022 B.
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einen Aufschlag von 10 Prozent erhöht, aktuell werden also Einkommensnachweise 
über 1.027,40 Euro (2023) monatlich gefordert.

1.2.5 Problemanzeigen

Besonders problematische Konstellationen für Alleinerziehende zeigen sich in der 
Praxis:  

a.	 Zuwanderung von qualifizierten Alleinerziehenden

Unternehmen und Institutionen in Deutschland suchen vermehrt nach qualifi­
zierten Arbeitskräften aus dem Ausland; hierbei sollten auch Alleinerziehende mit 
Kleinkindern nicht ausgeblendet werden. Sie können jedoch oft vorübergehend 
nicht Vollzeit arbeiten und müssen ihren Lebensunterhalt daher mit einer Teil­
zeitbeschäftigung sicherstellen. Auch qualifizierte Arbeitskräfte können mit einer 
Halbtagstätigkeit oft nicht mehr als 2.000 Euro – 2.500 Euro brutto im Monat 
verdienen. Gerade bei Einkommen in diesem Segment wirken sich die Freibeträge 
nach § 11b Abs. 2 und Abs. 3 SGB II, bezogen auf  das Nettoeinkommen, be­
sonders gravierend auf  die Berechnung des erforderlichen Lebensunterhalts aus. 
Der angespannte Wohnungsmarkt in allen größeren Städten in Deutschland zwingt 
neu Zugewanderte, sehr hohe Kosten für die Miete in Kauf  zu nehmen. Da diese 
Kosten nicht durch das Wohngeld ausgeglichen werden können, lässt sich der Auf­
enthalt zu Erwerbszwecken für alleinerziehende qualifizierte Arbeitskräfte nicht 
finanzieren. Hinzu kommt, dass die fehlende Kinderbetreuung Alleinerziehenden 
die Vereinbarkeit von Berufsausübung und Familienaufgaben nur möglich macht, 
wenn ein stabiles soziales Umfeld bereits vorhanden ist.

b.	 Studentinnen und Auszubildende, die in Deutschland Mutter werden

Frauen mit einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums oder zu sonstigen 
Ausbildungszwecken werden mit kaum lösbaren Problemen konfrontiert, wenn sie 
in Deutschland schwanger werden. Einerseits kann es erforderlich werden, dass sie 
das Studium und die Ausbildung für die Zeit der Mutterschaft und eventuell auch 
darüber hinaus unterbrechen, weil Betreuungsmöglichkeiten für Säuglinge nicht 
verfügbar sind. Gleichzeitig können sie eine bisherige Nebentätigkeit nicht weiter­
führen. Für die Verlängerung ihrer Aufenthaltserlaubnis sind sie jedoch auf  diese 
Nebentätigkeiten angewiesen. Studierende werden in den seltensten Fällen allein von 
den Unterhaltsleistungen ihrer Eltern finanziert und ein Zugang zu Sozialleistungen 
oder Studienkrediten (Frings 2020, S. 86) besteht für sie nicht. Nach den Verwaltungs­
vorschriften zum Aufenthaltsgesetz (VwV AufenthG 2.3.1.1) wäre es möglich, in 
derartigen Situationen vorübergehend von der Sicherung des Lebensunterhalts ab­
zusehen4, in der Praxis der Ausländerbehörden wird hiervon jedoch so gut wie nie 
Gebrauch gemacht. Zu Leistungsanträgen von Schwangeren oder jungen Müttern 

4 � VwV AufenthG 2.3.1.1: „Dem entsprechend ist die Inanspruchnahme einzelner Hilfen nach dem SGB II oder XII in seltenen 
Ausnahmefällen unschädlich, etwa bei Studierenden aufgrund einer Schwangerschaft.“
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mit Aufenthaltserlaubnissen zu Ausbildungszwecken kommt es nur sehr selten, weil 
die Jobcenter sie abweisen. Entweder wird fälschlich angenommen, es bestünden 
generell keine Leistungsansprüche wegen des Aufenthaltsstatus oder es wird auf  
die zwingend vorgeschriebene Meldepflicht (§ 87 Abs. 2 Satz 3 AufenthG) gegen­
über der Ausländerbehörde verwiesen und auf  das damit verbundene Risiko der 
Aufenthaltsbeendigung. 

c.	 Familiennachzug von im Herkunftsland zurückgebliebenen Kindern

Alleinerziehende, die in Deutschland ein Kind versorgen, gleich mit welchem Auf­
enthaltstitel, haben es sehr schwer, im Heimatland verbliebene minderjährige Kinder 
nach Deutschland zu holen. Sie können sich für den Kindernachzug zwar auf  die 
Berücksichtigung eines zukünftigen Anspruchs auf  Kindergeld und Unterhaltsvor­
schuss bei der Sicherung des Lebensunterhalts berufen (§ 2 Abs. 3 AufenthG), müssen 
aber unabhängig vom Alter des oder der Kinder ihren eigenen Lebensunterhalt 
sichern (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG) und zusätzlich ausreichenden Wohnraum für 
alle Personen sicherstellen (§ 29 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG). Auf  eine Entlastung 
durch Wohngeld können sie nicht zugreifen.

d.	 Lebensunterhaltssicherung nach Trennung und Scheidung

Nach einer Trennung und der Erteilung einer eigenständigen Aufenthaltserlaubnis 
nach § 31 AufenthG wird zunächst für ein Jahr die Möglichkeit eingeräumt 
existenzsichernde Leistungen in Anspruch zu nehmen (§ 31 Abs. 4 Satz 1 AufenthG). 
Dieser Zeitraum erscheint zu kurz, insbesondere wenn Frauen bisher ausschließ­
lich Kinderbetreuung und Familienaufgaben wahrgenommen haben. Sie benötigen 
einen angemessenen Zeitraum für den Deutschspracherwerb, eine Qualifizierung 
und die Integration in den Arbeitsmarkt. Das gilt in besonderem Maße, wenn sie 
kleine Kinder zu versorgen haben. Auch der Deutsche Juristinnenbund fordert 
hierzu eine Änderung der gesetzlichen Regelung (djb 2023). Die weitere Ver­
längerung liegt zwar im Ermessen der Behörde, unterliegt aber uneingeschränkt 
der Regelerteilungsvoraussetzung für die Sicherung des Lebensunterhalts nach 
§ 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG. So beruft sich das VG Düsseldorf  (Beschluss vom 
01.06.2012 – 7 L 463/12) im Falle einer Alleinerziehenden darauf, dass der 
Gesetzgeber den Fall der Kinderbetreuung nicht als Ausnahme von der Regel­
anforderung benannt hat, obwohl dieser Lebenssachverhalt bei Personen nach 
einer Trennung besonders häufig sei. Deshalb sei die Aufenthaltsbeendigung 
gerechtfertigt (anderer Ansicht OVG Lüneburg, Beschluss vom 08.02.2007 –  
4 ME 49/07; Eichhorn 2021, § 31 Rn. 22; Dienelt 2022, § 31 Rn. 101). Selbst 
die Verwaltungsvorschriften zum AufenthG, in denen es zur Verlängerung nach  
§ 31 AufenthG bei fehlender Sicherung des Lebensunterhalts heißt: „Außerdem 
kann von § 5 Abs. 1 eine Ausnahme gemacht werden, wenn wegen der Erziehung 
kleiner Kinder die Erwerbstätigkeit unzumutbar ist“ (VwV AufenthG 31.4.2), führ­
ten zu keiner anderen Bewertung, weil ausschließlich atypische Geschehensverläufe 
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dem Begriff  der Ausnahme zuzuordnen seien, Kindererziehung sei hingegen ein 
typischer Geschehensablauf  nach einer Trennung (VG Düsseldorf  Beschluss 
vom 01.06.2012 – 7 L 463/12, Rn. 18). 

1.3 Die Sonderregelungen für Allein
erziehende in der Bleiberechtsregelung 
des §§ 25b AufenthG 
Im Aufenthaltsgesetz findet sich nur ein Aufenthaltstitel, in dem die besondere 
Situation von Alleinerziehenden ausdrücklich berücksichtigt wird. Es handelt sich 
dabei um die Bleiberechtsregelung für langjährig Geduldete in § 25b AufenthG. 
Diese Regelung knüpft an einem langjährigen, erlaubten, jedoch ungesicher­
ten Aufenthalt und einer daraus erwachsenen nachhaltigen Integration an 
(Göbel-Zimmermann/Hupke 2021, § 25b AufenthG, Rn. 1). Bei den Vorauf­
enthaltszeiten wird differenziert nach Personen ohne Kinder (sechs Jahre) und 
Personen mit Kindern (vier Jahre). Die Regelung enthält eine Reihe weiterer 
Anforderungen an die Integration (Straffreiheit, Deutschkenntnisse, Bekenntnis 
zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung, Kenntnisse der Rechts- und 
Gesellschaftsordnung, Schulbesuch der Kinder). 

Die Anforderungen an die Sicherung des Lebensunterhalts werden nach einem ge­
stuften Konzept geregelt, welches die realen Lebensbedingungen der betroffenen 
Personen einbezieht. 

Von Personen ohne Kinder wird die überwiegende Lebensunterhaltssicherung 
durch eigene Erwerbstätigkeit verlangt. Alternativ reicht auch die Erwar­
tung einer vollständigen Sicherung des Lebensunterhalts in naher Zukunft  
(§ 25b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AufenthG). Bei Studierenden, Auszubildenden und 
Teilnehmenden an Berufsvorbereitungsmaßnahmen wird vorübergehend auf  die 
Sicherung des Lebensunterhalts verzichtet (§ 25b Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 AufenthG). 

Von Familien (auch Alleinerziehenden) mit minderjährigen Kindern wird ein Er­
werbseinkommen verlangt, dessen Höhe jedoch nicht näher bestimmt ist und 
gleichzeitig werden aufstockende existenzsichernde Leistungen zugestanden  
(§ 25b Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 AufenthG). 

Alleinerziehende mit mindestens einem Kind unter drei Jahren werden von der Er­
werbsverpflichtung freigestellt (§ 25b Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 AufenthG). Dasselbe gilt auch 
für pflegende Angehörige (§ 25b Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 AufenthG).
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Generell können die Betroffenen für die Sicherung des Lebensunter­
halts Wohngeld in Anspruch nehmen, ohne ihren Aufenthalt zu gefährden  
(§ 25b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AufenthG).  

Diese fast schon vorbildlich auf  die besondere Situation von Eltern und Alleiner­
ziehenden ausgerichtete Regelung begründet sich aus ihrem Charakter als Türöffner 
zu einem rechtmäßigen Daueraufenthalt nach einem langjährigen Voraufenthalt. Der 
Grundgedanke lässt sich aber auf  andere Aufenthaltstitel übertragen, um der besonde­
ren Situation von Alleinerziehenden, zumindest vorübergehend, Rechnung zu tragen.

1.4 Die Ausnahmemöglichkeiten bei 
der Anforderung an den gesicherten 
Lebensunterhalt zur Berücksichtigung 
außergewöhnlicher Lebenslagen
Die Sicherung des Lebensunterhalts ist eine Regelanforderung nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 
AufenthG, von der ausnahmsweise abgesehen werden kann. Ob ein solcher Aus­
nahmefall vorliegt, ist gerichtlich uneingeschränkt überprüfbar (BVerwG, Urteil 
vom 16.08.2011 – 1 C 12.10, Rn. 18; OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
05.02.2018 – OVG 11 M 29.16, Rn. 2; Bayerischer VGH, Beschluss vom 13.04.2021 
– 19 ZB 20.2659, Rn. 11). 

1.4.1 Typik und Atypik

Eine Ausnahme ist nur dann anzunehmen, wenn atypische Umstände vorliegen, die 
so bedeutsam sind, dass sie das sonst ausschlaggebende Gewicht der gesetzlichen 
Regelung beseitigen (BVerwG, Urteil vom 16.08.2011 – 1 C 12.10). 

Bei der Bewertung einer Lebenslage als Ausnahmefall muss nach der Rechtsprechung 
stets berücksichtigt werden, dass der Gesetzgeber der Sicherung des Lebensunter­
halts einen besonders hohen Stellenwert eingeräumt hat und dieser Voraussetzung 
ein grundlegendes staatliches Interesse beimisst (BT-Drs. 15/420, S. 70; vgl. BVerwG, 
Urteil vom 30.04.2009 – 1 C 3/08, Rn. 11; OVG Sachsen, Beschluss vom 27.02.2023 – 
3 D 36/22, Rn. 14; VGH Bayern, Beschluss vom 24.04.2014 – 10 ZB 14.524, Rn. 7).

Die Rechtsprechung geht einhellig davon aus, dass es nicht darauf  ankommt, ob 
Betroffene ein Verschulden daran trifft, dass sie ihren Lebensunterhalt nicht sichern 
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können. Eine unverschuldete Mittellosigkeit ist kein atypischer Verlauf, sodass ein 
Abweichen von der Regelerteilungsvoraussetzung darauf  nicht gestützt werden 
kann (BVerwG, Urteil vom 13.06.2013 – 10 C 16.12, Rn. 29 f.; VGH Bayern, Be­
schluss vom 22.03.2021 – 10 CS 20.2358, Rn. 28; VGH Bayern, Beschluss vom 
06.03.2020 – 10 C 20.139, Rn. 8; VGH Bayern, Urteil vom 09.12.2015 – 19 B 
15.1066, Rn. 44; VG Berlin, Urteil vom 26.04.2021 – 1 K 30.19 V, Rn. 17; Maor 
2022, § 5 AufenthG, Rn. 20e; Samel 2022, § 5 AufenthG, Rn. 27).

Generell soll die Kindererziehung keine Atypik begründen, weil es sich um eine 
so typische Konstellation handelt, dass sie dem Gesetzgeber bei der Gestaltung 
des Gesetzes bewusst war, dieser aber bewusst keine Sonderregelung geschaffen 
hat (BVerwG, Urteil vom 22.05.2012 – 1 C 6/11, Rn. 23; OVG Bremen, Beschluss 
vom 05.11.2021 – 2 LA 262/21, Rn. 18). Alleinerziehende ohne ausreichendes 
Einkommen werden deshalb laufend mit der Drohung der Aufenthaltsbeendigung 
konfrontiert, ihre Aufenthaltserlaubnisse werden nicht verlängert und sie erhalten 
lediglich Fiktionsbescheinigungen, bis es ihnen gelingt, neben der Kinderbetreuung 
eine Vollzeitstelle, oft im Niedriglohnsektor aufzunehmen. 

Ein atypischer Sachverhalt soll sich auch nicht aus besonderen Kinderbetreuungs- 
und Erziehungsleistungen in der Vergangenheit ergeben (OVG Bremen, Beschluss 
vom 05.11.2021 – 2 LA 262/21, Rn. 18). Betroffen sind hier vor allem Frauen, die 
wegen der Erziehung mehrerer Kinder nicht oder nur in geringem Umfang er­
werbstätig waren und nach einer Trennung von der Aufenthaltsbeendigung bedroht 
sind. Frauen mit diesen Biografien bleibt der Weg in eine Aufenthaltsverfestigung 
(Niederlassungserlaubnis) meist dauerhaft versperrt, weil sie in fortgeschrittenem 
Alter keinen Einstieg mehr ins Erwerbsleben finden. Auch Frauen, die nach Tod 
oder Inhaftierung ihrer Männer allein mit den Kindern geflohen sind, z.B. aus Syrien, 
Eritrea oder Afghanistan, trifft diese rigorose Orientierung auf  Erwerbsarbeit. 

Alleinerziehende Migrantinnen und Migranten haben in besonderem Maße die 
doppelte Last der sozialrechtlichen Benachteiligungen und der aufenthaltsrechtlichen 
Risiken zu tragen. 

1.4.2 Verfassungs- und menschenrechtliche  
Anforderungen

Von einer Ausnahme nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG muss jedoch auch ausgegangen 
werden, wenn die Erteilung des Aufenthaltstitels in Hinblick auf  die Vorgaben des 
Verfassungs-, Europa- und Völkerrechts geboten ist. Besondere Bedeutung kommen 
dabei dem Schutz der Familie nach Art. 6 GG und Art. 8 EMRK zu (BVerwG, 
Urteil vom 30.04.2009 – 1 C 3/08, Rn. 13; BVerwG, Urteil vom 22.05.2012 –  
1 C 6/11, Rn. 11; BayVGH, Beschluss vom 24.04.2014 – 10 ZB 14.524, Rn. 7; 
OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 25.01.2012 – OVG 2 B 10.11, Rn. 53). 
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In diesem Zusammenhang ist zunächst die Familienzusammenführungsrichtlinie 
2003/86/EG (ABl. L 251 vom 03.10.2003, S. 12–18) zu berücksichtigen, die aller­
dings in Art. 7 Abs. 1 lit. C ebenfalls auf  den gesicherten Lebensunterhalt abstellt. 
Die Auslegung der Richtlinie hat aber auch im Lichte des Art. 8 EMRK (Recht auf  
Familienleben, entsprechend Art. 6 GG) zu erfolgen. Art. 8 EMRK garantiert zwar 
kein Recht eines Ausländers, in einen bestimmten Staat einzureisen und sich dort 
aufzuhalten, verpflichtet jedoch ebenfalls zu einer Abwägungslösung nach Verhältnis­
mäßigkeitsgrundsätzen (BVerwG, Urteil von 13.06.2013 – 10 C 16/12, Rn. 22). Nach 
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshof  für Menschenrechte (EGMR) 
ist beim Familiennachzug entscheidend darauf  abzustellen, ob die Zusammenfüh­
rung in einem Mitgliedstaat die einzige Möglichkeit darstellt, ein Familienleben 
zu führen oder ob es auch eine Möglichkeit der Zusammenführung im Ausland 
gibt (EGMR, Urteil vom 30. Juli 2013 – 948/12). Im Anwendungsbereich der Fami­
liennachzugs-RL findet zudem die Europäische Grundrechtecharta Anwendung 
(Art. 51 Abs. 1 GRCh). Art. 7 GRCh gewährleistet die Achtung des Familienlebens, 
Art. 24 Abs. 2 verpflichtet die Staaten auf  die vorrangige Beachtung des Kindeswohls 
(BVerwG, Urteil vom 13.06.2013 – 10 C 16/12, Rn. 24) und Art. 24 Abs. 3 enthält 
das Recht des Kindes auf  den persönlichen Umgang mit beiden Eltern (EuGH, Urteil 
vom 27.06.2006 – C-540/03). Auch daraus ergeben sich zwar wichtige Kriterien für 
die Verhältnismäßigkeitsprüfung, aber die Rechte der GRCh führen nicht dazu, dass 
den Staaten bei der Prüfung von Anträgen auf  Familienzusammenführung kein 
Ermessensspielraum verbleibt (EuGH, Urteil vom 27.06.2006 – C-540/03). 

Neben dem Schutz der Familie und der vorrangigen Berücksichtigung des Kindes­
wohls kommt auch ein Eingriff  in das Recht auf  Privatleben nach Art. 8 Abs. 2 
EMRK in Betracht (BVerfG vom 21.02.2011 – 2 BvR 1392/10; vom 10.05.2007 – 2 
BvR 304/07).  Das Recht auf  Achtung des Privatlebens umfasst die Summe der per­
sönlichen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Beziehungen, die das Privatleben 
eines Menschen ausmachen und denen bei fortschreitender Dauer des Aufenthalts 
wachsende Bedeutung zukommt. Ein Eingriff  in diese Rechte aus Art. 8 Abs. 1 
EMRK muss nach Art. 8 Abs. 2 EMRK eine in einer demokratischen Gesellschaft 
notwendige Maßnahme darstellen, die durch ein dringendes soziales Bedürfnis ge­
rechtfertigt und mit Blick auf  das verfolgte legitime Ziel auch im engeren Sinne 
verhältnismäßig ist. 

Ein Eingriff  in das Recht auf  Privatleben wird aber erst dann bejaht, wenn eine 
ausländische Person aufgrund ihrer gesamten Biografie faktisch zu einem Inländer 
geworden ist, sie keinen Bezug mehr zum Staat ihrer Staatsangehörigkeit hat und ihr 
deshalb ein Leben dort nicht zuzumuten ist. Dafür reicht ein mehrjähriger Aufenthalt 
im Bundesgebiet allein nicht aus (OVG Sachsen, Beschluss vom 23.03.2020 –  
3 B 48/20, Rn. 7). Es kann allerdings eine Rolle spielen, dass in Deutschland aufge­
wachsene Kinder sehr viel schneller den Bezug zum Herkunftsland verlieren oder 
ihn nie aufgebaut haben, als dies bei Erwachsenen der Fall ist (EGMR, Urteil vom 
23.06.2008 – 1638/03, Rn. 63, Maslov ./. Österreich). 
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Die Auslegung von Ausnahmeregelungen im Lichte europäischer und internationaler 
Konventionen stößt immer wieder auf  erhebliche Probleme bei den Behörden und 
manchmal auch bei den Verwaltungsgerichten, wenn sich keine entsprechenden 
Regelungen in deutschen Gesetzen, Verordnungen oder ermessenslenkenden Weisun­
gen finden, die die Verwaltung binden. Die Verwaltungsvorschriften zum AufenthG 
stammen von 2009 und so können die Ausländerbehörden viele Entwicklungen in 
der Rechtsprechung nur schwer in ihre Entscheidungspraxis umsetzen. 

1.5 Absehen von den Erteilungs
voraussetzungen im Bereich sonstiger 
humanitären Aufenthaltserlaubnisse
Generell abgesehen wird von der Sicherung des Lebensunterhalts bei den Auf­
enthaltserlaubnissen für Personen mit einem Schutzstatus (§§ 22, 23 Abs. 2 und 
Abs. 4, 24, 25 Abs. 1 – 3 AufenthG). Auch bei der Aufenthaltserlaubnis für 
Opfer des Menschenhandels (§ 25 Abs. 4a AufenthG) oder der Arbeitsausbeu­
tung (§ 25 Abs. 4b AufenthG) wird von dieser Anforderung abgesehen. 

Auf  die Lebensunterhaltssicherung kann verzichtet werden bei der Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG wegen eines inlandsbezogenen 
Abschiebehindernisses (§ 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG). Alleinerziehenden und ihren 
Kindern wird diese Aufenthaltserlaubnis häufig zum Schutz einer bestehenden 
familiären Bindung zum anderen Elternteil erteilt. 

Typische Konstellationen in diesem Zusammenhang sind:

Beide Elternteile sind als Asylsuchende gekommen und haben ein gemeinsames 
Kind, sind aber nicht verheiratet. Der Vater erhält eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Abs. 3 AufenthG wegen eines Abschiebehindernisses (z.B. Afghanistan). 
Die Mutter hingegen ist nach einer Ablehnung ihres Asylantrags vollziehbar 
ausreisepflichtig. Das Kind lebt im Haushalt der Mutter, hat aber auch eine enge 
Beziehung zu seinem Vater. Die Eltern üben das Sorgerecht gemeinsam aus. 

Aus der familiären Bindung zum Vater ergibt sich für das Kind ein Abschiebe­
hindernis, abgeleitet aus Art. 6 GG. Art. 8 EMRK, Art. 9 Abs. 3 UN-KRK (Recht 
auf  den persönlichen Umgang mit beiden Elternteilen). Wiederum vom Aufent­
haltsrecht des Kindes abgeleitet, ergibt sich für die Mutter, die die Personensorge 
ausübt, ein Abschiebehindernis. So kann sowohl dem Kind als auch der Mutter 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG wegen eines rechtlichen 
Abschiebehindernisses ausgestellt werden. Auf  die Sicherung des Lebensunter­
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halts kann verzichtet werden. In der gegebenen Konstellation sollte das Ermessen 
auf  Null reduziert sein, weil das Gewicht der Grund- und Menschenrechte eine 
Trennung von Mutter und Kind ausschließt (Benassi 2005, S. 357, 360; VG 
Stuttgart, Urteil vom 08.08.2007 – 2 K 3070/07). Allerdings wird in der Literatur 
darauf  verwiesen, dass der Schutz der Grund- und Menschenrechte des Kindes 
und der Eltern zwar zwingend vor Abschiebung schützt, aber kein Recht auf  
einen Aufenthaltstitel verleiht (Kluth 2023, § 25 Rn. 151; Röcker 2022, § 25 Rn. 
131 f.).  Viele Ausländerbehörden machen die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Abs. 5 AufenthG deshalb von der Sicherung des Lebensunterhalts 
abhängig und erteilen lediglich eine Duldung, solange kein ausreichendes Ein­
kommen nachgewiesen wird. Erst nach 18 Monaten Aufenthalt entsteht ein 
Regelanspruch auf  die Erteilung, sodass die Aufenthaltserlaubnis nur noch 
in Ausnahmefällen verweigert werden darf  (Göbel-Zimmermann/Hupke 
2021, § 25 Rn. 87; Zimmerer 2021, § 25 Rn. 100). 

Erkennbar wird hier eine unterschiedliche Bewertung, abhängig davon, ob sich ein 
Familienangehöriger noch im Ausland oder bereits im Inland aufhält. Ohne eine 
Lebensunterhaltssicherung dürfte ein Nachzug der Mutter kaum zugelassen werden. 
Das gilt auch für die Konstellation, dass ein Kind im Ausland verblieben ist, solange 
der alleinerziehende Elternteil den Unterhalt für sich und das Kind nicht sichern kann. 

Die Unterschiede ergeben sich aus der territorialen Geltung der Grund- und 
Menschenrechte. Die Ausübung von Hoheitsgewalt ist notwendige Voraussetzung für 
die Verantwortlichkeit eines Staates für Handlungen oder Unterlassungen (EGMR, 
Urteil vom 07.07.2011 − 55721/07, Rn. 131, Al-Skeini u. a./Vereinigtes Königreich). 
Ein individueller Anspruch auf  den Respekt vor den Grundrechten und eine staatliche 
Verpflichtung zum Schutz und zur Verwirklichung dieser Rechte ergibt sich nur für 
Personen, die sich auf  dem Territorium der Bundesrepublik Deutschland aufhalten 
oder gegenüber den staatlichen Organen, soweit sie außerhalb der territorialen Zu­
ständigkeit agieren (siehe BVerfG, Urteil vom 19.05.2020 – 1 BvR 2835/17, Rn. 101 ff.).  
Deutsche Behörden sind zwar verpflichtet, bei jeder Nachzugsentscheidung für 
einen Familienangehörigen Art. 6 GG und Art. 8 EMRK entsprechend der großen 
Bedeutung, die Verfassungs- und Völkerrecht dem Schutz der Familie einräumen, 
zu berücksichtigen (BVerfG, Beschluss vom 12.05.1987 – 2 BvR 1226/83), daraus 
ergibt sich jedoch kein Rechtsanspruch auf  Einreise. Dem steht nach Ansicht des 
BVerfG (Beschluss vom 12.05.1987 – 2 BvR 1226/83) schon Art. 11 GG entgegen, 
der nur Deutschen ein Freizügigkeitsrecht einräumt. Bei der Nachzugsentscheidung wird 
den fiskalischen öffentlichen Interessen, d.h. dem Schutz der Sozialsysteme vor 
Belastungen, ein höheres Gewicht beigemessen als dem Grundrecht auf  Familie oder 
dem Kindeswohl (BVerwG, Urteil vom 30.04.2009 – 1 C 3/08, Rn. 17 f.; VGH Bayern, 
Beschluss vom 13.04.2021 – 19 ZB 20.2659, Rn. 16 ff.). Für Personen, die sich bereits 
auf  dem Gebiet der Bundesrepublik aufhalten, entfaltet der Schutz der Familie und 
die Verpflichtung auf  das Kindeswohl dagegen umfassende staatliche Schutz- und 
Leistungsverpflichtungen (BVerwG, Urt. v. 04.07.2019 – 1 C 45/18 Rn. 17).



332

1.6 Die Problematik der  
Aufenthaltsverfestigung
Für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis (nach §§ 9, 18c, 26 Abs. 3 und 4,  
28 Abs. 2, 35 AufenthG) werden besonders hohe Anforderungen an die wirtschaft­
liche Absicherung gestellt (BVerwG, Urt. v. 22.05.2012 – 1 C 6/11, Rn. 10). Aus­
nahmen davon sind lediglich im Fall von Behinderungen oder Krankheit möglich, nicht 
jedoch wegen der Betreuung von kleinen Kindern, und auch dann nicht, wenn nicht 
der Elternteil, sondern das betreute Kind eine Behinderung hat (BVerwG, Urteil vom 
28.10.2008 – 1 C 34.07; OVG Niedersachsen, Beschluss vom 27.11.2014 – 13 LA 
108/14, Rn. 9; OVG Saarland, Beschl. v. 29.01.2008 – 2 D 472/07, Rn. 11; OVG 
NRW Beschluss vom 19.10.2007 – 18 A 4032/06; Samel 2022, § 5 AufenthG, Rn. 27). 

Auch hier bleiben die Belastungen durch Kindererziehung und sogar die notwendige 
Pflege und Versorgung eines Kindes mit einer Behinderung völlig ausgeblendet. 
Damit wird Alleinerziehenden der Zugang zur Niederlassungserlaubnis oft auf  
Dauer versperrt. 

Ehegatten von Deutschen haben bereits nach drei Jahren ehelicher Lebensgemein­
schaft einen Anspruch auf  die Niederlassungserlaubnis (§ 28 Abs. 2 AufenthG). 
Für die ausländischen Ehepartnerinnen und -partner beinhaltet der Übergang 
in die Niederlassungserlaubnis auch das Ende des akzessorischen Aufenthalts­
rechts. Eine Niederlassungserlaubnis kann nicht mehr wegen einer Trennung 
oder Scheidung entzogen werden. Die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis 
nach § 28 Abs. 2 AufenthG erfordert aber die Erfüllung der allgemeinen Er­
teilungsvoraussetzungen des § 5 AufenthG, insbesondere einen gesicherten 
Lebensunterhalt (BVerwG, Urteil vom 16.08.2011 – 1 C 12/10, Rn. 11 f.; OVG 
Sachsen, Beschluss vom 03.02.2010 – 3 D 70/09, Rn. 5; OVG Berlin-Brandenburg, 
Urteil vom 22.02.2011 – OVG 12 B 20.08, Rn. 23; Dienelt 2022, § 28 Rn. 48; 
Tewocht 2023, § 28 Rn. 29; Oberhäuser 2016, § 28 Rn. 41). 

Die vom EuGH vorgegebenen Erleichterungen beim Umfang der Sicherung des Le­
bensunterhalts (siehe 1.2.2) sind nach Auffassung des BVerwG (Urteil vom 16.11.2010 
– 1 C 21/09, Rn. 20) nicht bei der Erteilung einer Niederlassungserlaubnis an­
zuwenden. Für eine Verfestigung muss ein Erwerbseinkommen so hoch liegen, 
dass auch nach Berücksichtigung der Freibeträge des § 11b Abs. 2 und 3 SGB II  
(bereinigtes Einkommen) kein ergänzender Leistungsanspruch mehr verbleibt 
(siehe unter 1.2.1). 

Für Alleinerziehende ist es besonders schwer, das so ermittelte Mindesteinkommen 
zu erreichen, wobei das Wohngeld nicht zur Entlastung in Anspruch genommen 
werden darf. 
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Von einer Aufenthaltsverfestigung werden auch Personen im Rentenalter, die – u.a. 
wegen der Zeiten der Kindererziehung und -versorgung – keine ausreichenden Renten­
beiträge erwerben konnten, um ihren Lebensunterhalt zu sichern, ausgenommen 
(BVerwG, Beschluss vom 22.11.2016 – 1 B 117/16; OVG Berlin-Brandenburg, 
Beschluss vom 13.04.2021 – OVG 3 M 30/21). Alleinerziehende Migrantinnen 
werden dadurch auch im Rentenalter besonders häufig von einer Aufenthaltsver­
festigung ausgeschlossen. 

1.7 Alleinerziehende Unionsbürgerinnen 
und -bürger

1.7.1 Freizügigkeit 

Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der EU, der übrigen EWR-Staaten (Island, 
Norwegen und Liechtenstein) und der Schweiz haben freien Zugang zum deutschen 
Territorium. Voraussetzung ist lediglich der Besitz eines Passes oder Personal­
ausweises. Einen Aufenthaltstitel benötigen sie nicht. Ihnen wird eine Melde­
bescheinigung durch das Einwohnermeldeamt ausgestellt, wenn sie ihren Wohnsitz 
in Deutschland begründen wollen. Das Freizügigkeitsrecht steht allen Unions­
bürgern für die Dauer von drei Monaten unabhängig vom Zweck ihres Aufenthalts 
zu (§ 2 Abs. 5 FreizügG/EU; Art. 6 Abs. 1 RL 2004/38/EG). Das Freizügigkeits­
recht über drei Monate hinaus ist von bestimmten Aufenthaltsgründen abhängig. 

Zu beachten ist aber, dass der Aufenthalt ordnungsrechtlich als erlaubt gilt, solange 
nicht durch einen Verwaltungsakt der Ausländerbehörde das Nichtbestehen fest­
gestellt wurde (§ 5 Abs. 4 FreizügG/EU, Dienelt 2022, § 5 FreizügG/EU, Rn. 59).

Die Grundkonzeption der Freizügigkeit innerhalb der EU orientiert auf  Erwerbs­
tätige, die aktiv am Arbeitsmarkt teilnehmen und zu diesem Zweck innerhalb der 
Europäischen Union wandern. Die Mobilität der Arbeitskräfte soll zu einem effek­
tiven und der Nachfrage entsprechenden Einsatz im gesamten EU-Raum führen 
(Kommission v. 15.11.2013, COM (2013) 837 final, S. 2). 

1.7.2 Der Begriff „Arbeitnehmer“ bzw. „Erwerbstätige“

Der Begriff  der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers erfordert eine Beschäftigung 
(abhängiges Arbeitsverhältnis); der Begriff  „Erwerbstätige“ umfasst sowohl ab­
hängige als auch selbständige Tätigkeiten. Um als erwerbstätig im Sinne des EU-
Rechts zu gelten, muss die Tätigkeit nicht den gesamten Lebensunterhalt decken. 
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Die Rechtsprechung des EuGH verlangt nur, dass es sich nicht um eine Tätigkeit 
von gänzlich untergeordneter Bedeutung handelt (EuGH, Urteil vom 23.03.1982 
– C-53/81, Levin). Es kommt nicht darauf  an, ob die Beschäftigung sozialversiche­
rungspflichtig ist (EuGH, Urteil vom 03.06.1986 – C-139/85, Kempf; EuGH, Ur­
teil vom 07.09.2004 – C-456/02, Trojani; LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
30.09.2010 – L 34 AS 1490/10 B ER). In der Rechtsprechung der Sozialgerichte 
werden Beschäftigungen von vier bis sechs Wochenstunden als ausreichend aner­
kannt (BSG, Urteil vom 12.09.2018 – B 14 AS 18/17 R; LSG Berlin-Brandenburg, 
Urteil vom 28.10.2020 – L 19 AS 2630/17; LSG Bayern, Beschluss vom 06.02.2017 
– L 11 AS 887/16 B ER; LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 27.02.2017 – 18 AS 
2884/16). Es muss sich aber um eine Tätigkeit handeln, die den Regelungen des 
nationalen Arbeitsrechts unterliegt (EuGH 04.02.2010 – C-14/09, Genc).

Das Recht auf  Freizügigkeit der Erwerbstätigen bleibt bei unfreiwilliger Arbeits­
losigkeit für sechs Monate erhalten, wenn die Beschäftigung noch kein Jahr ange­
dauert hat (§ 2 Abs. 3 Satz 2 FreizügG/EU). Ab einer Tätigkeit von 12 Monaten 
bleibt der Status der Erwerbstätigen so lange erhalten, wie die unfreiwillige Arbeits­
losigkeit andauert (§ 2 Abs. 3 Nr. 2 FreizügG/EU). Der Status bleibt auch für die 
Dauer der Elternzeit (pro Kind drei Jahre) erhalten, das gilt jedenfalls, wenn das 
Arbeitsverhältnis in dieser Zeit nur ruht (BSG 9.3.2022 – B 7/14 AS 91/20 R). 

Das bedeutet für Alleinerziehende eine Erleichterung gegenüber Drittstaats­
angehörigen, für die das Kriterium der vollen Sicherung des Lebensunterhalts gilt. 

Allerdings wird von Jobcentern Personen mit einem geringen Einkommen und 
mehreren Unterhaltsberechtigten zunehmend ein missbräuchliches Verhalten vor­
geworfen. Die Sozialgerichte sehen einen solchen Missbrauch, wenn die Arbeits­
aufnahme nur erfolgt, um sich einen Anspruch auf  Sozialleistungen zu sichern 
(LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 13.12.2022 – L 18 AS 1084/22 BER). 
Es reicht aber für die Annahme einer missbräuchlichen Arbeitsaufnahme nicht aus, 
wenn das Einkommen auch absehbar nicht den Bedarf  der gesamten Familie 
decken kann (LSG NRW, Beschluss vom 31.01.2023 – L 7 AS 1652/22 B ER). 

1.7.3 Familienangehörige

Freizügigkeitsberechtigt sind auch Familienangehörige von freizügigkeitsberech­
tigen Unionsbürgerinnen oder -bürgern, unabhängig von ihrer eigenen Staats­
angehörigkeit. Als Familienangehörige im Sinne des EU-Rechts (Art. 2 Nr. 2 RL 
2004/38/EG) gelten a) Ehegatten, auch wenn diese dauerhaft getrennt leben, 
sowie eingetragene gleichgeschlechtliche Partnerinnen oder Partner, b) Kinder der 
Unionsbürgerin oder des Unionsbürgers und Stiefkinder bis zum 21. Lebensjahr; 
c) Verwandte in auf- und absteigender Linie, denen Unterhalt gewährt wird.5

5 � Mit Gesetzesänderung vom 24.11.2020 (BGBl. 2020 I S. 2416) wurden in § 3a FreizügG/EU die nahestehenden Personen aufgenommen, 
nachdem die EU-Kommission zu dieser Anpassung an die Freizügigkeitsrichtlinie (Art. 3 Abs. 2) aufgefordert hatte und ein Vertrags-
verletzungsverfahren bereits eingeleitet worden war (Nr. 2011/2086). Mit der Erweiterung des Aufenthaltsrechts auf nahestehende 
Personen werden jedoch keine neuen Freizügigkeitsrechte geschaffen, vielmehr handelt es sich um einen Aufenthaltstitel, der durch 
Erteilung ein konstitutives nationales Aufenthaltsrecht schafft (Dienelt 2022, FreizügG/EU § 3a, Rn. 3). Die Relevanz für Alleinerziehende 
ist gering, deshalb soll hier nicht näher auf diese Regelung eingegangen werden. 
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Der sorgeberechtigte (auch drittstaatsangehörige) Elternteil eines minderjährigen 
Kindes mit der Staatsangehörigkeit eines EU/EWR-Staates oder der Schweiz 
genießt Freizügigkeit, wenn er selbst Unterhaltsleistungen für das Kind erbringt 
(EuGH 19.10.2004 – C-200/02, Chen) oder wenn das Kind zu einem früheren 
Zeitpunkt sein Aufenthaltsrecht von einem freizügigkeitsberechtigten Elternteil ab­
leiten konnte (EuGH 23.02.2010 – C 480/08, Teixeira; VGH BW 22.03.2010 – 11 
S 1626/08).

Kinder und ihre sorgeberechtigten Elternteile können ihr Aufenthaltsrecht auch aus 
Art. 10 der Arbeitnehmerverordnung 492/2011 ableiten, wenn ein Elternteil gegen­
wärtig oder zu einem früheren Zeitpunkt ihres Aufenthalts den Arbeitnehmer-Status 
hatte und das Kind in Deutschland eine Bildungseinrichtung besucht (EuGH 
23.02.2010 – C-310/08, Ibrahim; BVerwG 11.09.2019 – 1 C 48.18). Das Aufenthalts­
recht des Kindes und des sorgeberechtigten Elternteils ist nicht von der Sicherung 
des Lebensunterhalts oder von einer Erwerbstätigkeit abhängig (EuGH 23.02.2010 
– C-480/08, Teixeira; BSG 27.01.2021 – B 14 AS 42/19 R). Als Bildungseinrich­
tungen gelten Regelschulen und Ausbildungsstätten, nicht jedoch die Kita. Deshalb 
können sich alleinerziehende Elternteile erst mit der Einschulung auf  diese Regelung 
berufen. 

Auch wenn für ausländische Elternteile von Kindern mit der Staatsangehörigkeit 
eines EU/EWR-Staates oder der Schweiz kein Freizügigkeitsrecht besteht, so 
darf  ein solches Kind nicht in einen Staat außerhalb der Europäischen Union ver­
bracht werden. Das Bleiberecht innerhalb der Europäischen Union gehört zum 
Kernbestand der Unionsbürgerschaft, unmittelbar abgeleitet aus Art. 21 AEUV 
(EuGH, Urteil vom 05.05.2011 – C 434/09, McCarthy, Rn. 28; EuGH, Urteil vom 
12.03.2014 – C 456/12, Rn. 35). Auf  diesen Kernbestand der Unionsbürgerschaft 
können sich auch deutsche Kinder berufen (EuGH, Urt. v. 08.05.2018 – C-82/16, 
K.A. u.a., Rn.89; BVerwG, Urteil vom 12.7.2018 – 1 C 16/17, Rn. 36). Dadurch 
entsteht ein Aufenthaltsrecht oder zumindest ein Abschiebehindernis für den Eltern­
teil, der die Personensorge ausübt (EuGH, Urteil vom 08.03.2011 – C 34/09, 
Ruiz Zambrano, Rn. 42; EuGH, Urteil vom 10.05.2017 –  C-133/15, Chavez-Vilchez, 
Rn. 63 ff.; Oberhäuser 2022, S. 187ff.). Wenn dem (alleinerziehenden) Elternteil 
keine Aufenthaltserlaubnis, etwa nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG i.V.m. 
§ 11 Abs. 14 FreizügG/EU (LSG Baden-Württemberg, Urteil vom 25.01.2023 – 
L 3 AS 3922/20, „Meistbegünstigungsklausel“; Vorlagebeschluss zum EuGH: SG 
Detmold, Beschluss vom 22.06.2023 – S 35 AS 718/21) oder nach § 25 Abs. 5 AufenthG 
wegen eines Abschiebehindernisses ausgestellt wird, ist ihm eine Duldung nach  
§ 60a Abs. 2 Satz 1 AufenthG zu erteilen. Damit verbunden sind dann auch 
Leistungsansprüche nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 AsylbLG, das Kind selbst hat hingegen 
Leistungsansprüche nach § 27 ff. SGB XII, weil es nicht ausreisepflichtig ist. 

Vorteilhaft für Alleinerziehende ist das EU-Recht im Fall einer Trennung von der 
Partnerin oder dem Partner. Anders als im deutschen Aufenthaltsrecht gilt die Ehe 
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dem EU-Recht als konstitutiv, auf  ein Zusammenleben oder das Bestehen der 
ehelichen Lebensgemeinschaft kommt es nicht an (EuGH, Urteil vom 16.07.2015 
– C-218/14, Singh, Rn. 54; BVerwG, Urteil vom 28.03.2019 – 1 C 9/18). Ehepart­
nerinnen oder -partner können ihr Aufenthaltsrecht und ihre Ansprüche auf  existenz­
sichernde Leistungen auch von der getrenntlebenden Partnerin oder dem Partner 
ableiten, solange noch kein gerichtlicher Antrag auf  Scheidung gestellt wurde. 

Nach einer Scheidung bleibt Alleinerziehenden mit einem abgeleiteten Freizügig­
keitsrecht das Aufenthaltsrecht erhalten, wenn für ein gemeinsames Kind die Per­
sonensorge übernommen wird (§ 3 Abs. 4 Nr. 2 FreizügG/EU). Gibt es hingegen 
keine gemeinsamen Kinder, so bleibt das Aufenthaltsrecht erhalten, wenn die Ehe 
mindestens drei Jahre bestanden hatte, davon mindestens ein Jahr in Deutschland  
(§ 3 Abs. 4 Nr. 1 FreizügG/EU) oder ein Härtefall vorliegt (§ 3 Abs. 4 Nr. 3 FreizügG/EU).  
Auch die geschiedene Ehepartnerin oder der -partner müssen erwerbstätig sein 
oder über ausreichende Existenzmittel und einen umfassenden Krankenversiche­
rungsschutz verfügen.

Diese Regelung ist insgesamt günstiger als die Regelung nach § 31 AufenthG. Dadurch 
werden auch die Ehepartnerinnen oder Ehepartner von Unionsbürgerinnen oder 
-bürgern gegenüber den Partnerinnen oder Partnern von Deutschen begünstigt 
(Inländerdiskriminierung). 

1.7.4 Nicht erwerbstätige Alleinerziehende

Alleinerziehende sind im EU-Recht besser abgesichert als Drittstaatsangehörige, 
wenn sie einer Erwerbstätigkeit nachgehen. Wenn sie allerdings durch Schwanger­
schaft, Mutterschutz und Kinderbetreuung an der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
gehindert sind, trägt das Freizügigkeitsrecht der EU den besonderen Lebensum­
ständen ebenso wenig Rechnung wie das AufenthG. Innerhalb der EU gibt es keinen 
Abschiebeschutz wegen Schwangerschaft, Mutterschutz, Krankheit oder Behinde­
rung. Alle Mitgliedstaaten der EU gelten nach Art. 16 Abs. 2 Satz 1 GG als sichere 
Herkunftsstaaten. 

Unionsbürgerinnen und -bürger ohne Aufenthaltsrecht nach § 2 FreizügG/EU 
oder Art. 10 der Arbeitnehmer-VO (492/2011/EU, ABl. L 141 S. 1) werden in 
den ersten fünf  Jahren ihres Aufenthalts von existenzsichernden Leistungen ausge­
schlossen (§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II/§ 23 Abs. 3 SGB XII). Allerdings wird die Aus­
reisepflicht erst ausgelöst, wenn die Ausländerbehörde durch einen Verwaltungsakt 
feststellt, dass keine Freizügigkeit mehr besteht (§ 5 Abs. 4 FreizügG/EU). Mit Erlass 
des Bescheides entstehen Leistungsansprüche nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 AsylbLG, weil 
die Betroffenen ausreisepflichtig sind (LSG Hessen, Beschluss vom 13.6.2022 –  
L 6 AS 196/22 B ER; LSG Sachsen, Urteil vom 20.03.2018 – L 3 AS 73/18 B ER; 
LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 06.11.2017 – L 8 SO 262/17 B ER). 
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Solange eine derartige Feststellung jedoch nicht getroffen wurde, bleiben nicht er­
werbstätige Alleinerziehende und ihre Kinder von den Leistungen in den ersten 
fünf  Jahren des Aufenthalts nach SGB II (§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2a oder b SGB II) 
und SGB XII (§ 23 Abs. 3 SGB XII) ausgeschlossen, weil ihnen materiellrechtlich 
keine Freizügigkeit zusteht oder sie diese nur aus der Arbeitssuche ableiten können. 

Für diese Fälle hat der Gesetzgeber die Überbrückungsleistungen geschaffen, um 
einen offenen Verfassungsbruch zu vermeiden (§ 23 Abs. 3 S. 3 – 6 SGB XII, siehe 
auch Frings 2021b, § 26 Rn. 85). Gerichtet sind die Leistungen auf  die Überbrü­
ckung eines Zeitraums bis zur Ausreise; sie sind begrenzt auf  einen Monat inner­
halb von zwei Jahren. Sie umfassen lediglich Leistungen für Unterkunft, Ernährung, 
Hygiene und Krankenbehandlung bei akuten oder schmerzhaften Erkrankungen 
sowie bei Schwangerschaft und Geburt (zu den verfassungsrechtlichen Bedenken 
siehe Groth 2023, § 23 SGB XII, Rn. 16b; Frings 2021a, S. 248ff.). Soweit es beson­
dere Umstände im Einzelfall erforderlich machen, können weitere Leistungen zur 
Vermeidung einer besonderen Härte erbracht werden (§ 23 Abs. 3 S. 6 SGB XII). 
Reisekosten können als Darlehen erbracht werden (§ 23 Abs. 3a SGB XII). 

Da diese Regelung den einzigen Zugang zu Leistungen bildet, die eine menschen­
würdige Existenz sichern können, und damit die Grundrechtsgewährleistung aus 
Art. 1 Abs. 1 i.V.m § 20 Abs. 1 GG umsetzt, ist sie den hohen verfassungsrechtlichen 
Anforderungen entsprechend auszulegen (Frings 2021b, § 26, Rn. 85). 

Das BSG (Urteil vom 29.03.2022 – B 4 As 2/21 R) lehnt den Leistungsanspruch 
dennoch ab, wenn die Ausreise und die Rückkehr ins Heimatland möglich und 
zumutbar seien. Das Grundrecht auf  Gewährleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums stehe dem Verweis auf  die eigenverantwortliche Selbsthilfe 
durch Ausreise nicht entgegen. Dieser Auffassung tritt das LSG Hessen (Beschluss 
vom 31.10.2022 – L 4 SO 133/22 B ER) entgegen. Der Gegenwärtigkeitsgrund­
satz, entwickelt vom BVerfG (18.07.2012 – 1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11), sei 
unvereinbar mit dem Verweis auf  eine zumutbare Ausreise und damit auf  eine 
exterritoriale Sicherung des Existenzminimums.

Die jüngste Entscheidung des BSG (Urteil vom 13.07.2023, B 8 SO 11/22 R) stellt 
aber zumindest klar, dass der Leistungsanspruch unabhängig von einem Ausreise­
willen besteht, und dass für die Leistung kein gesonderter Antrag erforderlich ist, 
sondern jeder Antrag auf  Sozialhilfe den Antrag auf  Überbrückungsleistungen um­
fasst und deshalb von Amts wegen zu prüfen ist. Auch Anträge auf  Bürgergeld 
müssen in Fällen von Leistungsausschlüssen an das Sozialamt zur Prüfung weiter­
geleitet werden. 

Für Alleinerziehende bleibt die besondere Problematik, dass in Fällen von Schwanger­
schaft, Mutterschutz und in Zeiten, in denen eine Ausreise wegen der Versorgung 
von Säuglingen oder behinderten Kindern nicht zumutbar ist, ein Zugang zu 
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existenzsichernden Leistungen nur selten und meist nur mit Unterstützung von 
Sozialrechtsexpertinnen oder -experten erreicht werden kann. 

1.8 Lösungsansätze
• Der zentrale Ansatz für ein Ausländeraufenthaltsrecht, welches auch Alleinerzie­

henden gerecht würde, wäre die Neugestaltung der Anforderungen an die Sicherung
des Lebensunterhalts unter Einbeziehung der realen Lebenslagen von Alleinerzie­
henden sowie die Anerkennung der Kindererziehung als gesellschaftlich und
volkswirtschaftlich wichtiger Beitrag.

Als Modell kann hier die Regelung des § 25b AufenthG stehen. Da die Sicherung
des Lebensunterhalts als Regelanforderung für alle Aufenthaltstitel in § 5 Abs.
1 Nr. 1 AufenthG festgeschrieben ist, könnten Ausnahmen für Alleinerziehende im
Anschluss an die sonstigen Ausnahmen bestimmt werden (nach § 5 Abs. 1 Satz
3 AufenthG). Danach würde bei Alleinerziehenden mit mindestens einem Kind
unter drei Jahren auf  die Sicherung des Lebensunterhalts verzichtet. Für Familien
mit Kindern, einschließlich Alleinerziehende, wäre der vorübergehende Bezug
von ergänzenden Leistungen unschädlich und Personen, einschließlich Allein­
erziehender, in schulischer oder beruflicher Ausbildung sowie während eines
Studiums würden ebenfalls von der Anforderung des gesicherten Lebensunter­
halts freigestellt.

• Eine weniger weitgehende Entlastung könnte dadurch vorgenommen werden,
dass die europarechtlich vorgegebene Ermittlung der Höhe des Einkommens (siehe 1.2.2)
für einen gesicherten Lebensunterhalt einheitlich für alle Aufenthaltstitel angewendet
wird.  Dies würde auch die unübersichtliche Differenzierung selbst innerhalb einer
Familie beenden.

• Der Mehrbedarf  für Alleinerziehende sollte bei der Berechnung des erforderlichen
Mindesteinkommens nicht mehr berücksichtigt werden, weil diese Anrechnung
Alleinerziehende in Verkehrung der eigentlichen Zweckrichtung zusätzlich be­
lastet.

• Das Wohngeld sollte in die Liste der Sozialleistungen in § 2 Abs. 3 AufenthG auf­
genommen werden, die nicht als Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen gilt.
Alle Migrantinnen und Migranten sind ebenso wie Deutsche, Angehörige der
EU-Staaten und Drittstaatsangehörige mit einem Daueraufenthaltsrecht auf  die
Entlastung bei hohen Unterkunftskosten angewiesen. Alleinerziehende können
den Wohnbedarf  für sich und eventuell mehrere Kinder nicht ohne diese Entlastung
finanzieren.
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• Nach einer Trennung und der Erteilung einer eigenständigen Aufenthaltserlaubnis
nach § 31 AufenthG sollte eine längere Karenzzeit bis zur eigenständigen Siche­
rung des Lebensunterhalts eingeräumt werden und die Kinderbetreuung auch
anschließend ausdrücklich als ein Ausnahmegrund für die Regelanforderung des
gesicherten Lebensunterhalts genannt werden.

• In § 16 AufenthG sollte eine ausdrückliche Ausnahmeregelung zu § 5 Abs. 1 Nr. 1
AufenthG für die Zeit von Schwangerschaft, Mutterschutz und Elternzeit für alle
Aufenthaltserlaubnisse zum Zweck der Aus- oder Weiterbildung aufgenommen
werden.

• Die Vorgaben der europäischen und internationalen Menschenrechtskonventionen sollten
stärker ins nationale Recht implementiert werden; dazu gehören u.a. die vorran­
gige Berücksichtigung des Kindeswohls nach Art. 3 UN-KRK, das Verbot der
Benachteiligung wegen einer Behinderung nach Art. 5 UN-Behindertenrechts­
konvention, das Recht auf  Familie und auf  Privatleben nach Art. 8 EMRK.

• Die Leistungsausschlüsse für Unionsbürgerinnen und -bürger im SGB II und SGB XII
müssen zumindest um eine Rückausnahme ergänzt werden, welche einen klaren
Rechtsanspruch auf  existenzsichernde Leistungen für Schwangere, Frauen im
Mutterschutz, Eltern in Elternzeit und Eltern (einschließlich Alleinerziehende)
enthält, die kleine Kinder oder Kinder mit Behinderung versorgen und pflegen.
Einbezogen werden sollten auch Kinder mit Unionsbürgerschaft und ihre sorge­
berechtigten Elternteile.

• Das unzureichende Angebot an Kinderbetreuung ist die zentrale Hürde für allein­
erziehende Migrantinnen und Migranten beim Zugang zum Arbeitsmarkt, damit
der Möglichkeit ihren Lebensunterhalt zu sichern und damit einen gesicher­
ten Aufenthaltsstatus zu erreichen. Der Rechtsanspruch nach § 24 SGB VIII
reicht offensichtlich nicht aus, um die erforderliche Kinderbetreuung durch
die Kommunen sicherzustellen. Wenn die erwünschte Zuwanderung von Fach­
kräften auch Alleinerziehende adressieren soll, wird ein weiterer Ausbau unver­
zichtbar. Dazu gehört auch eine Ausbildungsoffensive, die die umfangreichen
pädagogischen Vorbildungen von Geflüchteten nutzbar macht, durch einfachere
und transparente Anerkennungsverfahren und durch gezielte Weiterbildungs­
angebote.
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2 Die rechtlichen Vorga-
ben für die Versorgung 
und Unterbringungen 
von alleinerziehenden 
Geflüchteten
Alleinerziehende können aus unterschiedlichsten Motiven ihre Herkunftsländer 
verlassen und sich auf  die gerade mit Kindern oft gefährliche und immer sehr 
belastende Flucht nach Europa begeben. Manchmal werden sie auch erst auf  dem 
Fluchtweg zu Alleinerziehenden. Die beiden Faktoren der Verantwortung für 
Kinder und der fehlenden Unterstützung durch einen mitverantwortlichen Eltern­
teil führen zu zusätzlichen Belastungen sowohl auf  dem Fluchtweg als auch unter 
den besonders eingeschränkten Lebensbedingungen in Deutschland. 

2.1 Der Personenkreis der Geflüchteten
Der sozialwissenschaftliche Begriff  der Geflüchteten umfasst, rechtlich gesehen, die 
Personen, die einen Antrag auf  einen Schutzstatus in einem förmlichen Asylverfahren 
beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), geregelt nach dem AsylG, 
oder bei der Ausländerbehörde (§§ 25 Abs. 3 oder Abs. 5 AufenthG) gestellt haben, 
Personen, die vollziehbar ausreisepflichtig sind (Geduldete, §§ 60a – 60d AufenthG), 
weil ihr Asylantrag rechtskräftig abgelehnt wurde oder weil sie unerlaubt eingereist sind 
und Personen, denen ein Schutzstatus zuerkannt wurde (§§ 25 Abs. 1 – 3 AufenthG), 
die aus Schutzgründen im Bundesgebiet aufgenommen wurden (§§ 22, Abs. 2 und 
Abs. 4, 24 AufenthG) oder denen aus sonstigen humanitären Gründen eine Auf­
enthaltserlaubnis zum kurzfristigen (§§ 23 Abs. 1, 25 Abs. 4 Satz 1, Abs. 4a Satz 1, 
Abs. 4b AufenthG) oder dauerhaften (§§ 25 Abs. 4 Satz 2, Abs. 4a Satz 3, 25 Abs. 5, 
25a, 25b AufenthG) Verbleib erteilt wurde. 

Die folgende Expertise beschäftigt sich schwerpunktmäßig mit alleinerziehenden 
Geflüchteten, die sich noch im Asylverfahren befinden oder ausreisepflichtig sind 
und sich mit einer Aufenthaltsgestattung oder einer Duldung in Deutschland aufhalten. 
Einbezogen werden auch Personen, mit einer Aufenthaltserlaubnis, die lediglich eine 
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begrenzte soziale Teilhabe ermöglicht, wie Aufenthaltserlaubnisse nach §§ 25 Abs. 3 bis Abs. 5 
AufenthG, die erst mit Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oder nach 15 Monaten 
Aufenthalt einen Zugang zu Familienleistungen erhalten oder Personen mit 
Aufenthaltserlaubnissen nach § 23 Abs. 1 wegen des Kriegs in ihrem Heimatland, 
§§ 25 Abs. 4 Satz 1, und Abs. 5 AufenthG, die dem Sondersystem des AsylbLG
zugeordnet sind.6

Auch Alleinerziehende mit einem Schutzstatus oder einem anderen Aufenthaltstitel 
sind mit erheblichen Hürden beim Zugang zur Teilhabe konfrontiert, die nicht 
auf  rechtlichen Ausgrenzungen,7 sondern auf  einer unzureichenden Verfügbarkeit 
von Ressourcen beruhen. Hier wirken sich insbesondere fehlender Zugang zu 
Wohnraum, fehlende Kinderbetreuung und dadurch bedingt fehlender Zugang 
zum Spracherwerb, zu beruflichen Qualifikationen und zum Arbeitsmarkt sowie 
fehlender Zugang zu Informationen und Unterstützungen beim Umgang mit 
bürokratischen Anforderungen aus. 

2.2	Differenzierungen im Sozialrecht 
nach dem Aufenthaltsstatus 
Die meisten steuerfinanzierten Sozialleistungen enthalten Unterscheidungen nach 
der Art des Aufenthaltsstatus. Alleinerziehende Asylsuchende und Geduldete sind 
von vielen Leistungen ausgeschlossen oder unterliegen sozialrechtlichen Sonder­
regelungen. 

2.2.1 Fehlender Mehrbedarf für Alleinerziehende

Alle asylsuchenden und geduldeten Personen sind aus dem Leistungssystem des 
SGB II/SGB XII ausgeschlossen und dem Sondersystem des Asylbewerber­
leistungsgesetzes (AsylbLG) unterworfen. Während der ersten 18 Monate des Auf­
enthalts erhalten Sie reduzierte Leistungen nach § 3 AsylbLG. In das Sondersystem 
einbezogen werden auch Personen mit einem humanitären Aufenthaltstitel nach  
§ 23 Abs. 1 wegen des Kriegs in ihrem Heimatland, §§ 25 Abs. 4 Satz 1, und Abs. 5
AufenthG (siehe FN 1).

In dieser Zeit werden Alleinerziehenden keine Mehrbedarfszuschläge gezahlt (BSG, 
Urteil vom 25.10.2018 – B 7 AY 1/18 R; Adolph 2024, § 3 AsylbLG Rn. 26). Es 
besteht zwar rechtlich die Möglichkeit, besondere Bedarfe für die Betreuung und 
Versorgung der Kinder konkret zu belegen und dann durch einen Antrag nach  
§ 6 AsylbLG geltend zu machen (BT-Drs. 18/2592, S. 23; BSG, Urteil vom
25.10.2018 – B 7 AY 1/18 R. Rn. 18; LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom

6 � Für die Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG gilt dies zumindest für die ersten 18 Monate ab der Entscheidung über 
die Aussetzung der Abschiebung (§ 1 Abs. 3 c AsylbLG).

7 � Anerkannte Schutzberechtigte werden in die allgemeinen sozialstaatlichen Leistungsansprüche einbezogen; die Inländergleich
behandlung ergibt sich aus den entsprechenden Vorgaben der Genfer Flüchtlingskonvention (Art. 23) und des Unionsrechts  
(Art. 29, 30 RL 2011/95/EG).
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09.07.2020 – L 8 AY 52/20 B ER, Rn. 33). Der bürokratische Aufwand ist jedoch 
für die betroffenen Frauen, die sich erst seit kurzer Zeit im Bundesgebiet befinden, 
viel zu hoch. In der Praxis entfaltet diese Option daher keine Wirkung, deshalb 
findet sich auch keine Entscheidung eines Sozialgerichts zu den konkreten Mehr­
bedarfen Alleinerziehender. 

Erst ab dem 19. Monat werden Leistungen analog SGB XII nach § 2 AsylbLG 
gezahlt und damit auch der Mehrbedarf  für Alleinerziehende nach § 30 Abs. 3 SGB XII. 
Falls allerdings der Vorwurf  erhoben wird, die Dauer des Aufenthalts sei miss­
bräuchlich durch die Betroffenen beeinflusst worden (zur Auslegung: BSG, Urteil 
vom 24.06.2021 – B 7 AY 4/20 R; BSG, Urteil vom 17.06.2008 – B 8/9b AY 1/07 R; 
Decker 2023, § 2 AsylbLG Rn. 11 ff.), so bleibt es unbefristet bei den reduzierten 
Leistungen nach § 3 AsylbLG bzw. es kommt zu weiteren Leistungskürzungen nach 
§ 1a AsylbLG.

Ungeklärt bleibt die Frage, ob es mit der verfassungsrechtlich gebotenen 
Gleichbehandlung vergleichbarer Sachverhalte vereinbar ist, Alleinerziehenden 
mit Aufenthaltsgestattung, Duldung oder einer der Aufenthaltserlaubnis nach  
§ 1 Abs. 1 Nr. 3 AsylbLG in den ersten 18 Monaten des Aufenthalts den Mehr­
bedarfszuschlag für Alleinerziehende zu verweigern. Grundlegend hat das BVerfG
hierzu festgestellt, dass die Ausgestaltung existenzsichernder Leistungen nicht pau­
schal nach dem Aufenthaltsstatus differenzieren darf. Unterschiedlich hohe Leis­
tungsansprüche sind nur zulässig, wenn sich die (geringeren) Bedarfe auch empi­
risch belegen oder plausibel darlegen lassen (BVerfG vom 19.10.2022 – 1 BvL 3/21,
Rn. 56; BVerfG vom 18.07.2012 – 1 BvL 10/10, Rn. 69). Es gibt allerdings
keine Verpflichtung des Gesetzgebers bestimmte Bedarfe pauschal zu berücksich­
tigen. Wenn allerdings für eine nach dem Aufenthaltstitel definierte Gruppe eine
bestimmte Leistung nicht pauschal gewährt wird, so muss der Bedarf  zumindest
von Amts wegen geprüft und die Nachweispflicht hinsichtlich des Bedarfs redu­
ziert werden, um eine (auch mittelbare) Benachteiligung der so definierten Gruppe
im Verhältnis zu den sonstigen Leistungsberechtigten zu vermeiden. Das BVerfG
verlangt eine sachliche Rechtfertigung, wenn bei verschiedenen Personengruppen
verschiedene Berechnungsmethoden angewendet werden (BVerfG vom 18.07.2012
– 1 BvL 10/10, Rn. 71).

2.2.2 Leistungen zur Bildung und Teilhabe

Auf  diese Leistungen haben alle Kinder und jungen Menschen im Bezug nach 
AsylbLG einen Anspruch (§ 3 Abs. 4 AsylbLG). Die Ansprüche auf  die Pauschale 
für Schulbedarf, kostenloses Mittagessen in Schulen und Kitas, auf  Lernhilfen er­
gänzend zum Schulunterricht, auf  Kostenübernahme für Klassenfahrten können 
aber nicht umgesetzt werden, solange Kindern in den Aufnahmeeinrichtungen kein 
Zugang zur Regelschule und zur Kita gewährt wird (siehe 2.5.1, 2.5.4, 2.7.3). Selbst 
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die Kostenübernahme für außerschulische Bildung und Freizeit (Teilhabe am sozialen 
und kulturellen Leben) wird in der Praxis kaum umgesetzt, weil den Familien der 
Kontakt zum sozialen Umfeld und damit der Zugang zu den Angeboten für 
Kinder und Jugendliche fehlt. Der Ausschluss von Leistungen zur Bildung und 
Teilhabe verstößt gegen den Anspruch auf  Gewährleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums (BVerfG vom 09.02.2009 – 1 BvL 1/09, Rn. 197; vom 1 BvL 
10/10, Rn. 96).

Alleinerziehende Geflüchtete werden durch den Ausschluss der Kinder von Bildung 
und Teilhabe zurückgeworfen auf  ihre eigenen personellen Ressourcen ohne 
öffentliche oder zivilgesellschaftliche Unterstützung.

2.2.3 Ausschluss von Familienleistungen

Asylsuchende und Geduldete sind grundsätzlich von Familienleistungen ausge­
schlossen, das gilt nicht nur für die ersten 18 Monate des Aufenthalts, sondern für 
die gesamte Zeit, in der kein Aufenthaltstitel erteilt wird. Personen mit Aufenthalts­
erlaubnissen nach § 25 Abs. 3 bis 5 AufenthG werden nur in den ersten 15 Monaten 
ihres Aufenthalts ausgenommen und auch nur, wenn sie nicht erwerbstätig sind.8 

Alleinerziehende werden durch diesen Leistungsausschluss besonders betroffen, 
wenn sie eine Erwerbstätigkeit aufnehmen. Durch die fehlenden Familienleistun­
gen müssen sie ein deutlich höheres Einkommen erzielen, um den Leistungsbezug 
nach AsylbLG beenden zu können. Speziell die fehlenden Unterhaltsvorschussleis­
tungen führen dazu, dass Alleinerziehende den Lebensunterhalt für sich und die 
minderjährigen Kinder vollständig und ohne Zugang zum System der familienun­
terstützenden Leistungen decken müssen. So erhält eine Alleinerziehende mit zwei 
Kindern im Alter von 10 und 14 Jahren mit deutscher Staatsangehörigkeit oder 
einem Aufenthaltstitel und einer Beschäftigung 500 Euro Kindergeld und 610 Euro 
Unterhaltsvorschuss (252 Euro + 338 Euro), zusammen 1.110 Euro Familienleis­
tungen. Asylsuchende und Geduldete müssten diesen Betrag zusätzlich erarbeiten, 
um über das gleiche Haushaltseinkommen zu verfügen. 

2.2.4 Ausschluss von Eingliederungshilfen und  
Leistungen in besonderen Lebenslagen

Asylsuchende und Geduldete sind auch von den Leistungen der Eingliederungshilfe 
für Menschen mit Behinderungen in den ersten 18 Monaten des Aufenthalts 
ausgeschlossen (§ 100 Abs. 2 SGB IX). Ab dem 19. Monat können sie die Hilfen 
nur in Ausnahmefällen erhalten, „soweit dies im Einzelfall gerechtfertigt ist“  
(§ 100 Abs. 1 SGB IX). Dieser Leistungsausschluss bzw. die Leistungseinschrän­
kung trifft Alleinerziehende nicht unmittelbar härter als andere Geflüchtete, 

8 � oder Elternzeit nach § 15 des BEEG oder laufende Geldleistungen (Alg I) nach SGB III in Anspruch nehmen (§ 62 Abs. 2 Nr. 3 EStG,  
§ 1 Abs. 7 BEEG, § 1 Abs. 2a UhVorschG, § 6a Abs. 1 BKGG).
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mittelbar stehen Ihnen aber weniger Ressourcen zur Verfügung, um erforderliche 
Hilfen gegenüber dem Sozialleistungsträger nach § 6 AsylbLG (zur Eingliederungs­
hilfe: LSG Hessen, Beschluss vom 11.07.2018 – L 4 AY 9/18 B ER; LSG 
Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 01.02.2018 – L 8 AY 16/17 B ER; DIJuF 
2021, S. 328f.) einzufordern oder die fehlenden Hilfen zu kompensieren. Für Allein­
erziehende ist es besonders schwierig, die erforderliche Unterstützung, u.a. durch 
Kita- oder Schulassistenz zu erhalten, wenn ihre Kinder Krankheitsbilder aufwei­
sen wie Autismus, Epilepsie, kognitive Behinderungen, Sinnesbeeinträchtigungen und 
andere körperliche Behinderungen. Die Leistungsgewährung nach § 6 AsylbLG 
als Leistung, „die zur Deckung besonderer Bedürfnisse von Kindern geboten“ ist, 
scheitert in der Praxis an der Unkenntnis sowohl auf  Seiten der Betroffenen als 
auch auf  Seiten der Sozialhilfeträger, die in keiner Weise in der komplexen Rechts­
materie der Eingliederungshilfen geschult sind.

Unmittelbar betroffen sind alleinerziehende Geflüchtete auch von dem Ausschluss 
von Leistungen in besonderen Lebenslagen (§ 23 Abs. 2 SGB XII) für die ersten 
18 Monate des Aufenthalts, weil ihnen dadurch der Zugang zur Wohnungslosenhilfe 
und zum Schutz in Frauenhäusern verwehrt wird (siehe unter 2.6.). Ab dem 
19. Monat endet der Leistungsausschluss (BSG vom 24.06.2021 – B 7 AY 1/20 
R), allerdings erfolgt durch die Regelung in § 23 Abs. 1 SGB XII die Reduzierung 
auf  einen Ermessensanspruch (Oppermann/Filges 2022, § 2 AsylbLG Rn. 184, 
184.1; Deibel 2022, § 2 AsylbLG, Rn. 193 ff.; Leopold 2020, § 2 AsylbLG Rn. 49). 
Dadurch wird die gerichtliche Möglichkeit, die behördliche Entscheidung zu über­
prüfen, erheblich eingeschränkt. In der Praxis führt das dazu, dass Leistungsanträge 
in der Regel abgelehnt werden und es nur ausgesprochen selten zu gerichtlichen 
Entscheidungen kommt (siehe im Fall eines ukrainischen Staatsangehörigen: 
SG Nürnberg, Beschluss vom 09.03.2023 – S 5 SO 25/23 ER).  

2.3 Unterbringung während des 
Asylverfahrens und bei bestehender 
Ausreisepflicht

2.3.1 Aufnahmeeinrichtungen

Die Aufnahme von Asylsuchenden erfolgt nach speziellen Konzepten der einzelnen 
Bundesländer (Landesaufnahmeeinrichtungen, Erstaufnahmeeinrichtungen, Zentrale 
Unterbringungseinrichtungen, Anker-Zentren). Einheitlich vorgegeben ist für alle 
Asylantragstellenden, die ihren Antrag persönlich stellen müssen (§ 14 AsylG), 
die verpflichtende Aufnahme in Landeseinrichtungen (§ 47 AsylG). Es handelt 
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sich dabei um Sammelunterkünfte mit Verpflegung, ohne Kochgelegenheiten und 
mit gemeinschaftlichen Sanitäranlagen. Alleinerziehende werden dabei in der Regel in 
einem Raum mit ihren Kindern untergebracht, gelegentlich auch in einem Raum mit 
einer weiteren Familie (González Méndez de Vigo, N./Schmidt/Klaus 2020; DIMR/ 
Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention 2019, S. 38f.). Die Aufenthaltsdauer 
für Familien mit Kindern ist auf  sechs Monate begrenzt (§ 47 Abs. 1 Satz 1 AsylG). 
Zunächst war unklar, ob Familien mit Kindern aus sicheren Herkunftsstaaten9 
darüber hinaus bis zur Ausreise oder Abschiebung in den Aufnahmeeinrichtungen 
verbleiben müssten. Durch § 47 Abs. 1a Satz 2 AsylG (eingefügt durch das Zweite 
Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht v. 15.08.2019 (BGBl. I 2019, 
S. 1294) wird jedoch klargestellt, dass die Sechs-Monats-Grenze auf  alle Familien 
mit Kindern anzuwenden ist (Röder 2023, § 47 AsylG, Rn. 16a). Während der Zeit 
in den Aufnahmeeinrichtungen besteht keine freie Arztwahl, kein Zugang zum 
Regelschulsystem, in den ersten neun Monaten auch nicht zum Arbeitsmarkt10 und 
das Verlassen des Bezirks der Ausländerbehörde ist untersagt (Residenzpflicht,  
§ 56 AsylG11). 

So gaben in einer bundesweiten Befragung von Mitarbeitenden in Flüchtlingsunter­
künften im Auftrag der UNICEF mehr als die Hälfte der Befragten an, dass den 
Bewohnern in den jeweiligen Aufnahmeeinrichtungen eine Wohnfläche von weniger 
als 6 qm pro Person zur Verfügung stehe (Lewek/Naber 2017, S. 22f.).

Für Alleinerziehende ist der Lärmpegel in den Unterkünften besonders belastend. 
Die räumliche Enge, Anspannung, nächtliche Polizeiaktionen etc. wirken auf  die 
Kinder beängstigend und machen ein ruhiges Lernen oder Spielen unmöglich. Hin­
zukommt, dass viele Aufnahmeeinrichtungen unzureichend mit Spielzimmern und 
kindgerechten Außenflächen ausgestattet sind (Schouler-Ocak/Kurmeyer 2017, 
S. 43f.). 

Die Verpflegungssituation ist für Alleinerziehende besonders problematisch, weil 
die Kantinen nur über festgelegte Öffnungszeiten verfügen, teilweise darf  das Essen 
nicht mit aufs Zimmer genommen werden und selbst die Ausgabe von heißem 
Wasser für die Babynahrung ist limitiert. Die fehlenden Kochmöglichkeiten wirken 
sich destruktiv auf  die Familienstrukturen aus, weil Eltern die Fürsorgeverantwor­
tung für ihre Kinder nicht mehr vollständig übernehmen können. Gerade Kinder 
von Alleinerziehenden sind auf  die Bindungsstabilität zum verbleibenden Elternteil 
besonders angewiesen. 

Alleinerziehende mit kleineren Kindern müssen alle Kinder zu jeder Besorgung 
mitnehmen, weil es keine Möglichkeit gibt, sie in einer sicheren Obhut zu lassen; 
das gilt für den Toilettengang, die Dusche, die Essensausgabe, den Arztbesuch und 
Behördengänge. Bei den Anhörungsterminen beim BAMF kommt es zu mehr­
stündigen Wartezeiten, wobei der Wartebereich nicht verlassen werden darf  und es 
keinerlei Verpflegung, Getränke oder Kinderspielzeug gibt. Auch können bei der 

9    �Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana, Kosovo, Mazedonien, ehemalige jugoslawische Republik Montenegro, Senegal und 
Serbien; vgl. Anlage II zu § 29a AsylG.

10 � Für Personen aus sicheren Herkunftsstaaten besteht ein zeitlich unbegrenztes Erwerbsverbot, § 61 Abs. 1 Nr. 3 AsylG. 
11 � Für jedes Verlassen ist eine Genehmigung erforderlich, ausgenommen das Aufsuchen von Behörden und Gerichten, § 57 AsylG. 
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Anhörung sehr belastende Inhalte zur Sprache kommen. Die Eltern werden zwar 
gebeten, ihre Kinder nicht mitzubringen, aber es gibt keine verlässlichen Betreu­
ungsmöglichkeiten in den Aufnahmeeinrichtungen. 

Die Unterbringung von Asylsuchenden wird von den Bundesländern geregelt, wobei 
ein erheblicher Gestaltungsspielraum besteht, der seine Grenze in dem Respekt vor 
der unveräußerlichen Würde jedes Menschen nach Art. 1 Abs. 1 GG findet. 

Eine Konkretisierung dieser Anforderung wurde von der Rechtsprechung bislang 
kaum für Flüchtlingsunterkünfte entwickelt (ansatzweise für die spezifische 
Pandemie-Situation: VG Münster Beschl. v. 07.05.2020 – 6a L 365/20; VG Chemnitz 
Beschl. v. 30.04.2020 – 4 L 224/20.A; VG Leipzig Beschl. v. 22.04.2020 – 3 L 
204/20, Rn. 21). Herangezogen werden können jedoch Entscheidungen zu den 
Anforderungen an eine menschenwürdige Unterkunft für Wohnungslose, weil 
für ordnungsrechtliche, sozialrechtliche oder asylrechtliche Unterbringungen 
der Gestaltungsspielraum gleichermaßen begrenzt wird durch die staatliche Ver­
pflichtung zur Gewährleistung menschenwürdiger Existenzbedingungen nach 
Art. 1 Abs. 1 iVm Art. 20 Abs. 1 GG.      

Aber auch zu der grundlegenden Frage nach den Kriterien für eine menschen­
würdige Unterbringung bestand für das BVerfG bislang noch keine Gelegenheit 
der Stellungnahme (so ausdrücklich BVerfG vom 08.12.2020 – 1 BvR 149/16 zu 
Haftbedingungen). Allerdings verweist das BVerfG darauf, dass als Kriterien auch 
„internationale Standards mit Menschenrechtsbezug“, die von Organen der Vereinten 
Nationen oder dem Europarat entwickelt wurden, heranzuziehen sind (BVerfG, 
Nichtannahmebeschluss vom 13.11.2007 – 2 BvR 939/07, Rn. 17). 

Die in der Literatur entwickelten konkreteren Kriterien zur Bewertung der men­
schenwürdigen Unterbringung (Deibel 2022, § 2, Stand Juli 2022, § 2 Rn. 369 f) 
wurden von der Rechtsprechung nicht aufgegriffen. Die geringe Ausgestaltung der 
Kriterien hängt auch damit zusammen, dass die Rechtsprechung überwiegend von 
einer Ermessensentscheidung ausgeht, bei der sich die gerichtliche Überprüfung 
auf  die Frage beschränkt, ob der Leistungsträger vertretbar und nicht willkürlich 
gehandelt hat (LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 02.07.2020 – L 8 AY 
37/20 B ER; Oppermann/Filges 2022, § 2 AsylbLG, Rn. 228; a.A. Leopold 2020,  
§ 2 AsylbLG, Rn. 69; Cantzler 2019, § 2, Rn. 60, die die Unterbringung nach
§ 3 Abs. 3 oder § 2 Abs. 2 AsylbLG als unbestimmten Rechtsbegriff  werten, der der
vollen gerichtlichen Überprüfung unterliegt).

Die Verwaltungsgerichte betonen vor allem restriktiv, dass der Standard einer men­
schenwürdigen Unterkunft erheblich unter dem Standard einer Mietwohnung läge 
(OVG NRW v. 24.03.2023 – 9 B 95/23). Es genüge, wenn die Unterkunft Schutz 
vor den Unbilden der Witterung biete sowie Raum für die notwendigsten Lebens­
bedürfnisse lasse (OVG NRW, Beschluss vom 06.03.2020 – 9 B 187/20, Rn. 9; 
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OVG NRW, Beschluss vom 07.03.2018 – 9 E 129/18, Rn. 10; VG Köln, Beschluss 
vom 16.02.2021 – 22 L 182/21, Rn. 10; VG Köln v. 16.05.2023 – 22 L 406/23).

Allerdings räumt das OVG NRW in ständiger Rechtsprechung ein, dass zur menschen­
würdigen Unterbringung auch gehört, dass den Betroffenen eine gewisse Mindest­
fläche an Wohnraum zur Verfügung steht (OVG NRW, Beschluss vom 06.03.2020 
– 9 B 187/20, Rn. 16 ff.). Als Anhaltspunkt sieht das OVG NRW die wohnungsauf­
sichtsrechtlichen Anforderungen von 9 qm je Bewohner für Personen über 6 Jahre 
nach § 9 Abs. 1 WAG NRW. Andere Verwaltungsgerichte nennen 10 qm pro Person 
als Faustformel für die Berechnung (VG Neustadt (Weinstraße), Beschluss vom 
03.06.2014 – 5 L 469/14.NW, Rn. 19; VG Augsburg, Beschluss vom 12.01.2015 – 
Au 7 E 14.1792, Rn. 42).

Daraus ergäbe sich z.B. für eine allein reisende Mutter mit drei Kindern bereits ein 
Bedarf  von 40 qm Wohnfläche. Diese Anforderungen dürften für Alleinerziehende in 
Aufnahmeeinrichtungen nirgendwo erreicht werden (Lewek/Naber 2017, S. 22f.).

Für die Bewertung einer Unterkunft sind jedoch immer auch die besonderen Um­
stände des Einzelfalls zu berücksichtigen (OVG NRW, Beschluss vom 07.03.2018 –  
9 E 129/18, Rn. 10; OVG NRW, Beschluss vom 06.03.2020 – 9 B 187/20, Rn. 9 ff.). 
Erst anhand der konkreten Bedarfe lässt sich ermitteln, ob die zugewiesene Unter­
kunft ein Leben ermöglicht, welches mit der Würde des Menschen vereinbar ist. 

Für Familien mit Kindern, insbesondere auch für Alleinerziehende, ergeben sich 
die Anforderungen aus der staatlichen Verpflichtung zum Schutz der Familie nach 
Art. 6 GG und nach Art. 8 EMRK. Das BVerfG (31.07.2018 – 2 BvR 714/18) 
betont dieses Kriterium in den Rückführungsentscheidungen nach Italien unter 
Bezugnahme auf  die vom EGMR in der Tarakhel-Entscheidung (vom 04.11.2014 
– 29217/12) entwickelten Grundsätzen. Für die Bewertung der Unterbringungen 
in Deutschland sind diese Grundsätze in gleicher Weise heranzuziehen. 

Die schutzwürdigen Belange minderjähriger Kinder sind bei der Ausgestaltung der 
Unterbringung in besonderer Weise zu berücksichtigen (Kessler/Hesari/Pucko 2021, 
S. 22), aber auch für erwachsene Familienmitglieder muss eine Rückzugsmöglichkeit 
verfügbar sein (OVG NRW vom 30.01.2023 – 9 B 1056/22, Rn. 43; OVG NRW, 
Beschluss vom 06.03.2020 – 9 B 187/20, Rn. 9 ff.).

Dieses Rückzugsrecht wird jedoch nicht von allen Gerichten geteilt. So reicht nach 
der Rechtsprechung des LSG Berlin-Brandenburg (Beschluss vom 04.11.2022 – 
L 15 AY 13/22 B ER) eine langjährige Unterbringung einer Alleinerziehenden ohne 
eigene Privatsphäre und eigene Sanitäranlagen aus, um den Mindestanforderungen 
aus dem Gesichtspunkt der Menschenwürde und des Kindeswohls zu entsprechen 
(Besprechung: Barkow v. Creytz: Ermessensentscheidung auf  Unterbringung 
außerhalb einer Gemeinschaftsunterkunft, NZS 2023, 234). 
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Im Ergebnis findet sich eine stark divergierende Rechtsprechung zur Frage einer 
menschenwürdigen Unterbringung, die eine deutliche Einfärbung durch fiskalische 
Überlegungen und wertende Menschenbilder erkennen lässt. Eine so existenzielle 
Frage wie die Mindeststandards einer menschenwürdigen Unterkunft bedarf  dringend 
einer verfassungsrechtlichen Grundierung. 

2019 wurden die Länder mit dem Zweiten Gesetz zur besseren Durchsetzung 
der Ausreisepflicht (vom 15.08.2019 BGBl. I S. 1294) durch Einfügung des  
§ 44 Abs. 2a AsylG verpflichtet „geeignete Maßnahmen [zu] treffen, um bei 
der Unterbringung Asylbegehrender nach Absatz 1 den Schutz von Frauen und 
schutzbedürftigen Personen zu gewährleisten“. Damit wird auf  die Vorgaben der 
Aufnahmerichtlinie verwiesen, auf  die unter 5.1 näher einzugehen sein wird. 

2.3.2 Kommunale Unterbringung

Asylsuchende und Geduldete sind auch von den Leistungen der Eingliederungshilfe 
für Menschen mit Behinderungen in den ersten 18 Monaten des Aufenthalts 
ausgeschlossen (§ 100 Abs. 2 SGB IX). Ab dem 19. Monat können sie die Hilfen 
nur in Ausnahmefällen erhalten, „soweit dies im Einzelfall gerechtfertigt ist“  
(§ 100 Abs. 1 SGB IX). Dieser Leistungsausschluss bzw. die Leistungseinschrän­
kung trifft Alleinerziehende nicht unmittelbar härter als andere Geflüchtete, mit­
telbar stehen Ihnen aber weniger Ressourcen zur Verfügung, um erforderliche 
Hilfen gegenüber dem Sozialleistungsträger nach § 6 AsylbLG (zur Eingliede­
rungshilfe: LSG Hessen, Beschluss vom 11.07.2018 – L 4 AY 9/18 B ER; LSG 
Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 01.02.2018 – L 8 AY 16/17 B ER; DIJuF 
2021, S. 328 f.) einzufordern oder die fehlenden Hilfen zu kompensieren. Für 
Alleinerziehende ist es besonders schwierig, die erforderliche Unterstützung, u.a. 
durch Kita- oder Schulassistenz zu erhalten, wenn ihre Kinder Krankheitsbilder 
aufweisen wie Autismus, Epilepsie, kognitive Behinderungen, Sinnesbeeinträch­
tigungen und andere körperliche Behinderungen. Die Leistungsgewährung nach  
§ 6 AsylbLG als Leistung, „die zur Deckung besonderer Bedürfnisse von Kindern 
geboten“ ist, scheitert in der Praxis an der Unkenntnis sowohl auf  Seiten der 
Betroffenen als auch auf  Seiten der Sozialhilfeträger, die in keiner Weise in der 
komplexen Rechtsmaterie der Eingliederungshilfen geschult sind. 

Unmittelbar betroffen sind alleinerziehende Geflüchtete auch von dem Ausschluss 
von Leistungen in besonderen Lebenslagen (§ 23 Abs. 2 SGB XII) für die ersten 
18 Monate des Aufenthalts, weil ihnen dadurch der Zugang zur Wohnungslosen­
hilfe und zum Schutz in Frauenhäusern verwehrt wird (siehe unter 2.6.). Ab dem 
19. Monat endet der Leistungsausschluss (BSG vom 24.06.2021 – B 7 AY 1/20 R), 
allerdings erfolgt durch die Regelung in § 23 Abs. 1 SGB XII die Reduzierung auf  
einen Ermessensanspruch (Oppermann/Filges 2022, § 2 AsylbLG Rn. 184, 184.1; 
Deibel 2022, § 2 AsylbLG, Rn. 193 ff.; Leopold 2020, § 2 AsylbLG Rn. 49).  
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Dadurch wird die gerichtliche Möglichkeit, die behördliche Entscheidung zu über­
prüfen, erheblich eingeschränkt. In der Praxis führt das dazu, dass Leistungsanträge 
in der Regel abgelehnt werden und es nur ausgesprochen selten zu gerichtlichen 
Entscheidungen kommt (siehe im Fall eines ukrainischen Staatsangehörigen: 
SG Nürnberg, Beschluss vom 09.03.2023 – S 5 SO 25/23 ER).  

2.4 Erschwerte Zugänge zur Jugendhilfe 
Die Kinder von Alleinerziehenden sind oft traumatischen Erfahrungen durch den 
Verlust eines Elternteils und Gewalterfahrungen im Herkunftsland oder während 
der Flucht ausgesetzt. Diese Beschädigung der Kinder stellt die geflüchteten Frau­
en, die von diesen Erlebnissen selbst traumatisiert sind, vor extreme Erziehungs­
anforderungen. 

Die Personensorgeberechtigung für Kinder richtet sich nach deutschem Recht, sobald 
das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat (Art. 16 Abs. 3 und 
Abs. 4, Art. 17 Haager Kinderschutzübereinkommen, KSÜ). Daraus folgt, dass 
auch Müttern, die nach dem Familienrecht ihres Heimatlandes lediglich zur tatsäch­
lichen Sorge und nicht zur rechtlichen Vertretung berechtigt sind, in Deutschland 
das uneingeschränkte Sorgerecht zusteht (DIJuF 2020, S. 198).

Auch Asylsuchende und Geduldete haben nach § 6 SGB VIII einen Anspruch auf  
Leistungen der Jugendhilfe (Kepert 2022, § 6, Rn. 8), wenn sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt in Deutschland haben (§ 30 SGB I). Im Sinne des § 6 SGB VIII reicht 
es für Leistungen der Jugendhilfe aus, wenn die Aufenthaltsdauer des Kindes nicht 
konkret absehbar, also im Ergebnis offen ist (BVerwG, Urteil vom 26. 09. 2002 – 
5 C 46/01; Meysen/Beckmann/González Méndez de Vigo, N. 2016, S. 427). 

Nach § 24 Abs. 2 SGB VIII haben Kinder ab dem 1. Geburtstag einen Rechts­
anspruch auf  Förderung in einer Tageseinrichtung (Kita) oder Kindertagespflege 
und ab dem 3. Geburtstag nach § 24 Abs. 3 SGB VIII auf  Förderung in einer Kita.

Für alle geflüchteten Kinder in Aufnahmeeinrichtungen, aber ganz besonders für die 
von Alleinerziehenden, ist der Besuch einer Kita oder zumindest einer Tagespflege­
stelle im Interesse des Kindes erforderlich, um die Grundbedürfnisse auf  Förderung, 
Bildung, Erziehung und Spielen zu erfüllen und die Chance auf  sprachliche und soziale 
Integration zu erhalten (Meysen/Beckmann/González Méndez de Vigo, N. 2016,  
S. 427, 430). Auch werden Kita-Plätze als ein wichtiger Türöffner zur Unterstützung 
durch die Angebote der Jugendhilfe bewertet (Dietz u. a. 2017, S. 417, 420). 

Auch Erziehungshilfen (§§ 27 ff. SGB VIII) können geeignete Hilfen sein, um 
Alleinerziehende in Überforderungssituationen zu unterstützen und Risiken für 
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das Kindeswohl frühzeitig zu begegnen. Die Gründe für den Hilfebedarf  liegen 
meist nicht in der fehlenden Erziehungskompetenz, sondern einerseits in traumati­
schen Erlebnissen wie dem Tod eines Elternteils, Kriegserfahrungen oder extremer 
Lebensgefahr während der Flucht, anderseits in der elterlichen Überforderung in 
einem fremden Land mit einer sehr komplexen Bürokratie und fehlenden kind­
gerechten Lebensbedingungen. 

Allerdings begründen prekäre soziale Umfeldbedingungen und soziale Notlagen 
noch keinen erzieherischen Bedarf   (DIJuF 2019; Nellissen 2022, § 27 SGB VIII, 
Rn. 50). Maßgeblich ist, ob die die Grundbedürfnisse des Kindes wie Liebe, Akzeptanz, stabile 
Bindungen, Versorgung, Körperpflege, Gesundheitsfürsorge, Schutz vor Gefahren und geis-
tige und soziale Bildung, nicht erfüllt werden (OVG Niedersachsen-Bremen, 13.09.2019 –  
10 LA 321/18). Belastende Lebensumstände können sich aber unmittelbar auf  das 
Erziehungsverhältnis auswirken und in einem Ursachenbündel den erzieherischen 
Bedarf  auslösen oder verstärken. Es kommt dabei vor allem darauf  an, ob die 
Ressourcen und Handlungsmöglichkeiten der Erziehungsberechtigten reduziert 
sind (Wapler 2022, § 27 SGB VIII, Rn. 26), unter anderem durch eigene trauma­
tische Erfahrungen, sprachliche Hürden und fehlende Kenntnisse der bürokra­
tischen Anforderungen.  

Trotz des erhöhten Bedarfs werden Kinder in Aufnahmeeinrichtungen und kom­
munalen Sammelunterkünften von der Jugendhilfe oftmals ausgeblendet und es 
bestehen verschiedene Barrieren beim Zugang zu den Leistungen (Lewek/Naber 
2017, S. 56). Zum Teil findet sich bei Jugendämtern fälschlicherweise die Auf­
fassung, dass Kindern und Jugendlichen vor der landesinternen Verteilung auf  die 
Kommunen keine Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe zustehen (Dietz u. a. 
2017, S. 417, 422; Meysen/Beckmann/González Méndez de Vigo, N. 2016, S. 427). 
Auch gibt es in den meisten Kommunen weder eine systematische Kooperation 
zwischen der Jugendhilfe und den Landesaufnahmeeinrichtungen noch eine aus­
reichende Information für die Erziehungsberechtigten über Beratungs- und Unter­
stützungsangebote (Lewek/Naber 2017, S. 56f.). 

Ausgeblendet werden dadurch auch minderjährige Schwangere und junge Allein­
erziehende im Familienverband oder junge volljährige Elternteile, bei denen die 
Aufnahme in einer Mutter-Vater-Kind-Einrichtung nach § 19 SGB VIII als geeig­
nete Unterstützung zu prüfen wäre. Die Hilfe muss persönlichkeitsindiziert sein, 
darf  sich also nicht allein aus einer defizitären sozialen Situation ergeben. Typische 
Indikatoren sind fehlende Reife zur Erziehung, fehlender Rückhalt bei Eltern oder 
sonstigen Familienangehörigen, psychische Belastungen und Überforderung mit 
der doppelten Aufgabe der Erziehung und der Integration in die Aufnahmegesellschaft 
(Dlugosch 2022, § 19 Rn. 3). 
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2.5 Die europarechtlichen Vorgaben 
für vulnerable Personen und die darauf 
bezogene Umsetzung im nationalen 
Recht 
Im Bereich des Flüchtlingsrechts haben die Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
weitgehend die Gesetzgebungskompetenz übertragen (Art. 78 AEUV). Damit 
hat die Rechtsetzung der EU für die Mitgliedstaaten nicht nur die Umsetzung der 
Genfer Flüchtlingskonvention übernommen, sondern auch die der menschenrecht­
lichen Vorgaben für den Bereich der Aufnahme, der Schutzgewährung und der 
Rückführung von Geflüchteten (Kluth 2020, S. 119, 120). Diese Vorgaben des 
EU-Rechts haben damit Vorrang vor allen anderen Rechtsetzungen. 

2.5.1 Aufnahmerichtlinie

Für Asylsuchende enthält die Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26.06.2013 (Aufnahmerichtlinie) besondere Vorgaben für 
vulnerable Personen12.

Die Richtlinie gilt für Drittstaatsangehörige und Staatenlosen, die im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats der Europäischen Union einschließlich an der Grenze, in den 
Hoheitsgewässern oder in den Transitzonen internationalen Schutz beantragt haben, 
solange sie als Antragstellende auf  dem Territorium dieses Staates verbleiben dürfen, 
sowie für die Familienangehörigen, die nach nationalem Recht von dem Antrag er­
fasst sind. Der Antrag auf  internationalen Schutz umfasst im deutschen Recht die 
Anträge auf  Asylanerkennung, auf  Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft nach 
der Genfer Flüchtlingskonvention und auf  subsidiären Schutz. 

Zu den besonders schutzbedürftigen (vulnerablen) Personen zählen nach Art. 21 
der Aufnahme-RL Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern. Das Konzept der 
„besonderen Schutzbedürftigkeit“ geht davon aus, dass bestimmte Personengruppen 
für ihre Befähigung (Capabilities) zu einer selbstbestimmten Lebensgestaltung auf  
Unterstützung angewiesen sind (Nussbaum 2007, S. 155ff.; Kluth 2020, S. 119, 122).  
Im Kontext der Aufnahme von Geflüchteten muss bei Alleinerziehenden die 
besondere Situation der alleinigen Elternverantwortung ohne die Unterstützung eines 
sozialen Umfelds in einem fremden Land, nach oftmals extremen Belastungen 
während der Flucht und im Kontext eines Konzepts der Ausgrenzung von sozialer 
Teilhabe gesehen werden. Die Zuordnung von Alleinerziehenden zu den vulnerablen 
Personen soll also einen Ausgleich für die Mehrfachbelastung durch ein Stück mehr 
soziale Teilhabe schaffen.  

12 � Beispielhaft aufgelistet werden in Art. 21 Abs. 1 Aufnahme-RL „Minderjährigen, unbegleiteten Minderjährigen, Behinderten, älteren 
Menschen, Schwangeren, Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern, Opfern des Menschenhandels, Personen mit schweren 
körperlichen Erkrankungen, Personen mit psychischen Störungen und Personen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere 
Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben, wie z. B. Opfer der Verstümmelung weiblicher Genitalien.“
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Der deutsche Gesetzgeber ist verpflichtet, die Vorgaben der Aufnahme-RL in 
deutsches Recht umzusetzen und damit Regelungen für die spezielle Situation 
von schutzbedürftigen Personen zu schaffen (Kluth 2020, S. 119, 124; so auch 
VG Würzburg, Urteil vom 03.04.2020 – W 10 K 19.30677, Rn. 54). Art. 28 Abs. 
1 Aufnahme-RL verpflichtet auch dazu, eine „geeignete Lenkung, Überwachung 
und Steuerung des Niveaus der im Rahmen der Aufnahmebedingungen gewährten 
Vorteile sicherzustellen“; die englische Fassung nennt dies „monitoring“ (Peek/
Tsourdi 2016, Part D V Art. 28 Rn. 1-2). Bei unbegleiteten und begleiteten Minder­
jährigen muss das „Wohl des Kindes“ nach Art. 23 und Art. 24 der Aufnahme-RL 
im Vordergrund stehen.

Diesen Anforderungen entsprechen die gesetzlichen und untergesetzlichen Maß­
nahmen in Deutschland nur unzureichend. Der Gesetzgeber hat davon abgesehen, 
die Vorgaben des Art. 19 Abs. 2 und der Art. 21 – 25 der Aufnahme-RL in deutsches 
Recht umzusetzen, weil von einer angemessenen Versorgung der betroffenen Personen 
durch die Anwendung der §§ 4, 6 Abs. 1 AsylbLG ausgegangen wird (BT-Drs. 
16/9018, S. 28.). Zunächst war die Umsetzung der Aufnahme-RL hinsichtlich 
vulnerabler Personen geplant. So heißt es im Staatenbericht an den CEDAW-
Ausschuss von 2015: „So werden die Gesundheitsleistungen im Asylbewerber­
leistungsgesetz insbesondere für besonders schutzbedürftige Personen in Umset­
zung der Vorgaben der Richtlinie 2013/33 EU zur Festlegung von Normen für die 
Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen (sog. Aufnahme­
richtlinie), noch im Verlauf  dieser Legislaturperiode verbessert werden.“ (BT-Drs. 
18/5100, S.47) und „Die Richtlinien sind bis Juli 2015 in deutsches Recht umzusetzen.“ 
(BT-Drs. 18/5100, S. 49). 

Entgegen dieser ursprünglich geplanten gesetzlichen Regelung blockierte der 
Bundesrat 2015 eine Regelung mit dem Rückgriff  auf  die bereits aus dem Umsetzungs­
verfahren zur RL 2002/55/EG (Massenzustrom) bekannten Argumentation, dass 
einfachgesetzliche Regelungen „nur zu Missverständnissen und damit einhergehend 
zu Leistungsausweitungen“ führen würden (BR-Drs. 918/1/04, S. 6; siehe auch: 
Frerichs 2022, § 6 AsylbLG, Rn. 24).

2019 wurde schließlich durch Einfügung des § 44 Abs. 2a AsylG und des § 53 Abs. 3  
AsylG (vom 15.08.2019 BGBl. I S. 1294) die Verpflichtung für die Länder ge­
schaffen, „geeignete Maßnahmen [zu] treffen, um bei der Unterbringung Asyl­
begehrender nach Absatz 1 den Schutz von Frauen und schutzbedürftigen Personen 
zu gewährleisten“13. Einige Bundesländer haben daraufhin die Verpflichtung zur 
Berücksichtigung der Belange schutzbedürftiger Personen entsprechend der Auf­
nahme-RL in die Landesgesetze zur Aufnahme von Geflüchteten aufgenommen14, 
eine Technik des Gesetzgebers, auf  eine konkrete Umsetzung der RL zu verzichten, 

13 � Danach gelten als schutzbedürftig: „Minderjährige, Menschen mit Behinderungen, ältere Menschen, Schwangere, lesbische, schwule, 
bi-trans- oder intersexuelle Personen, Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern, Opfer von Menschenhandel, Personen mit 
schweren körperlichen Erkrankungen, Personen mit psychischen Störungen und Personen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige 
schwere Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben, wie z.B. Opfer geschlechtsspezifischer Gewalt, 
weiblicher Genitalverstümmlung, Zwangsverheiratung oder Opfer von Gewalt aufgrund sexueller, geschlechtsbezogener, rassistischer 
oder religiöser Motive“ (BT-Drs. 19/10706, S. 14 f.)

14 � U.a. § 5 Flüchtlingsaufnahmegesetz Baden-Württemberg, Art. 1 Abs. 2 Aufnahmegesetz Bayern, § 2 Abs. 3 Landesaufnahmegesetz 
Brandenburg.



353

sondern lediglich auf  sie zurückzuverweisen. Dies wurde von der EU-Kommission 
als zulässige Umsetzung akzeptiert, obwohl dies den Anforderungen, wie sie in der 
Rechtsprechung des EuGH (Urteil vom 10.05.2001 – Rs. C-144/99; Breuer 2004, 
S. 520, 521; a.A. Kluth 2020, S. 119, 120) aufgestellt wurden, nicht genügen dürfte. 
Eine solche Pauschalregelung führt auch zu einer kaum zu kontrollierenden 
tatsächlichen Handhabung (Kluth 2020, S. 119, 120). 

Bislang existiert in keinem Bundesland ein gesetzlich geregelter Mechanismus zur 
Prüfung der besonderen Bedürfnisse bei der Aufnahme (Hager/Baron 2017; Laskowski 
2021; Felde/Baron/Bardelle 2020, S. 341, Rn. 50; Felde/Baron/Bardelle 2020, S. 341). 
Die Verträge mit den Betreibern der Unterkünfte enthalten zwar zum Teil gewisse 
Mindestanforderungen, deren Umsetzung aber nicht kontrolliert wird (Kluth/
Junghans 2023, S. 209). Die Feststellung der besonderen Bedürfnisse vulnerabler 
Personen und damit auch der allein reisenden Geflüchteten mit Kindern obliegt 
dem für die Aufnahme des Asylbegehrens zuständigen Verwaltungspersonal der 
Landeseinrichtungen (Giesler 2021, § 44 AsylG, Rn. 5); sie beschränkt sich meist 
auf  die Nachfrage nach körperlichen Krankheiten und Behinderungen. Einige 
Bundesländer haben für alleinstehende und alleinerziehende Frauen besondere 
Abteilungen in den Erstaufnahmeeinrichtungen vorgesehen. Das Land Berlin hat 
einen „Leitfaden zur Identifizierung von besonders schutzbedürftigen Geflüchteten 
in Berlin“ (2018) entwickelt. 

Das weiter bestehende Umsetzungsdefizit wird in der Literatur kritisch gesehen 
und eine Auslegung des § 6 Abs. 1 AsylbLG (sonstige Leistungen) im Lichte der 
Anforderungen der Aufnahme-RL gefordert. Das LSG Niedersachsen-Bremen 
(Beschluss vom 01.02.2018 – L 8 AY 16/17 B ER, Rn. 29) stellt dazu fest:  
„§ 6 Abs. 1 S 1 AsylbLG [ist] dahingehend richtlinienkonform auszulegen, dass 
Asylbewerber mit besonderen Bedürfnissen nach Art 19 Abs 2, 21 bis 25 der Richt­
linie während der Dauer ihres Asylverfahrens einen Anspruch auf  die „erfor­
derliche medizinische und sonstige Hilfe“ (entsprechend § 6 Abs. 2 AsylbLG) 
haben“; (so auch: Greiser/Frerichs 2018, S. 213, 214, 220; Zeeb 2022, S. 443, 445; 
Krauß 2020, § 6 AsylbLG Rn. 11; Herbst 2017, § 6 AsylbLG Rn. 31; zum Teil 
wird die unmittelbare Anwendbarkeit der Richtlinie befürwortet, so LSG Hessen 
v. 11.07.2018 – L 4 AY 9/18 B ER, Rn. 27; Dinter, NZS 2021, 285, 287). Kluth 
(2020, S. 119, 124) weist darauf  hin, dass kaum nachvollziehbar ist, warum der 
Gesetzgeber in § 6 Abs. 2 AsylbLG eine Regelung für besonders schutzbedürftige 
Personen getroffen hat, die jedoch nur auf  diejenigen anzuwenden ist, die im Rah­
men eines Ratsbeschlusses der EU im Falle eines Massenzustroms (RL 2001/55/EG 
v. 20.7.2001, ABl. 2001 L 212, 12) aufgenommen werden.15 Hier wurden also bei 
gleichlautenden Vorgaben in zwei verschiedenen Richtlinien nur diejenige in natio­
nales Recht umgesetzt, die praktisch bedeutungslos war. 

Die Aufnahme-RL enthält auch den grundlegenden Anspruch auf  Existenzsiche­
rung, von dem das Recht auf  eine menschenwürdige Unterbringung umfasst wird 

15 � Die Regelung des § 6 Abs. 2 AsylbLG ist lediglich in dem Zeitfenster zwischen März und August 2022 anzuwenden gewesen. 
Bis zum Ratsbeschluss vom 04.03.2022 gab es keine Aufenthaltserlaubnisse nach § 24 AufenthG und seit August 2022 gibt es 
praktisch so gut wie keine Zuwanderer aus der Ukraine mehr, auf die das AsylbLG anzuwenden ist, weil sie seit dem 01.06.2022 
Ansprüche auf Leistungen nach SGB II/SGB XII haben. 
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(Art. 18). Bei der Unterbringung in Räumen und Zentren sind geschlechts- und alters­
spezifische Aspekte und die Situation von schutzbedürftigen Personen zu berücksich­
tigen (Art. 18 Abs. 3). Hier sind vor allem Maßnahmen gem. Art. 18 Abs. 4 zu treffen, 
um Übergriffe und geschlechtsbezogene Gewalt einschließlich sexueller Übergriffe 
vor allem gegenüber Frauen und Mädchen effektiv zu verhindern. Zu fordern ist für 
Sammelunterkünfte (Aufnahmeeinrichtungen) eine nach Geschlechtern getrennte 
Unterbringung von Alleinreisenden und Alleinerziehenden, der ungefährdete Zu­
gang von Frauen und Kindern zu nach Geschlechtern getrennten Sanitäranlagen, 
ferner behindertengerechte Zugänge und Sanitäranlagen sowie Spielmöglichkeiten 
für Kinder.

In der Praxis führt das Umsetzungsdefizit dazu, dass Alleinerziehende nicht die 
ihren Bedarfen entsprechenden Leistungen erhalten, weil die Ansprüche für die 
Leistungsträger in der Auslegung des nationalen Rechts nicht erkennbar sind. Das 
Forschungsprojekt VULNER16 kommt zu dem Ergebnis, dass die Aufnahmeeinrich­
tungen in Deutschland ungeeignet sind, um die Vulnerabilität von aufgenommenen 
Personen zu reduzieren, sie wird intensiviert durch Isolation, die Verhinderung von In­
klusion und das Risiko von Gewalt betroffen zu werden (Junghans/Kluth 2023, S. 12). 

Kinder haben nach Art. 14 Abs. 2 Aufnahme-RL spätestens nach Ablauf  von drei 
Monaten Aufenthalt einen Anspruch auf  Zugang zur Regelschule. Sie werden aber 
in aller Regel erst nach der Zuweisung zu einer Kommune den Schulen zugewiesen. In 
der Aufnahmeeinrichtung wird ein begrenztes Unterrichtsangebot, teilweise durch­
geführt von Lehramtsstudierenden oder sogar ehrenamtlichen Kräften, angeboten. 
Diese Angebote sind kein Ersatz für den Zugang zur Regelschule. Diese Unterrichts­
formen widersprechen auch dem Gedanken des gemeinschaftlichen Lernens, der der 
Regelschule zugrunde liegt. Da Familien mit Kindern sechs Monate in der Auf­
nahmeeinrichtung verbleiben müssen, liegt nach Ablauf  von drei Monaten ein Verstoß 
gegen Art. 14 Abs. 2 Satz 1 Aufnahme-RL vor (Kessler/Hesari/Pucko 2021, S. 26). 

Art. 23 Aufnahme-RL verpflichtet auf  die vorrangige Berücksichtigung des Kindes­
wohls und hebt damit Art. 3 Abs. 1 UN-KRK als Auslegungsleitlinie auf  die Ebene 
des verbindlichen EU-Rechts (siehe dazu 2.7.3). 

2.5.2 Verfahrensrichtlinie

Auch die Verfahrensrichtlinie 2003/32/EU verlangt die Berücksichtigung vulnerabler 
Personen, u.a. nach Art. 14 Abs. 2 bei der Durchführung der Anhörung und nach 
Art. 24, 25 bei den Verfahrensgarantien.

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge prüft die besonderen Bedürfnisse 
bei der Durchführung des Asylverfahrens. Es gibt seit 2022 ein Konzept zur Iden­
tifizierung vulnerabler Personen im Asylverfahren (BAMF 2022). Danach sollen 

16 � VULNER – Vulnerabilities Under the Global Protection Regime – ist ein Forschungsprojekt, welches weltweit den Umgang mit dem 
Konzept der Vulnerabiliät durch Gesetzgebung und die Entscheidungs-Instanzen sowie die Auswirkungen auf die Vulnerabilität der 
Geflüchteten untersucht; https://www.vulner.eu. 

https://www.vulner.eu
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Alleinerziehende bei der Terminierung zur Anhörung darauf  hingewiesen werden, 
dass sie ihre Kinder nicht mitbringen, sondern für eine Kinderbetreuung sorgen 
sollten (BAMF 2022, S. 34); die Anhörung soll rücksichtsvoll erfolgen, insbesondere, 
wenn Säuglinge mitgebracht werden. Bei bestimmten Herkunftsregionen oder 
Zugehörigkeit zu Bevölkerungsgruppen soll nach weiblicher Genitalverstümmelung 
(FGM) gefragt und geprüft werden, ob Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft 
erfolgt. 

Die Umsetzung des Konzepts zur Berücksichtigung besonderer Bedürfnisse scheitert 
für Alleinerziehende jedoch daran, dass es weder konkrete Vorkehrungen zur 
Betreuung der Kinder gibt noch eine Infrastruktur für Kinder in den Außenstellen. 
Auch für Alleinerziehende mit kleinen Kindern kommt es trotz einer vorgesehenen 
Vorzugsbehandlung zu sehr langen Wartezeiten.  

2.5.3 Rückführungsrichtlinie

Die Rückführungs-RL (2008/115/EG) regelt die Vorbereitung und Durchführung 
von Abschiebungen und enthält wichtige menschenrechtliche Vorgaben für die 
Behandlung von Personen, die ausreisepflichtig sind. 

Die Rückführungs-RL findet deshalb Anwendung auf  Personen mit einer Duldung 
(Aussetzung der Abschiebung), selbst wenn sie sich jahrelang mit diesem Status 
in Deutschland aufhalten (Art. 14 Rückführungs-RL). Für Alleinerziehende sind 
diese Vorgaben von erheblicher Bedeutung, weil sie einen Mindeststandard für die 
Unterbringung, Versorgung und den Schutz bezogen auf  ihre konkrete Lebens­
situation vorgeben. 

Art. 14 Abs. 1 d) der Rückführungs-RL gewährleistet für die Zeit der Ausreisefrist 
oder der Aussetzung der Abschiebung (Duldung) die „Berücksichtigung der spezi­
fischen Bedürfnisse vulnerabler Personen“. Durch diese Bestimmung werden die 
Grundsätze der Aufnahme-RL hinsichtlich der Berücksichtigung der Bedürfnisse 
von Ein-Eltern-Familien bei der Unterbringung, der Versorgung und dem Schutz 
auch auf  alleinerziehende Geflüchtete mit einer Duldung anwendbar (EuGH, 
Urteil vom 30.09.2020 – C-402/19, Rn. 51 ff.; EuGH, Urteil vom 18.12.2014 – 
C-562/13, Abdida, Rn. 59 ff.).

Auch das LSG Hessen (Beschluss vom 31.05.2019 – L 4 AY 7/19 B ER) hatte darauf  
hingewiesen (obiter dictum), dass bei ausreisepflichtigen Alleinerziehenden die 
Garantien aus Art. 14 der Rückführungs-RL zu beachten seien. Der Gesichtspunkt 
des Kindeswohls kann die gesetzlich vorgegebenen Sanktionen nach § 1a AsylbLG 
einschränken. 
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2.5.4 Grundrechtecharta der Europäischen Union  

Die Europäische Grundrechtecharta (GRCh, vom 14.12.2007, ABl 2007 C 303/1) 
bildet den Grundrechtekatalog der EU im gleichen Rang wie die Verträge (Calliess 
2022, Art. 1 Rn. 1) und ergänzt den Grundrechtsschutz, der sich speist aus den 
gemeinsamen Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten und der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK).17 

Die Charta-Rechte der EU sind nach Art. 6 Abs. 1 UA 1 EUV unmittelbar anwend­
bares Recht in den Bereichen, in denen die Mitgliedstaaten EU-Recht anwenden 
(Jarass 2021, Einleitung Rn. 9). Da die Aufnahme von Asylsuchenden in den 
Regelungsbereich der EU fällt (Art. 78 Abs. 2 lit. f  AEUV) und dabei die Aufnahme-RL 
unmittelbar oder mittelbar durch in nationales Recht umgesetztes Unionsrecht 
anzuwenden ist, ist auch die GRCh nach Art. 51 unmittelbar anzuwenden (EuGH 
Urteil vom 27.06.2006 – C-540/03; Bergmann 2022, Art. 51 GRCh Rn. 2). 

Art. 35 GRCh beinhaltet ein subjektives Grundrecht auf  Krankenversorgung frei von 
Benachteiligungen und Zurücksetzungen, auf  dem jeweiligen Stand der Gesund­
heitsversorgung der Mitgliedstaaten (Kingreen 2022, Art. 35 Rn. 2; Streinz 2018, 
Art. 14 Rn. 3). Eine Differenzierung nach der Staatsangehörigkeit ist im Bereich der 
Anwendung des EU-Rechts unzulässig (Jarass 2021, Art. 35 Rn. 10). Hier ergibt sich 
ein Widerspruch zur Aufnahme-RL, die eine Gesundheitsversorgung auf  dem Niveau 
der allgemeinen Gesundheitsversorgung nur für vulnerable Personen vorsieht 
(Art. 19 Abs. 2 Aufnahme-RL). In jedem Fall ist für Alleinerziehende das Recht auf  
umfassende Gesundheitsversorgung auf  dem Niveau der gesetzlichen Kranken­
versicherung als Grundrecht nach der GRCh ausgestaltet. Das umfasst auch Ansprüche 
auf  Eingliederungshilfe nach SGB IX (so auch: LSG Niedersachsen-Bremen, 
Beschluss vom 01.02.2018 – L 8 AY 16/17 B ER).

Alleinerziehende tragen die Verantwortung für die Gesundheit ihrer Kinder allein 
und sind in besonderem Maße auf  die Unterstützung bei der Wahrnehmung dieser 
Verantwortung angewiesen. 

Besondere Bedeutung für Alleinerziehende haben die von der GRCh garantierten 
Kinderrechte nach Art. 24. Hier wird Bezug genommen auf  das Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes v. 20.11.1989 (UN-KRK), insbesondere auf  dessen 
Artikel 3, 9, 12 und 13. Auf  die Bedeutung für geflüchtete Kinder wird unter 2.7.3 
näher eingegangen. 

Art. 14 GRCh beinhaltet das Grundrecht auf  Bildung, wie dies auch in Art. 2 des 1. Zu­
satzprotokolls zur EMRK bestimmt wird (EGMR, Urteil vom 16.03.2010, 15766/03, 
Orsus u.a. gegen Kroatien). Es handelt sich um ein seit langem im internationalen Völ­
kerrecht verankertes absolutes Menschenrecht, welches nicht vom Aufenthalts­
status einer Person abhängig gemacht werden darf  (Jarass 2021, Art. 14 Rn. 9). 

17 � Konsolidierte Fassung des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Protokoll (Nr. 8) zu Art. 6 Abs.2 EUV über den 
Beitritt der Union zur Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten. 
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Das Menschenrecht auf  Bildung wird heute verstanden als ein Befähigungsrecht, 
das für den Einzelnen verfügbar (available), zugänglich (accessible), annehmbar (acceptable) 
und adaptierbar (adaptable) sein muss (Niendorf/Reitz 2016, S. 20f.). 

Jede Einschränkung des Rechts auf  Bildung bedarf  einer gesetzlichen Grundlage 
und muss verhältnismäßig sein (Kingreen 2022, Art. 14 Rn. 9). Die Landesschul­
gesetze regeln teilweise eine Schulpflicht erst ab der Zuweisung zu einer Kommune 
und damit in der Regel erst ab dem 7. Monat des Aufenthalts. Differenzierungen 
beim Zugang zu den regulären Bildungseinrichtungen erfordern zwingende Recht­
fertigungsgründe (Wrase 2019, S. 42).

Nach Art. 14 Abs. 2 Aufnahme-RL darf  der Zugang zum Bildungssystem nicht 
um mehr als drei Monate verzögert werden. Eine landesgesetzliche Regelung, die 
die Schulpflicht von der Zuweisung zur Kommune abhängig macht, verstößt daher 
nicht nur gegen die Aufnahme-RL, sondern auch gegen das Grundrecht auf  Bildung 
nach Art. 14 GRCh. 

Das Recht auf  Zugang zur Regelschule ergibt sich auch aus dem Recht auf  Bildung 
nach Art. 2 des 1. Zusatzprotokolls zur EMRK (EMGR, G.L. gegen Italien, Urteil vom 
10.09.2020, 59751/15, Ziff. 49; EGMR; Cam gegen Türkei, Urteil vom 23.02.2016, 
51500/08, Ziff. 52).  

Der Zugang der Kinder zur Regelschule ist für alleinerziehende Geflüchtete besonders 
bedeutend, weil sie Defizite ihrer Kinder im Bereich Bildung, Gemeinschaft mit 
Gleichaltrigen und gesellschaftliche Einbindung noch schwerer kompensieren können 
als andere Eltern. 

2.6 Die Anforderungen  
der Istanbul-Konvention
Die Istanbul-Konvention ist ein Übereinkommen des Europarats zur Verhütung 
und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt vom 11.05.2011. 
Deutschland hat die Istanbul-Konvention im Oktober 2017 ratifiziert. Mit dem 
Inkrafttreten am 01.02.2018 ist die Konvention geltendes Recht in Deutschland 
(BGBl. Nr. 19 vom 26.07.2017), die Vorbehalte der Bundesregierung gegen Art. 
59 und Art. 44 sind am 01.02.2023 ausgelaufen, damit gilt die Istanbul-Konvention 
uneingeschränkt.

Eine besondere Gruppe der Alleinerziehenden bilden von frauenspezifischer 
Gewalt betroffene geflüchtete Frauen. Auch ihre Kinder sind vielfach Geschädigte 
von Gewalt, sowohl als unmittelbar als auch als mittelbar Betroffene. Frauen, 
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die zusammen mit ihren Kindern flüchten, haben oftmals bereits im Herkunfts­
land frauenspezifische oder sexualisierte Gewalt erlebt (Schouler-Ocak/Kurmeyer 
2017, S. 24). Die Mehrheit der Frauen, die aus den Staaten Eritrea, Somalia, Guinea, 
Gambia oder Sudan fliehen, haben Genitalverstümmelung (Female Genital Mutilation 
– FGM) erlebt. Bei Frauen aus den Balkanstaaten spielt frauenspezifische Gewalt 
im sozialen Nahfeld eine große Rolle (siehe Entschließung des Europäischen Parla­
ments vom 21.05.2013 zu den Rechten der Frau in den Beitrittsländern des Balkans 
(2012/2255(INI)). Frauen aus Afghanistan und dem Iran haben oft staatliche oder 
private Gewalt erlebt, weil sie das zugewiesene Rollenstereotyp nicht erfüllt haben. 
Hinzu kommen die Gewalterfahrungen auf  der Flucht, denen Frauen ohne männlichen 
Begleitschutz besonders häufig ausgeliefert sind. 

In den Unterkünften sind allein reisende Frauen dann erneut einem erhöhten Risiko 
von sexuellen Übergriffen durch andere Bewohner und durch das Security- und 
Betreuungspersonal ausgesetzt (Runge 2020, S. 127).

Nach Art. 4 Abs. 3 der Istanbul-Konvention ist die Durchführung des Überein­
kommens, insbesondere von Maßnahmen zum Schutz der Rechte der Opfer ohne 
Diskriminierung wegen der nationalen oder sozialen Herkunft, des Migranten- 
oder Flüchtlingsstatus sicherzustellen.

Trotz dieser eindeutigen Vorgaben der IK können Frauen ohne einen langfristig 
gesicherten Aufenthalt in Deutschland keinen gleichberechtigten Zugang zum 
Gewaltschutz finden. 

Der erste, im Oktober 2022 veröffentlichte Evaluationsbericht von GREVIO 
(Group of  Experts on Action against Violence against Women and Domestic Violence), 
der unabhängigen Expertenkommission zum Monitoring der IK, zeigt den der­
zeitigen Umsetzungsstand der Istanbul-Konvention in Deutschland und gibt detail­
lierte Empfehlungen. Als besonders gravierend bewertet GREVIO in Deutschland 
das Fehlen eines ganzheitlichen und umfassenden Konzepts des Gewaltschutzes 
im Sinne von Art. 7 IK und die dadurch entstehenden Lücken beim Gewaltschutz 
(GREVIO 2022, S. 7). Als dringende Aufforderungen verlangt GREVIO, einen 
verbesserten Zugang zum Gewaltschutz für vulnerable Personengruppen sicher­
zustellen. Dazu gehört vor allem die Verbesserung des (kostenlosen) Zugangs zu 
Beratungsstellen und Frauenhäusern für z. B. geflüchtete Frauen und Mädchen (IC-CP/
Inf  (2022,  Nr. 10 und 11).

Art. 12 II IK verpflichtet die Staaten auf  die Berücksichtigung der Situation besonders 
schutzbedürftiger Frauen, u.a. auf  Geflüchtete. 

Darauf  bezieht sich die Kritik des Berichts an unzureichenden präventiven Schutz­
maßnahmen in den Aufnahmeeinrichtungen der Bundesländer und den kommunalen 
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Sammelunterkünften, z. B. durch Screenings und Gewaltschutzkonzepte (IC-CP/
Inf  2022, S. 8 A. Nr. 15; Art. 60 IK) und bestätigt damit die von Frauen- und Flücht­
lingsorganisationen seit langem geführte Kritik (DIMR/UNICEF Deutschland 
2020) an der Umsetzung von Gewaltschutzkonzepten in den Sammelunter­
künften. Vielfach gibt es zwar Gewaltschutzkonzepte, aber keine Vorgaben für 
frauenspezifische und sexualisierte Gewalt durch Sicherheits- und Betreuungs­
personal (AWO Bundesverband e.V. u. a. 2023, S. 15). Von frauenspezifischer 
oder häuslicher Gewalt betroffenen Frauen wird kein Spielraum eingeräumt, um 
autonome Entscheidungen über Schutzmaßnahmen treffen zu können. Meist 
werden Gewaltbetroffene in eine andere Sammelunterkunft gebracht oder auch 
die gewalttätigen Personen. Beides kann die falsche Maßnahme sein. Nur selten 
wird gewaltbetroffenen Frauen die Option der Unterbringung in einem Frauen­
haus angeboten (Kluth/Junghans 2023, S. 209, 210). Die Residenzpflicht oder 
die Wohnsitzauflagen verhindern den Wechsel in einen Haushalt von Verwandten 
oder sozialen Bezugspersonen, in dem Gewaltbetroffene sich geschützt fühlen. 

Eine Rechtsgrundlage für einen subjektiven, sozialrechtlichen Schutz- und Hilfean­
spruch bei häuslicher Gewalt gibt es weder in Bundes- noch in Landesgesetzen 
(Schweigler 2018, S. 109, 110). Die Finanzierung erfolgt entweder über Leistungen 
der Jobcenter nach § 16a Nr. 3 SGB II oder der Sozialämter als Hilfen zur Über­
windung besonderer sozialer Schwierigkeiten nach §§ 67 ff. SGB XII („gewalt­
geprägte Lebensumstände“). Zusätzlich wird der Anteil für die Unterkunft von den 
Jobcentern nach § 22 SGB II finanziert. Für Asylsuchende und geduldete Frauen 
und ihre Kinder bleibt nur der Rückgriff  auf  die Generalklausel des § 6 AsylbLG  
(LSG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 23.06.2016 – L 20 AY 38/16 B ER, Rn. 45). 
Diese sehr vage und unkonkrete Grundlage für eine Kostenübernahme (siehe 
Frings 2015) führt in der Praxis regelmäßig zur Abweisung von Frauen mit einem 
prekären Aufenthaltsstatus und dem Verweis auf  die billigere Möglichkeit eines 
Wechsels der Unterkunft. Diese Ablehnungen sind gleichheitswidrige und mit 
Art. 4 IK nicht zu vereinbaren. 

Selbst Frauen, die über einen Aufenthaltstitel verfügen, wird der Zugang zum 
Frauenhaus verwehrt, weil dieser Titel nicht für einen dauerhaften Aufenthalt aus­
gerichtet ist, so z.B. bei humanitären Aufenthalten nach §§ 25 Abs. 3 – 5 AufenthG. 
Nach § 23 Abs. 1 SGB XII wird der in § 67 SGB XII normierte Rechtsanspruch 
auf  einen Ermessensanspruch reduziert, wenn der Aufenthalt nicht auf  Dauer 
ausgerichtet ist. Die Leistungen können dann nur erbracht werden, wenn dies 
aufgrund der Umstände des Einzelfalls gerechtfertigt ist (Schweigler 2022, S. 263, 
280ff.). Eine Regelung, die einen unbestimmten Rechtsbegriff  („gerechtfertigt ist“) 
mit Ermessen („kann“) verknüpft, überfordert die ausführenden Verwaltungs­
mitarbeitenden und führt regelmäßig zur Ablehnung der Kostenübernahme, 
obwohl das Ermessen durch das eindeutige Diskriminierungsverbot des Art. 4 IK 
auf  Null reduziert ist. 
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Die Zugangshindernisse wurden von der Bundesregierung auch bereits im Kombinierten 
siebten und achten Bericht der Bundesrepublik Deutschland zum Übereinkommen der Vereinten 
Nationen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) von 2015 
eingeräumt (BT-Drucks. 18/5100, S. 34 ff.). Gesetzgeberische Abhilfe wurde jedoch 
bislang nicht geschaffen (Schweigler 2018, S. 109ff.). 

Und immer wieder werden Migrant*innen, die vor häuslicher Gewalt Schutz suchen, 
von den Ausländerbehörden nicht unterstützt, sondern mit einer drohenden Auf­
enthaltsbeendigung oder Abschiebung konfrontiert, weil sie durch die Trennung 
ihr Aufenthaltsrecht verlieren können (siehe § 31 AufenthG). 

2.7 Weitere völkerrechtliche  
Anforderungen

2.7.1 Anforderungen an die Aufnahme und die  
gesundheitliche Versorgung von Geflüchteten

Die Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) enthält Vorgaben für die Rechtsstellung 
und die Versorgung von anerkannten Flüchtlingen, nicht jedoch für die Situation 
während des Anerkennungsverfahrens oder für Geflüchtete ohne die internationale 
Anerkennung. Auch auf  subsidiär Schutzberechtigte und aufgenommene Personen 
(z.B. nach §§ 22 oder 23 Abs. 1 AufenthG aus Afghanistan und nach § 24 AufenthG 
aus der Ukraine) sind die Regelungen der GFK nicht anzuwenden. 

Im Bereich der Gesundheitsversorgung ist Art. 12 Abs. 1 des Paktes über wirtschaft­
liche, soziale und kulturelle Rechte (WSK-Pakt) zu beachten, der am 23.12.1973 in 
Deutschland ratifiziert wurde (BGBl. 1973, S. 1569). Darin wird das Menschen­
recht auf  das jeweils zu erreichende Höchstmaß an körperlicher und geistiger 
Gesundheit postuliert. Diese von Deutschland eingegangene völkerrechtliche Ver­
pflichtung lässt sich generell nicht vereinbaren mit einem herabgesetzten Standard 
der Gesundheitsversorgung für geflüchtete Personen, die sich auf  dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland aufhalten (Dinter 2021, S. 285, 286). Im General 
Comment Nr. 14 (2000) zum WSK-Pakt wird betont, dass die Staaten verpflichtet 
sind, die notwendige Gesundheitsversorgung diskriminierungsfrei auch denjenigen 
zu gewähren, die selbst nicht über die erforderlichen Mittel verfügen. Der WSK-Pakt 
gibt damit einen Standard der Gesundheitsversorgung vor, der noch über die ge­
stuften Garantien der Aufnahme-RL hinausgeht und mit dem die Einschränkungen 
des AsylbLG (§ 4 und § 6) nicht vereinbar sind. 
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2.7.2 Die Anwendung des Übereinkommens zur  
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau

Die Bundesrepublik Deutschland hat im April 1985 das Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) vom 18.12.1979 
ratifiziert. Das Übereinkommen ist für die Bundesrepublik Deutschland am 
9.08.1985 in Kraft getreten (BGBl. II, S. 1234).

Schon in den Concluding observations des CEDAW-Ausschuss vom 10.02.2009 
wird in der Empfehlung Nr. 30 auf  die unzureichende Kinderbetreuung hin­
gewiesen, die eine ungleiche Beteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt und das 
Missverhältnis von Teilzeitarbeit der Frauen im Verhältnis zu den Männern be­
günstigt. Auch in den Empfehlungen 37 und 38 zeigt sich der Ausschuss besorgt 
über die Schwierigkeiten, mit denen Migrantinnen in Bezug auf  ihre Integration 
und Teilhabe am Erwerbsleben zu kämpfen haben.

In den Empfehlungen 43 und 44 zur Unterbringung und Hilfe von Frauen in Not 
zeigt sich der Ausschuss besorgt über „das Fehlen einer nachhaltigen Finanzierung 
von Frauenhäusern sowie von Beratungszentren für Ausländerinnen, aber auch 
über den mangelnden freien, einkommensunabhängigen Zugang zu Frauenhäusern 
für alle Frauen und Kinder in allen Bundesländern.“ 

Die Concluding observations des CEDAW-Ausschuss zum 9. Staatenbericht  
(Concluding observations on the ninth periodic report of  Germany vom 31.05.2023) 
wiederholen in der Empfehlung 31 die Besorgnis über den unzureichenden 
Zugang zu Frauenhäusern, speziell auch für Frauen, die kein Deutsch sprechen sowie 
die fehlende Änderung des AufenthG, die den Zugang von Migrantinnen zum 
Gewaltschutz behindert. Gefordert wird eine Gesetzesänderung, die auch Frauen 
mit irregulärem Aufenthaltsstatus den ungehinderten Zugang zum Gewaltschutz 
ermöglicht. 

Auch wird die Bundesrepublik in der Empfehlung 44 aufgefordert, an der Beseitigung 
der verschiedenen Hürden für Migrantinnen beim Zugang zum Arbeitsmarkt zu 
arbeiten, dazu gehört die Akzeptanz des Kopftuchs auch im öffentlichen Dienst, 
der Ausbau einer qualitativen Kinderbetreuung sowohl für Vorschul- als auch für 
Schulkinder, der Ausbau von speziellen Weiterbildungen für Frauen und Männer 
aus arabischen Staaten zur Überwindung traditioneller Familienrollen. 

All diese Empfehlungen zielen nicht spezifisch auf  alleinerziehende Frauen, treffen 
jedoch deren Problemlagen in besonderem Maße. 
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2.7.3 Die Anwendung der UN-Kinderrechtskonvention

Die Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen (UN-KRK) vom 20.11.1989 
(UN-Doc A/RES/44/25), wurde von der Bundesrepublik Deutschland ratifiziert 
durch Gesetz vom 17.02.1992 (BGBl. II S. 121) und trat am 05.04.1992 in Kraft 
(BGBl. II S. 990). Sie ist sowohl Auslegungshilfe für die Aufnahme-RL (siehe 5.1) 
aufgrund der Völkerrechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes (Art. 1 Abs. 2 GG) als 
auch für die Bestimmung von Inhalt und Reichweite der Grundrechte heranzu­
ziehen (BVerfG, Beschluss vom 5.7.2013, 2 BvR 708/12, unter Bezugnahme 
auf  BVerfG, Urteil vom 5.2.2004, 2 BvR).  

Art. 22 Abs. 1 UN-KRK legt den Staaten besondere Schutzpflichten für geflüchtete 
Kinder auf. Bereits in der Zeit der Asylantragstellung sollen ihnen alle Rechte der 
Konvention ohne Einschränkungen zugutekommen, unabhängig davon, ob sie sich 
mit oder ohne Eltern im Aufnahmestaat aufhalten (Schmahl 2017, Art. 22 Rn. 5).

Art. 3 UN-KRK enthält die Verpflichtung zur vorrangigen Berücksichtigung des 
Kindeswohls bei allen verwaltungsrechtlichen Maßnahmen. Diese Regelung ist 
auch bei der Auslegung des § 6 Abs. 1 Satz 1 Alt. 3 AsylbLG („zur Deckung besonderer 
Bedürfnisse von Kindern geboten“) besonders zu berücksichtigen. 

Weitere Regelungen mit einem unmittelbaren Einfluss auf  die Rechtspositionen 
von geflüchteten Kindern sind die Rechte und Versorgung körperlich oder geistig 
behinderter Kinder nach Art. 23 UN-KRK, das Recht auf  ein Höchstmaß an 
Gesundheit nach Art. 24 UN-KRK, das Recht auf  einen angemessenen Lebens­
standard nach Art. 27 UN-KRK, das Recht auf  Bildung nach Art. 28 UN-KRK, 
das Recht auf  Ruhe, Freizeit, Spiel, altersgemäße aktive Erholung sowie Teilhabe 
am kulturellen und künstlerischen Leben nach Art. 31 UN-KRK (Frerichs 2022, 
§ 6 AsylbLG Rn. 89).

In den gesetzlichen Vorgaben zur Unterbringung Geflüchteter fehlt es jedoch an 
einer derartigen Verpflichtung, sodass die kindgerechte Ausstattung der Unterkünfte, 
d.h. Rückzugs- und Spielmöglichkeiten, auch im Freien, Beschäftigungsmöglichkeiten
für Jugendliche, kulturelle Angebote und eine altersentsprechende gesunde Ernährung
nicht als Rechtsansprüche gestaltet sind, sondern dem Gestaltungsspielraum der
Bundesländer und der Kommunen überlassen bleiben. Verstöße gegen die Rechte
aus der UN-KRK lassen sich nur schwer ermitteln und belegen, solange es keine
gesetzliche Verpflichtung zu konkreten Maßnahmen und Standards und zur Durch­
führung eines Monitorings gibt (siehe zur Problematik der fehlenden konkreten
Regelungen auch Kluth 2020, S. 119, 125).

Auch der fehlende Zugang zur Bildung während des Aufenthalts in der Aufnahme­
einrichtung ist mit Art. 28 UN-KRK nicht vereinbar (EMGR, G.L. gegen Italien, 
Urteil vom 10.09.2020, 59751/15, Ziff. 49; EGMR, Cam gegen Türkei, Urteil vom 
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23.02.2016, 51500/08, Ziff. 52).  Der Zugang zur Kita gehört zum Recht auf  
altersgemäße Aktivitäten nach Art. 28 UN-KRK und entspricht dem spezifischen 
Standard in Deutschland, der durch die Rechtsansprüche in § 24 SGB VIII fest­
gelegt wird. Eine Ungleichbehandlung von geflüchteten Kindern beim Zugang 
zur vorschulischen Bildung und Betreuung ist mit Art. 22 Abs. 1 UN-KRK nicht 
vereinbar.   

Das Recht auf  eine bestmögliche Gesundheitsversorgung kann nur durch einen 
freien Zugang zum Gesundheitssystem gewährleistet werden. Auch die Gesetzes­
begründung weist darauf  hin, dass bei der Auslegung des § 6 Abs. 1 AsylbLG wenn 
es um Leistungen für Kinder geht, neben der UN-KRK auch die UN-Behinderten­
rechtskonvention betroffen ist: „Bei der Auslegung und Anwendung dieser Norm obliegt 
es den Leistungsbehörden nach dem AsylbLG, europarechtliche Vorgaben einzuhalten und den 
Wertentscheidungen völkerrechtlicher Verträge, an die Deutschland gebunden ist (UN-Kinder-
rechtskonvention, UN-Behindertenrechtskonvention), Rechnung zu tragen. Dies kommt insbesondere 
in Betracht, soweit die Gewährung von Eingliederungshilfe an Kinder betroffen ist, weil hier nicht 
nur die UN-Behindertenrechtskonvention, sondern auch die UN-Kinderrechtskonvention zu beachten 
ist.“ (BT-Drs. 18/9522, S. 277 zu § 100 Abs. 2.)

Verschiedene Studien und Rechtsexpertisen kommen zu dem Ergebnis, dass die 
Kinderrechte nach Art. 16, 19, 22, 24, 27 und 31 UN-KRK in den Aufnahme­
einrichtungen nicht gewährleistet sind (Alexandropoulou/Salimovska 2016, S. 30; 
Struck 2014, S. 23ff.; González Méndez de Vigo, N. 2018, S. 11, 12f.; Wrase 2019, 
S. 19). Es spricht vieles dafür, nicht nur nach Verbesserungen im Detail zu suchen, 
sondern das Konzept der Landes-Aufnahmeeinrichtungen zu verwerfen (siehe 
auch Kluth/Junghans 2023, S. 209ff.)

2.8 Lösungsansätze
•  Der Leistungsausschluss Geflüchteter von Sozialleistungen, die spezifisch für 

Alleinerziehende relevant sind, ist durch ihren Status nicht zu rechtfertigen.  

•  Die Mehrbedarfspauschalen für Schwangere und Alleinerziehende sollten auch im 
AsylbLG verankert werden. 

•  Die Familienleistungen sollten Personen mit Aufenthaltsgestattung oder Duldung 
zumindest dann gewährt werden, wenn diese erwerbstätig sind. Die spezifisch 
auf  Alleinerziehende ausgerichteten Leistungen nach dem UhVorschG können 
zusammen mit dem Kindergeld einen deutlich erleichterten Ausstieg aus den 
Leistungen nach AsylbLG ermöglichen und dadurch eine Motivation zur 
Arbeitsaufnahme und beruflichen Qualifikation schaffen. 
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• Die Leistungen der Eingliederungshilfe sollten durch Abschaffung der Differen­
zierungen und Leistungsausschlüsse in § 100 SGB IX für alle Geflüchteten
geöffnet werden. Besonders bedeutend sind diese Leistungen für die Entwick­
lungsperspektiven von Kindern. Der Leistungsausschluss ist unvereinbar mit
den Rechten aus der UN-KRK und aus der UN-Behindertenrechtskonvention.
Zudem ist die Eingliederungshilfe für Kinder mit Behinderung eine wichtige
Ressource, um alleinerziehenden Geflüchteten die Bewältigung der Ankom­
menssituation zu ermöglichen.

• Die Bundesländer müssen rechtsverbindliche Aufnahmekonzepte für vulnerable
Personen entwickeln. Da die Erstaufnahmeeinrichtungen der Bundesländer den
Bedarfen dieser Personengruppen nicht gerecht werden, sollte der Aufenthalt
in diesen Zentren lediglich zur Registrierung, Information und zur Durchführung
des Clearingverfahrens hinsichtlich der spezifischen Bedarfe dienen, und die
Entlassung in die Kommunen so früh wie möglich erfolgen. Es bedarf  der ver­
bindlichen Festlegung von Mindeststandards hinsichtlich der Raumgrößen, der
Rückzugsmöglichkeiten, des Zugangs zur Verpflegung für Kinder, der Spielräume
und Außenflächen, der Bildungs- und Betreuungsangebote. Schutzkonzepte sind
zwingend erforderlich, diese müssen auch das Personal einbeziehen, unabhängige
Beschwerdestellen vorsehen und externe Kooperationen mit Einrichtungen wie
Clearingstellen häusliche Gewalt und Frauenhäusern fördern.

• Kinder müssen so schnell wie möglich, spätestens nach drei Monaten einen Platz
in der Regelschule erhalten. Um sie nicht einem erneuten Schulwechsel auszusetzen,
muss die Entlassung aus der Aufnahmeeinrichtung innerhalb dieser drei Monate
erfolgen. Um das Verfahren des schulischen Quereinstiegs bis zu diesem Zeit­
punkt abzuschließen, sollte die Bestimmung des Zuweisungsortes unmittelbar
nach der Registrierung erfolgen. Ebenso sollte bei der Zuweisung eines Kita-Platzes
durch das kommunale Jugendamt verfahren werden.

• Alleinerziehende und ihre Kinder haben Anspruch auf  eine Gesundheitsversorgung
entsprechend den Leistungen der Gesetzlichen Krankenversicherung. Um diese
Versorgung zu gewährleisten, sollten sie ab dem ersten Tag mit einer „Gesund­
heitskarte“ ausgestatten werden, die auf  einer Vereinbarung nach § 264 Abs. 1 SGB V
beruht.

• Die Frauenhausfinanzierung bedarf  einer grundlegenden Neukonzeption; das ist
eigentlich unter allen Beteiligten unstrittig, sollte aber auf  Bundesebene zügig ange­
gangen werden, um die bestehende Kluft zu den Vorgaben der Istanbul-Konvention
zu überwinden. Vorzuziehen ist ein spezielles Gesetz, welches die Ansprüche
auf  Unterkunft und ambulante Betreuung zusammenhängend und unabhängig
vom Aufenthaltsstatus regelt; wobei auch eine anonyme Aufnahme ermöglicht
werden sollte.
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